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Vorwort 

 

Die globale geopolitische Lage stellt sich derzeit als konfrontativ dar. Der 
liberal-demokratische Westen steht dabei einem illiberal autoritären Block 
in einer asymmetrischen Bipolarität gegenüber. Zentrale geopolitische 
Konflikte finden dabei in Ostasien statt. Die Zeichen deuten darauf, dass 
zumindest ein Kalter Krieg 2.0. droht. Aber auch die Wahrscheinlichkeit 
eines direkten bewaffneten Konfliktes zwischen den beiden Blöcken hat 
massiv zugenommen. Dies führt unter anderem dazu, dass auch der euro-
päische Westen in die ostasiatischen Konflikte involviert wird. Dies wiede-
rum zwingt die verantwortlichen sicherheitspolitischen und strategischen 
Akteure Europas, Wissen und Verständnis für das Handeln der zentralen 
ostasiatischen Akteure zu gewinnen. Dazu dient ein nunmehr abgeschlos-
senes Forschungsprojekt an der österreichischen Landesverteidigungsaka-
demie über die politische und strategische Kultur Ostasiens. Die wesentli-
chen Erkenntnisse dieses Forschungsprojektes über Südkorea publizieren 
wir in dieser Studie. Überdies fließen sie in die laufende Lehre an der Fach-
hochschule für angewandte Militärwissenschaften, insbesondere am Mas-
terstudiengang Militärische Führung aber auch an anderen Lehrgängen der 
Landesverteidigungsakademie sowie an Ausbildungen der Theresianischen 
Militärakademie ein.  
 
Eine potenziell eigenständige sicherheitspolitische Rolle Europas bzw. der 
westeuropäischen Staaten in diesen globalen Konflikten bedingt für For-
schungs- und Lehreinrichtungen die Rahmenbedingungen dafür bereitzu-
halten. Das Institut für Strategie und Sicherheitspolitik (ISS) und die Lan-
desverteidigungsakademie (LVAk), als zentrale Institutionen sicherheitspo-
litisch geprägten strategischen Denkens in Österreich, versuchen daher 
Beiträge für die Grundlagen eines qualifizierten strategischen Denkens zu 
schaffen. Sicherheitspolitisches und strategisches Handeln EUropas ernst-
haft zu betreiben, bedeutet Expertise über die Räume aufzubauen, in denen 
sicherheitspolitisch und strategisch gehandelt werden soll.  
 
Politische Kultur als Gemenge der in einem politischen System vorhande-
nen typischen Einstellungen und Haltungen spiegelt oft langfristige kollek-



14 

tive Erfahrungen, Geschichte und nationale Traditionen wider. In der Sozi-
al- und Politikwissenschaft hat sich als Subcharakteristikum der Begriff der 
strategischen Kultur etabliert. Die Spezifizierung der politischen auf die 
strategische Kultur verengt den Bereich dabei bewusst sowohl vertikal als 
auch horizontal. Vertikal fokussiert sich strategische Kultur auf sicherheits-
politische Fragestellungen, horizontal auf die oberste staatliche Führungs-
ebene. Der Forschungsansatz der strategischen Kultur erlaubt jedenfalls die 
hinter den konkreten Handlungen staatlicher Akteure stehende Grundein-
stellungen besser zu verstehen. Die Erforschung bzw. Analyse dieses poli-
tisch-sozialen Prozesses ermöglicht eine empathische Annäherung an die 
komplexe politische Realität.  

Genau in diesem Sinne hat unsere assoziierte, freischaffende Mitarbeiterin 
Mag.a Barbara Farkas, strategisch denkende Sinologin und Asien-Expertin, 
die fünf relevantesten ostasiatischen Akteure analysiert und deren politi-
sche, vor allem aber strategische Kultur herausgearbeitet. Ihre Arbeiten 
über China, Taiwan, Japan sowie Nord- und Südkorea veröffentlichen wir 
im Rahmen einer Studienreihe. Sie sollen den in sicherheitspolitischer bzw. 
strategischer Verantwortung stehenden Dienern unseres Staates, aber auch 
den an strategischen Fragen interessierten Freunden unseres Hauses zum 
Studium dienen.  

 
 
 

Oberst Dr. Herwig Jedlaucnik, MBA 
Studienleiter 
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Einleitung 

Südkorea erlebte in den vergangenen Jahrzehnten eine dramatische Abfolge 
historischer Wendungen.1 Seine spezifische Entwicklung und die strategi-
schen Herausforderungen sind untrennbar mit der Geschichte, den unver-
änderlichen geographischen und den geopolitischen Bedingungen verbun-
den. Sein rascher politischer und wirtschaftlicher Wandel erstreckt sich von 
der Kolonialisierung durch Japan über den Autoritarismus und Militärin-
terventionen bis zur erfolgreichen Demokratisierung. In der spezifischen 
politischen Kultur beruhte die Macht weniger auf Institutionen als vielmehr 
auf persönlichen Netzwerken. Der Demokratisierungsprozess wies ent-
sprechende Spannungen und Mängel auf. Die Wirtschaftsentwicklung um-
fasste sowohl enorme Erfolge im Rahmen des Entwicklungsstaates unter 
Park Chung-hee als auch einen katastrophalen Zusammenbruch in der Fi-
nanzkrise 1997.  
 
Die Existenz an einer geopolitischen Bruchlinie brachte es mit sich, dass 
äußere Ereignisse alles in Gefahr bringen konnten. Der antikommunisti-
sche Charakter der Einbindung Südkoreas durch die USA verlagerte sich 
zunehmend auf eine strategische Funktion, die sich gegen China richtet. 
Externe Bedrohungen durch benachbarte Großmächte waren über Jahr-
hunderte stets präsent, vor allem durch China und Japan. Daher trugen 
strategische Entscheidungen wesentlich zu nationalem Überleben und 
Wohlstand bei. Hier zeigt sich der strategische Wert Südkoreas, der in sei-
ner geographischen Brückenfunktion liegt. Die geographische Lage als 
Kreuzungspunkt der Kontinentalmacht China und der Seemacht Japan 
übten einen prägenden Einfluss auf Südkorea aus. Die geopolitische Rivali-
tät zwischen China und Japan machte Invasionen von außen zu einem un-
trennbaren Teil des historischen Schicksals. Der Koreakrieg brachte als 
nachhaltige Konsequenz für die Außenpolitik Südkoreas die Internationali-
sierung der koreanischen Halbinsel mit sich. 
 
Die historischen Ereignisse und vor allem der Koreakrieg von 1950 bis 
1953 formten die strukturelle Grundlage Südkoreas. Die Grenze zwischen 
beiden Koreas gilt weltweit als eine der angespanntesten und der am stärks-

                                                 
1  Siehe bspw. Kil/Moon 2001; Chung 1999, 76f; Kim B. 2000a, 62-69. 
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ten militarisierten Grenzen.2 Das Spektrum der Konfliktmöglichkeiten er-
weiterte sich auf der koreanischen Halbinsel stetig. Die nachhaltigen Aus-
wirkungen der wechselvollen Geschichte prägen die gegenwärtige politi-
sche und strategische Kultur Südkoreas, die einerseits Anpassungsfähigkeit 
und andererseits eine gewisse Hartnäckigkeit umfasst. Traditionelle struktu-
relle Faktoren und politische Muster üben, in Kombination mit modernen 
Elementen, nach wie vor eine starke Wirkung aus. In der Folge des Ko-
reakrieges wurde Nordkorea zur größten Gefahr, zugleich definierte Süd-
korea seine Identität in Bezug auf Nordkorea. Die im Laufe der Zeit unter-
schiedlichen Positionierungen und Zugänge Südkoreas gegenüber Nordko-
rea wurden in den jeweiligen konservativen oder progressiven Politiken der 
südkoreanischen Präsidenten evident. Der amtierende Präsident Südkoreas, 
Yoon Suk-yeol, verfolgt im Rahmen der Sicherheitsallianz mit den USA 
eine selbstbewusstere und forderndere Außenpolitik gegenüber Nordkorea. 
Dies steht im Gegensatz zur größeren Kooperationsbereitschaft seines 
Vorgängers Moon Jae-in und insbesondere der Sonnenscheinpolitik Kim 
Dae-jungs. 
 
Das Bündnis mit den USA stellt einen bedeutenden Eckpfeiler der südko-
reanischen Politik dar. Denn seit der Gründung der Republik Korea 1948 
trugen die USA mit ihrer wirtschaftlichen, militärisch-technologischen und 
ideologischen Unterstützung wesentlich zum Aufstieg und zu den Errun-
genschaften Südkoreas bei. Seit dem Koreakrieg steht Südkorea unter dem 
Atomschutzschirm der USA. Dennoch erwog es öffentlich die Beschaffung 
von Kernwaffen. Dies steht in Einklang mit seinem grundsätzlichen Stre-
ben nach einer größeren strategischen Autonomie und der Stärkung seiner 
Verteidigungsindustrie. Auslöser war der russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine 2022, in der Folge thematisierte Yoon Suk-yeol die potenzielle 
nukleare Aufrüstung während seines Präsidentschaftswahlkampfes. Die 
Realisierung dieser Erwägung würde jedoch auf der regionalen und interna-
tionalen Ebene auf Hindernisse und breite Ablehnung stoßen. In diesem 
Zusammenhang stellt sich die Frage nach der Prioritätensetzung – sicher-
heitspolitische Autonomie oder US-Sicherheitsbündnis – und der Ernsthaf-
tigkeit des Ansinnens. Von Interesse ist zudem der globale Kontext. Das 
demokratische Südkorea gewann an internationaler Bedeutung und gilt 
grundsätzlich als Wertepartner des Westens im indopazifischen Raum. Die 

                                                 
2  Siehe bspw. Korkmaz/Rydqvist 2012, 16; Pollack/Lee 1999. 
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USA, die Europäische Union und ergänzend auch einige europäische Ein-
zelstaaten versuchen Südkorea als Regionalpartner des Westens zu positio-
nieren. Aus diesem Grund ist die tatsächliche Haltung und selbstdefinierte 
Rolle Südkoreas insbesondere vor dem Hintergrund des Konfliktes zwi-
schen dem Westen und seinen primären Herausforderern China und Russ-
land von hoher Relevanz. 
 
Deshalb sind die grundlegenden Überzeugungen und der spezifische 
Blickwinkel Südkoreas von großer Bedeutung. Die Denkmuster betreffen 
die Prioritätensetzung im Rahmen der nationalen Strategie ebenso wie den 
Einbezug des regionalen und internationalen strategischen Umfeldes. Die 
Hauptthemen der Außen- und Sicherheitspolitik Südkoreas sind in erster 
Linie die regionale Sicherheit, die Legitimität sowie die Modernisierung und 
Entwicklung.3 Doch auf welche Weise kann Südkorea ein Maximum an 
Sicherheit erzielen? Durch eine stärkere sicherheitspolitische und wirt-
schaftliche Autonomie oder die engere Zusammenarbeit mit Partnern, ins-
besondere den USA? Durch einen konfrontativeren oder kooperativeren 
Zugang zu Nordkorea bzw. China? In diesen Widersprüchen zeigt sich die 
Relevanz der strategischen Kultur. Das Wissen darüber kann das Verständ-
nis für die Handlungsoptionen und die strategische Positionierung Südko-
reas fördern. 

Aufbau und Struktur der Studie 

Im ersten Teil befasst sich die Studie zunächst mit den relevanten Grund-
lagen. Südkoreas politische Kultur prägt mit ihren spezifischen Eigenschaf-
ten die ihr untergeordnete strategische Kultur, die sich auf sicherheitspoliti-
sche Fragen konzentriert. Zu den Merkmalen der politischen Kultur zählen 
der Regionalismus als zentrales Organisationsprinzip der politischen Partei-
en, der Fraktionalismus des Parteiensystems, die formalistische Entschei-
dungsfindung und die Organisationskultur. Die zentrale und hierarchische 
Verwaltung konzentriert sich auf die Verwirklichung nationaler Ziele durch 
gute Regierungsführung. 
 
Der zweite Teil der Publikation widmet sich der strategischen Kultur Süd-
koreas, ihren Quellen, den Wirkkräften und den Wechselwirkungen. Einen 

                                                 
3  Siehe bspw. Koh 2001, 232. 
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Schwerpunkt stellt das strategische Denken der unterschiedlichen Zeitperi-
oden dar, etwa die jeweiligen Prioritäten, Herausforderungen und Wende-
punkte. Dazu zählt insbesondere die Wiedervereinigungspolitik, ihre Kon-
tinuität bzw. ihr Wandel sowie die strategischen Optionen. Von besonderer 
Bedeutung sind die historischen äußeren Einflüsse und Ereignisse. Zur 
Einschätzung des sicherheitspolitischen staatlichen Handelns ist es wichtig, 
die südkoreanische Perspektive und ihre Fundamente zu kennen. Dies um-
fasst etwa Südkoreas angestrebte und die tatsächliche regionale und inter-
nationale Positionierung sowie die Wahrnehmung von Zielen, Chancen 
und Risiken. 
 
Der dritte Teil verbindet die strategische Kultur mit dem aktuellen Han-
deln Südkoreas. Zum Ersten wird die Relevanz der strategischen Kultur für 
die Durchsetzung der heutigen nationalen Kerninteressen Südkoreas unter-
sucht. Dabei wird der Bogen zur gegenwärtigen nationalen (Verteidigungs-) 
Strategie gespannt, die sowohl die strategische Kultur als auch die Kernin-
teressen Sicherheit, Souveränität, Legitimität sowie Modernität und Wirt-
schaftsentwicklung einbezieht. Zum Zweiten stellt sich die Frage der be-
reichsspezifischen Operationalisierung der strategischen Kultur in der heu-
tigen Zeit. Auf welche Weise bzw. in welchen Kategorien macht sich die 
strategische Kultur aktuell bemerkbar? Als Beispiele dienen die Handha-
bung der Denuklearisierung Nordkoreas sowie die Entwicklung der Streit-
kräfte und der Verteidigungsindustrie. 
 



19 

TEIL 1 

GRUNDLAGEN DER POLITISCHEN UND  
STRATEGISCHEN KULTUR 
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1)  POLITISCHE KULTUR 

Politische Kultur prägt die Handhabung der Innen- und Außenpolitik. Dies 
erfolgt zumeist subtil, etwa über die Weltanschauungen, die bürokratischen 
Strukturen und die staatliche Positionierung zu den internationalen Bezie-
hungen oder zu politischen Konflikten. Sie spiegelt oft langfristige kollekti-
ve Erfahrungen, die Geschichte und die nationalen Traditionen wider. 
 

Definition von politischer Kultur 

Politische Kultur umfasst die spezifische Denkweise in einem politischen 
System.4 Sie gibt den Rahmen für die Beurteilung einer Situation, die Ent-
scheidungsfindung und das Handeln vor. Die letztlich gewählte Hand-
lungsweise wird von relevanten Institutionen, der politischen Führung und 
Annahmen beeinflusst. Die Politik liefert das Instrument und die Mittel für 
eine ergebnisorientierte Mobilisierung der Bevölkerung. Die Grundlage für 
die kollektive Einheit und deren Mobilisierung beruht auf der Identität. Die 
Kultur bestimmt über die sozialen und institutionellen Strukturen sowie die 
Ideen das politische Umfeld. Dabei geht die Kultur über Werte und Ziele 
hinaus und betrifft etwa auch die Wahrnehmung der Welt oder die Logik. 
Die politische Kultur ist komplementär und permissiv.  
 
Sie wirkt stets im Zusammenspiel mit kulturellen, strukturellen und insti-
tutionellen Faktoren. Zu den strukturellen Faktoren zählen etwa die De-
mographie, das Einkommensniveau oder die Urbanisierung. Die institutio-
nellen Faktoren betreffen etwa das (Nicht-) Vorhandensein von politi-
schen, aber nicht notwendigerweise militärischen Institutionen. Sie sind, 
ebenso wie die kulturellen Faktoren, kollektive Charakteristiken und daher 
schwierig zu messen. Die politische Kultur schränkt die Aufmerksamkeit 
auf mögliche alternative Verhaltensweisen, auf relevante Probleme und 
akzeptable Lösungen ein. Zudem kann sie auch instrumentalisiert werden, 
um alternative Institutionen, Ideologien oder Verhaltensweisen aus dem 
politischen Raum zu entfernen. 
 

                                                 
4  Kim J. 2009; Zhang 2006; Elkins/Simeon 1979; Moody 1994; Johnston 1995, 45. 



22 

Die politische Kultur entstammt langfristigen kollektiven Erfahrungen, 
etwa historischen Entwicklungen, sozialen Lernprozessen und Traditionen. 
Spezifische Quellen der politischen Kultur sind etwa das strategische Um-
feld und die relative Verwundbarkeit. Als historisches Produkt ist die politi-
sche Kultur dynamisch und veränderbar.5 
 
Die politische Kultur zeigt sich in standardisierten, kollektiven Interpreta-
tionsmustern, die sich auf das konkrete politische Handeln und die politi-
sche Symbolik auswirken. Ein bedeutendes Element der politischen Kultur 
ist die Position zu Fortschritt und Modernisierung.6 Damit umfasst die 
politische Kultur Werte, Überzeugungen, Annahmen, Erwartungen, Ein-
stellungen und Praktiken.7 Annahmen wirken im Rahmen der politischen 
Kultur permissiv, jedoch nicht bestimmend. Folgenreiche Annahmen gel-
ten etwa der Vertrauenswürdigkeit der Anderen oder der Einschätzung der 
Politik als Nullsummenspiel.  
 
Ein wichtiger Faktor ist die Präferenz für die Maximierung der Gewinne 
gegenüber der Minimierung der Verluste. Der Konfuzianismus spielt eine 
wichtige Rolle, weil er einige der Analysekategorien bezüglich Annahmen 
betrifft, etwa die Kausalität, die Unausweichlichkeit von Ereignissen oder 
die Planmäßigkeit des Universums. In den Bereich der Annahmen fällt 
auch die Beurteilung über die Zugehörigkeit zur politischen Gemeinschaft 
oder die Beschaffenheit von Ereignissen, Institutionen oder Aktivitäten, 
um als politisch gesehen zu werden. Politisch wirksam werden Annahmen 
etwa auf der Basis von Loyalität zum politischen Entscheidungsträger oder 
der weitreichenden Übereinstimmung innerhalb einer Gemeinschaft.8 
 
Zwei wesentliche Elemente der politischen Kultur sind das politische Sys-
tem und die strategische Kultur.9 Dabei kommt den Symbolen eine wesent-
liche Bedeutung zu. Die systematische wissenschaftliche Analyse der 
Schlüsselsymbole fördert das Verständnis für die politische Kultur. Denn 
als kognitive Mittel, auf die sich soziale Gruppierungen stützen, ermögli-

                                                 
5  Pye 1985, viii. 
6  Kim J. 2009; Moody 1994. 
7  Johnston 1995, 45. 
8  Elkins/Simeon 1979; Levy 2003. 
9  Kim J. 2009. 
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chen Symbole die zwischenmenschliche Übertragung von Bedeutungen 
über weite Entfernungen und lange Zeiträume.10 
 
Das politische System bezieht sich auf die Organisation der politischen 
Macht, insbesondere die Erlangung, Nutzung und Übergabe der Macht. 
Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Identifizierung von Machtgrund-
lagen sowie auf dem Verständnis für die Grundlagen der Macht, der 
Machtverteilung und der Machthierarchie. Die Akteure und Institutionen 
verfügen über unterschiedliche Zugänge zu materiellen und ideellen Res-
sourcen, etwa finanzielle Mittel, Einfluss oder Moral. Der Staat übernimmt 
als Machtstruktur essenzielle Funktionen, etwa die Sicherheit, die Regie-
rungsführung, die Konfliktlösung und Dienstleistungen. Dazu benötigt der 
Staat eine legitimierte Überzeugungsfähigkeit und/oder Zwangsmittel.  
 
Die Politikgestaltung umfasst den politischen Diskussions- und Ent-
scheidungsprozess sowie den politischen Inhalt. Sie betrifft die Rolle des 
Staates, die Interaktionsweise der Entscheidungsträger, die legitimen Ver-
haltensweisen und die Anwendbarkeit von Kriterien auf die Politik, etwa 
wissenschaftliche oder religiöse Kriterien. Zudem umfasst sie die Wahr-
nehmung des politischen Umfelds sowie die Präferenz für die Entschei-
dungsfindung auf kollektiver oder individueller Ebene. Aufgrund ihres Ein-
flusses auf die Bestimmung von Machtzentren, deren Verbindungen und 
Aktivitäten spielen beispielsweise die Geschichte, die soziale Klasse, die 
Religion, die ethnische Zugehörigkeit, die Geographie, die Demographie 
und Machtverwerfungen eine wichtige Rolle.11 
 

1.1 POLITISCHES SYSTEM SÜDKOREAS 

Historische Entwicklung des politischen Systems Südko-
reas 

Die Republik Korea (Südkorea) wurde 1948 gegründet. Die politische Füh-
rung war zu Beginn autoritär. Erst nach langen und auch gewaltvollen Aus-

                                                 
10  Haglund 2009, 26; Alexander 2011. 
11  Dittmer 1977; Elkins/Simeon 1979; Haglund 2009, 26; Kim J. 2009; Levy 2003. 
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einandersetzungen entwickelte sich mit der Präsidentenwahl 1987 eine par-
lamentarische Demokratie.12 Als Staatsoberhaupt fungiert seit 10.03.2022 
Präsident Yoon Suk-yeol. Er folgte Moon Jae-in, dessen Amtsvorgängerin 
Park Geun-hye wegen Korruption ihres Amtes enthoben worden war.13 
Die Amtsperiode des Präsidenten dauert fünf Jahre ohne Möglichkeit zur 
Wiederwahl. Das Einkammerparlament wird alle vier Jahre gewählt, zuletzt 
im April 2020. Die Institutionalisierung des demokratischen politischen 
Systems gilt als unvollständig.14 Traditionelle strukturelle Faktoren und 
politische Muster üben nach wie vor eine starke Wirkung aus.15 Insbeson-
dere der historische Einfluss des Konfuzianismus formte das soziale und 
politische System. Charakteristisch ist etwa die Bildungsmeritokratie mit 
einem intensiven Wettbewerb bei den standardisierten Prüfungen.16 Die 
starke Familienorientierung zeigt sich in den Chaebols, den wirtschaftlich 
und politisch höchst einflussreichen Firmenkonglomeraten.17 Prägend ist 
zudem das historische Selbstverständnis als sowohl von China als auch von 
Japan bedrängtes Land sowie ein daraus entstammender Nationalstolz.18  
 
Die politische Kultur präferiert demgemäß Stabilität, Hierarchie und 
Symbolismus. Die Politik erfolgt traditionell hinter verschlossenen Türen, 
der Schwerpunkt liegt auf der formalistischen Entscheidungsfindung und 
auf der „moralischen Politik“.19 Regionalismus, Personalismus und Fraktio-
nalismus spielen auch heute noch eine wichtige Rolle. Die gesamte Bezie-
hungskette zwischen den politischen Institutionen wurde in den ersten 
Jahrzehnten Südkoreas auf den Kopf gestellt.20 Park Chung-hees Nachfol-
ger machten mit ihren politischen Entscheidungen den Regionalismus zum 
zentralen Organisationsprinzip der südkoreanischen politischen Parteien 
und zum primären Spaltpilz der Parteipolitik. Nach dem demokratischen 
Durchbruch von 1987 war es die Kombination aus Regionalismus und 

                                                 
12  Lee 2005, 91; Croissant 2013. 
13  N.N. 2018. 
14  International Foundation for Electoral Systems 2017; Yi/Lee 2020; Kork-

maz/Rydqvist 2012; Asaba 2015; Kihl 2015, 16. 
15  Kang 2001. 
16  Dormels 2006, 386. 
17  Chung 1999, 105f. 
18  Dormels 2006, 394. 
19  Chung 1999, 105f. 
20  Kang 2001. 



25 

progressiv-konservativem ideologischen Konflikt, die der südkoreanischen 
Parteipolitik ihre grundlegenden Konturen verlieh.21 In den vergangenen 
Jahren zeigte sich eine zunehmende Polarisierung der politischen Positio-
nen. Dabei kommt der öffentlichen Meinung und der aktiven politischen 
Beteiligung der Bevölkerung eine vergleichsweise starke Bedeutung zu, so 
etwa beim Demokratisierungsprozess oder bei der Amtsenthebung der Ex-
Präsidentin Park Geun-hye. 
 
Von allen Ländern Ostasiens vollzog Südkorea in den vergangenen Jahr-
zehnten den weitreichendsten Wandel im strategischen Denken.22 Süd-
korea resultiert aus dem Zusammenspiel und der Übereinstimmung der 
innenpolitischen Transformation mit der internationalen politischen Öko-
nomie.23 Anfänglich unterstützte die rasche Wirtschaftsentwicklung die 
autoritäre Regierung, führte jedoch schließlich zu jenen gesellschaftlichen 
Veränderungen, welche die Aufrechterhaltung des Autoritarismus zuneh-
mend erschwerten.24 Der Autoritarismus und der damit einhergehende 
Glaube an die Zentralität des Staates im sozialen Leben (Etatismus bzw. 
Statismus), welcher die mobilisierende Modernisierung ermöglichte, war 
nicht rein konfuzianischer Natur. Er stellte vielmehr eine Variante des bü-
rokratischen Autoritarismus dar, der durch die militaristische, autokratische 
Kolonialherrschaft Japans eingeführt und verstärkt wurde. Während der 
japanischen Fremdherrschaft entstand eine solide, stark zentralisierte Ent-
wicklungsstruktur mit einem zusammenhängenden Staatsapparat. Diese 
Entwicklungsstruktur wurde im Laufe der Staatsbildung neu organisiert 
und umstrukturiert.25 

Staatsbildung als Ursprung der Entwicklungsstruktur 

Die Politik der Staatsbildung prägte die Entwicklungsstruktur Südkoreas. 
Anfang der 1950er Jahre verfügte Südkorea bereits über eine solide Ent-
wicklungsstruktur. Der aus der japanischen Kolonialherrschaft stammende 
solide Staatsapparat wurde neu organisiert und umstrukturiert. Eliten aus 

                                                 
21  Kim/Vogel 2011. 
22  Rozman/Hyun/Lee 2008. 
23  Gills 2005, 257. 
24  Im 2000. 
25  Chung 1999, 105ff; Vu 2010. 
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der Kolonialzeit, darunter Großgrundbesitzer, Industrielle und Bürokraten, 
wurden in ein neues Bündnis mit konservativen Nationalisten eingebunden 
und von der Regierung geschützt, radikale Arbeiter- und Bauernführer hin-
gegen verfolgt. Die Politik beschränkte sich auf eine kleine Gruppe von 
Eliten, wobei die Macht allmählich im Präsidentenamt zentralisiert wurde. 
Die Zwangsapparate erlebten einen massiven Aufschwung und waren 
kampferprobt, darunter Polizei und Militär bzw. die Sicherheitsgesetze. 
 
Trotz der Bedeutung des kolonialen Erbes war die Bildung eines neuen 
zentralisierten Staates keine natürliche Entwicklung, sondern das Ergebnis 
eines bestimmten Musters der Staatsbildung. Dieses ist durch die Polarisie-
rung der Eliten und die Unterdrückung der Bevölkerung gekennzeichnet. 
Erfolgreiche und effektive Entwicklungspolitik hängt von der Staatsstruk-
tur sowie der Bereitschaft und technischen Fähigkeit der Staatsführung ab. 
Syngman Rhee trug entscheidend zum Aufbau einer Entwicklungsstruktur 
bei, auf deren Grundlage sich Park Chung-hee später stützte, versagte je-
doch bei der Bewältigung von Entwicklungsaufgaben. Während der Staats-
bildung kam es auf der gesamten koreanischen Halbinsel zu entscheiden-
den Mustern der Angleichung der Eliten und des Zusammenwirkens von 
Eliten und der Bevölkerung. Dies führte schließlich zur Entstehung von 
zwei ideologisch gegensätzlichen Staaten in getrennten Territorien. Doch 
derselbe Prozess der Elitenpolarisierung und Massenunterdrückung half 
sowohl Südkorea als auch Nordkorea beim Aufbau starker Entwicklungs-
strukturen. Tatsächlich galt Nordkorea bis in die frühen 1980er Jahre als 
Entwicklungserfolg ähnlich Südkorea.26 

Park Chung-hees politisches System 

Im Zuge des politischen Wandels wurden die Wahlen unausweichlich. Park 
Chung-hee wählte eine Strategie der regional orientierten Agitation, der 
ideologischen Mobilisierung und der Geldpolitik als Grundlage für den 
Aufbau einer breiten Regierungskoalition. Der anfängliche Erfolg dieser 
Strategie bewies sich im Sturz von Syngman Rhee 1960 und der Schwä-
chung von Syngman Rhees streng antikommunistischer politischer Basis im 
Norden Südkoreas. Park Chung-hee schuf zu Beginn seiner politischen 
Herrschaft auf der Grundlage eines ausgeprägten Regionalismus eine kohä-

                                                 
26  Vu 2010. 
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rente Machtelite und eine loyale Massenanhängerschaft. Bei der Zuteilung 
von politischen und wirtschaftlichen Ressourcen bevorzugte er die Ein-
wohner der südostkoreanischen Provinz Gyeongsang und benachteiligte 
die Bewohner der Provinz Jeolla im Süden des Landes. Mittels seiner Kon-
trolle über Wahlen, Rechtsverfahren, den Geheimdienst und das Militär 
besetzte er strategisch wichtige politische Ämter vor allem mit Bewohnern 
von Gyeongsang und festigte auf diese Weise seine Macht. Zudem verän-
derte Park Chung-hee die regionale Zusammensetzung der Geschäftswelt. 
Während seiner Militärregierung diskriminierte er die nördlichen Chaebols 
und nach der Wiedereinführung des Wahlrechts 1963 die Chaebols aus 
dem Süden (insbesondere aus der Provinz Jeolla). Mit dem massiven Ein-
zug ausländischen Kapitals nach 1963 und dem Sinken der Kreditzinsen 
1965 verfügte Park Chung-hee über ein mächtiges Instrument zur Reorga-
nisation der Wirtschaft. Beispielhaft ist der rasante Aufstieg der Chaebols 
SsangYong und Panbon, beide von einem aus Gyeongsang stammenden 
Unternehmer gegründet, in die Top Ten der südkoreanischen Chaebols.27 
 
Zum Aufbau einer stabilen Wählerschaft und zur Nutzung der Rückwärts- 
und Vorwärtsverflechtung förderte er die Ansiedlung von Produktions-
standorten verwandter Branchen in einigen wenigen geographisch kon-
zentrierten Industriekomplexen. 1962 wählte er die südostkoreanische 
Stadt Ulsan in der Provinz Nord-Gyeongsang als Zentrum für die strategi-
sche Schwer- und Chemieindustrie. Heute ist Ulsan das industrielle Zent-
rum Südkoreas und umfasst etwa das weltgrößte Automobilmontagewerk 
und die weltgrößte Werft, beide von Hyundai betrieben, sowie die weltweit 
drittgrößte Ölraffinerie. In der Folge errichtete Park Chung-hee sieben 
weitere nationale Industriekomplexe. Vier davon bzw. die drei mit den 
meisten Beschäftigten lagen in Gyeongsang.28 Die Ansiedlung miteinander 
verbundener Industrien an der südöstlichen Gyeongsang-Küste sicherte im 
Rahmen einer regionalen Arbeitsteilung Synergieeffekte mit japanischen 
Lieferanten, Technologielizenzgebern, Investoren und Konsumenten. Süd-
koreanische Unternehmen agierten als Subunternehmer, Zulieferer, Händ-
ler oder Dienstleister. Die marginalisierten Bewohner der Provinz Jeolla 
schlossen sich ab den Präsidenten- und Parlamentswahlen 1967 der politi-
schen Opposition in Seoul an. 1971 trat der aus Jeolla stammende progres-

                                                 
27  Oberdorfer/Carlin 2014; Kim/Vogel 2011. 
28  Kim Jiyul 2014; Kim/Vogel 2011; Park 2003. 
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sive Kim Dae-jung (Präsident von 1998 bis 2003) bei der Präsidentenwahl 
gegen Park Chung-hee an. Hinzu kam eine interne Spaltung in Gye-
ongsang. Der gemäßigte Konservative Kim Young-sam (Präsident von 
1993 bis 1998) wurde aus eigenem Antrieb Vorsitzender der oppositionel-
len Neuen Demokratischen Partei (New Democratic Party, NDP). Er stell-
te sich, insbesondere bei den Protesten 1979, auf die Seite der Arbeiter.29 
Kim Young-sam (Präsident von 1993 bis 1998) war der erste nichtmilitäri-
sche Staatspräsident Südkoreas seit 1961.30 
 

Politisches Vermächtnis von Park Chung-hee 

 

Amtszeit Präsident Staats- /  
Regierungsform 

1948 - 1960 Syngman Rhee 

(mit Chang Myon als letzter 
Vizepräsident) 

1. Republik Korea 

1960 - 1961 Yun Bo-seon  
(mit Chang Myon als  
Premierminister) 

2. Republik Korea 

1961 - 1979 Park Chung-hee 

(mit Choi Kyu-ha als  
Premier von 1976 bis 1979) 

Militärregierung 

1979 - 1980 Choi Kyu-ha  

1980 - 1988 Chun Doo-hwan Militärregierung 

Abbildung 1: Machtwechsel von 1948 bis 1988 

 
 
Das politische Vermächtnis von Park Chung-hee, Präsident von 1961 bis 
1979, ist umstritten. Dies betrifft insbesondere die Relevanz seiner Vision 

                                                 
29  Kim/Vogel 2011. 
30  Kang 2001. 
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und die Frage der Unverzichtbarkeit oder aber Entbehrlichkeit seiner Füh-
rung für den Fortschritt Südkoreas. Seine autoritäre Herrschaft war mäch-
tig und effektiv, jedoch kostpielig. Auch in der Post-Park-Ära definierte 
sich die gesamte Gesellschaft, ob Verbündete oder Gegner Parks, noch 
immer über ihre Haltung zu Park und seinem politischen, wirtschaftlichen 
und auf Zwang aufgebautem System. Sowohl die Strukturen als auch die 
Kräfte, die Park Chung-hee unterstützten oder bekämpften, blieben leben-
dig. Die Protagonisten der Park-Ära überlebten durch die Anpassung an 
die Demokratisierung und Globalisierung. Zwecks Maximierung ihrer 
Macht übernahmen sie neue Ideen, stellten neue Verbindungen zur Gesell-
schaft her und experimentierten mit neuen Organisationsformen, insbe-
sondere mit Parteifusionen, Parteispaltungen und Kooperationen mit Op-
positionspolitikern und Chaeya-Dissidenten.31 Der Begriff Chaeya be-
schreibt eine moderate Bürgerbewegung, die oppositionelle, vom Wahlpro-
zess ausgeschlossene Stimmen, überparteiliche Nichtinteressengruppen und 
außerparlamentarische Bewegungen umfasst. 
 
Ein ausgewogenes und differenziertes Verständnis von Park Chung-hee 
inkludiert nicht nur seine Erfolge und Misserfolge, sondern konzentriert 
sich auf das teilweise Fortdauern der Institutionen aus der Park-Ära und 
ihre Anpassung an die entstehende Demokratie und die globalisierte politi-
sche Wirtschaft. Dies löst die häufig vorgenommene Trennung zwischen 
Park Chung-hees Modernisierungsära und der nachfolgenden Globalisie-
rung und Demokratisierung auf. Von Bedeutung sind dabei drei institutio-
nelle Dimensionen von Park Chung-hees Reformpolitik: das Wirtschafts-
system, das politische System und das Zwangssystem. 

Wirtschaftssystem 

Das Wirtschaftssystem unterlag in der Post-Park-Ära einer Vielzahl an Um-
strukturierungsprogrammen mit dem Ziel, den extrem destabilisierenden 
und polarisierenden Charakter einzudämmen. Alle Nachfolger, ob militä-
risch oder zivil, konservativ oder fortschrittlich, verfolgten Reformpläne, 
um den Entwicklungsstaat und die Chaebol-Industrien marktfreundlicher 
und weniger dirigistisch zu formen. Ihre politisch riskanten Bemühungen 
um Teilreformen dauerten bis zum strategischen Systemwandel im Zuge 

                                                 
31  Kim/Vogel 2011. 
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der Asienkrise 1997 an. Doch um den strukturellen Druck für das wirt-
schaftliche Hyperwachstum – ein Erbe Park Chung-hees – zu senken, be-
nötigte es die Staatsbürokratie, die der Entwicklungsära Park Chung-hees 
entstammte. Der Entwicklungsstaat verwandelte sich in einen Regulie-
rungsstaat. Die Chaebol-Industriellen schränkten ihren Expansionismus 
ein, behielten jedoch ihre „kaiserlichen“ Strukturen der Unternehmensfüh-
rung bei.32 

Politisches System 

Auch das politische System stand Jahrzehnte lang im Schatten von Park 
Chung-hee. Angesichts ihrer schwächeren politischen Stellung kopierten 
viele seiner Nachfolger die dreifache Strategie der Wahlmobilisierung: regi-
onal orientierte Agitation, ideologische Mobilisierung und Geldpolitik. 
 
Der Regionalismus wurde bis zur Abspaltung von den größeren Wähler-
gruppen verschärft. Die politische Opposition zersplitterte beispielsweise in 
die Fraktionen der Jeolla von Kim Dae-jung und der Süd-Gyeongsang von 
Kim Young-sam, die sich mit fortschreitender Demokratisierung zu rivali-
sierenden Parteien entwickelten. Der Großteil der politschen Unterstüt-
zung entstammte den jeweiligen Heimatregionen. 
 
Ebenso eskalierte die Politik der ideologischen Mobilisierung. Doch 
während Park Chung-hee seine Gegner als „ideologisch ketzerische linke 
Kräfte“ delegitimierte, veränderte sich die ideologische Mobilisierung nun 
in einen progressiv-konservativen Wahlkampf um die Macht. Die progres-
siven Kräfte etwickelten sich im Zuge der Demokratisierung ständig weiter 
und spalteten sich in Chaeya-Aktivisten, Führer von Nichtregierungsorga-
nisationen und Parteipolitiker auf. Zugleich behielten sie ihre Daseinsbe-
rechtigung als moralisch organisierte, transformative politische Kraft und 
verbargen ihren Progressivismus hinter Anti-Park-Überzeugungen. Die 
Konservativen reagierten spiegelbildlich. Sie gaben ihre Modernisierungs-
ideale als ein immer wieder neu geschaffenes und umgedeutetes Bild von 
Park Chung-hee aus. 
 

                                                 
32  Ebd. 
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Die Geldpolitik als drittes Instrument der Wahlmobilisierung zeigte eine 
zunehmende Verschlechterung und mündete beispielsweise in den Ankla-
gen des Staatsumsturzes und der Korruption zweier ehemaliger Staatsprä-
sidenten.33 

Zwangssystem 

Das Zwangssystem umfasste als dritte Institution der Reformpolitik Park 
Chung-hees die Zentrale Geheimdienstbehörde (Korea Central Intelligence 
Agency, KCIA), den Präsidentiellen Sicherheitsdienst (Presidential Security 
Service, PSS) und das Sicherheitskommando der Armee (Army Security 
Command, ASC). Die Auswirkungen der umfangreichen stillen Überwa-
chung auf die südkoreanische Elite waren gewaltig. Mit der Demokratisie-
rung begann der Zusammenbruch des Zwangssystems. Auch später wurde 
der Sicherheitsapparat noch instrumentalisiert und für verdeckte politische 
Operationen eingesetzt, etwa für illegale Abhörmaßnahmen oder zur 
Rückverfolgung der Wahlkampfgelder 1997. Bis zur Präsidentschaft von 
Roh Moo-hyun (Präsident von 2003 bis 2008) plante, exekutierte und 
überwachte die Sicherheitsbehörde Schlüsselelemente der Nordkorea-
Politik und mischte sich teilweise auch in die Innenpolitik ein. Das Militär 
entwickelte sich zu einer modernen Institution der Landesverteidigung. Es 
gab, wie von Park Chung-hee angestrebt, 1993 seine Rolle als Wächter über 
die Regierungsstabilität auf.34 
 

Dirigistisches Wirtschaftssystem unter Park Chung-hee 

Die unausgewogene, Chaebol-orientierte Modernisierung Südkoreas resul-
tierte aus den politischen Entscheidungen der Machthaber sowie der insti-
tutionellen Bedingungen und Zwänge. Südkoreas undemokratischer, stark 
zentralisierter und personalisierter Dirigismus führte zur Politisierung des 
Staates und zu Absprachen zwischen dem Staat und den Chaebols.  
 

                                                 
33  Ebd.; Kim B. 2000b. 
34  Kim/Vogel 2011. 
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Park Chung-hees politisches Überleben erforderte rasche Wirtschaftsge-
winne35 und die Kontrolle über Wirtschaft und Gesellschaft. Einem ne-
oklassischen Wirtschaftsansatz traute er ein rasches Wirtschaftswachstum 
nicht zu, außerdem wollte er eine starke staatliche Kontrolle über den Pri-
vatsektor und den Entwicklungspfad. Ein staatliches Modell auf der 
Grundlage staatlicher Unternehmen hätte vermutlich seine Unterstützer in 
den USA verärgert. Letztendlich beruhte Park Chung-hees strategische 
Entscheidung auf den Erfahrungen unter der japanischen Militärherrschaft 
in den 1930er Jahren. Als auffälliger Nachteil erwies sich, trotz des raschen 
Wachstums, die unausgeglichene Kapitalverteilung zwischen großen und 
kleinen Unternehmen. In der Folge schlug das Eintreten der politischen 
Elite und der Chaebols für ein schnelles Wachstum um jeden Preis Wur-
zeln und resultierte in einem Teufelskreis von spektakulären Erfolgen und 
katastrophale Krisen.36 
 
Zwei Wirkfaktoren dominierten die Dynamik der Modernisierungsstrategie. 
Erstens die autonome, wenn auch eingebettete Beziehung des Staates zum 
Privatkapital. Und zweitens das Wesen der Koalitionspolitik in ihrem diri-
gistischen Kontext und dem damit verbundenen Aufbau einer sozialen 
Unterstützungsbasis. Koalitionen wurden im Rahmen des politischen 
Wettbewerbs geschlossen. Die politische Macht des Großkapitals und von 
Interessensgruppen blieb im Vergleich zum Staat unbedeutend. Zudem 
führte die Einbettung des Staates in die Gesellschaft zu kollusiven Netz-
werken (zum Nachteil Dritter), zu Klientelismus und Korruption. Die lang-
fristige Akzeptanz der Bevölkerung war nötig, doch gesellschaftlicher 
Gruppendruck war nicht der Hauptfaktor für die Modernisierungsstrategie. 
Als Gegenleistung für politische Loyalität erhielten Interessengruppen vom 
Staat verschiedene Vorteile, blieben jedoch sonst machtlos.37 
 
Mit der Sozialisierung der Risiken der Unternehmensexpansion ermöglichte 
Park Chung-hee die Maximierung des strategischen Wirtschaftswachstums. 
Dabei baute er das Bankensystem, die Unternehmenswelt und den Ar-
beitsmarkt in einer Weise um, bei der die schwerwiegenden sozioökonomi-
schen Verwerfungen der expansiven Industriepolitik keine Berücksichti-

                                                 
35  Hong 2008. 
36  Woo 2018d; Park 2003. 
37  Park 2003, 167. 
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gung fanden. Im Mittelpunkt von Park Chung-hees Wirtschaftssystem 
standen Bankensubventionen, die Chaebol-Organisation und betriebliche 
(im Gegensatz zu branchenweiten) Gewerkschaften. Die Förderung des 
Wachstums um jeden Preis – gegen die Warnungen seiner Berater – resul-
tierte unter dem Druck finanzieller und unternehmerischer Notlagen re-
gelmäßig in einer Lähmung, die mit hohen sozialen Kosten verbunden war. 
Die wiederkehrenden Finanz- und Unternehmenskrisen schränkten seine 
politischen Optionen ein und bedrohten die Nachhaltigkeit des Wirt-
schaftssystems selbst. 

Firmenkonglomerate (Chaebol) 

Die Chaebols waren bedeutende Arbeitgeber und sorgten für ständig stei-
gende Löhne. Sie finanzierten ihr Unternehmenswachstum in erster Linie 
mit staatlich garantierten Auslandskrediten und staatlich gelenkten Bank-
darlehen, weshalb sie in Rezessionen extrem anfällig für finanzielle Notla-
gen waren. Um die Chaebols wirtschaftlich über Wasser zu halten, stützte 
sich Park Chung-hee auf immer größere Industrieprojekte und eine stei-
gende Anzahl an Krediten. Dies führte zu Liquiditätskrisen, die für sein 
Wirtschaftssystem seit Ende der 1960er Jahre typisch waren und die Zivil-
gesellschaft zutiefst polarisierten und destabilisierten. Als Park Chung-hee 
1979 inmitten einer dieser Liquiditätskrisen starb, betrug der enorme Ver-
schuldungsgrad des Produktionssektors 488 Prozent.38 
 
Die in der Park-Ära entstandene Gruppe von wirtschaftlich bedeutenden, 
streng geführten Unternehmenskonglomeraten in Familieneigentum 
(Chaebol) war unter den Großunternehmen der Entwicklungsländer ein-
zigartig. Während sich die meisten Industriekonzerne in den Entwicklungs-
ländern als Tochtergesellschaften oder Joint Ventures von multinationalen 
Konzernen entwickelten, besaß im Gegensatz dazu jeder Chaebol eine ei-
gene internationale Marke, ein inländisches Liefernetzwerk, technologische 
Kapazitäten und Vertriebseinrichtungen im Ausland. Auf diese Weise woll-
ten sich die Chaebols unabhängige Fähigkeiten aneignen, um ein Unter-
nehmenswachstum in nicht miteinander verbundenen Geschäftsbereichen 
zu erzielen und letztlich selbst zu multinationalen Konzernen zu werden. 
Allerdings erfolgte die Diversifizierung ohne angemessenes Risikomanage-

                                                 
38  Kim/Vogel 2011. 
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ment.39 Diese Probleme kumulierten in der Finanzkrise 1997. Weitreichen-
de Diversifizierung, zentrale Koordination und starke staatliche Unterstüt-
zung sind die Hauptmerkmale der Chaebols. Sie umfassen zahlreiche Sub-
firmen in sehr unterschiedlichen Wirtschaftssektoren. Dies ermöglicht eine 
hohe aggregierte Konzentration und die Realisierung von Verbundvortei-
len.40  
 
Die Chaebols verkörperten die Stärken und Schwächen des in der Park-Ära 
aufgebauten Wirtschaftssystems.41 Zu den strukturellen Hindernissen, 
die einer Systemreform im Wege standen, zählt beispielsweise, dass Unter-
nehmensumstrukturierungen vermieden wurden, weil sie für die Eigentü-
merfamilien zum Verlust von Eigentumsrechten oder der Managementkon-
trolle geführt hätten. Auch ausländische Direktinvestitionen hätten sich 
nachteilig auf die Eigetümerkontrolle ausgewirkt. Sie hätten zudem Park 
Chung-hees Ermessensspielraum bei der Kreditvergabe und der Industrie-
politik sowie seine persönlichen Bindungen zu den Chaebols geschwächt. 
Außerdem hätten ausländische Investoren auf die Abschaffung der un-
durchsichtige Überkreuzbeteiligungen zwischen Tochtergesellschaften ge-
drängt. Eine Möglichkeit für das Durchbrechen des Teufelskreises von 
Unternehmenswachstum und Konkursen wäre etwa eine bessere Risikokal-
kulation und mehr Kostenbewusstsein gewesen, unterstützt von einem 
Bankensystem, das Kredite auf der Grundlage der objektiven Liquidität der 
Kreditnehmer und nicht der administrativen Vorgaben der Staatsbürokratie 
vergibt. Doch die Umstrukturierung der Banken hätte den Mechanismus 
für das Exportwachstum gefährdet, denn andernfalls hätte Park Chung-hee 
den Markt stärken und die Chaebols verkleinern müssen. Dies hätte massi-
ve Umschuldungen und Entlassungen erfordert. Zudem wäre das System 
der betrieblichen Gewerkschaften gefährdet gewesen. Denn im Gegenzug 
zu Arbeitsplatzsicherheit und ständigen Lohnerhöhungen durch kontinu-
ierliches wirtschaftliches Hyperwachstum hatten die Arbeitnehmer implizit 
auf ihr Recht auf kollektive Maßnahmen verzichtet. Entlassungen bedroh-
ten jedoch diese implizite Klassenvereinbarung und hätten jegliche Zu-
rückhaltung bei Forderungen nach politischen Rechten und der Stärkung 
der industriellen und nationalen Gewerkschaftsverbände aufgehoben. 

                                                 
39  Woo 2018d; Kim/Vogel 2011. 
40  Chang 2019, 169; Oh/Jun 2016; Han 2014; Johnson 1999. 
41  Kim/Vogel 2011. 
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Neben den strukturellen Hindernissen verhinderte auch Parks Vision, Süd-
korea mit entsprechender Risikobereitschaft noch zu seinen Lebzeiten in 
ein zweites Japan mit Weltmarktführern zu verwandeln, eine Systemreform. 
Anstelle von Strukturreformen griff Park Chung-hee im Rahmen einer in-
dustriellen Rationalisierungsstrategie auf unterschiedliche Maßnahmen zu-
rück, beispielsweise auf die Devisenabwertung, Zinserhöhungen, Umschul-
dungen und Lohnkontrollen. Als Rationalisierung gelten in der Wirtschaft 
alle Maßnahmen zur Erhöhung der Arbeitsproduktivität, der Verringerung 
der Gesamtkosten und der Gewinnmaximierung. Parallel erfolgten, jedoch 
kaum nachhaltige, Schutzmaßnahmen für die Chaebols. Der Staat vermit-
telte, koordinierte und subventionierte Unternehmenstauschgeschäfte zwi-
schen rivalisierenden Chaebols sowie staatlichen Banken zur Unterstützung 
der Umstrukturierung von Unternehmensschulden. Diese staatlich vermit-
telten und subventionierten Unternehmenstauschgeschäfte galten als Ersatz 
für marktgesteuerte Fusionen und Übernahmen. Konzipiert als Rettungsak-
tionen und weniger als Disziplinierungsmaßnahmen dienten sie etwa dem 
Abbau von Überkapazitäten oder der Behebung von finanziellen Notlagen, 
um Unternehmensinsolvenzen zu vermeiden.42 
 

Wirtschaftssystem nach Park Chung-hee 

Park Chung-hees Nachfolger verzichteten ebenfalls bis zur Finanzkrise 
1997 auf die Disziplinierung der Chaebols mittels einer glaubwürdigen 
Ausstiegspolitik auf der Grundlage des drohenden Konkurses. Sie scheiter-
ten bei der Lösung der Strukturschwächen der Chaebols in unterschiedli-
chem Ausmaß. 
 
Chun Doo-hwan (Präsident von 1980 bis 1988) beendete nach der Stag-
flationskrise 1979 die Praxis der leichten Staatskredite und andere geldpoli-
tische Maßnahmen. Der Begriff Stagflation beschreibt das Einhergehen 
einer wirtschaftlichen Stagnation mit einer Inflation innerhalb eines Wäh-
rungsraumes. Er scheiterte jedoch aus Sorge vor systemischer Instabilität 
an der Beseitigung der moralischen Risiken43 der Chaebols auf der Mikro-

                                                 
42  Kim/Vogel 2011. 
43  Zu moralischen Risiken von Unternehmen: siehe bspw. Schiel 2014. 
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ebene und kehrte zur industriellen Rationalisierung seines Vorgängers zu-
rück. Beispielsweise leitete er einen begrenzten Unternehmenstausch zwi-
schen den größten Chaebol-Gruppen zur Förderung der Spezialisierung 
und zum Abbau von Überkapazitäten. Die subtile, jedoch entscheidende 
Verschiebung der politischen Prioritäten bei der grundsätzlichen Fortset-
zung der alten Geschäftspraktiken war die Sicherstellung, dass die Subven-
tionen im Rahmen einer konservativen Geldpolitik erfolgten. 
 
Auch Roh Tae-woo (Präsident von 1988 bis 1993) blieb innerhalb des 
Paradigmas des Entwicklungsstatismus von Park Chung-hee und des Kon-
zepts der Wachstumsstabilisierung von Chun Doo-hwan. Die lockere 
Obergrenze, die Roh Tae-woo für Bankkredite und Überkreuzbeteiligun-
gen festlegte, hatte ursprünglich Chun Doo-hwan 1984 eingeführt. Das 
Streben, die Chaebols in spezialisierte Industriekonglomerate mit vier oder 
fünf Produktionskernbereichen umzuwandeln, indem sie sekundäre Ge-
schäftsbereiche mit anderen Chaebols tauschen, insbesondere bevor sie 
einen neuen Produktmarkt erschließen, ging ebenfalls auf Chun Doo-
hwans Politik von 1985 zurück. Roh Tae-woo unterband Grundstücks- 
und Immobilienspekulationen durch Chaebols, in erster Linie um die 
Grundstückspreise niedrig zu halten. 
 
Kim Young-sam (Präsident von 1993 bis 1998) nahm, ebenso wie Roh 
Tae-woo, die Politik der sektoralen Spezialisierung wieder auf, jedoch mit 
geringem Erfolg. Denn jeder Chaebol wählte rund sechs Tochtgesellschaf-
ten mit Tätigkeiten in je zwei oder drei Kernsektoren als Leitfirmen aus, die 
von den restriktiven Vorschriften für Bankkredite ausgenommen wurden. 
Ebenso wie die Politik der Kernbereiche von Roh Tae-woo verschlimmerte 
die Politik der Leitfirmen von Kim Young-sam die moralischen Risiken der 
Chaebols. Auch die Umklassifizierung von 73 auf 15 Industriesektoren 
schränkte die Chaebols bei ihrer Unternehmensexpansion kaum ein, da die 
horizontale Diversifizierung und die vertikale Integration innerhalb der 
gewählten Sektoren per definitionem ein Akt der Unternehmensspezialisie-
rung war. So gelang es Samsung im Dezember 1994 mit erfolgreicher Lob-
byarbeit, ein integriertes PKW-Werk in Busan zu errichten und damit in 
einen sekundären Industriesektor einzutreten. Die Hafenstadt Busan an der 
Küste im Südosten war ein regionaler Stützpunkt der damals regierenden 
Demokratischen Liberalen Partei, welche die Parlamentswahlen 1996 wie-
der gewinnen wollten.  
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Erst die asiatische Finanzkrise in Verbindung mit der Wahl des progressi-
ven Kim Dae-jung (Präsident von 1998 bis 2003) zum Präsidenten zwang 
Südkorea zur integrierten Umstrukturierung des Systems, insbesondere mit 
Reformen im Finanz-, Unternehmens- und Arbeitsmarktsektor. 
 
Ab nun war der Staat Regulierer und nicht mehr Modernisierer. In für 
Südkorea charakteristisch dirigistischer Weise überwachte er mittels Ver-
waltungsanweisungen die Neubewertung von Vermögenswerten, die Priori-
sierung von Schulden bzw. die Umschuldung, die Zuführung von neuem 
Betriebskapital sowie Management- und Eigentümerwechsel sowohl im 
Finanz- als auch im Unternehmenssektor. Dies inkludierte etwa die Konso-
lidierung von Banken und Investmentfondsgesellschaften. Die langanhal-
tende systemische Krise führte auch zum Scheitern von Daewoo und zur 
Aufspaltung des Hyundai-Konzerns im Jahr 2000. In der Folge nahmen die 
überlebenden Unternehmen neue Verhaltensmuster an. Beispielsweise san-
ken die Risikobereitschaft und die Bedeutung des Umsatzwachstums zu-
gunsten der Liquidität. Sie behielten jedoch einen Großteil ihrer Chaebol-
Organisationsmerkmale, insbesondere das Familieneigentum, Überkreuzbe-
teiligungen und eine imperiale Struktur der Entscheidungsfindung. Nach 
der Liquidierung von Verlustgeschäften häuften die Chaebols die einbehal-
tenen Gewinne massiv an, während die Banken nach der Umschuldung 
risikoavers blieben und auf Immobilien als Sicherheiten setzten.44 
 
Die Chaebols selbst waren, im Gegensatz zu anderen Ländern wie etwa 
die Philippinen oder Thailand, während der Militärherrschaft nicht selbst 
politisch aktiv. Allerdings profitierten die Chaebols von ihrer engen Bezie-
hung zur Regierung und dem damit verbundenen Expansions- und Profit-
potenzial. Erst in den späten 1980er Jahren kandidierte das erste Chaebol-
Familienmitglied (Hyundai) als Unabhängiger für die Nationalversamm-
lung. Als die staatliche Kontrolle über Bankkredite schwächer wurde und 
sich die den Chaebols zur Verfügung stehenden Geldquellen ausweiteten 
griff die Regierung zu anderen formellen und informellen Mitteln der Kon-
trolle über den Unternehmenssektor. Beispielsweise die Androhung oder 
Durchführung von Steuerprüfungen, gegen die es keine Rechtsmittel gab. 
Oder die informelle, aber faktische Verpflichtung der Unternehmen, der 

                                                 
44  Lee/Moon 2009; Kim/Vogel 2011. 
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Regierung Spenden für Aktivitäten zukommen zu lassen, die der Staat für 
angemessen hielt.45 
 

Demokratisches System Südkoreas 

Südkorea gilt als eine der erfolgreichsten konsolidierten neuen Demokra-
tien.46 Es durchlief inzwischen mehrere friedliche Machtwechsel durch Di-
rektwahlen und übertraf damit gemäß Huntington den Test der demokrati-
schen Konsolidierung mit zwei Machtübergängen.47 Im Gegensatz zu ande-
ren Demokratien der dritten Welle in Asien, etwa Thailand, Kambodscha 
oder die Philippinen, gab es in Südkorea keinen demokratischen Rück-
schritt oder eine militärische Machtübernahme. Stattdessen bildeten sich 
wichtige Selbstkorrekturmechanismen demokratischer Gesellschaften her-
aus, etwa eine unabhängige Justiz, eine lebendige Zivilgesellschaft und eine 
aktive freie Presse. In der Folge gibt es ein hohes Maß an Transparenz und 
Kontrolle und die teils vorherrschende politische Korruption ging zurück.48 
 
Südkorea war Jahrzehnte lang von anhaltender systemischer Korruption 
als strukturelles Problem und von politischen Krisen geprägt.49 Dies belegt 
die Analyse von Kontinuität und Wandel der institutionellen Grundlagen 
der südkoreanischen Politik, insbesondere auf Basis der Prinzipal-Agent-
Theorie und der Transaktionskosten. Die Prinzipal-Agent-Theorie ist ein 
Modell zu den hierarchischen Beziehungen zwischen Akteuren, wobei diese 
Beziehungen durch asymmetrische Informationen charakterisiert sind. Der 
Agent ist der Auftragnehmer und der Prinzipal der Auftraggeber. In der 
Politik finden sich hierarchische Prinzipal-Agenten-Beziehungen beispiels-
weise zwischen Parteien und Politikern, Wählern und ihren Vertretern oder 
Führungskräften und Bürokraten. Die Hauptakteure sind in einer Demo-
kratie die Wähler. Doch die Agenten der südkoreanischen Gesellschaft – 
der Präsident, die Parteiführer und die Mitglieder der Nationalversammlung 
– verfügten lange Zeit über mehr Macht und beeinflussten die Gesellschaft 
auf direktere Weise als die Wähler. Zu einer Umkehrung der Kontrolle von 

                                                 
45  Steinberg 2000, 207ff 
46  Kim Jiyoon 2014; Hsiao 2019, 7f; Kim B. 2000a; Im 2000; Seong 2000. 
47  Huntington 1991, 267; Huntington 2006. 
48  Diamond/Shin 2014. 
49  Woo 2018d; Köllner 2000. 
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bottom-up zu top-down führte die Auferlegung demokratischer Institutio-
nen auf eine bereits in Aufruhr befindliche Gesellschaft. Die schwerwie-
genden Folgen waren etwa zwanghafte Absprachen zwischen Staat und 
Wirtschaft, wiederkehrende politische Krisen, eine geschwächte Legislative 
und ein instabiles Parteiensystem. Zugrunde liegt eine Konzentration der 
Exekutivgewalt und Patrimonialismus. Patrimonialismus ist gemäß Max 
Weber ein politisches System, das auf Verwaltungs- und militärischen 
Strukturen aufbaut, die einem Alleinherrscher weisungsgebunden sind.50 

Demokratisierung als Vermächtnis der USA 

Die Einführung der Demokratie nach dem Zweiten Weltkrieg als wichtigs-
tes institutionelles Merkmal der südkoreanischen Politik und die umfassen-
de Übertragung US-amerikanischer Institutionen auf die südkoreanische 
Gesellschaft war ein Vermächtnis der USA. Ironischerweise trugen die 
Politik und die Entscheidungen der USA in den darauffolgenden Jahrzehn-
ten auch zur Entformung der südkoreanischen Demokratie bei, insbeson-
dere unter Syngman Rhee, Park Chung-hee und Chun Doo-hwan. Wäh-
rend die demokratischen Institutionen Südkorea von außen aufgezwungen 
wurden, gab es einen innenpolitischen Kampf um die höchste Autorität. 
Nach der Kapitulation Japans 1945 übernahm die Militärregierung der US-
Armee in Korea (US Army Military Government in Korea, USAMGIK) die 
vollständige Kontrolle über die südliche Hälfte der koreanischen Halbinsel. 
Die Militärregierung der US-Armee in Korea schuf eine Demokratie mit 
einem System der gegenseitigen Kontrolle, eine unabhängige Justiz und 
anderen Institutionen für den entstehenden südkoreanischen Staat.  
 
Drei Jahre später erfolgte die formelle Gründung der Republik Korea und 
der Rückzug der US-Truppen. Die erzwungenen Wahlen 1948 gewann 
Syngman Rhee, der den politischen Prozess sofort zu unterwandern be-
gann. Er verfügte nicht über das Mandat des Volkes, jedoch über die Un-
terstützung der USA. Die Militärregierung der US-Armee in Korea leitete 
einen Prozess zur erheblichen Stärkung der Exekutive und zur Unterdrü-
ckung jeder zentristischen oder linken Opposition ein. Damit kehrte sie das 
Verhältnis zwischen den Behörden um und verursachte institutionelle und 
politische Konflikte um die formelle und informelle Kontrolle der Exekuti-

                                                 
50  Weber 2008, 157-160. 
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ve, der Legislative und der Bürokratie. Eine bedeutende Rolle spielten die 
politischen Interessen der USA. Die Regierung profitierte von ihrer wirt-
schaftlichen Macht. Die sozialen Unruhen und insbesondere die von den 
USA inspirierte Landreform schwächten die Landbevölkerung und die 
kaum vorhandene organisierte Opposition. Die politischen Parteien und 
das Parlament wurden zu Werkzeugen der Regierung für die Organisation 
der Gesellschaft von oben mit einer zunehmend schmalen Unterstützungs-
basis.51 
 

Institutionelle Grundlagen der autoritären Politik Südko-
reas 

Die institutionellen Grundlagen der autoritären Politik Südkoreas gehen auf 
Syngman Rhee zurück. Er drängte auf ein Präsidialsystem mit starken 
Befugnissen für den Staatspräsidenten, obwohl ein Verfassungsausschuss 
1947 ein parlamentarisches System beschlossen hatte. Nach zweimaliger 
Forderung nach einem Regierungsrücktritt und angesichts einer fast siche-
ren Niederlage bei den Wahlen 1952 erzwang Syngman Rhee leichter zu 
manipulierende Volkswahlen. Der Koreakrieg (1950 bis 1953) schuf ein 
starkes Militär und rechtfertigte fast jede Art von Repression im Sinne der 
nationalen Sicherheit oder der antikommunistischen Linie. Durch die voll-
ständige Einbindung in den Kalten Krieg zwischen den USA und der Sow-
jetunion erhielt Südkorea enorme US-Ressourcen. 70 % der Staatsausga-
ben, 75 % der Anlageinvestitionen und 73 % der Kreditaufnahmen Südko-
reas entstammten in den 1950er Jahren US-Hilfsfonds.52 Die Abwicklung 
der US-amerikanischen Hilfe und ebenso die Kontrolle über die Verteilung 
des von den Japanern hinterlassenen Besitzes verlieh der Regierung Südko-
reas weitreichenden Einfluss auf das Wirtschaftsleben. Die von Syngman 
Rhee anfangs abgelehnte, jedoch von den USA auferlegte Landreform53 
schwächte die traditionellen oligarchischen Grundbesitzer. Die sozialen 
Umwälzungen infolge des Krieges und des Kolonialismus untergruben die 
bestehenden sozialen Strukturen und erleichterten die weitere institutionali-
sierte Machtzentralisierung. 

                                                 
51  Snyder 2018; Kil 2001; Brazinsky 2016; Kang 2001; Korkmaz/Rydqvist 2012. 
52  Kang 2001, 82. 
53  Kim B. 2000a. 
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Park Chung-hees Verhältnis zum Parlament ähnelte Syngman Rhee. Nach 
dem Militärputsch 1961 stellte Park Chung-hee zunächst den Rücktritt der 
Militärregierung nach Herstellung der Ordnung und die Rückkehr zu einer 
zivilen demokratischen Regierung in Aussicht. Doch erst nach dem Zu-
rückhalten von 25 Mio. US-Dollar und dem angedrohten Abbruch der 
Hilfsleistungen durch die USA 1962 entschloss sich Park Chung-hee ange-
sichts der angespannten Wirtschaftslage tatsächlich zur Durchführung von 
Wahlen und Wirtschaftsreformen. In noch größerem Ausmaß als Syngman 
Rhee manipulierte er innerhalb der Grenzen der von den USA aufgezwun-
genden demokratischen Fassade das Parlament aus wirtschaftlichen und 
entwicklungspolitischen Gründen. 1972 rief Park Chung-hee das Kriegs-
recht aus und ließ sich zum Diktator auf Lebenszeit erklären. Chun Doo-
hwan ergriff 1980 durch einen Militärputsch die Macht.54 
 

Parteiensystem in Südkorea vor 1987 

Mängel des Parteiensystems 

Die politischen Parteien waren in Südkorea stets schwach an Einfluss und 
kaum institutionalisiert. Die Parteien dienten nicht der Bündelung ver-
schiedener Interessen und deren Vertretung gegenüber der Regierung, son-
dern vielmehr der Manipulation der Gesellschaft von oben. Sie wurden von 
oben geschaffen, um die Gesellschaft zu organisieren und ihren Einfluss 
nach unten auszuweiten. Sie spiegelten daher ihre eigenen Interessen sowie 
die Ziele und Interessen der Politiker wider, nicht aber die Interessen der 
Wähler oder ideologische Unterschiede. Sie waren keine direkte Verbin-
dung der Wähler mit den tatsächlichen politischen Entscheidungen. Weder 
legitimierten sie Wahlergebnisse, noch beeinflussten sie die Politikgestal-
tung oder schränkten die Regierung ein. Die starke Regierung genoss, ins-
besondere durch die Bereitstellung erheblicher Ressourcen, die Unterstüt-
zung der USA.55 
 

                                                 
54  Kang 2001, 82; Korkmaz/Rydqvist 2012. 
55  Kang 2001. 
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In der Folge entwickelten sich die – relative kurzlebigen – politischen Par-
teien in enger Abhängigkeit von ihrem Gründer.56 Beispielhaft ist die 1951 
gegründete Liberale Partei von Syngman Rhee, die mit seinem Abschied 
aus dem Präsidentenamt 1960 verschwand. Sie war in die gesamte politi-
sche Ökonomie unter Rhee involviert, insbesondere zur Aufstellung von 
Wahlkandidaten oder von finanziellen Ressourcen, etwa durch Beste-
chungsgelder im Gegenzug für Sonderprivilegien für Unternehmer. Auf-
grund des staatlichen Zugangs zu Kapital einerseits und der Notwendigkeit 
von Wahlen andererseits war die Liberale Partei mehr mit rent-seeking be-
schäftigt als mit einer tatsächlichen Interessenvertretung. Rent-seeking be-
schreibt das Verhalten von Akteuren, das darauf abzielt, unter Einsatz von 
Ressourcen, wie etwa Geld, wirtschaftspolitische Privilegien, etwa Steuer-
vorteile, zu erlangen, um so das eigene Einkommen zulasten anderer zu 
erhöhen. Ein anderes Beispiel ist die Demokratische Republikanische Par-
tei, die unter Park Chung-hee 1963 gegründet und 1980 von Chun Doo-
hwan aufgelöst wurde.57 
 
Die Ursache für das schwach institutionalisierte Parteiensystem liegt, abge-
sehen von der starken Regierungsmacht, vor allem in der Bedrohung durch 
Nordkorea. Der Wettbewerb mit Nordkorea auf der diplomatischen, mili-
tärischen, wirtschaftlichen und politischen Ebene reduzierte die Innenpoli-
tik Südkoreas in den ersten Jahrzehnten auf eine proamerikanische Haltung 
und schränkte den politischen Raum der Parteien, selbst nach der Demo-
kratisierung Südkoreas, stark ein. Politiker mit einer zu starken Linksorien-
tierung wurden unter dem Vorwurf, Kommunisten oder Symphatisanten 
Nordkoreas zu sein, entmachtet oder inhaftiert. Unter dem gleichen Vor-
wand der kommunistischen Agitation wurden auch politische Gegner ver-
folgt und Oppositionsparteien verboten. Bereits nach der Kapitulation Ja-
pans 1945 hatten die USA gemäß ihren eigenen Interessen eine antikom-
munistische und proamerikanische Regierung in Korea angestrebt. Die US-
Militärregierung löste die Volkskomitees, die den japanischen Kolonialis-
mus bekämpft hatten, als tatsächliche oder potenziell sowjetisch geprägte 
Zellen gewaltsam auf. Dies half Syngman Rhee, die südkoreanische Politik 
zu dominieren.58 Wegen der einzigartigen politischen Situation mit einem 
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jahrzehntelangen Waffenstillstand mit Nordkorea spielte der Nationalismus 
eine besondere Rolle. Einst als negativer Einfluss auf die demokratische 
Konsolidierung gesehen, wandelte sich der Nationalismus zu einem wichti-
gen Akteur beim Aufbau eines modernen Parteiensystems.59 

Konsequenzen der Schwächen des Parteiensystems 

Die innenpolitische Konsequenz des schwachen Parteiensystems war die 
Einschränkung der Wahlfreiheit und die Unterdrückung der Arbeiterbewe-
gung in Südkorea. Unzufriedene Südkoreaner hatten die Wahl zwischen 
Duldung sowie wiederkehrenden und zunehmend gewalttätigen Massen-
protesten. Beispielhaft sind die erfolglosen Demonstrationen 1960 (Sa-Il-
Gu) oder 1980 in Gwangju bzw. der erfolgreiche Aufstand 1987. Der auf 
legale Weise angestrebte demokratische Sieg über den Amtsinhaber Park 
Chung-hee 1971 durch Kim Dae-jung scheiterte beispielsweise knapp. 
Trotz der Manipulation des Verfassungsprozesses durch die Regierung, der 
Unterwanderung des Wahlprozesses und des offenen Zwangs war die Zi-
vilgesellschaft aktiv und bezog mit subversivem, kämpferischen Charakter 
Stellung gegen die Machthaber. 
 
Die politischen Implikationen eines schwach institutionalisierten Partei-
ensystems und dennoch auferlegten demokratischen Zwängen sind wieder-
kehrende politische Krisen mit erheblichen Auswirkungen auf die politi-
sche Führung und die Wirtschaftspolitik. Die autoritären Führer mussten 
Großparteien finanzieren und daher das Großkapital umwerben. Im Ge-
gensatz dazu akzeptierten die USA die Dominanz der Guomindang 
(Kuomintang) in Taiwan. Regelmäßig wurde Südkorea von Korruptions-
skandalen erschüttert. 
 
Die Rolle des Großkapitals wirkte sich ebenso auf die Wirtschaftspolitik 
aus. In Südkorea war die Wirtschaft einflussreicher als in Taiwan, da die 
politische Partei die Wirtschaft zu Wahlzwecken umwerben musste. Dies 
führte zu einer Konzentration sowohl der politischen als auch der wirt-
schaftlichen Macht. Die staatliche Kontrolle über den Finanzsektor und 
insbesondere den Finanzfluss hatte enorme Auswirkungen auf die Organi-
sation und das Verhalten der Wirtschaft. Durch die starke Fremdfinanzie-

                                                 
59  Kim Jiyoon 2014; Kim 2001. 
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rung waren die südkoreanischen Unternehmen für die staatliche Kontrolle 
anfällig. Paradoxerweise wurde diese Schwäche zu einer Quelle der Stärke 
gegenüber dem Staat. Park Chung-hee förderte, gewollt oder ungewollt, 
aktiv die Zentralisierung und die Stärkung der wirtschaftlichen Macht der 
Großkonglomerate (Chaebols). Der Staat ergriff kontinuierlich politische 
Maßnahmen, um die Bildung von Chaebols und die gegenseitige Koopera-
tion zu fördern. 
 
Beispielhaft sind die Entscheidungen Park Chung-hees zur Begnadigung 
illegaler Vermögensakkumulation 1961, einer Rettungsaktion für hoch ver-
schuldete Unternehmen im August 1972 und die Förderung von Handels-
gesellschaften 1976. Der Grund waren die hohen Transaktionskosten. 
Denn die Aufrechterhaltung und Kontrolle der Beziehung zwischen der 
Regierung und einigen wenigen Großkonzernen war einfacher als mit einer 
großen Anzahl an verstreuten und unterschiedlichen Kleinunternehmen. 
Die untrennbare Verbindung des Schicksals der Regierung und der Wirt-
schaft führte zu einem ständigen Druck für Spenden aus der Privatwirt-
schaft. Diese regelmäßigen beträchtlichen quasi-Steuern flossen insbeson-
dere zu Neujahr oder anderen traditionellen Feiertagen. 
 
Unter Park Chung-hee wurde dieses Finanzsystem des Austauschs von 
Politik gegen Bestechungsgelder quasi-institutionalisiert. Vier führende 
Mitglieder seiner korporatistischen Demokratischen Republikanischen Par-
tei waren mit einer klaren Aufgabenverteilung für das politische Fundrai-
sing zuständig, etwa für die persönlichen Beziehungen, die Parteien oder 
das Großkapital. Die Zuteilung von Bankkrediten, Auslandskrediten, Im-
portlizenzen und anderen politischen Entscheidungen basierten auf einem 
politischen Fondssystem, das Geldspenden erforderte. Beispielsweise belief 
sich die „Spende“ für einen Kredit auf 10 % bis 20 % der Darlehenssum-
me. 
 
Unter Chun Doo-hwan setzte sich dieses Muster in noch größerem Um-
fang fort. Beispielhaft ist die als Forschungsinstitut gegründete, jedoch auf 
die Geldbeschaffung fokussierte Ilhae-Stiftung. Als einer der wenigen Zah-
lungsverweigerer wurde etwa der Großkonzern Kukje 1985 durch die staat-
lich angeordnete Verweigerung von Bankdarlehen in den Konkurs ge-
zwungen. Im Herbst 1995 wurde ein Korruptionsskandal publik, der im-
mer weitere Kreise zog. Roh Tae-woo gab zu, in seiner Amtszeit über 650 
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Mio. US-Dollar an Firmenspenden gesammelt zu haben. Der Empfänger 
eines Teilbetrags von 28 Mio. US-Dollar war 1992 der damalige Oppositi-
onsführer Kim Dae-jung. Die Ermittlungen weiteten sich etwa auch auf 
Chun Doo-hwan, Mitarbeiter von Kim Young-sam und führende Ge-
schäftsleute aus. Die Korruption setzte sich auch unter Kim Young-sam 
fort. Sein Sohn und engste Vertraute wurden im Zuge des Hanbo-Skandals 
Anfang 1997 wegen Korruption verurteilt und inhaftiert.60 

Charakteristiken der Schwächen des Parteiensystems 

Zu den charakteristischen Schwächen des Parteiensystems Südkoreas zäh-
len vor allem die mangelnde Institutionalisierung, der Personalismus und 
der Regionalismus, der auf dem konfuzianischen Familismus beruht. 
 
Die Personalisierung der Parteien durch die politischen Führer begann 
mit dem ersten Präsidenten. Syngman Rhee lehnte bereits vor seinem 
Amtsantritt die Idee der politischen Parteien grundsätzlich ab, weil sie den 
Fraktionalismus fördern und damit die nationale Einheit und Entwicklung 
behindern. Südkoreas Parteien basierten auf strikter Parteidisziplin und 
persönlicher Loyalität gegenüber dem Parteiführer, von dem die Autorität 
der Partei ausging. Die Parteien waren eng mit den Netzwerken der Partei-
führer verbunden, weil sie dessen politischen Ambitionen dienten. In der 
Folge gab es ständige Parteifusionen, Abspaltungen und Namensänderun-
gen. Die Autorität der politischen Führer über Parteien hatte mehrere 
grundlegende Quellen. Die Politiker nutzten ihren Namen und Ruf zur 
Geldbeschaffung und zur Unterstützung der Wahlkampagnen von Partei-
mitgliedern, wobei die Nominierungsverfahren vom Parteivorsitzenden 
kontrolliert wurden. Der Entscheidungsfindungsprozess erfolgte von oben 
nach unten. Die lange Militärdiktatur schuf ungleiche Beziehungen zwi-
schen Regierung und Parlament und lähmte damit die Parteien als Organi-
sation.61 
 
Der südkoreanische Regionalismus entstammte überdies dem konfuziani-
schen Familismus. Familismus beschreibt als soziologischer Begriff die 
Familie als Leitform einer Sozialstruktur. Durch das Postulieren der Exis-
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tenz eines größeren Kreises familiärer Bindungen wird jedoch der Regiona-
lismus aufgelöst. Als äußerer Rahmen für den Zusammenhalt fungierte das 
ethnische Nationalbewusstsein. In dessen Perspektive verursacht der Regi-
onalismus unproduktive innere Konflikte. Der konfuzianische Familismus 
und der Koreakrieg hatten dem Marxismus und der Religion die Mobilisie-
rungskraft und das ideologische Potenzial genommen. Der Regionalismus 
war in der Folge ein rein konfuzianisches kulturelles Phänomen ohne spezi-
fisches politisches Programm oder einer Massenorganisation.62 Historisch 
ist der Regionalismus darin begründet, dass oft mehrere konfuzianisch ge-
prägte regionale Königreiche nebeneinander existierten. Dies führte zu 
Regionalkulturen und einer bis heute andauernden regionalen politischen 
Loyalität.63 
 
Mit der zunehmenden Routinisierung der Demokratie entstand der Regio-
nalismus als destabilisierender Faktor.64 Bei Präsidentenwahlen standen die 
Herkunftsregion und die Partei des Präsidenschaftskandidaten im Vorder-
grund und weniger die Persönlichkeit, die Fähigkeiten, die Leistungen und 
die politischen Ansichten des Kandidaten.65 Obwohl alle politischen Partei-
en regional orientierte Unterstützungsnetze pflegten, verteidigte sie keiner 
als legitimes Prinzip der politischen Organisation. Im Gegenteil forderten 
alle ein Ende des Regionalismus.66 Drei Hauptvariablen dienen als Erklä-
rung für den Aufstieg des Regionalismus: die deutliche Unterentwicklung 
der Region Jeolla, insbesondere im Vergleich mit der Provinz Gyeongsang, 
weiters die einseitige Rekrutierung von Eliten durch das Militärregime so-
wie die politische Manipulation regionaler Stimmungen. Die regionale Vor-
eingenommenheit ist in der koreanischen Kultur tief verwurzelt. Sie reicht 
bis in die Zeit der Drei Reiche zurück, als Silla (heute Provinz Gyeongsang) 
und Baekje (Paekche) (heute Provinz Jeolla) immer wieder aneinandergerie-
ten.67 
 
Park Chung-hee kam aus der südöstlichen Provinz Gyeongsang und lenkte 
aus wirtschaftlichen und politischen Gründen die Wirtschaftsentwicklung 
                                                 
62  Kim 2001; Kim B. 2000a, 62-69. 
63  Chung 1999, 76f. 
64  Chon 2000; Kang 2001; Kim Jiyoon 2014; Kim B. 2000b. 
65  Park Y. 2019; Steinberg 2000. 
66  Kim B. 2000a. 
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auf die Achse zwischen Seoul und der Hafenstadt Busan.68 Die strategische 
Lage von Busan im Südosten erleichterte aufgrund ihrer Nähe zu Japan den 
internationalen Handel und schützte aufgrund ihrer Entfernung zu Nord-
korea die Industrieansiedlungen vor einer möglichen nordkoreanischen 
Invasion. Politisch betrieb Park Chung-hee wie auch seine Nachfolger eine 
Klientelpolitik zum Machterhalt und zur Belohnung von Unterstützern.69 
Beispielhaft für die nachteilige Handhabung des Regionalismus ist der dra-
matische Gwangju-Zwischenfall 1980. Das Militär schlug eine Protestbe-
wegung in der Provinz Süd-Jeolla in der damaligen Hauptstadt Gwangju 
gewaltsam nieder. In der Folge zeigt sich eine deutlich verzögerte politische 
und wirtschaftliche Entwicklung, während die Steuereintreibung offensicht-
lich sprunghaft angehoben wurde.70 
 
Die politischen Parteien wurden ab 1987 unter Roh Tae-woo um den Re-
gionalismus herum gebildet, der weder ideologische Legitimität noch politi-
sche Substanz besaß.71 Er gründete sich im Gegensatz zu anderen Weltre-
gionen nicht auf wirtschaftliche Diskriminierung oder Abspaltungsbestre-
bungen.72 Mit dem Übergang zur Wahldemokratie war 1987 ein Wende-
punkt. Doch trotz neuer Akteure war das Parteiensystem nicht in der Lage, 
ein partizipatorisches System zu entwickeln und aus den oft widersprüchli-
chen Forderungen der Gesellschaft ein kohärentes staatspolitisches Pro-
gramm zu formulieren. Die Parteipolitik wurde vielmehr als Instrument für 
persönliche Ambitionen genutzt, insbesondere durch Fusionen oder Auflö-
sungen von Parteien. Was vor 1987 eine Grundlage der innerparteilichen 
Fraktionspolitik war, wurde nach 1987 zum zentralen konstitutiven Prinzip 
der politischen Parteien.  
 
Zur wichtigste Spaltungslinie in der Parteipolitik wurden die regionalen 
(und auch schulischen) Bindungen der politischen Eliten. Sie waren bis 
zum raschen industriellen Wandel durch die Stadt-Land-Gefälle und die 
Trennung in Demokratie und Entwicklungspolitik überlagert worden. Vor 
1987 förderte der Regionalismus nur die innerparteiliche Zersplitterung. 
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Die Parteichefs nutzten zumeist ein Klientelnetzwerk um ihre Heimatpro-
vinz als Sprungbrett für den Aufbau einer eigenen kohärenten Fraktion 
innerhalb einer politischen Partei. Dabei wurden jedoch parteiinterne Dif-
ferenzen in Bezug auf die Demokratie, die Entwicklung und Konflikte zwi-
schen Stadt und Land respektiert und die Eskalation von parteiinternen 
Rivalitäten verhindert.  
 
Nach 1987 brachte der Regionalismus eine umfassende Neuausrichtung der 
politischen und sozialen Kräfte. Aus den Parteifraktionen von Kim Dae-
jung und Kim Young-sam entstanden etwa eigene Parteien.73 Bei den Prä-
sidentenwahlen 1987 wollte Chun Doo-hwan das repräsentative Wahlystem 
beibehalten und durch die Wahl von Roh Tae-woo seine politischen Ver-
bindungen auch nach der Wahl sichern. Roh Tae-woo stammte ebenso wie 
Park Chung-hee und Chun Doo-hwan aus der Provinz Gyeongsang. Der 
lokale Stimmenanteil für Roh Tae-woo lag mit 70 % deutlich über dem 
landesweiten Durchschnitt von 37 %. Mit der Forderung der Bevölkerung 
nach einer Änderung des Wahlsystems erfolgte der erste landesweite Schritt 
zur Beendigung der Militärherrschaft, zur nationalen Demokratisierungs-
bewegung und schließlich zur Direktwahl des Präsidenten.74 
 
Kim Dae-jung erkannte bei der Präsidentschaftswahl 1997, dass er die 
Wahl nicht allein aufgrund seiner regionalen Unterstützung aus der süd-
westlichen Provinz Jeolla gewinnen konnte. Er traf eine politisch umstrit-
tene Entscheidung, indem er mit Kim Jong-pil eine Koalition bildete.75 
Generell erwartete man sich von einer breiten politischen Koalition, dass 
sie durch die Formulierung von Zielen und Strategien sowie die Mobilisie-
rung der öffentlichen Unterstützung die Reformpolitik erfolgreich umset-
zen kann.76 Kim Jong-pil war ein enger Mitstreiter von Kim Dae-jungs poli-
tischem Konkurrenten Park Chung-hee und Gründer des südkoreanischen 
Inlandsgeheimdienstes. Zudem war Südkorea mit einer der schlimmsten 
Wirtschaftskrisen seiner Geschichte konfrontiert und musste ein Rettungs-
paket des Internationalen Währungsfonds akzeptieren.77 Dennoch waren 
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die Parteiprogramme eine reine Formalität und die Kandidaten der zwei 
Großparteien wichen schwierigen Entscheidungen zu den drängenden 
Wirtschaftsproblemen aus.78 
 
Letzlich war der Regionalismus wahlentscheidend. Mit der Einführung der 
Sonnenscheinpolitik leitete Kim Dae-jung einen Wendepunkt hin zu einem 
auf politischen Unterschieden beruhenden Parteiensystem ein. Sie wurde 
zum Markenzeichen der Regierung Kim Dae-jungs. Sie war eine Politik des 
bilateralen Engagements mit Nordkorea, die darauf abzielte, Nordkorea zu 
einer Öffnung zu bewegen. Die grundsätzliche Zustimmung der Bevölke-
rung zur Sonnenscheinpolitik – 87 % im August 2000 – unterschied sich im 
Ausmaß. Die Progressiven befürworteten ein offenes Engagement gegen-
über Nordkorea und bedingungslose humanitäre Hilfe. Die Konservativen 
bestanden hingegen auf der Einhaltung einer strengen Reziprozitätsregel 
und insbesondere auf der Bedingung, dass das Einfrieren des nordkoreani-
schen Atomprogramms verifiziert werden kann. Im Juni 2000 fand der 
historische erste interkoreanische Gipfel in Nordkorea statt. Daher erwie-
sen sich die Haltung und die Politik gegenüber Nordkorea als wesentlicher 
Entscheidungsfaktor zwischen den Konservativen und Progressiven.79 Die 
Sonnenscheinpolitik lehnte US-Präsident George W. Bush ab. In seiner 
Rede zur Lage der Nation 2002 bezeichnete er Nordkorea als Teil der 
„Achse des Bösen”.80 
 

Mangelnde Institutionalisierung der politischen Parteien  

Die vergleichsweise schwache Institutionalisierung der Parteien galt als ein 
Hauptproblem für die demokratische Konsolidierung Südkoreas.81 Institu-
tionalisierung bezeichnet den Prozess, durch den Organisationen und Ver-
fahrensweisen Wert und Stabilität erlangen.82 Parteien sollen als Bindeglied 
zwischen Staat und Gesellschaft der Repräsentation und Mobilisierung der 
Bevölkerung sowie der demokratisch legitimierten Herrschaftsausübung 
dienen. Daher gelten stabile und funktionierende politische Parteien als 
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Voraussetzung für die Konsolidierung demokratischer Regierungssyste-
me.83 Die südkoreanische Regierung gründete jedoch schwache Parteien, 
nutzte diese zur weiteren politischen Kontrolle und organisierte die Gesell-
schaft von oben.84 Grundlegende Wirkfaktoren waren der Personalismus 
und der Regionalismus. 
 
Zu den Charakteristiken der Parteien zählten ein vergleichsweise schwa-
cher Organisationsgrad, eine lediglich formalisierte Struktur und eine kurze 
Lebensdauer.85 Beispielhaft sind die Instabilität im Parteienwettbewerb, die 
schwache Verankerung der Parteien in der Gesellschaft und die vergleichs-
weise geringe Legitimität der Parteien. Die Parteien zeigten kaum Verände-
rungen in der Parteiführung und in ihrer Regierungs- bzw. Oppositionsrol-
le. Der ausgeprägte Personalismus trug erheblich zur Untergrabung der 
parteipolitischen Stabilität bei.86 

Ursachen für die geringe Institutionalisierung der Parteien 

Als Ursache für die schwache Institutionalisierung der Parteien gelten his-
torische Gründe, Aspekte der politischen Kultur, die starke Position des 
Präsidenten im institutionellen Regierungsgefüge und die utilitaristische 
Haltung der Parteiführer zu den Parteien. 
 
Die historischen Rahmenbedingungen umfassten die Fragmentierung 
der nationalistischen Bewegung, die während des japanischen Kolonialre-
gimes (1910 bis 1945) gewachsen war, und die daraus resultierende Zer-
splitterung der Parteienlandschaft nach der Unabhängigkeit. Hinzu kam die 
Teilung der koreanischen Halbinsel und die damit verbundene deutliche 
Beschränkung der ideologischen Differenzierung der Parteien durch den 
starken Antikommunismus in Südkorea. Schließlich verhinderten die wie-
derholten konstitutionellen Krisen eine Kontinuität der Parteientätigkeit. 
So ließen sich im Juni 1946 107 Parteien bei der US-amerikanischen Mili-
tärregierung registrieren, ein Jahr später wuchs ihre Zahl auf 344 an. Die 
meisten waren reine Fraktionen im Sinne von Protoparteien, die von ein-
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zelnen Politikern mit spezifischen, oftmals lokal begrenzten Anliegen ge-
bildet wurden. Bis in die späten 1950er Jahre blieb die Anzahl unabhängi-
ger Parlamentsabgeordneter, die eher als Delegierte für lokale Belange an-
gesehen wurden, recht hoch. Hinzu kamen wiederholt konstitutionelle Kri-
sen, darunter Regierungsumstürze, die Verhängung des Kriegsrechts und 
zahlreiche machtpolitisch motivierte Verfassungsänderungen. Dies stellte 
die Funktionsfähigkeit der politischen Parteien und des Parteiensystems 
insgesamt in Frage. 
 
Die politische Kultur wirkte sich durch das spezifische regionalisierte Re-
präsentationsverständnis der Bevölkerung, die starke neokonfuzianische 
Prägung des Landes und den Personalismus aus. Hinzu kam eine nicht nur 
formal-institutionell, sondern auch kulturell unterfütterte Tendenz zur 
Machtzentralisierung und -konzentration. 
 
Die starke Stellung des Staatspräsidenten motivierte die Spitzenpoliti-
ker dazu, persönliche Machtambitionen dem Aufbau starker Parteien vor-
zuziehen. In der Folge betrachteten sie die Parteien in erster Linie als 
Werkzeug zur Erreichung und Sicherstellung ihrer persönlichen Macht. 
Der bestimmende Faktor in diesem Kontext war die Reaktion der Spitzen-
politiker auf institutionelle Anreize und ihre niedrige Wertschätzung in 
instrumentellem Sinne gegenüber den Parteien.87 Die formale institutionelle 
Konfiguration eines politischen Systems prägt über spezifische Anreize und 
Sanktionen auch das Verhalten und die Struktur von Parteien. Präsidential- 
und semipräsidentielle Systeme fördern tendenziell die Entwicklung von 
„präsidentialisierten Parteien“.88 Diese kennzeichnet ein Fokus auf spezifi-
sche Kandidaten statt Programme bei Wahlen, eine Ausrichtung auf Stim-
menmaximierung statt der Durchsetzung spezifischer inhaltlicher Anliegen, 
eine nachrangige Bedeutungszumessung von Parlamentswahlen und eine 
limitierte Bedeutung der Parteiorganisation. Südkoreas Regierungssystem 
mit einer starken Machtkonzentration beim Staatspräsidenten lieferte wir-
kungsmächtige Anreize, die einer starken Institutionalisierung der politi-
schen Parteien des Landes entgegenwirkten.89  
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Die erste Verfassung 1948 sah ein demokratisches politisches System vor, 
das Elemente des britischen Parlamentarismusmodells mit Elementen des 
US-amerikanischen Präsidentialmodells verband. Trotz der starken Rolle 
der Legislative gab es für den Staatspräsidenten zahlreiche Machtbefugnisse 
auch für die Gesetzgebung, etwa Präsidialerlässe. Diese hingen vom Rol-
lenverständnis der Amtsinhaber ab. Syngman Rhee etwa erzwang von ihm 
gewünschte Verfassungsänderungen auch durch Manipulationen oder An-
drohungen physischer Gewalt. Seine Handhabung von Verfassungsände-
rungen mit dem Ziel des Erhalts der politischen Macht wurde von seinen 
Nachfolgern Park Chung-hee und Chun Doo-hwan fortgeführt. In der 
Folge kam außer dem Präsidentenamt anderen politischen Organen wie 
dem Parlament oder den Parteien eine nur marginale Rolle im politischen 
Entscheidungsprozess zu, zulasten von deren Institutionalisierung.90 
 
Der utilitaristische Ansatz der politischer Führer Südkoreas gegenüber 
den Parteien war ein weiterer Wirkfaktor für die schwache Institutionalisie-
rung. Da die Parteien in erster Linie als Instrument für persönliche Interes-
sen und der Stimmenmobilisierung dienen sollten, lehnten die Parteiführer 
einer Dezentralisierung von Entscheidungskompetenzen oder innerparteili-
che Demokratie ab.91  

Institutionalisierungsgrad 

Der Institutionalisierungsgrad eines politischen Systems lässt sich durch die 
Anpassungsfähigkeit, die Komplexität, die Autonomie und die Kohärenz 
seiner Organisationen und Verfahren definieren. 
 
Die Anpassungsfähigkeit der Parteien ist eine erworbene Organisations-
eigenschaft und direkt proportional zum Institutionalisierungsgrad. Sie re-
sultiert aus den strategischen Bedingungen und dem Alter der Partei.92 Bis 
Mitte der 1980er Jahre bestand die überwiegende Mehrheit der Parteien 
jedoch weniger als vier Jahre, ausgenommen die Regierungsparteien von 
Syngman Rhee und Park Chung-hee sowie die jeweils wichtigste Oppositi-
onspartei. Dieser Trend setzte sich auch nach der Demokratisierung fort. 
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Der Übergang von der Opposition in die Regierung ist ein weiterer Indika-
tor für die Anpassungsfähigkeit einer Partei. Dies war etwa 1990 im Zuge 
einer Parteienfusion der Fall oder 1997.93 
 
Je komplizierter eine Organisation ist, desto stärker ist sie institutionalisiert. 
Die Komplexität bezieht sich etwa auf die Vielzahl von organisatorischen 
Untereinheiten bzw. die innerorganisatorische Differenzierung, sowohl in 
hierarchischer als auch funktionaler Hinsicht. Je größer die Anzahl und 
Vielfalt der Untereinheiten ist, desto größer ist die Fähigkeit der Organisa-
tion zur Sicherung der Mitgliederloyalität.94 Offiziell verfügten die größeren 
Parteien Südkoreas über ausdifferenzierte vertikale und horizontale Organi-
sationsstrukturen. In der Realität spielten soziale Bindungen und informelle 
Netzwerke eine häufig zentrale Rolle.95 Auf der lokalen Ebene waren per-
sönliche Unterstützergruppen, die zur Sammlung von Finanzmitteln, zur 
Stimmenmobilisierung und zur Pflege persönlicher Beziehungsnetzwerke 
vor Ort dienen, wichtiger als die formalen Parteistrukturen.96 
 
Ein zweiter Indikator für die Komplexität politischer Parteien ist das Aus-
maß des Personalismus. Dabei gilt eine starke personelle Prägung als nied-
riger Institutionalisierungsgrad. Personalismus bedeutet Loyalität gegenüber 
Personen statt gegenüber unpersönlichen Ideologien, Institutionen und 
Regeln. Er beruht nicht immer auf dem persönlichen Charisma. Persona-
lismus gründet sich häufig auf der distributiven Fähigkeit eines Politikers 
im Sinne einer individuellen oder kollektiven Versorgungspatronage, seiner 
programmatischen oder ideologischen Repräsentantenrolle oder seiner 
Funktion als innerparteilicher Konfliktlöser. Südkoreanische Parteien ori-
entieren sich stark an einzelnen Führungspersönlichkeiten und deren 
Netzwerken. Dies entspricht der grundsätzlich starken Beziehungsorientie-
rung der Südkoreaner an Personen statt an abstrakten Prinzipien und Insti-
tutionen und ebenso dem personenzentrierten Wahlsystem Südkoreas.97 
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Die Autonomie politischer Parteien betrifft das Ausmaß ihrer Unabhän-
gigkeit von anderen sozialen Gruppen, etwa Interessensgruppen, Klassen 
oder Familien.98 Im Gegensatz zu den 1960er bis 1980er Jahren bestehen in 
Südkorea keine engen korporatistischen Beziehungen mehr zwischen der 
Regierungspartei sowie dem Militär, den Unternehmensverbänden und den 
landwirtschaftlichen Kooperativverbänden. Kollektive Parteimitgliedschaf-
ten, etwa durch organisatorische Verschränkung, existieren nicht. Aller-
dings sind Spenden von Unternehmen angesichts einer mangelnden umfas-
senden Parteienfinanzierung und kostspieligen Wahlkämpfen für Politiker 
und Parteien von großer Bedeutung. Fraglich ist dabei, ob derartige Spen-
den die Autonomie der Parteien einschränken. So wurden einerseits die 
Spenden in der Vergangenheit als quasi-Steuern, teils ohne konkrete Ge-
genleistungen betrachtet und andererseits nahm das Ausmaß echter Kor-
ruption in den 1990er Jahren stark zu. Beschränkt ist jedenfalls die Abhän-
gigkeit südkoreanischer Parteien von gesellschaftlichen Gruppen, die an-
derswo eine wichtige Rolle in der Politik spielen, insbesondere den Ge-
werkschaften. Die Gewerkschaften können inzwischen legal politisch aktiv 
werden, jedoch mit bisher limitiertem Einfluss. Zwar war die Arbeiter-
schaft, ebenso wie die Studentenbewegung, eng mit dem Demokratisie-
rungsprozess verbunden, konnte jedoch keinen bedeutsamen Einfluss auf 
Parteientscheidungen und -strukturen nehmen. Die in den letzten Jahr-
zehnten zunehmenden Nichtregierungsorganisationen verstehen sich viel-
mehr als Alternative zur etablierten Parteienpolitik. Daher steht die man-
gelnde Vernetzung der Parteien mit unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Gruppen einer gesellschaftlichen Anbindung und Institutionalisierung ent-
gegen. 
 
Die Kohärenz bezieht sich auf das Ausmaß, in dem eine Partei als einheit-
licher Akteur agiert, etwa in Bezug auf ihre Funktionen und Problemlö-
sungsmechanismen.99 Je einheitlicher und kohärenter eine Organisation ist, 
desto stärker ist sie institutionalisiert.100 
 
Das Ausmaß an innerparteilichem Fraktionalismus gilt als zentraler Indi-
kator für die Kohärenz politischer Parteien. Der Wettbewerb zwischen 
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innerparteilichen Fraktionen erschwert häufig den Konsens in Parteien, 
deren Zusammenhalt und Effektivität. Fraktionalismus kann inhaltliche 
Debatten oder Personalentscheidungen beeinflussen. Doch Fraktionen 
können nicht nur dysfunktional, sondern auch funktional für die betroffe-
nen Parteien und das gesamte Parteiensystem wirken, beispielsweise für 
integrative Konfliktlösungsprozesse oder als Ausgleich extremer Positio-
nen. Personalisierte Fraktionen weisen einen klientelistischen Charakter auf 
und enden üblicherweise mit dem aktiven politischen Leben des Fraktions-
führers. Sie sind durch tendenziell asymmetrische und vertikal hierarchi-
sche Macht- und Ressourcenaustauschbeziehungen zwischen einem Patron 
und seinen Gefolgsleuten gekennzeichnet. Den zentralen Mobilisierungs-
mechanismus bilden insbesondere klientelistische Verbindungen zum Frak-
tionsführer und generell die gemeinsame Identität der Fraktionsmitglieder. 
 
In der südkoreanischen Parteipolitik ist der Fraktionalismus ein weit ver-
breitetes Phänomen, dem kaum wirkungsvoll begegnet werden konnte, mit 
teilweiser Ausnahme von Park Chung-hee in seiner extrem autoritären Pha-
se in den 1970er Jahren. In den 1950er und 1960er Jahre waren inhaltliche 
und teils ideologische Fragen für die innerparteiliche Spaltung relevant, 
seitdem vor allem der Wettbewerb um Macht und Posten. Besonders viru-
lent wurden die innerparteilichen Konflikte und Abspaltungsgefahren oft-
mals bei der Kandidatenauswahl im Jahr der Präsidentschaftswahlen, bei-
spielsweise 1992, 1997 oder 2002. Dies gilt insbesondere für die Regie-
rungspartei, da dem amtierenden Staatspräsidenten der Wiederantritt ver-
fassungsgemäß untersagt ist.101 

Fraktionalismus Südkoreas im Vergleich zu Japan 

Die spezifische Ausformung der innerparteilichen Fraktionen unterschied 
sich in Südkorea vom benachbarten Japan. In Südkorea zeichneten sich 
Fraktionen durch eine aktive Koalitionssuche nach der Abspaltung aus der 
vorherigen Partei aus.  In Japan waren die Parteifraktionen als informelle 
Parteistrukturen deutlich stärker institutionalisiert. Südkoreas Fraktionen 
waren hingegen fluider und simpler strukturiert, durch stärkere Macht-
asymmetrien gekennzeichnet und wiesen keine institutionalisierten infor-
mellen Regeln auf, etwa in Bezug auf die Vergabe von Partei- und Regie-
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rungsämtern in der Partei und Regierung. Die unterschiedliche Ausprägung 
ist in Japan auf die lange Regierungszeit der Liberaldemokratischen Partei 
zurückzuführen. In Südkorea hingegen wurde die politische Kultur lange 
Zeit autoritär geprägt, verbunden mit einer stärkeren Machtkonzentration 
auf Einzelpersonen und einer stärkeren Zentralisierung von Spendenflüs-
sen an Politiker. 
 
Das Wahlsystem hingegen, dessen spezielle Spielart im japanischen Fall für 
die Entwicklung und starke Institutionalisierung der innerparteilichen Frak-
tionen mitverantwortlich gemacht worden ist, spielte offenbar im südkore-
anischen Fall keine wesentliche Rolle, da hier im Laufe der letzten Jahr-
zehnte vor allem verschiedene Varianten des Mehrheitswahlsystems in Ei-
nerwahlkreisen zum Einsatz gekommen sind. Interessant sind auch die 
unterschiedlichen Konsequenzen des Fraktionalismus in südkoreanischen 
und japanischen Parteien. Während dem Fraktionalismus in japanischen 
Parteien ein gehöriges Maß an negativen Auswirkungen attestiert wird – 
Schwächung der Parteiführungen, Vergabe von Posten nach Seniorität statt 
nach Verdienst, Anfachen des Wettbewerbs um politische Spenden etc. – 
sind andererseits auch positive Effekte – Gewährleistung von Meinungs-
pluralismus und verschiedenen personellen Optionen in der Liberaldemo-
kratischen Partei, Verhinderung einer diktatorischen Herrschaft über die 
Partei, Stabilität durch institutionalisierte Machtverteilungsregeln etc. – 
auszumachen. Demgegenüber ist dem Fraktionalismus in südkoreanischen 
Parteien durchweg bescheinigt worden, die Stabilität der Parteien untermi-
niert und insgesamt die demokratische Entwicklung gehemmt zu haben.102 
 

1.2 POLITISCHE KULTUR SÜDKOREAS 

Südkorea verfügt über einen effektiven Staat mit einer vergleichsweise effi-
zienten Bürokratie und ethnischer Homogenität.103 Die politische Entwick-
lungsdynamik wurde ständig von internationalen, interkoreanischen und 
innenpolitischen Variablen beeinflusst.104 Die geopolitische Lage mit häufi-
gen ausländischen Invasionen in Korea und Eingriffen in seine Politik 
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führte zu einem defensiven Nationalismus. Die schlechte Ressourcenaus-
stattung brachte Korea dazu, sich nach außen zu orientieren.105 Südkorea 
verfolgte den kapitalistischen Weg des Wirtschaftswachstums, wobei die 
Modernisierung und Industrialisierung eng mit der Entwicklungsdiktatur 
verbunden waren. Die strukturellen und kulturellen Veränderungen im 
Rahmen der reifen Wirtschaftsentwicklung ebneten den Weg zur demokra-
tischen Öffnung und Konsolidierung.106 
 

Merkmale der politischen Kultur Südkoreas 

Zu den wichtigsten Merkmalen der politischen Kultur Südkoreas zählt die 
kollektive Identität, autoritäre Werte, Fraktionalismus, Formalismus und 
die ideologische Polarisierung. Sie ist von den traditionellen Werten, der 
soziokulturellen Entwicklung und der historischen Erfahrung, insbesonde-
re der japanischen Kolonialherrschaft, geprägt. Zudem beschleunigte der 
Modernisierungsprozess mit der Verbreitung von Individualismus, Mas-
senkonsum und pluralistischen Werten den Kulturwandel. Dies führte zu 
einer dialektischen Vermischung traditioneller und moderner Werte. Weite-
re Elemente der politischen Kultur sind der Dualismus, der Egalitarismus, 
der Bürgersinn, der Widerstandsgeist und der Fatalismus. Aufgrund der 
fehlenden Institutionalisierung der politischen Parteien gab es in der In-
nenpolitik und den internationalen Beziehungen über Jahrzehnte keine 
Kompromisse. Vorherrschend war die Denkweise „Der Gewinner be-
kommt alles” und eine Nullsummenorientierung.107 
 
Die kollektive Identität, das starke Gemeinschaftsgefühl und ein kohäsi-
ver Nationalismus sind ein markanter Aspekt der politischen Kultur. Die 
koreanische Gemeinschaftsidentität resultiert aus dem gleichen ethnischen, 
historischen, kulturellen und sprachlichen Erbe, unabhängig von sozialen, 
wirtschaftlichen und regionalen Unterschieden. Die Gruppe hat Vorrang 
vor dem Einzelnen, der nicht getrennt von der Gemeinschaft existieren 
kann. Die Gemeinschaftsidentität stärkt einerseits die Solidarität, die soziale 
Zusammenarbeit und die gegenseitige Selbsthilfe auf der Basis von sozialen 
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Verpflichtungen und Loyalität gegenüber der Gemeinschaft. Im Moderni-
sierungsprozess war dieses kulturelle Charakeristikum eine treibende Kraft 
bei der Bildung der nationalen Einheit und zur Mobilisierung der Bevölke-
rung für nationale Ziele. Andererseits trug die Gemeinschaftsidentität zur 
Rechtfertigung eines autoritären Staatskorporatismus bei, hemmte die Ver-
breitung von politischem und sozialem Pluralismus und verzögerte den 
Globalisierungs- und Liberalisierungsprozess.108 Regionalismus, Kommuni-
tarismus und die Renaissance des Nationalismus können als Versuch ange-
sehen werden, wieder territoriale Gemeinschaftserzählungen zu etablie-
ren.109 
 
Ein weiteres Charakteristikum, das die politische Sozialisation lange Zeit 
prägte, ist die Orientierung an autoritären Werten, verbunden mit Kon-
formität und der Akzeptanz einer hierarchischen Gesellschaftsordnung. 
Grundlegend waren die konfuzianische Kultur und die patriarchalische 
Tradition. Verstärkend wirkten die historische Machtzentralisierung und 
die Vorherrschaft der Bürokratie während der Joseon (Chosun)-Dynastie, 
das Erbe der japanischen bürokratischen Kolonialherrschaft und die Lang-
lebigkeit bürokratischer autoritärer Regierungen in den ersten vier Jahr-
zehnten nach der Unabhängigkeit Südkoreas. Als Erweiterung dieser Wer-
torientierung kann beispielsweise der Personalismus verstanden werden. In 
Verbindung stehen dysfunktionale politische Einstellungen und Verhal-
tensweisen, etwa die Lähmung des kritischen Denkens oder politische Apa-
thie. Zugleich gewährleisteten die konservativ-autoritären Werte Ordnung 
und Stabilität, nicht zuletzt angesichts der großen politischen Umwälzun-
gen wie die nationale Unabhängigkeit, der Koreakrieg und zwei Militärput-
sche. Die konfuzianische Autoritätsstruktur war vermutlich auch dem Mo-
dernisierungsprozess förderlich, etwa durch die harmonischen Arbeitsbe-
ziehungen.110 Die Machtkonzentration in der koreanischen Zentralregie-
rung wurde im zwanzigsten Jahrhundert während der japanischen Herr-
schaft noch verstärkt.111 
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Der Fraktionalismus ist ein weiteres prägendes Merkmal der politischen 
Kultur Südkoreas. Unter der übergeordneten nationalen Einheit besteht ein 
Wettbewerb zwischen unterschiedlichen Gruppen, den Grundeinheiten 
sozialer und politischer Interaktionen. Beispielhaft sind politische Parteien, 
Unternehmen, Schulen, das Militär oder andere Organisationen. Die Ange-
hörigkeit zu spezifischen Gruppen kann für die Rekrutierung, die soziale 
Mobilität oder Geschäftsmöglichkeiten entscheidend sein. Damit verbun-
den ist ein Fraktionszwang. Die rudimentärste Form der Gruppenzugehö-
rigkeit ist die Großfamilie, gefolgt von den Heimatstädten und den Schul- 
und Universitätsnetzwerken. Beispielsweise waren unter Chun Doo-hwan 
und Roh Tae-woo die Absolventen der Gyongbuk High School in Daegu 
die Hauptnutznießer von positionellen und materiellen Vorteilen. Weitere 
Gruppen beziehen sich auf die Heimatstadt. Im positiven Fall förderte der 
Fraktionalismus die Bildung von sozialen Netzwerken und Vertrauen, senkt 
die Transaktionskosten, erleichtert den Informationsfluss und erhöht die 
Effizienz der Gesellschaft. In Form von negativen Auswirkungen hemmte 
der Fraktionalismus die politische Entwicklung und die wirtschaftliche Ef-
fizienz. Dies betrifft das rent-seeking, die Korruption, irrationale Rekrutie-
rungsmuster oder die Politik der Ausgrenzung.112 
 
Der Schwerpunkt liegt auf der formalistischen Entscheidungsfindung 
und auf der „moralischen Politik“. Der Formalismus beruht auf dem Repu-
tationsbewusstsein und dient der Legitimierung und der Gesichtswahrung. 
Sein Ursprung geht auf die neokonfuzianische Tradition der Joseon-
Dynastie zurück und stellt Form und Ethik vor den Inhalt sowie die Legi-
timität vor Pragmatismus. Mit dem Formalismus wurde das Wesen der 
Politik neu definiert, indem Macht zwar eine notwendige, jedoch unzu-
reichende Bedingung für das Regieren darstellt. Unabdingbar sind Legitimi-
tät und ein guter Ruf. Aus diesem Grund gilt Park Chung-hee trotz beein-
druckender Leistungen, aber wegen seiner Militärputsche als inakzeptabler 
Herrscher. Der Formalismus macht politisches Verhalten berechenbarer. 
Zugleich verfestigt die dualistische Logik das politische Leben. Die Beto-
nung von Ethik und Form untergräbt die Wertesubstanz.113 
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Historische äußere Einflüsse auf die politische Kultur Süd-
koreas 

Die Kolonialherrschaft Japans beendete 1910 die Joseon-Dynastie (1392 - 
1910) und prägte die politische Kultur Koreas nachhaltig.114 Die Joseon-
Dynastie war bis zur Ausrufung des Kaiserreichs Korea 1897 ein König-
reich. Sie war in der Hierarchie des traditionellen sinozentrischen Tribut-
system positioniert und fest im Konfuzianismus verwurzelt. Nach der Er-
oberung der Han-chinesischen Ming-Dynastie durch die mandschurischen 
Qing 1644 war die Joseon-Dynastie überzeugt, das letzte konfuzianische 
Land in Asien zu sein. Mit einer Abschottungspolitik lehnte sie, ähnlich 
China, westliche Einflüsse und eine Modernisierung ab. Gegen den chine-
sisch-japanischen Kampf um Einfluss in Korea sowie gegen die drohende 
Errichtung eines britischen Protektorats über Korea leistete sie erbitterten 
Widerstand. Dies war jedoch nicht zuletzt wegen innerer Konflikte und 
mangels externer Verbündeter vergebens. Der unter Gewaltandrohung 
geschlossene japanisch-koreanische Annexionsvertrag von 1910 machte 
Korea offiziell zur Kolonie.115 Ein Monat nach der Kapitulation Japans am 
15.08.1945 besetzte die US-Armee Korea südlich des 38. Breitengrades und 
die sowjetische Armee begann mit der Besetzung des Nordens.116 
 
Ursache für die Kolonialisierung Koreas waren nationale und internati-
onale Faktoren. Der Untergang des chinesischen Kaiserreichs und die ra-
sche, vom Westen unterstützte Modernisierung Japans veränderte das 
Kräftegleichgewicht in Ostasien. Die strategische Lage positionierte die 
koreanische Halbinsel vor dem Hintergrund der Großmachtrivalität im 
Mittelpunkt der Geopolitik. Großbritannien und die USA anerkannten zu 
Beginn des 20. Jahrhunderts offiziell Japans Interesse an Korea im Gegen-
zug für Japans Berücksichtigung des britischen Interesses an China bzw. 
des US-Einflusses auf den Philippinen. Die Unterstützung Japans war zu-
dem ein Versuch Grossbritanniens, Russland einzudämmen.117 
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Japans nachhaltiger Einfluss 

Der nachhaltige Einfluss Japans auf die politische Kultur Koreas erstreckt 
sich auf die Handhabung und die Folgen der Kolonialisierung, insbesonde-
re Koreas Streben nach Unabhängigkeit bzw. die Ausformung des Wider-
standes. Die japanische Kolonialherrschaft lässt sich in drei Perioden un-
terteilen: die Militärherrschaft (1910 - 1919), die Kulturherrschaft (1919 - 
1931) und die militaristisch-faschistische Kriegszeit (1931 - 1945).118  
 
Japan gliederte Korea, ebenso wie etwa die Mandschurei, Taiwan sowie 
Teilregionen von China und Südostasien in die Großostasiatische Wohl-
standssphäre ein. Diese stellte Japans autarkes politisch-wirtschaftliches 
System in Asien dar. Aufgebaut durch Kolonisierung und Eroberung rich-
tete sich die Großostasiatische Wohlstandssphäre gegen die westliche Vor-
herrschaft und diente den Eigeninteressen Japans. Im Kolonialismus erleb-
te Korea politische Unterdrückung sowie menschliche und materielle Aus-
beutung. Insbesondere die Zwangsarbeit der Koreaner in der japanischen 
Armee, in japanischen Fabriken oder als sogenanne Trostfrauen in Militär-
bordellen stellen noch heute einen immer wieder aufflammenden Konflikt-
herd dar. Der japanische Generalgouverneur regierte Korea mit nahezu 
absoluter Macht und mit Unterstützung der Militärpolizei. Zahlreiche japa-
nische Staatsbürger kamen nach Korea. Die Koreaner wurden als Bürger 
zweiter Klasse behandelt und ihre Grundrechte wurden ihnen verweigert. 
Japan versuchte mit zunehmendem Zwang und ab Ende der 1930er Jahre 
mittels kultureller Assimilationspolitik, die kulturelle und historische Identi-
tät Koreas auszulöschen. Die koreanische Sprache wurde in der Öffent-
lichkeit verboten, der Unterricht der koreanischen Geschichte und Litera-
tur untersagt und die Annahme von japanischen Namen anstelle der korea-
nischen vorgeschrieben. Der japanische Kaiser musste verehrt und der 
Shintoismus gepflegt werden. 
 
Die Modernisierung und Industrialisierung Koreas begann unter der 
japanischen Herrschaft, insbesondere die Urbanisierung und eine Auswei-
tung des Handels. Die Gewinne kamen jedoch nicht Korea zugute. Sie 
ermöglichten vielmehr Japan die Kontrolle über Korea und die effizientere 
Ressourcenausbeutung, nicht zuletzt im Hinblick auf die Kriegsführung 
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und territoriale Expansion Japans. Japan etablierte ein Verwaltungssystem, 
ein Rechtswesen, ein Polizeisystem und ein Bildungswesen. Es baute Infra-
strukturen wie etwa Eisenbahnen, Häfen und Grundstoffindustrien auf. 
Die wichtigsten Industrien wurden im nördlichen Teil der Halbinsel, der 
über reiche Bodenschätze und Wasserkraft verfügt, angesiedelt. Der Süden 
konzentrierte sich auf die Produktion von Reis und anderen Nahrungsmit-
teln. Die Infrastruktur war wichtig, um den wachsenden Bedarf Japans an 
Landwirtschaftsprodukten aus Korea zu decken, für die Entsendung einer 
großen Anzahl japanischer Truppen zur Invasion Chinas und für die Ein-
berufung von Koreanern zur Zwangsarbeit. Durch eine Landreform för-
derte Japan die Ansiedlung von Japanern in Korea. Die Eigentumsverhält-
nisse wurden nur noch auf der Grundlage schriftlicher Nachweise aner-
kannt, dadurch verloren zahlreiche Koreaner, die traditionell über keine 
Besitzurkunden verfügten, kurzfristig ihr Land. Auf diese Weise stieg der 
japanische Anteil am gesamten Ackerland von 7 % 1910 auf 53 % 1932. 
Koreanische Pächter mussten häufig mehr als die Hälfte ihrer Ernte als 
Pacht bezahlen. Im Jahr 1939 waren etwa 94 % des Gesamtkapitals der 
Fabriken und etwa 92 % der Großunternehmen mit mehr als 200 Beschäf-
tigten in japanischem Besitz. Diese ungleichmäßige Entwicklung während 
der Kolonialzeit hinterließ ein gemischtes Erbe für die zukünftige Entwick-
lung der koreanischen Halbinsel.119 
 
Als Folge der japanischen Kolonialherrschaft kultivierte Südkorea im Zuge 
der Unterdrückung der nationalen Identität Koreas120 (1910 - 1945) den 
Widerstand als Element seiner neueren politischen Kultur. Die militaristi-
sche bürokratische Herrschaft Japans war für das spätere Aufkommen au-
toritärer Regierungen mitverantwortlich und hinterließ ein kulturelles Erbe 
der internen Spaltung, des Misstrauens und der Zwangsherrschaft.121  
 
Korea wehrte sich gegen die Annexion Japans. Beispielhaft war die Bewe-
gung des 01. März 1919. Grundlage war der plötzliche Tod des koreani-
schen Kaisers im Jänner 1919 und die Vierzehn-Punkte-Rede von 
Woodrow Wilson auf der Pariser Friedenskonferenz 1918 zum Selbstbe-
stimmungsrecht der Nationen. Zwei Millionen Koreaner nahmen an fried-
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lichen Demonstrationen teil, bis sie die japanischen Behörden plötzlich 
brutal unterdrückten. In der Folge bildete sich am 13.04.1919 die Provisori-
sche Exilregierung in Schanghai. Japan änderte seine Politiken teilweise und 
erlaubte beipielsweise bis 1931 eine begrenzte Pressefreiheit. Die Unabhän-
gigkeitsbewegungen innerhalb und außerhalb Koreas, insbesondere in der 
Mandschurei, in China und der Sowjetunion, stützten sich auf unterschied-
liche Ideologien, ausländische Förderer sowie mangelhaft ausgerüstete und 
schlecht organisierte Milizen. Kim Il-sung, der spätere Führer Nordkoreas, 
führte eine der unabhängigen Guerillagruppen an. Er war Mitglied der Ver-
einigten Antijapanischen Armee Nordost, einer Guerillagruppe von einigen hun-
dert Mann unter der Leitung der Kommunistischen Partei Chinas. Am 
04.06.1937 führte er einen der seltenen Überfälle durch eine koreanische 
Unabhängigkeitsmiliz auf eine Stadt innerhalb Koreas durch (Pochonbo) 
und wurde dadurch berühmt. Tatsächlich war es weniger ein großer militä-
rischer Sieg, wie es Nordkorea später euphemistisch darstellte, sondern 
vielmehr die Einnahme einer schlecht bewachten Kleinstadt für einige we-
nige Stunden. Als er beim Rückzug von japanischen Truppen verfolgt wur-
den, floh Kim Il-sung mit seinen Mitstreitern in die Sowjetunion und kehr-
te erste am Ende des Zweiten Weltkrieges 1945 nach Korea zurück. Seine 
Zeit des Guerillakrieges gegen Japan war grundlegend für den Aufbau sei-
ner politischen Autorität und die Entwicklung seiner Ideologie in Nordko-
rea.122 

Befreiung Koreas bis zum Koreakrieg (1945 - 1950) 

Auch nach der Befreiung aus der japanischen Kolonialherrschaft wurde 
Koreas Schicksal im Kalten Krieg von der Großmachtrivalität bestimmt. 
Dies führte zu politischer Instabilität. Die USA vollzogen in ihrer Japanpo-
litik einen grundlegenden Wechsel. War das Ziel bisher die Ausschaltung 
der japanischen Wirtschaft, so wollten die USA Japan nun als Bollwerk 
gegen den aufkommenden Kommunismus nutzen. Zahlreiche Politiker und 
Funktionäre kehrten nach Japan in ihre prominenten Positionen zurück, 
während die Mitglieder der Kommunistischen Partei aus der politischen 
und wirtschaftlichen Macht verdrängt wurden. Auch in Korea versuchten 
die USA, eine proamerikanische Regierung zu errichten und stützten sich 
auf ehemalige Kollaborateure unter der japanischen Kolonialherrschaft, um 
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die Linken zu bekämpfen. Die Bedeutung Koreas für die Weltpolitik der 
USA nahm zu. Angesichts der steigenden Spannungen des Kalten Krieges 
wollten die USA und die Sowjetunion auf ihren jeweiligen Seiten der kore-
anischen Halbinsel getrennte Regierungen errichten. Bis zur Festlegung des 
38. Breitengrades gab es keine ernsthafte geographische Trennung nach 
politischen Ideologien. So gab es im Norden auch zahlreiche politisch 
Rechtsgerichtete und Christen, im Süden viele Anhänger der Sozialisten 
und Kommunisten. Daher war die dreijährige Militärherrschaft von 1945 
bis 1948 auf beiden Seiten des 38. Breitengrades von ideologischer Verfol-
gung sowie politischer Gewalt und in der Folge von massiven Fluchtbewe-
gungen geprägt. Im Norden errichtete die Sowjetunion ein kommunisti-
sches Regime unter der Führung von Kim Il-sung. Auf der Moskauer Kon-
ferenz am 27.12.1945 diskutierten die Alliierten eine Treuhänderschaft über 
Korea für fünf Jahre. Diese Idee löste heftige Debatten und politische Aus-
einandersetzungen zwischen den Linken und den Rechten in Korea aus. 
 
Als der gemeinsame Ausschuss der USA und der Sowjetunion bis August 
1947 keine Einigung erzielen konnte, wandte er sich die an die Vereinten 
Nationen. Die Temporäre Kommission der Vereinten Nationen für Korea 
(United Nations Temporary Commission on Korea, UNTCOK) wurde 
gegründet, um nationale Wahlen für eine einheitliche Nationalversammlung 
abzuhalten. Der Norden Koreas und die Sowjetunion weigerten sich je-
doch, die Temporäre Kommission der Vereinten Nationen für Korea an-
zuerkennen. Diese beschloss, zunächst Wahlen in den zugänglichen Gebie-
ten im Süden zu organisieren. Die Parlamentswahlen fanden am 10.05.1948 
statt. Die Gründung der Republik Korea erfolgte am 15.08.1948 und 
Syngman Rhee trat als erster Staatspräsident Südkoreas sein Amt an. Auch 
in Nordkorea fanden Wahlen statt und am 09.09.1948 wurde die Demokra-
tische Volksrepublik Korea ausgerufen. 
 
In Südkorea hielten die schlechten Wirtschaftsbedingungen an, da sich die 
meisten Industrien im nunmehrigen Nordkorea befanden und dieses nach 
der Landesteilung die Stromversorgung einstellte. Syngman Rhee stand der 
Wirtschaftsentwicklung im Allgemeinen gleichgültig gegenüber und erzielte 
kaum wirtschaftliche Fortschritte. Südkorea war auf die Hilfe der USA an-
gewiesen, die mehr als ein Drittel des Staatshaushalts ausmachte. Syngman 
Rhees innenpolitische Basis war schwach. Er behielt eine sehr autoritäre 
Führung bei und stützte sich auf die Bürokratie, die Polizei und das Militär. 
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Die Kollaborateure des japanischen Kolonialismus, die nach der Befreiung 
Koreas in die Kritik geraten waren, bildeten bald ein starkes politisches 
Bündnis mit Syngman Rhee und den USA. Um ihr politisches Überleben 
zu sichern, wurden die ehemaligen „Pro-Japaner” zu „Pro-Amerikanern 
und Antikommunisten” und hatten innerhalb kurzer Zeit die Macht in 
Südkorea inne.123 

Koreakrieg (1950 - 1953) und seine Folgen 

Von einer dauerhaften territorialen Teilung ging weder Kim Il-sung im 
Norden noch Syngman Rhee im Süden aus. Beide waren von ihren ausrei-
chenden militärischen Kapazitäten für eine gewaltsame Vereinigung über-
zeugt. Südkorea beschränkte sich auf politische Rhetorik. Nordkorea berei-
tete sich hingegen umfassend auf eine reale Kriegsführung vor. Seine 
Streitkräfte verfügten über eine effektive Ausbildung, sowjetische Rüs-
tungsgüter und Militärberater sowie Kampferfahrung, insbesondere in der 
Sowjetunion und in China. Nordkorea verfügte über eine stärkere Legiti-
mation als der Süden. Es stabilisierte zwischen 1948 und 1950 die Gesell-
schaft unter der Vorherrschaft der Koreanischen Arbeiterpartei, nicht zu-
letzt durch Landreformen, politische Verfolgung bzw. die Flucht der 
Wohlhabenderen in den Süden. Die Wirtschaftsentwicklung stützte sich auf 
die von den Japanern errichtete Infrastruktur und die reichhaltigen Boden-
schätze. Im Gegensatz dazu erhielt Südkorea vor dem Koreakrieg kaum 
militärische oder wirtschaftliche Unterstützung von den USA. Die USA 
befürchteten einen Einmarsch Syngman Rhees im Norden zur Landesver-
einigung. Im Jänner 1950 schlossen die USA Südkorea, im Gegensatz zu 
Japan und den Philippinen, aus ihrem Verteidigungsumfang aus. 
 
Die Ursachen des Koreakrieges liegen gemäß der traditionellen Sichtwei-
se darin, dass Kim Il-sung mit Unterstützung von Joseph Stalin und Mao 
Zedong in Südkorea einmarschierte, um die kommunistische Expansion in 
Ostasien voranzutreiben. Damit handelte es sich eher um einen internatio-
nalen Krieg zwischen dem kommunistischen und dem kapitalistischen 
Block als um einen Bürgerkrieg auf der koreanischen Halbinsel. Im Mittel-
punkt stehen dabei die unmittelbare Kriegsentscheidung und die ausländi-
sche Kriegsbeteiligung. Eine andere Sichtweise konzentriert sich auf die 
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langfristigen sozioökonomischen und politischen Kriegsursachen. Die Ent-
scheidung zur Invasion durch Nordkorea entwickelte sich aus komplexen 
historischen Zusammenhängen, die vor allem aus der Zeit zwischen 1945 
und 1950, aber auch aus der japanischen Kolonialzeit datieren. Denn die 
japanische Kolonialherrschaft und die Ausbeutung führten zu schweren 
sozialen Unruhen. Somit kann der Koreakrieg als Fortsetzung des 1945 
begonnenen Konflikts mit zivilem und revolutionärem Charakter gelten. 
Der Koreakrieg entwickelte sich demnach ohne ausgearbeiteten Kriegsplan 
Nordkoreas aus einer Vielzahl von kleineren Schlachten. 
 
Am 25.06.1950 marschierten die nordkoreanischen Streitkräfte in den Sü-
den ein. Sie errangen in der Anfangsphase einen schnellen und leichten 
Sieg, denn Südkorea fehlte es an Militärgerät. Syngman Rhee floh am 
27.06.1950 aus Seoul. Im Sommer 1950 wurden in Südkorea bis zu 200.000 
mutmaßliche politische Gegner ohne Gerichtsverfahren hingerichtet. Die 
USA gewannen am 27.06.1950 die Abstimmung im Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen zur Intervention auf der koreanischen Halbinsel. Die Sow-
jetunion konnte ihr Vetorecht nicht ausüben, da sie den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen aus Protest gegen die Besetzung des Sitzes von China 
durch Taiwan boykottierte. 21 Länder der Vereinten Nationen leisteten 
Beiträge zur UN-Intervention in Korea. Die USA stellten mit weiteren 15 
Mitgliedern Streitkräfte zur Verfügung, wobei der US-Anteil 88 % betrug.  
 
Als die nordkoreanischen Streitkräfte den Großteil Südkoreas mit Aus-
nahme der Großregion um die südostkoreanische Hafenstadt Busan be-
setzten, starteten UN-Truppen unter der Führung von General Douglas 
MacArthur am 10.09.1950 eine amphibische Landung in Incheon, einer 
Hafenstadt in der Nähe von Seoul. Mit der erfolgreichen Landung wurde 
das Militär Nordkoreas zwischen Incheon und Busan eingekesselt und Se-
oul am 25.09.1950 zurückerobert. Das ursprüngliche Mandat der Vereinten 
Nationen bestand in der Rückeroberung der südkoreanischen Gebiete. 
General MacArthur und Präsident Truman beschlossen jedoch mit aus-
drücklicher Unterstützung durch Syngman Rhee, in den Norden vorzu-
dringen, sobald die Truppen der Vereinten Nationen im September 1950 
den 38. Breitengrad erreichen würden. Die Warnung Chinas vor einer In-
tervention ignorierten die USA und forderten eine bedingungslose Kapitu-
lation Nordkoreas. Im Oktober 1950 trat China in den Koreakrieg ein. 
Zwischen Juli 1951 und Juli 1953 wurde die Offensive zu einem Zermür-
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bungskrieg mit einer Frontlinie nahe des 38. Breitengrades. MacArthur 
erwog mehrmals den Einsatz einer Atombombe und wurde am 11.04.1951 
aus seiner Funktion entlassen. Auf der internationalen Ebene war das Sys-
tem des Kalten Krieges stabiler geworden und die USA konnten es sich 
nicht leisten, dass ein weiterer Weltkrieg ausgelöst würde. Am 27.07.1953 
unterzeichneten die USA, China und Nordkorea ein Waffenstillstandsab-
kommen. Dieses lehnte Syngman Rhee ab und bestand auf der Fortsetzung 
des Krieges. Das Waffenstillstandsabkommen stoppte den Koreakrieg, 
beendete ihn jedoch weder formell noch rechtlich.124 
 
Die Regierungen in Nord- und Südkorea festigten ihre Macht trotz der 
rund drei Millionen Opfer, davon 80 % Zivilisten. Die US-Bomben zer-
störten in Nordkorea 80 % der Infrastruktur und 50 % der Städte. Nach 
massiven politischen Säuberungen errichtete Kim Il-sung zwischen 1956 
und 1967 ein monolithisches, stark zentralisiertes und militarisiertes Re-
gime, das auf seinem Charisma und einem Persönlichkeitskult aufbaute. In 
Südkorea nutzte Syngman Rhee die starke antikommunistische Stimmung 
zur Stärkung seiner Macht. Nach drei Amtszeiten trat er am 19.04.1960 
wegen massiver Studentendemonstrationen zurück und setzte sich in die 
USA ab. Der Koreakrieg festigte das System des Kalten Krieges in Asien. 
Die USA hatten am 27.06.1950 zum Schutz der nationalistischen Regierung 
Taiwans unter Chiang Kai-shek die 7. US-Flotte in die Taiwan-Straße ent-
sandt. Als Konsequenz des Koreakrieges sind seither Streitkräfte der USA 
in Südkorea stationiert. China und Nordkorea schlossen aufgrund ihrer 
Erfahrungen im Koreakrieg eine Partnerschaft. Japan profitierte wegen des 
Krieges von einem wirtschaftlichen Aufschwung und in der Folge von ei-
nem starken Bündnis mit den USA.125 
 

Organisationskultur & Bürokratie 

Die Organisationskultur ist die Gesamtheit von institutionellen, erklärten 
und operativen Werten, Überzeugungen und Annahmen, die miteinander 
in Einklang stehen sollten. Je größer die Differenzen, desto stärker ist das 
Misstrauen zwischen der politischen Führung und der Bevölkerung. Dies 
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mindert die Effektivität der Organisation. Bürokraten fassen im Allgemei-
nen eher vorsichtig Entscheidungen.126 
 
Südkorea verfügt über ein hochentwickeltes, umfassendes und zentralisier-
tes Verwaltungssystem. Charakteristisch ist die Kombination der formel-
len Struktur mit der Kultur, die dabei als eine von zahlreichen Einflussfak-
toren wirkt. Die Kultur prägt die Organisationen auf der kognitiven und 
der materiellen Ebene. Die institutionellen Quellen für nationale Prädispo-
sitionen werden in den zentralen Regierungsorganen für die Formulierung 
und Durchführung der Politik vermutet.127 Innerhalb der Verwaltung be-
einflusst die spezifische Organisationskultur einerseits die bürokratische 
Ausrichtung, andererseits formen bürokratische Prioritäten nationale Präfe-
renzen und die Politik. Denn die Verwaltungen beeinflussen mit ihrer Or-
ganisationskultur, den Werten und Gewohnheiten die Wahrnehmungsper-
spektive, die Reaktionsoptionen, die Zielsetzungen, die Prioritäten, die Ka-
pazitäten und die Ergebnisse auf der internationalen Ebene. Die Bürokra-
tien können die Politik formen, indem organisatorische Prozesse und Stan-
dardarbeitsanweisungen die Informationsarten, auf die sich Entscheidungs-
träger stützen, einschränken.128 Bestimmend für das Ausmaß des Einflusses 
von Bürokratien auf die nationale Politik sind die organisatorischen Beson-
derheiten, insbesondere ein funktionelles Informationsmonopol. Ebenso 
spielen die Komplexität der Angelegenheit, etwa der Bedarf an Spezialwis-
sen, und der verfügbare Zeitraum eine wichtige Rolle. Ist der Zeitraum für 
die Entscheidungsfindung kurz, erfolgt zumeist ein Rückgriff auf vorgefer-
tigte Handlungsweisen. 
 
Die Organisationskultur wird von unterschiedlichen Faktoren beein-
flusst, etwa den innen- und außenpolitischen Bedingungen oder der Tech-
nologie. Häufig passt sie sich funktionell nicht an, weil die Kultur äußeren 
Einwirkungen widersteht, auch wenn etwa Kosten oder Vorteile dafürspre-
chen würden. Im Gegensatz dazu steht das Modell der Rational-Choice-
Analysen für die internationalen Beziehungen, das auf der Basis der ratio-
nalen Wahl weder die Kultur noch die Ausformung von staatlichen Präfe-
renzen und ihren Effekt berücksichtigt. Die strukturelle Organisationstheo-
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rie besagt, dass ähnliche Einheiten in einer vergleichbaren Struktur ähnlich 
handeln. Die funktionelle Perspektive entspricht dem Realismus und meint, 
dass Organisationen einen bestimmten funktionellen, situationsspezifischen 
Zweck verfolgen.129 

Historische Entwicklung der Verwaltungskultur Südkoreas 

Die historische Entwicklung der Organisationskultur und des Verwaltungs-
systems in Südkorea erstreckt sich über die patrimoniale Bürokratie130 der 
Joseon-Dynastie über die Entstehung der modernen Bürokratie während 
der japanischen Kolonialherrschaft bis zu den bürokratischen Verwaltun-
gen der autoritären Regierungen und schließlich den demokratischen Re-
formen. Im Zuge dessen entstand eine enorme bürokratische Verwaltung. 
Sie ist seit 1945 durch moderne demokratische Ideale, koloniale Strukturen 
und eine bürokratische Arbeitsteilung im Joseon-Stil charakterisiert.131 
 
In der Joseon-Dynastie waren Verwaltung und Politik strukturell und 
funktionell untrennbar miteinander verflochten. Die Berechenbarkeit der 
Politik war gering. Trotz des Idealziels, der Bevölkerung zu dienen, gab es 
keine Regierungskontrolle. Die soziale Hierarchie war strikt. Die Auswahl 
der Beamten erfolgte auf Basis der konfuzianischen Bildungsmeritokratie. 
Das Ziel der öffentlichen Verwaltung war die Aufrechterhaltung der Ord-
nung und der königlichen Macht. Es gab keine Gewalten- oder Arbeitstei-
lung, etwa keine Spezialisierung der Bürokraten und keine Befehls- und 
Kontrollketten. Als Konsequenz war die Entscheidungsfindung nicht rati-
onal oder effizient, jedoch limitiert konsensual. Der Patrimonialismus der 
Joseon-Dynastie zeigte sich beispielsweise im traditionellen (und weniger in 
einem rechtskonformen) Verhalten der Beamten und der personalisierten 
Entscheidungsfindung. 
 
Während der japanischen Kolonialzeit entstand eine moderne Bürokratie 
nach der Definition Max Webers.132 Die öffentliche Verwaltung Koreas 
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diente dem japanischen Kaiser. Die tatsächliche politische Macht Japans lag 
jedoch bei der Oligarchie aus Bürokraten, Großunternehmern und Streit-
kräften. Das Ziel war die Aufrechterhaltung und Festigung der Kolonial-
herrschaft und die Ausbeutung Koreas. Die Modernisierung diente aus-
schließlich dem japanischen Gewinn und zum Teil der Vorbereitung auf 
die kommenden Kriege. Das in Japan bestehende eingeschränkte Parla-
mentssystem kam für Korea nicht in Frage. Die geringen bürokratischen 
Verbesserungen in Korea betrafen die Infrastruktur und die Qualifikation 
der Bürokraten. Die quantitative und qualitative Verbesserung des Kom-
munikations- und Transportsystems erhöhte das Bewusstsein der Bürokra-
ten für die Bedeutung des Informationsflusses. Die Beamten erwarben 
Grundkenntnisse in modernem Recht und Wirtschaft. Der größte Unter-
schied zur Joseon-Verwaltung lag in der Effizienz und der Verrechtlichung. 
Die gesetzlich festgelegten Verwaltungsbefugnisse erhöhten die Vorher-
sehbarkeit der bürokratischen Leistungen. Die humanen und materiellen 
Ressourcen wurden effektiv mobilisiert, zugewiesen und genutzt. Die spe-
zialisierten Beamten arbeiteten mit einem zugewiesenen Budget. Dies redu-
zierte den bürokratischen Missbrauch von privilegierter Macht und die 
damit verbundene Korruption. 
 
Während der US-amerikanischen Militärbesatzung von 1945 bis 1948 wur-
de die Verwaltungsstruktur erheblich verändert. Die Reformen waren je-
doch nur kurzfristig, da sie sich nicht an den Interessen der Bevölkerung 
orientierten. Die Veränderungen des Verwaltungssystems unter Syngman 
Rhee waren nominal. Die Verwaltung blieb bürokratisch, weil der demo-
kratische Wandel nicht durch eine bürgerliche Revolution in Korea ent-
stand, sondern durch den Import ausländischer Ideen durch eine Elite, die 
die staatliche Macht über das Gleichgewicht zwischen Staat und Zivilgesell-
schaft stellte. Daher bestand in den 1950er Jahren die Hauptaufgabe der 
koreanischen Verwaltung in der Aufrechterhaltung der sozialen Ordnung 
und der Kontrolle über die Bevölkerung. In den 1960er Jahren kam die 
Wirtschaftsentwicklung als weitere Verwaltungsaufgabe hinzu. Die Verwal-
tung fungierte nicht als Regierungsvertreter, sondern als Auftraggeber für 
die starke Machtprojektion der Regierung. Aufgrund der autoritären Herr-
schaft und teilweise der verfassungsmäßigen Gestaltung des Präsidialsys-
tems dominierte bis 1987 die Exekutive die Legislative und Judikative. Erst 
nach der demokratischen Öffnung 1987 wurde der Institutionalisierung der 
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Wohlfahrt, jedoch weniger ihrer Qualitätsteigerung Bedeutung beigemes-
sen.133 

Zielsetzungen & Entscheidungsfindung der Verwaltung 

Die Zielsetzung der Administration änderte sich rasch von den konfuziani-
schen Tugenden zur japanischen Kolonialideologie und später zu moder-
nen demokratischen Idealen. Den Ziel- und Strukturveränderungen man-
gelte es jedoch an Kohärenz und Kontinuität. Die Verwaltungsreformen 
wurden bis zu Beginn der 1980er Jahre nicht zu Verwaltungszwecken, son-
dern aus politischen Gründen initiiert. Sie spiegelten daher nicht die wirt-
schaftlichen und sozialen Entwicklungen der Gesellschaft wider. Der Wen-
depunkt für echte Verwaltungsreformen war die demokratische Öffnung 
1987. Die Verwaltungsreform umfasste nacheinander die politische Ideolo-
gie, die Verwaltung und die Struktur. 
 
Im stark zentralisierten Entscheidungsfindungsprozess der Verwaltung 
war der Einfluss der politischen Parteien und des Parlaments als Entschei-
dungsinstitutionen begrenzt. Die Abschottung des Entscheidungsfin-
dungsprozesses von der zivilen und politischen Gesellschaft unter Syng-
man Rhee wurde auch in den nachfolgenden Regierungen fortgeführt. Die 
Qualifikation und Spezialisierung der Staatsbediensteten nahm seit den 
1960er Jahren allmählich zu. Die Aufgaben erweiterten sich auf die Mobili-
sierung der Bevölkerung für die Wirtschaftsentwicklung und die Moderni-
sierung der Gesellschaft. Die Arbeitsteilung innerhalb der Exekutive wurde 
1961 mit dem Militärputsch von Park Chung-hee festgelegt. Die personel-
len und finanziellen Ressourcen wurden erhöht, nicht jedoch die qualitative 
und effektive Ressourcennutzung oder der Informationsaustausch. Der 
konservative Charakter in der Anfangsphase der Republik Südkorea verlieh 
der Verwaltung mit der Aufrechterhaltung der alten Struktur und der De-
mokratie als Ideal einen dualistischen Charakter. 
 
Die Verwaltung zielt in erster Linie auf die Verwirklichung nationaler Zie-
le durch gute Regierungsführung. Diese nationalen Zielsetzungen verän-
derten sich aufgrund interner und externer Bedingungen. Sie inkludierten 
seit 1948 jedoch stets den Aufbau der Nation, die Demokratisierung und 
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die Wirtschaftsentwicklung, die Wohlfahrt und die Wiedervereinigung. 
Charakteristisch für die Politikgestaltung zur Umsetzung der nationalen 
Ziele ist, dass wichtige Entscheidungen in erster Linie von der Verwaltung 
getroffen wurden. Die Existenz eines Gesetzgebungsbüros in der Verwal-
tung und nicht im Parlament veranschaulicht die Vorrangstellung der Exe-
kutive. Mit der Teilung der koreanischen Halbinsel wurde die Bevölkerung 
in Südkorea zum Subjekt und Objekt der Nationenbildung. Ein wichtiges 
Mittel war die allgemeine Bildung, durch die eine antikommunistische Ideo-
logie vermittelt wurde. Die antikommunistische Haltung vertiefte sich nach 
dem Koreakrieg weiter. Hinderlich war Syngman Rhees Kooptierung der 
koreanischen Kollaborateure aus der japanischen Kolonialherrschaft. Denn 
zur Sicherung seines politischen Überlebens und der sozialen Ordnung 
schloss er Nationalisten und Linke aus. Die nationale Spaltung betraf somit 
nicht nur die beiden Koreas, sondern auch die Innenpolitik Südkoreas. 
 
Die Verwaltungsideologie ist auch in Südkorea an demokratische Prinzi-
pien, Legitimität, Effizienz und Effektivität gebunden. Die demokrati-
schen Prinzipien und die Legitimität wurden jedoch aufgrund der histori-
schen Erfahrung stärker als in anderen fortgeschrittenen Demokratien be-
tont. Während des Koreakrieges stieg das Staatsbudget durch die US-Hilfe 
rasch an. Nach der Reduktion der US-Hilfe nach dem Militärputsch 1961 
startete Park Chung-hee eigene Pläne zur Wirtschaftsentwicklung, mobili-
sierte inländisches Kapital und akquirierte ausländische Unterstützung. 
Daher forderte die Bevölkerung ab Mitte der 1960er Jahre eine effizientere 
Staatsverwaltung. Die Evaluierung der Effizienz und Effektivität der Ver-
waltung war für die Regierung neu. Die Objektivität der Bewertung blieb 
problematisch, da sie eher einer persönlichen und weniger einer institutio-
nalisierten Bewertung entsprach. Zudem wurden die Ideale von Effizienz 
und Effektivität von der autokratischen Regierung zur Rechtfertigung ihrer 
illegitimen und undemokratischen Regierungsführung missbraucht.134 

Verwaltungsorganisation & -ressourcen 

Ein effizientes Funktionieren der Verwaltung erfordert Organisation und 
Ressourcen. Die Organisation bezieht sich auf die Arbeitsteilung und die 
Koordination unterschiedlicher Sektoren und Mitarbeiter. Die vertikale 
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Dimension der Arbeitsteilung entspricht anderen Demokratien. Die hori-
zontale Dimension der Arbeitsteilung Südkoreas ist jedoch hierarchi-
scher und komplexer als in anderen Ländern. Beispielsweise verfügt der 
Premierminister über relativ wenig Macht und seine Aufgbabenbereiche 
sind nicht eindeutig vom mächtigeren Präsidenten getrennt. Ein häufiger 
Konfliktpunkt ist die zu aktive Beteiligung des Premierministers an der 
politischen Koordinierung. Im Fall eines politischen Fehlers oder einer 
Krise musste häufig der Premierminister und nicht der Präsident zurücktre-
ten. Eine besonders wichtige und interministeriell koordinierende Funktion 
hatten stets das Finanz- und Wirtschaftsministerium sowie das Ministerium 
für die nationale Einheit. In der vertikalen Arbeitsteilung führte bis zur 
Einführung der lokalen Autonomie 1994 vor allem die vielschichtige und 
sich überschneidende Struktur zu mangelnder Rechenschaftspflicht und zur 
Ressourcenverschwendung. 
 
Neben den personellen und finanziellen Ressourcen sind ebenso Informa-
tionen, die politische Unterstützung und Zeit von Bedeutung. Die politi-
sche Legitimität wurde zahlreichen Regierungen des modernen Südkoreas 
verweigert, insbesondere wegen der unrechtmäßigen Machtübernahme, der 
willkürlichen Machtausübung und der Korruption.  
 
Bis in die 1980er Jahre waren die Verwaltungsbediensteten häufig mit 
unproduktiven Arbeiten beschäftigt. Hinzu kamen Mängel bei der Arbeits-
qualität, der Autonomie und der Autorität der Beamten. Die geringe Bezah-
lung machte sie anfällig für Korruption. Der Verwaltung fehlte es wegen 
dem Vorrang für kurzfristige Aufgaben gegenüber langfristigen Plänen 
oftmals an Kohärenz und Konsistenz.135 
 

Politische Führung & personalisierte Machtstruktur 

Die Bewertung der politischen Führer fällt je nach Standpunkt sehr unter-
schiedlich aus. Einerseits verteidigten sie Südkorea gegen eine kommunisti-
sche Machtübernahme und entwickelten eine rückständige Agrargesell-
schaft in bemerkenswert kurzer Zeit in eine dynamische Industriegesell-
schaft. Andererseits werden die politischen Führer für die nationale Spal-
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tung, die militärische Konfrontation mit Nordkorea und die Jahrzehnte 
lange wirtschaftliche Abhängigkeit von den USA verantwortlich gemacht.136 

Erste und Zweite Republik (Syngman Rhee & Chang Myon) 

Syngman Rhee (1948 - 1960), Präsident der Ersten Republik, regierte 
zwölf Jahre als Autokrat, bis er durch einen Studentenaufstand aus dem 
Amt gezwungen wurde. Er starb fünf Jahre später im Exil auf Hawaii. 
Chang Myon (1960 - 1961) war Premierminister der Zweiten Republik. Er 
wurde in einem parlamentarischen System in einem postautoritären Umfeld 
nach acht Monaten im Amt durch einen Militärputsch abgesetzt. Syngman 
Rhee förderte Chang Myons politische Karriere, sah jedoch auf dessen 
vergleichsweise geringere Führungsqualitäten und politische Fähigkeiten 
herab. Beide hatten eine akademische Ausbildung in den USA absolviert 
und waren strikte Antikommunisten. 
 
Syngman Rhee galt als starrköpfige Führungspersönlichkeit, Chang Myon 
als unentschlossen und inkompetent. Beharrlich warnte Syngman Rhee 
Jahrzehnte lang die internationale Gemeinschaft vor den Expansionsbe-
strebungen Japans. Seine politische Ideologie war antijapanisch und anti-
kommunistisch, zudem war er Nationalist und – eher im utilitaristischen 
Sinn – Internationalist. Seine zahlreichen Verstöße gegen demokratische 
Regeln führten zu Legitimitätskrisen. Syngman Rhees Handlungsorientie-
rung überwog seinen Argumentationswillen, sein Hauptinstrument zur 
Erreichung der politischen Ziele war die Diplomatie. Er betrachtete Korea 
nicht als völlig unabhängig, solange Nordkorea unter kommunistischer 
Herrschaft blieb. Er rief den Slogan „Marsch nach Norden für die Wieder-
vereinigung” aus, in der festen Überzeugung, dass ausschließlich er selbst 
die Wiedervereinigung bewerkstelligen könne. Problematisch waren Rhees 
Autoritarismus, Inkompetenz und Korrupion. 

Dritte und Vierte Republik (Park Chung-hee) 

Park Chung-hee (1961 - 1979) war Militärdiktator (1961 - 1963) sowie 
Präsident der Dritten Republik (1963 - 1972) und Vierten Republik (1972 - 
1981). Er wurde in der japanischen Militärakademie ausgebildet. Er wird als 
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ehrgeizig, streng und verantwortungsvoll charakterisiert. Park Chung-hee 
stärkte die Landesverteidigung, die wirtschaftliche Prosperität und den Na-
tionalstolz. Trotz gewaltsamer Demonstrationen unterzeichnete er den 
Normalisierungsvertrag mit Japan und schuf die Basis für die Industrialisie-
rung. Problematisch waren die Verfassungsänderung und die militärischen 
Eingriffe in die Politik. Die Yushin-Verfassung begründete 1972 die Yus-
hin-Periode (wörtliche Übersetzung: Modernisierung oder Restauration) 
der Vierten Republik, bis diese 1980 außer Kraft gesetzt wurde. Das Yus-
hin-System diente dem Machterhalt Park Chung-hees angesichts der dras-
tisch zunehmenden politischen Opposition. Es schwächte das Parlament 
und konzentrierte die exekutive, administrative und judikative Macht in der 
Person des Präsidenten.137 

Fünfte und Sechste Republik (Chun Doo-hwan & Roh Tae-woo) 

Chun Doo-hwan (1980 - 1988), Präsident der Fünften Republik (1981 - 
1987), und Roh Tae-woo (1998 - 1993), Präsident der Sechsten Republik 
(ab 1987), absolvierten gemeinsam die neu gegründete koreanische Militär-
akademie. Das Angebot Park Chung-hees zur Regierungsmitarbeit schlug 
Chun Doo-hwan aus. 1979 zum Kommandanten der militärischen Aufklä-
rung ernannt, leitete Chun Doo-hwan die Ermittlungen zur Ermordung 
Park Chung-hees. Seine Machtübernahme resultiert aus mehreren Fakto-
ren. Die Absolventen des ersten Jahrgangs der koreanischen Militärakade-
mie stimmten stillschweigend darin überein, dass sie das Kommando über 
das Militär übernehmen sollten und dazu der politischen Macht bedurften. 
Hinzu kam das grundsätzliche tiefe Misstrauen der Streitkräfte gegenüber 
der zivilen Politik und die Überzeugung, dass ein Militärputsch als Ersatz 
für die Einpersonen-Herrschaft und die systematische Korruption gerecht-
fertigt sein könnte. Chun Doo-hwan erreichte ein gewisses Maß an politi-
scher Stabilität und erstmals in der südkoreanischen Geschichte einen 
Handelsüberschuss, insbesondere durch die Förderung strategischer In-
dustriezweige, wie etwa die Schwerindustrie. Er verbesserte die internatio-
nalen Beziehungen, vor allem mit der erfolgreichen Ausrichtung der Asien-
spiele 1986 und der Olympischen Spiele 1988. 
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Roh Tae-woo war Kommandeur des Kriegsrechts im Großraum Seoul 
und Leiter des militärischen Nachrichtendienstes. Im militärischen Ruhe-
stand widmete er sich seiner politischen Karriere. 1987 besiegte er Kim 
Young-sam und Kim Dae-jung bei den Präsidentschaftswahlen. Er galt als 
gut vorbereitet, pflicht- und imagebewusst. Verantwortung schob er hinaus, 
sein Verhältnis zur Opposition und zu den Medien war äußerst kooperativ. 
Zugleich war er sehr risikobereit. Wenn er Vergeltung übte, war er rück-
sichtslos und mobilisierte die ihm zur Verfügung stehenden Ressourcen 
wie Bürokratie, Justiz und Medien. Er unterstützte beispielsweise den Mili-
tärputsch Chun Doo-hwans 1979 oder bestrafte den Hyundai-Konzern, 
um die Macht der Chaebols zu beschneiden. Zu seinen Erfolgen zählt der 
Demokratisierungsprozess und die Normalisierung der Beziehungen zu 
China und der Sowjetunion.138 
 

Dynamik des politischen Prozesses 

Wandel des politischen Systems nach 1987 

Das politische System unterlag seit der Einführung der Wahldemokratie 
1987 einem tiefgreifenen Wandel. Nach mehr als zweieinhalb Jahrzehnten 
autoritärer Militärherrschaft entschärfte Roh Tae-woo, der Präsident-
schaftskandidat der Regierungspartei, eine gefährliche Pattsituation zwi-
schen der Militärregierung und der demokratischen Opposition. Seinem 
Versprechen, direkte und faire Präsidentschaftswahlen einzuführen, folgte 
eine Reihe von Ereignissen, die die politischen Machtstrukturen grundle-
gend veränderten. Erstmals zeigte sich die strukturelle Macht der Arbeiter-
schaft, die in den Jahrzehnten schnellen Wirtschaftswachstums aufgebaut 
worden war, insbesondere im „Großen Arbeiterkampf“ im Juli 1987. 
Schließlich begann eine neue Konfliktphase mit Aufbau und Reform der 
demokratischen Institutionen. Das Militär verlor seinen historischen politi-
schen Einfluss mit der Installierung von Anhörungsausschüssen über das 
Gwangju-Massaker von 1980 und die illegalen Aktivitäten unter Chun 
Doo-hwan (1980 - 1988). 
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Nach fünf Jahren politischer Mobilisierung und ständiger Turbulenzen im 
Parteiensystem gewann der einstige Oppositionsführer Kim Young-sam im 
Dezember 1992 die Präsidentschaft auf dem Ticket einer umbenannten 
und vergrößerten Regierungspartei (der Demokratischen Liberalen Partei), 
in die er seine Oppositionspartei eingebracht hatte. Kim Young-sam war 
der erste wirklich zivile Führer an der Spitze einer südkoreanischen Regie-
rung seit 1961. Er hatte umfassende Reformen zur Vertiefung der Demo-
kratie sowie die Verbesserung der Rechenschaftspflicht versprochen. Seine 
Präsidentschaft war von bedeutenden Reformen und institutionellen Ver-
änderungen, neuen Kontroversen über Korruption und Geldpolitik, anhal-
tenden Konflikten in der Parteipolitik und Zivilgesellschaft sowie schließ-
lich einer traumatischen Finanzkrise und einem wirtschaftlichen Zusam-
menbruch geprägt.139 
 
Die Richtung und Dynamik der politischen Entwicklung wird von unter-
schiedlichen Komponenten des politischen Prozesses beeinflusst, insbe-
sondere den Wahlen bzw. Wahlinstitutionen, den politischen Parteien und 
den Interessengruppen, darunter Studenten, Militär und Massenmedien. 
Die politischen Prozesse umfassen staatliche und nichtstaatliche Prozesse. 
Letztere übten als Input-Prozesse selbst während der Militärregime einen 
unbestreitbaren Einfluss auf die formale Regierungspolitik Südkoreas 
(Output-Prozesse) aus, insbesondere um die wahrgenommene Illegitimität 
zu kompensieren. Der Militärputsch von 1961 markierte den Beginn eines 
knapp drei Jahrzehnte andauernden Militärregimes. Der Kampf der Stu-
denten, der Oppositionspartei und der Bürger gegen dieses Regime führte 
schließlich zu einer demokratischen Verfassung und der Amtseinführung 
eines zivilen Präsidenten. Die demokratische Konsolidierung 1987 stärkte 
verschiedene Interessensgruppen, darunter die Medien. Zugleich schwächte 
sie die Macht und den Einfluss von zwei Ad-hoc-Gruppen, nämlich jener 
der Studenten und des Militärs. Ad-hoc Gruppen entstehen ohne Vorberei-
tung speziell für einen Zweck oder spontan aus einer Situation heraus.140 
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Wahlen in Südkorea 

Im Gegensatz zur langfristigen und schrittweisen Entwicklung des demo-
kratischen Systems im Westen wurde der Bevölkerung Südkoreas das all-
gemeine Wahlrecht 1948 ohne Kampf darum zugestanden, um der Aus-
breitung des Kommunismus während der US-amerikanischen Militärbeset-
zung Koreas entgegenzuwirken.  
 
 
Das Wahlsystem hängt in erster Linie von der verfassungsmäßigen Ord-
nung ab. Diese umfasst drei Zeitspannen:  
 

 erste demokratische Verfassungsperiode von 1948 bis 1972 

 autoritäre verfassungsmäßige Periode von 1972 bis 1987  

 zweite demokratische Verfassungsperiode von 1987 bis heute 
 
 
Die erste demokratische Verfassungsperiode (1948 – 1972) unterteilt 
sich in drei Republiken mit unterschiedlichen Wahlsystemen. Die Erste 
Republik von 1948 bis 1960 war ein Einkammersystem. Ähnlich wie in 
Großbritannien wurde der Kandidat mit den meisten Stimmen in einem 
Wahlbezirk für die Amtszeit von vier Jahren zum Abgeordneten gewählt. 
Trotz der Unzulänglichkeiten wie die Überrepräsentation der Mehrheit 
fördete dieses System die politische Stabilität. Das ursprünglich indirekte 
Wahlsystem für die Präsidentschaftswahl wurde nach einer Volksabstim-
mung in ein direktes Wahlsystem verwandelt. 
 
In der Zweiten Republik von 1960 bis 1961 hatte der Präsident eine sym-
bolische Funktion inne und wurde vom Parlament gewählt. 
 
Die Dritte Republik von 1963 bis 1972 führte das Präsidialsystem wieder 
ein. Die Verfassungsänderungen bedurften eines Referendums und der 
Zustimmung des Parlaments. Diese Maßnahmen waren zur Verhinderung 
einer langen Diktatur wie jene von Syngman Rhee ergriffen worden. Park 
Chung-hee gelang jedoch eine Verfassungsänderung und er wurde 1971 für 
eine dritte Amtszeit wiedergewählt. Bei den Parlamentswahlen wurde das 
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System der relativen Mehrheit der Ersten und Zweiten Republik beibehal-
ten, jedoch ein Verhältniswahlsystem eingeführt. 
 
Das Wahlsystem der autoritären verfassungsmäßigen Periode (1972 - 
1987) umfasst die Yushin-Periode der Vierten Republik (1972 - 1981) und 
der Fünften Republik (1981 - 1987). Der Präsident bedurfte der Zustim-
mung von mehr als der Hälfte der Mitglieder des Nationalen Wiederverei-
nigungsrates, tatsächlich erreichten die Präsidentschaftskandidaten als Ein-
zelkandidaten zumindest 99 %. Die Ergebnisse bei den lokalen Bezirks-
wahlen spiegelten die zunehmende Opposition gegen das Yushin-System 
wider. Die Militärregierung der Fünften Republik behielt das Wahlsystem 
im Großen und Ganzen bei. 
 
Mit dem Beginn der zweiten demokratischen Verfassungsperiode 1987 
erhielt das Wahlsystem wieder einige demokratische Züge. Heute ist die 
Präsidentschaft auf eine einzige fünfjährige Amtszeit beschränkt. 
 
Das Wahlklima bezieht sich auf das Bewusstsein und das Verhalten der an 
der Wahl Beteiligten, das sind die Regierung, die politische Parteien, die 
Kandidaten, die Wahlkämpfer und die Wähler. Seit der Ersten Republik litt 
das Wahlklima an Einmischung der Regierung, Verleumdung, Negativwer-
bung, Korruption, Stimmenkauf, Geldstreitigkeiten und einem geringen 
politischen Bewusstsein der Wähler. Das Hauptproblem der ersten Wahl 
1948 bestand aus der ideologischen Konfrontation. Die Einmischung der 
Regierung reichte bis zur Wahlmanipulation in verschiedenen Formen. 
Dazu zählte die Unterdrückung von Oppositionskampagnen, die Verweige-
rung von Kandidatenregistrierungen, Bedrohungen oder tätliche Angriffe. 
Zu den Methoden der Wahlmanipulation gehörten inexistente Stimmen, 
Stimmen mit Hilfe von aus Druckereien gestohlenen Stimmzetteln oder 
Stimmen mit doppelten Stempeln, die ursprünglich für die Opposition ab-
gegeben wurden.141 
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Republiken Präsident Amtszeit 

1. Demokratische Verfassung  
1948 - 1972 

1. Republik 
1948 - 1960 

Syngman Rhee 1948 - 1960 

2. Republik 

1960 - 1961 

Yun Bo-seon  1960 - 1961 

3. Republik 
1963 - 1972 

Park Chung-hee 1961 - 1979 

Autoritäre Periode (Yushin-Verfassung) 
1972 - 1987 

4. Republik 

1972 - 1981 

Park Chung-hee 1961 - 1979 

 Choi Kyu-ha 1979 - 1980 

5. Republik 
1981 - 1987 

Chun Doo-hwan 1980 - 1988 

2. Demokratische Verfassung 
1987 - heute 

6. Republik 
1987 - heute 

Roh Tae-woo 1988 - 1993 

 Kim Young-sam 1993 - 1998 

 Kim Dae-jung 1998 - 2003 

 Roh Moo-hyun 2003 - 2008 

 Lee Myung-bak 2008 - 2013 

 Park Geun-hye 2013 - 2017 

 Moon Jae-in 2017 - 2022 

 Yoon Suk-yeol 2022 -  

Abbildung 2: Die drei Verfassungsperioden Südkoreas 
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Manipulation von Wahlprozessen 

Oftmals sicherten sich die (Militär-) Regierungen die Macht angesichts der 
geringen öffentlichen Unterstützung mit der Manipulation des Wahlprozes-
ses. Beispielhaft ist die Finanzierung von Wahlen, Regierungs- und Opposi-
tionsparteien sowie die Nutzung der organisatorischen Macht der Regie-
rungsbürokratie zur Erleichterung der Wiederwahl der eigenen Parteikan-
didaten. Dabei zeigt sich in den informellen Organisationen, die für politi-
sche Kampagnen mobilisiert wurden, ein Mangel an organisatorischer Kon-
tinuität. Der Zerfall der Machtstruktur erfolgte mit dem Ende der Amtszeit 
wegen der Einstellung der politischen Finanzierung sowie wegen des tat-
sächlichen oder erwarteten Machtverlustes sehr rasch. Institutionelle und 
politische Veränderungen vor der Präsidentschaftswahl 1997 stellten 
schließlich die gerechtere Aufteilung der politischen Mittel zwischen Regie-
rungs- und Oppositionsparteien sicher und reduzierten den direkten politi-
schen Beitrag der Chaebols. 
 
Die Parlaments- und Präsidentschaftswahlen waren früher enorm kostspie-
lig, daher spielte die Wahl- und Parteienfinanzierung eine große Rolle. 
Die Gesamtkosten aller Wahlen 1992 beliefen sich beispielsweise auf 6 % 
des Bruttoinlandsproduktes.142 Die südkoreanischen Wahlvorschriften sind 
streng. Sie begrenzen etwa die Wahlkampfdauer sowie die legalen Ausga-
ben und Finanzquellen. Als legale Finanzquellen gelten Regierungsmittel, 
Parteimitgliedsbeiträge sowie Beiträge von Kandidatenunterstützungsgrup-
pen und Parteien. 
 
Die enormen Wahlkampfausgaben und die starren Wahlregeln gaben der 
Regierungspartei reichlich Spielraum für politische Interventionen. In der 
Folge entstanden politische Börsen zur Vernetzung spezifischer Gruppen 
mit der Regierungspartei. Hinzu kam eine große Machtkonzentration beim 
Präsidenten. Er verwaltete die politischen Spendengelder, etwa von Unter-
nehmen, religiösen Einrichtungen oder Einzelpersonen, zumeist persön-
lich. Beispielsweise erhielt Park Chung-hee von Großunternehmen Fi-
nanzmittel in Form von Mitgliedsbeiträgen im Verhältnis zu den Unter-
nehmensgewinnen. Mit politischen Spenden konnten auch Ministerien be-
einflusst werden. Eine alternative Geldquelle war die Nominierung bei Par-
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lamentswahlen. Die Spendenhöhe und der politische Einfluss innerhalb der 
Partei entschied über den Platzierungsrang der Kandidaten. Die Spenden-
beschaffung, insbesondere für Wahlkampagnen, wurde zum wichtigsten 
Mittel, um die politische Macht der Regierungspartei an primäre Gruppen-
interessen zu binden und eine auf Regionalismus basierende Fraktionsbil-
dung zu ermöglichen. 
 
Während von Unternehmen und religiösen Organisationen Geldspenden 
an die Regierungspartei erwartet wurden, schreckte sie die Bürokratie aktiv 
vor politischen Beiträgen an Oppositionsparteien ab, beispielsweise mit 
einer Rechnungsprüfung durch die Steuerbehörden. Denn angesichts einer 
der weltweit höchsten effektiven Unternehmenssteuersätze war die Steuer-
hinterziehung weit verbreitet. In diesem Geschäftsumfeld verfügte die Re-
gierung über ein mächtiges Kontrollinstrument über die politische Haltung 
der Unternehmen. Der Großteil der Finanzierung der Oppositionsparteien 
entstammte daher persönlichen Quellen, etwa Ausschussmitgliedern im 
nationalen Parlament. Beispielsweise konnten Ausschussmitglieder der 
Oppositionspartei Spenden von Unternehmen erpressen, wenn die politi-
schen Entscheidungen in direktem Bezug zu den Unternehmensinteressen 
standen. 
 
Eine andere Finanzierungsquelle der Oppositionsparteien war die Kandida-
tenaufstellung. Die Machtstruktur der Oppositionsparteien veränderte sich 
erheblich durch das Unterbinden von Unternehmensspenden an sie durch 
indirekten Druck auf die potenziellen Spender. Traditionellerweise konnte 
eine Nominierung für einen Parlamentssitz von einem Parteivorsitzenden 
gegen eine Spende erkauft werden. Als die externen Finanzierungsquellen 
versiegten, wurden die nominierten Kandidaten zur stabilsten Geldquelle 
für die Oppositionsparteien. In der Folge mutierten die Parteivorsitzenden 
zum Machtzentrum außerhalb der Regierungspartei. 
 
Die staatliche Bürokratie übte im Wahlkampf einen beachtlichen Ein-
fluss aus. Die etablierte Regierungsbürokratie wurde zur politischen Druck-
ausübung auf die Wähler genutzt, damit sie die Kandidaten der Regie-
rungspartei wählen. Bis 1992 diente die Bürokratie als effektiver Wahl-
kampfapparat, der die Regierungspartei bei den Wahlen auf unterschiedli-
che Arten unterstützte. Dazu zählte die Mobilisierung von informellen 
Gruppen, die aktive Mitwirkung bei der Wahlorganisation, die Informati-
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onsbeschaffung, personelle Förderung und Unterstützung der Parlaments-
mitglieder der Regierungspartei nach der Wahl. Nach 1992 erfolgten die 
Interventionen subtiler, etwa über private oder informelle Organisationen. 
 
Die Wählermobilisierung aus primären Zielgruppen durch die staatliche 
Bürokratie war gängige Praxis. Mit politischem Druck wurden etwa wohl-
habende Geschäftsleute oder Oberhäupter von Familienclans als lokale 
Wahlkampfleiter rekrutiert. Erwartet wurde, dass die von diesen lokalen 
Wahlkampfleitern vertretenen informellen Gruppen die Regierungspartei 
unterstützen. Zugleich versuchten die lokalen Wahlkampfleiter ihre Grup-
peninteressen zu maximieren. Außerdem mobilisierte die Regierung zahl-
reiche von ihr finanzierte zivilgesellschaftliche Organisationen. 
 
Die Regierungspartei verfügte bis 1992 über eine umfangreiche und gut 
finanzierte Wahlorganisation, die in jedem Wahlbezirk eine große Anzahl 
an neuen Parteimitgliedern werben konnte. Im Gegensatz zur gesetzlichen 
Limitierung der Anzahl der Wahlhelfer war die Zahl der mobilisierten Par-
teimitglieder ohne Beschränkung. Von jedem Parteimitglied erwartete die 
Regierungspartei die Rekrutierung von zumindest drei weiteren Personen 
für die Wahlkampagne. 
 
Die Informationsbeschaffung auf der Basis der staatlichen Verwaltung 
durch die Wahlausschüsse ermöglichte sehr konkrete Vorhersagen über 
den favorisierten Kandidaten jedes Wählers. In der Folge begünstige dies 
die Bestechung zum Stimmengewinn in letzter Minute.  
 
Zur personellen Unterstützung der Wahlkampfbemühungen wurden 
Freunde der Kandidaten der Regierungspartei auf lokalen Verwaltungspos-
ten eingesetzt. Ihre Beförderung und auch jene der lokalen Beamten, die 
entsprechend unter Druck gerieten, hing von der wirksamen Wahlunter-
stützung ab.143 

Interessensgruppen 

Die vergleichsweise geringe Bedeutung der Interessensgruppen in Südkorea 
beruht auf ihrer mangelnden Unabhängigkeit, da sie lange Zeit nur mit Er-
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laubnis und unter Führung des Staates organisiert werden durften. Daher 
hatten sie keine andere Wahl, als die herrschende Klasse im Sinne eines 
Staatskorporatismus144 zu unterstützen. Der autoritäre Korporatismus ist 
eine aufgezwungene Form der Beteiligung bestimmter gesellschaftlicher 
Gruppen an politischen Entscheidungsprozessen.145 
 
Die Zahl der Interessenverbände stieg von 426 im Jahr 1959 auf 1.700 im 
Jahr 1988. Dazu gehörten Gewerkschaften, Wirtschaftsverbände, Berufs-
verbände, Non-Profit-Organisationen sowie soziale, kulturelle, sportliche 
und religiöse Organisationen. Politisch bedeutend war der Gewerkschafts-
bund, die Nationale Vereinigung der demokratischen Gewerkschaften, der 
Industrieverband und die Lehrervereinigung. Der Industrieverband ent-
stand 1964 auf Empfehlung der Militärregierung durch die Initiative von 13 
Chaebols, die der unrechtmäßigen Vermögensbildung beschuldigt wurden. 
Wie auch die Gewerkschaften unterstand er der Regierungskontrolle und 
zeigte erst in der Sechsten Republik eine stärkere Selbstständigkeit. 
 
Die Studenten, die Medien und das Militär spielten eine prägende Rolle 
bei der Veränderung des politischen Systems. Die Studenten trugen zum 
Aufbau eines demokratischen Systems, eines freien Unternehmertums und 
zum Sturz von Syngman Rhee bei. Ursprünglich unterstützten sie Syngman 
Rhee, protestierten jedoch gegen seine Absicht, sich durch eine Verfas-
sungsänderung zum Diktator auf Lebenszeit machen zu lassen. Park 
Chung-hee und Chun Doo-hwan, welche die Demokratie 1961 und 1979 
stürzten, fürchteten die Studenten mehr als die Oppositionspartei. Je auto-
ritärer die Regierung wurde, desto mehr radikalisierte sich die Studenten-
bewegung. Erst nach dem Gwangju-Zwischenfall 1980 unterstützte die 
Mittelschicht die demokratischen Ziele der Studenten, nicht jedoch deren 
Antiamerikanismus. 
 
Die Streitkräfte Südkoreas wurden von den USA als neutrale Berufsarmee 
nach dem Vorbild der USA gegründet. Trotz des Widerstands in Südkorea 
setzten die USA japanische Offiziere in zentralen Positionen ein, insbeson-
dere wegen deren gutter Ausbildung, der Erfahrung in der modernen 
Kriegsführung und der antikommunistischen Ideologie. Syngman Rhee 
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nutzte die Militärpolizei und die Spionageabwehr als politischen Apparat 
bzw. die Streitkräfte bei jeder Wahl zu seinem Vorteil. Jene Offiziere, die 
unter der Führung von Park Chung-hee den Staatsstreich 1961 anführten, 
prangerten die Beteiligung der Militärführung an den korrupten Wahlen an 
und forderten ihren Rücktritt. Park Chung-hee förderte Offiziere aus seiner 
Heimatregion und die besten Jahrgangsabsolventen der Militärakademie. 
Diese organisierten nach der Ermordung Park Chung-hees 1979 einen 
Putsch zur Übernahme der militärischen Macht von ihrem Vorgesetzten. 
1980 versuchten sie einen Staatsstreich zur Erlangung der Regierungs-
macht. Im Unterschied zum Militärputsch 1961, der von Park Chung-hee 
als entfremdeter Kraft innerhalb der Armee inszeniert wurde, wurde der 
Staatsstreich 1979/1980 von einer privilegierten Gruppe innerhalb des Mi-
litärs durchgeführt. Während die Bevölkerung den Staatsstreich 1961 er-
wartet hatte, reagierten die meisten auf den Putsch 1980 mit Schrecken. 
Auch nach dem Antritt der zivilen Regierung unter Kim Young-sam 1993 
verlagerte sich die Macht innerhalb der Streitkräfte auf Offiziere aus der 
Heimatregion Kim Young-sams.146 
 

Beziehungsdynamik zwischen Staat und Gesellschaft 

Bis 1987 sorgte die autoritäre Regierung Südkoreas mit Institutionen und 
Mechanismen der Kontrolle, Überwachung und Unterdrückung dafür, dass 
sich autonome und auch nur potenziell oppositionelle soziale Bewegungen 
nicht frei entfalten konnten. Der Druck entlud sich in Form einer radikali-
sierten Arbeiter- und Studentenbewegung, mit der sich größere Teile der 
Mittelklasse solidarisierten. In den späten 1980er Jahren verlor diese Allianz 
aus Mittel- und Arbeiterklasse jedoch ihre Bestimmung und es entstanden 
höchst unterschiedliche neue soziale Bewegungen. Mit ihnen verschob sich 
der Fokus vom ideologisch geprägten Kampf um wirtschaftlichen Aus-
gleich und Demokratie vermehrt in den Bereich Soziales und Lebensquali-
tät. Ihre Anliegen brachten sie in Form einer institutionalisierten Interes-
senpolitik zunehmend effektiv in den politischen Prozess ein.147 
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Die Mittelschicht leistete in Südkorea einen bedeutenden Beitrag zur de-
mokratischen Konsolidierung. Gemeinsam mit den Studenten erweiterte 
die fortschrittliche Mittelschicht, darunter vor allem die Berufsklasse, die 
Zivilgesellschaft durch Bürgerbewegungen. Die Studenten wiesen wegen 
der tief verwurzelten koreanischen Kultur ein starkes soziales Bewusstsein 
auf. Durch die späte Industrialisierung entstand die Mittelschicht in Südko-
rea vor der Kapitalisten- oder Arbeiterschicht. Dies erhöhte die Autonomie 
der Mittelschicht. Zudem verdrängte die Ideologie des Antikommunismus 
die Arbeiterklasse und erweiterte den Handlungsspielraum der Mittel-
schicht. Die Schwächen der politischen Pareien und die nationale Zentrali-
sierung stärkten die soziale Rolle der Mittelschicht.  
 
Nach der Einführung der Verfahrensdemokratie distanzierte sich die Mit-
telschicht von den sozialen Bewegungen der Studenten, Arbeiter und Bau-
ern. Sie gründete eigenständige, legale und institutionalisierte Formen der 
Bürgerbewegungen und entwickelten diese auf der Grundlage der jeweili-
gen Agenda und Öffentlichkeitsarbeit. Dazu übernahmen sie aktiv Aspekte 
des Rationalismus, des Pluralismus und der Postmoderne aus der westli-
chen Gesellschaft. Die aktive, organisatorische und persönliche Beteiligung 
von Fach- und Führungskräften nahm zu. Diese hatten aufgrund der pro-
demokratischen Erfahrung an den Universitäten im Vergleich zum Westen 
ein stärkeres demokratisches Bewusstsein als die Führungsschicht anderer 
Länder. Die Bürgerbewegungen verfolgten eine Spezialisierung, die eine 
kontinuiertliche Eindämmung des Regierungssystems und der Chaebols 
ermöglichte. Sie entwickelten ein breites Spektrum politischer und sozialer 
Reformthemen, etwa die politische Institutionalisierung, den Minderheiten-
schutz, die soziale Wohlfahrt, regionale Themen oder die friedliche Wie-
dervereinigung der beiden Koreas. Häufig wurden die Agenden in der Fol-
ge mit Gesetzen institutionalisiert. 
 
Für das Verständnis der Entwicklung der Zivilgesellschaft und Demokratie 
ist der soziale Kontext bedeutend, insbesondere die Unterschiede zwi-
schen der Berufsklasse und der Angestelltenklasse. Die aus Fachkräften 
und Experten bestehende Berufsklasse wies infolge der einzigartigen histo-
rischen Gegebenheiten spezifische politische Merkmale auf. Aufgrund der 
unterschiedlichen Positionen in den Produktionsverhältnissen und der so-
ziopolitischen Eigenschaften war die Angestelltenklasse trotz kritischer 
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Haltung aus Eigennutzen am Erhalt des kapitalistischen Systems interes-
siert.148 
 
Die historischen Bedingungen prägten die Herausbildung der südkorea-
nischen Mittelschicht. Die koreanische Gesellschaft verfügt seit langem 
über eine widerstandsfähige soziokulturelle Tradition. Dabei übertrug sich 
die soziale Rolle der konfuzianischen Ethik auf die moderne Gesellschaft. 
Unter der japanischen Kolonialherrschaft brach das konventionelle Status-
system weitgehend zusammen. Dies führte zu einem starken Bewusstsein 
für Gleichheit, die jedoch auch von der konfuzianischen Tradition, insbe-
sondere dem kritischen Bewusstsein, beeinflusst wurde. Zugleich führte der 
Rationalismus und die demokratischen Ideale zur Beibehaltung der kriti-
schen Haltung gegenüber autoritären Regierungen. 
 
Während der japanischen Kolonialzeit entstand eine äußerst widerstandsfä-
hige, militante und oppositionelle Zivilgesellschaft. Folgenreich war vor 
allem die Herausbildung und Konsolidierung eines konflikthaften Engage-
ments zwischen Staat und Zivilgesellschaft. Die koreanische Kolonialregie-
rung verfügte über uneingeschränkte Macht in Bezug auf Gesetzgebung, 
Justiz, Verwaltung und militärische Angelegenheiten. Sie unterlag aus-
schließlich den Anweisungen aus Japan. Ihre Organisation war weitaus 
besser als jene der vorkolonialen koreanischen Monarchie. Der Zustrom an 
japanischem Kapital führte zu bedeutenden Veränderungen in der Klassen-
zusammensetzung Koreas. Während die einheimischen Kapitalisten an den 
Rand gedrängt wurden, wuchs die Arbeiter- und Bauernklasse. Diese orga-
nisierte Mitte der 1920er Jahre erfolgreich mehrere nationale Organisatio-
nen, die sich nicht nur im Klassenkampf, sondern auch im nationalistischen 
Unabhängigkeitskampf engagierten. Nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges entstanden zahlreiche zivilgesellschaftliche Organisationen.149 
 
Als spät industrialisiertes Land unterschied sich die historische Bildung der 
Mittelschicht erheblich vom Westen. Nach der japanischen Kolonialherr-
schaft genoss der Staat eine starke Autorität und konnte die Gesellschaft 
fast vollständig kontrollieren, nicht zuletzt durch die Ideologie des Anti-
kommunismus. 
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Die Ideologie des Antikommunismus diente in der südkoreanischen 
Gesellschaft als einziger Maßstab für die Beurteilung der Werte in gesell-
schaftspolitischen Fragen. In der Folge wurde die Arbeiterbewegung unter-
drückt und die Arbeiter verloren ihr kollektives Bewusstsein. In diesem 
Kontext war es für die Mittelschicht schwierig, fortschrittliche Ansprüche 
zu stellen, was einerseits zu einer passiven Haltung gegenüber der Arbeiter-
klasse führte. Ihre eigene relative Freiheit bot der Mittelschicht andererseits 
auch die Möglichkeit, soziale Bewegungen anzuführen. Wegen des man-
gelnden Klassenbewusstseins der Arbeiterklasse leiteten studentische Akti-
visten die Arbeiterbewegungen an. Aufgrund des relativ kurzen Lebenszyk-
lus der politischen Parteien traten zivilgesellschaftliche Organisationen an 
ihre Stelle. Zu diesem Zweck gründeten sie diverse Expertengruppen, die 
sich mit allen politischen, wirtschaftlichen und sozialen Fragen beschäftig-
ten. Dies erhöhte die Bedeutung der spezifischen Berufsgruppen in den 
sozialen Bewegungen. Hinzu kommt die Zentralisierung von Macht und 
Ressourcen in der Hauptstadt Seoul. Daher nahmen die Bürgerbewegungen 
bis 1995 in erster Linie die Zentralregierung in Seoul ins Visier. Danach 
mobilisierten zivilgesellschaftliche Organisationen auch lokal, insbesondere 
mittels Öffentlichkeitsarbeit und Thematisierung und weniger durch eine 
organisatorische Mobilisierung. Dafür bedurfte es der Professionalisierung 
und der entsprechenden Berufsklassen.150 
 
Die Zielsetzungen der Sozialbewegung wandelten sich von der Demo-
kratisierung ab 1988 zur Reform des Wirtschaftssystems und ab 1998 zur 
Konsolidierung der öffentlichen Systeme und zur Fokussierung auf soziale 
Ziele. Von 1979 bis 1987 waren die radikaldemokratischen Reform-, Stu-
denten-, Arbeiter und Bauernbewegungen unter der Leitung der Mittel-
schicht eng miteinander verbunden. Sie strebten nach nationaler Unterstüt-
zung und der Demokratisierung der autoritären Regierungen. Die führen-
den Akteure jeder Bewegung waren Angehörige der Berufsklasse, etwa 
Sozialaktivisten, Anwälte, Priester, Minister und Professoren. Auf der 
Grundlage ihres umfangreichen akademischen und juristischen Wissens 
boten sie beispielsweise Rechtshilfe. Die Angestelltenklasse, die über ein 
besonders hohes Bildungsniveau verfügte, strebte nach politischer Freiheit. 
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Sie spielte beim Aufstand für die Demokratie am 06.10.1987, der die autori-
täre Regierung zusammenbrechen ließ, eine bedeutende Rolle. 
 
Von 1988 bis 1997 folgte die politische Liberalisierung. Die Berufsklasse 
ließ die demokratischen Bewegungen hinter sich und etablierte neue bür-
gerliche Bewegungen. Das Ziel lag nun auf der Reform der Wirtschaftssys-
teme, denn die monopolistischen Konzerne, die durch die kapitalistische 
Wirtschaftsentwicklung gewachsen waren, begannen nun über den Wirt-
schaftssektor hinaus auch die politischen und sozialen Bereiche zu domi-
nieren. Die Bürgerbewegungen setzten auf legale und institutionelle Mittel, 
etwa Petitionen, öffentliche Anhörungen, Gerichtsverfahren oder Verfas-
sungsbeschwerden. Dies erforderte Fachwissen und führte zur Spezialisie-
rung und Systematisierung der zivilgesellschaftlichen Organisationen. Da-
mit wurden die Bürgerbewegungen von der Berufsklasse angeführt, die 
wichtigste Unterstützung erfolgte durch die Angestelltenklasse. 
 
Von 1998 bis 2007 wandelte sich die anfängliche Zusammenarbeit zwi-
schen den Bürgerbewegungen und der progressiven Regierung in Uneinig-
keit. Der Wechsel von der konservativen zur progressive Regierung 1998 
führte für die Bürgerbewegungen zu qualitativen Verbesserungen. Die an-
gespannte Beziehung veränderte sich in eine Beziehung der Zusammenar-
beit, Unterstützung und Kritik. Zahlreiche Experten der Bürgerbewegun-
gen übernahmen Regierungsämter und förderten die Institutionalisierung 
der Agenden. Das Ziel der Bürgerbewegungen verlagerte sich auf die Kon-
solidierung der öffentlichen Systeme und auf soziale Ziele, etwa die Ge-
sundheit und eine Medienreform. Die progressive, zunehmend konservativ 
werdende Regierung verlor jedoch ihren nationalen Rückhalt und schließ-
lich auch jenen der Bürgerbewegungen. 
 
Von 2008 bis 2016 prägten Konflikte das Verhältnis zwischen den Bürger-
bewegungen und der konservativen Regierung, die eine starke Konsolidie-
rung der öffentlichen Systeme und sozialen Ziele verfolgte. Die Bürgerbe-
wegungen verteidigten demokratische Institutionen gegen ihre Abschaf-
fung und starteten zu diesem Zweck etwa die Reform des Wahlsystems, der 
Parteipolitik, der Gesetzgebung, der Verwaltung oder des Justizwesens. 
2008 folgte eine Kampagne zur Reform der Chaebols.151 Zur demokrati-
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schen Konsolidierung entwickelten die Bürgerbewegungen Graswurzelbe-
wegungen. In Bezug auf Nordkorea schaffte die konservative Regierung die 
Versöhnungspolitik und mit der Schließung des Kaesong-
Industriekomplexes am 10.02.2016 das Symbol der interkoreanischen Ver-
söhnung ab. Die Bürgerbewegungen traten für eine friedliche Wiederverei-
nigung und die Wiederherstellung der Sonnenscheinpolitik von Kim Dae-
jung ein.152 
 
Die Legitimität als innere Rechtfertigung einer Herrschaft beruht gemäß 
Max Weber auf der traditionellen, der charismatischen oder der rational-
legalen Autorität.153 Die südkoreanische Bevölkerung hatte, ähnlich wie in 
China, eine vereinfachte konfuzianische Vorstellung von der Machtüber-
tragung auf den Herrscher. Demzufolge ergibt sich die Regierungslegitimi-
tät aus der Unterstützung des Volkes. Der Entzug dieses Mandats des 
Himmels führt zum Sturz des Herrschers, etwa durch wirtschaftliche Hun-
gersnöte oder der übermäßigen Ausbeutung durch Bürokraten. Angesichts 
dieses konfuzianischen Ideals war der Bevölkerung eine starke Opposition 
fremd. Die politische Unterstützung teilte sich stattdessen im Allgemeinen 
zwischen Pro- und Antiregierungspositionen auf. Das Mandat des Him-
mels bezog sich nun auf die Wahltermine. Der Wahlprozess misst das 
Ausmaß der politischen Unterstützung für die Kandidaten. Angesichts der 
geringen Unterstützung sicherten sich die (Militär-) Regierungen jedoch 
häufig die Macht mit der Manipulation des Wahlprozesses, beispielsweise 
durch die Bereitstellung von enormen Geldmitteln ausschließlich für die 
eigene Partei oder die Nutzung der organisatorischen Macht der Regie-
rungsbürokratie zur Erleichterung der Wiederwahl der eigenen Parteikan-
didaten.154 
 
Das seit der Staatsgründung bestehende Legitimitäts- und Identitätsprob-
lem trug in Südkorea ebenso wie in Nordkorea zur Entwicklung der infor-
mellen Politik bei. Denn die Teilung Koreas setzte eine Politik der konkur-
rierenden Legitimierung und Delegitimierung in Gang. Auf der Grundlage 
derselben kulturellen und historischen Basis begannen beide Koreas paral-
lel und mit der Unterstützung der beiden konkurrierenden Großmächte mit 

                                                 
152  Ebd.; Kim 2019. 
153  Weber 2008, 157. 
154  Chon 2000. 



91 

dem Staatsaufbau und dem Legitimationsprozess. Dies war der Beginn des 
Legitimitäts- und Identitätsproblems, wobei die Ursachen für diese anhal-
tende Herausforderung für beide Koreas gleichblieben. Dazu zählen die 
Führungs- und Nachfolgekrisen als Legitimitätsproblem sowie die ständige 
reale oder vermeintliche Bedrohung durch das andere Korea als Identitäts-
problem.155 
 
Hinzu kommt das Sicherheitsdilemma und insbesondere die Sorge, von 
den Verbündeten im Stich gelassen zu werden. Sowohl die formelle als 
auch die informelle Politik Nordkoreas dreht sich auf der nationalen, inter-
nationalen und interkoreanischen Ebene um diese drei unterschiedlichen, 
jedoch voneinander abhängigen Bereiche.156 
 

Parteipolitik Südkoreas 

Entwicklung & Merkmale des Parteiensystems nach 1987 

Die Entwicklung der politischen Parteien und des Parteiensystems verlief 
in Südkorea anders als in anderen fortgeschrittenen Demokratien. Gemäß 
den Institutionalisten wird das Parteiensystem eines Landes in erster Linie 
durch das Wahlsystem bestimmt. Einpersonenwahlkreise tendieren im Ge-
gensatz zu Mehrpersonenwahlkreisen dazu, ein Zweiparteiensystem her-
vorzubringen. Im gemischten Wahlsystem Südkoreas wurden beispielswei-
se ab 2004 drei Viertel der Parlamentssitze durch Direktwahlen auf Basis 
von Einpersonenwahlkreisen vergeben. Die verbleibenden Sitze wurden 
über eine Parteiliste gewählt. Dieses Mischsystem sollte kleineren Parteien 
den Einzug ins Parlament ermöglichen. Es ist auch auf den Regionalismus 
zurückzuführen, der die Grundlage für kleine Regionalparteien bildet. Das 
Parteiensystem Südkoreas ist weniger ein stabiles Zweiparteiensystem als 
vielmehr ein System von zwei konkurrierenden Großparteien, in dem oft-
mals kleinere Drittparteien eine entscheidende Rolle im politischen Ent-
scheidungsprozess spielen. Dies trifft in erster Linie auf allgemeine Wahlen 
zur Volksvertretung zu und weniger auf Präsidentenwahlen.157 Eine andere 
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Denkrichtung betrachtet langfristige gesellschaftliche Konflikte als Haupt-
faktor für die Ausgestaltung des Parteiensystems und die Bildung von Par-
teiblöcken. Die sozialen Spannungen können beispielsweise regional zwi-
schen Zentrum und Peripherie, sektoral zwischen Primär- und Sekundär-
wirtschaft oder auf der Ebene von Ideologie, Klasse oder Religion beste-
hen. In Südkorea war der Parteienwettbewerb jedoch in erster Linie von 
Regionalismus geprägt und weniger von sozialen Spannungen.158 
 
Grundsätzlich sind politische Parteien in einer Demokratie die zweifachen 
Akteure von Wahlprozessen und von politischen Prozessen. Charakteris-
tisch an den Parteien Südkoreas ist, dass sie ihre Aktivitäten mehr auf den 
Wahlkampf konzentrieren und weniger auf die Rechenschaftspflicht.159 Die 
kulturelle Basis im Konfuzianismus resultierte in einer tiefen Fehlanpas-
sung zwischen offenem Diskurs und der Kultur.160 Im Westen steht das 
Aufkommen politischer Parteien in engem Zusammenhang mit dem Ent-
stehen der Zivilgesellschaft und der industriellen Revolution. Politische 
Parteien wurden inmitten von Krisen der Partizipation, Legitimität und 
Integration gegründet. Sie entwickelten sich auf der Grundlage von sozio-
ökonomischen Veränderungen, insbesondere der Entwicklung des Markets 
sowie des Transport-, Kommunikations- und Bildungswesens. In Südkorea 
hingegen enstanden die politischen Parteien vor der Entstehung der Zivil-
gesellschaft im Zuge der unvermittelten Einführung des allgemeinen Wahl-
reichts 1948. 
 
Entgegen seiner persönlichen Meinung gründete Syngman Rhee Ende 1951 
mit der korporatistischen und antikommunistischen Liberalen Partei seine 
eigene Partei, um sich eine institutionalisierte legislative Unterstützung zu 
sichern. Als Konsequenz entwickelte sich die Nationalversammlung von 
einer überparteilichen, zur Hälfte aus parteilosen Mitgliedern bestehenen 
Versammlung zu einer parteiorientierten Versammlung. Die Politik wurde 
durch die Konfrontation zwischen der Regierungspartei und der numehr 
als Oppositionspartei fungierenden Demokratischen Partei geprägt.161 
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Das System der zwei Großparteien brachte bisher einen regelmäßigen 
demokratischen Machtwechsel zwischen konservativer und progressiver 
Regierung hervor. Nach der konservativen Regierung von 1988 bis 1998 
folgte ein Jahrzehnt mit progressiver Ausrichtung. Von 2008 bis 2017 
übernahmen wieder die Konservativen die Staatsführung. Nach einer 
Amtsperiode der progressiven Partei ist die Regierungspartei seit 2022 wie-
der konservativ. 
 
 

 Konservativ  Progressiv  

1988 - 1993 Roh Tae-woo  

1993 - 1998 Kim Young-sam  

1998 - 2003  Kim Dae-jung 

2003 - 2008  Roh Moo-hyun 

2008 - 2013 Lee Myung-bak  

2013 - 2017 Park Geun-hye  

2017 - 2022  Moon Jae-in 

2022 -  Yoon Suk-yeol  

Abbildung 3: Demokratischer Machtwechsel zwischen konservativen und progressiven 
Regierungen 

 
 
Die durchschnittliche Lebensdauer der politischen Parteien war relativ 
kurz. Bei jedem Regierungswechsel wurden neue Regierungs- und Opposi-
tionsparteien gegründet. Die Regierungsparteien existieren nicht aus sich 
selbst heraus, sondern wurden von den Regierungen geschaffen und auf-
rechterhalten. Die auf freiwilliger Basis etablierten und daher vergleichswei-
se langlebigeren Oppositionsparteien veränderten sich ebenfalls regelmä-
ßig.162  
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Die asymmetrische Rolle der Parteien im demokratischen Prozess zeigte 
sich in der regelmäßigen Auflösung jener Partei, die für den Präsident-
schaftswahlkampf gegründet worden war. Beispielsweise löste Roh Tae-
woo die Demokratische Gerechtigkeitspartei auf, welche die organisatori-
sche Grundlage für die Präsidentschaftswahlen 1987 bildete, und gründete 
1990 die Demokratische Liberale Partei. Diese wurde von seinem ebenfalls 
konservativen Nachfolger Kim Young-sam 1995 mit der New Korea Party 
ersetzt. Kim Dae-jung löste den Nationalkongress für Neue Politik, die 
organisatorische Grundlage für die Präsidentschaftswahlen 1997, auf und 
etablierte 2000 die New Millennium Democratic Party. Diese ging unter 
dem ebenfalls progressiven Roh Moo-hyun in der Uri-Partei auf. Lee 
Myung-bak reorganisierte die Große Nationale Partei, die organisatorische 
Basis bei den Präsidentschaftswahlen 2007, um 2012 die Saenuri-Partei zu 
gründen. Zudem verließen zahlreiche Präsidenten, außer Lee Myung-bak, 
ihre Regierungspartei während der Amtsperiode, darunter Roh Tae-woo, 
Kim Young-sam, Kim Dae-jung und Roh Moo-hyun. Letztlich ist die man-
gelnde Rechenschaftspflicht der Regierung in Südkorea nicht auf ein man-
gelhaftes Funktionieren des Systems der Gewaltenteilung zurückzufüh-
ren.163 

Organisatorische Charakteristiken der politischen Parteien 

Die Massenparteien entwickelten sich nach der Einführung des allgemei-
nen Wahlrechts. Sie konzentrierten sich auf die Parteimitglieder, unterstan-
den jedoch in der Realität der Leitung von Parteibürokraten. Zu Beginn 
waren die Parteikandidaten in Südkorea keine Prominenten. Die Parteimit-
tel steuerten die einfachen Parteimitglieder bei. Aufgrund der zentralisierten 
Machtstruktur war die Macht des Präsidenten und anderer Parteiführer 
stark und sie kontrollierten die Abgeordneten. 
 
In den ersten Jahrzehnten waren sowohl die Regierungs- als auch die Op-
positionsparteien Kaderparteien. Eine Kaderpartei war zumeist konserva-
tiv. Sie bestand aus Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die ihre 
Wahlkampfkosten selbst bestritten. Die wichtigsten Parteimitglieder waren 
bekannte Politiker, unter denen die Abgeordnetenkandidaten ausgewählt 
wurden. Die Parteiaktivitäten konzentrierten sich auf die Abgeordneten. 

                                                 
163  Kim J. 2018. 



95 

Auf der lokalen Ebene stellten die persönlichen Beziehungen zwischen 
Abgeordneten und Wählern die entscheidende Verbindung dar. Es fehlte 
an einer umfangreichen bürokratischen Struktur und an einem größeren 
Stamm aktiver Parteimitglieder. Traditionellerweise wurden daher für 
Wahlkampfzwecke eigens Parteianhänger mobilisiert, wobei zumeist Hand-
gelder die entsprechende Motivation lieferten. Ebenso mangelte es an der 
Interessensartikulation, konkreten politischen Plattformen oder Ideologien. 
Im Mittelpunkt der Stimmenmobilisierung stand der Regionalismus. Dies 
erschwerte das Eingehen von Allianzen mit landesweiten sozialen Interes-
sengruppen, wie etwa den Gewerkschaften oder Umweltgruppen. Im Ge-
gensatz zu westlichen Kaderparteien wiesen jene in Südkorea keine dezent-
rale Struktur auf, welche die Macht des Parteivorsitzenden begrenzten und 
sie stattdessen auf die wichtigsten Mitglieder verteilten würde. Dennoch 
wiesen die südkoreanischen Kaderparteien interne Fraktionen auf, also die 
Grundlage für eine dezentralisierte Machtstruktur.164 
 
In der Oppositionspartei konzentrierte sich die Macht auf den eigenen 
Präsidentschaftskandidaten. Die Oppositionspartei wurde von der Macht-
struktur der Regierungspartei beeinflusst. Der Präsident der Regierungspar-
tei in Südkorea verfügt über mehr Macht als der einer bürokratischen Mas-
senpartei in westlichen Ländern. 
 
Die bürokratische Organisation der südkoreanischen Parteien ist man-
gelhaft, existiert jedoch grundlegend auf der Zentral-, Stadt-, Bezirks- und 
Provinzebene. Die Parteizentralen verfügen über eine formalistische büro-
kratische Struktur. Die bürokratische Organisation der Regierungspartei ist 
wesentlich größer als die der Oppositionspartei. Dem bürokratischen Par-
teiensystem Südkoreas fehlte es im Sinne von Max Weber zum Teil an ei-
ner stabilen Hierarchie, einer bezahlten Bürokratie, einer Spezialisierung 
sowie der Standardisierung der Rolle, der offiziellen Verfahren und Richtli-
nien für die Beförderung. 
 

Die Unterstützer einer Partei unterteilen sich in Parteimitglieder und 
Wähler, diese wiederum auf Wechselwähler und feste Unterstützer. Die 
feste Wählerbasis lässt sich in Südkorea nicht so einfach wie im Westen 
klassifizieren, etwa nach sozioökonomischer Klasse oder Religion. Weil die 
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Parteien in Südkorea keinen ursprünglichen Klassenhintergrund aufweisen, 
verfügen sie auch nicht über einen hohen Anteil an festen Unterstützern 
durch bestimmte Klassen. Von der Ersten bis zur Fünften Republik wur-
den die Regierungsparteien insbesondere in den ländlichen Gebieten unter-
stützt, während die Oppositionsparteien eher in den städtischen Gebieten 
punkten konnten. Bei zwei Präsidentschafts- und den Parlamentswahlen 
der Sechsten Republik war jedoch die Region das wichtigste Wahlkriterium. 
 
Zu den wichtigsten Wahlanreizen für die Bevölkerung zählt die kollektive 
Identität. Denn selektive Anreize wie die Vergabe von Geldern oder Par-
teipositionen oder die öffentliche Nominierung von Abgeordnetenkandida-
ten richten sich an eine kleine Zielgruppe. Die schwächeren Oppositions-
parteien setzten daher auf kollektive Anreize, insbesondere die Demokrati-
sierung unter der Militärregierung und sprachen damit in erster Linie die 
städtischen Wähler an. Nach der Wiedererlangung der demokratischen 
Verfassung 1987 löste der regionale Parochialismus, das ist die Konzentra-
tion auf einen nur eingeengten Themenbereich, die Demokratisierung als 
kollektives Ziel ab. Von einem Spitzenpolitiker aus der eigenen Heimatre-
gion erhofften sich die Wähler die Maximierung ihrer Interessen. Obwohl 
die Kandidaten nach 1987 zumeist die Vertretung der Wählerinteressen des 
ganzen Landes beteuerten, war ironischerweise der einzige Unterschied 
zwischen den Kandidaten die regionale Basis. 
 
Die begeisterten Parteimitglieder sind zumeist Karrieristen, die von den 
Parteiführern selektive Anreize erwarten und gegebenenfalls die Partei 
wechseln. Das Organisationsprinzip der politischen Parteien entspricht 
weder dem bürokratischen System von Weber noch dem Klassensystem 
von Marx. Stattdessen handelt es sich um eine Klientelorganisation zwi-
schen dem Abgeordneten, dem Vorsitzenden des Bezirksparteibüros und 
den Karrieristen. Dieses auf Loyalität beruhende Klientelverhältnis wird 
durch das Vorschlagsrecht des Parteivorsitzenden für die Parteikandidaten 
für die Sitze in der Nationalversammlung verstärkt. Südkoreanische Wähler 
zögern, unabhängig von ihrer Unterstützung und im Gegensatz zum Wes-
ten, bei der Teilnahme an kollektiven Parteiaktivitäten.165 
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Identitätspolitik Südkoreas 

Die Partei- und Identitätspolitik wird in Südkorea von den Themenkom-
plexen Nordkorea und USA dominiert.166 Den politischen Parteien fehlten 
lange Zeit klare Ideologien, Parteiprogramme und Organisationsstrukturen. 
Die Dynamik der Parteipolitik wurde weiterhin von Fraktionalismus und 
von den einzelnen Führungspersönlichkeiten beherrscht.167  
 
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts führten die Differenzen in der Frage der 
Annäherung an Nordkorea allmählich zu einem wettbewerbsfähigen Par-
teiensystem. Während der Sonnenscheinpolitik Kim Dae-jungs traten die 
ausgeprägtesten Parteispaltungen auf. Kim Dae-jung (1998 - 2003) stellte 
die Perspektive auf Nordkorea und einen potenziellen Vereinigungsprozess 
der beiden Koreas als entscheidende politische Agenda in den Vorder-
grund. Diese Agenda zog zwischen den Parteien und den ideologischen 
Fraktionen Trennlinien, indem sie die zwei Themen Nordkorea und USA 
inkludierte. Die Progressiven unterstützten die Politik des Engagements 
gegenüber Nordkorea, die Konservativen vertraten eine harte Linie gegen-
über Nordkorea. Anlässlich der Präsidentschaftswahlen 2002 kam die Hal-
tung gegenüber den USA als weiterer entscheidender Wirkfaktor hinzu. Die 
Progressiven forderten eine größere Unabhängigkeit von den USA. Die 
Konservativen hoben hingegen die Bedeutung des US-Bündnisses, insbe-
sondere zum Schutz gegen Nordkorea, hervor. Ihre nationale Identität 
beruht auf einer antikommunistischen Perspektive aus dem Kalten Krieg 
und einem tief verwurzelten Vertrauen in die US-Allianz.168 Dementspre-
chend bildete sich eine divergierende Parteilinie heraus. Die zugrunde lie-
gende thematische Spaltung bestand trotz der veränderten konkreten politi-
schen Fragen fort. Damit stützt Südkorea (ebenso wie Taiwan) das Argu-
ment Zielinskis, dass eine Spaltung, die zu Beginn der Demokratisierung 
aktiviert und politisiert wurde, den darauffolgenden politischen Wettbe-
werb definiert.169 
 

                                                 
166  Kim Jiyoon 2014. 
167  Lee 2001. 
168  Kim Jiyoon 2014. 
169  Lee/Han 2018, 205; Chu/Chang 2018; Zielinski 2002; Garrett/Adams/Kramer 2006. 



98 

Auch wenn im Laufe der Zeit neue, etwa wirtschaftliche und soziale Anlie-
gen in den Vordergrund rückten, so bestimmt die Identitätspolitik nach wie 
vor die Parteizugehörigkeit. Generell nahmen die Herausforderungen für 
die Parteien zu. Die Parteibasis wurde schwächer und die Themen komple-
xer, etwa durch die Vernetzung von Sicherheits- und Wirtschaftsthemen.170 
Bei den Präsidentschaftswahlen 2002 spielte die Identitätspolitik eine be-
sondere Rolle. Denn der überraschende Sieg von Roh Moo-hyun war weit-
gehend auf den starken, vor allem von der Jugend unterstützten Nationa-
lismus bzw. Antiamerikanismus zurückzuführen. Unter Roh Moo-hyun 
stieg die Ideologisierung, vor allem in Bezug auf die nationale Sicherheit 
und die Haltung zu Nordkorea.171 Bei den nachfolgenden Präsidentenwah-
len, insbesondere von Lee Myung-bak 2007 und Park Geun-hye 2012, 
stand hingegen mit der Wirtschaft die Innenpolitik im Mittelpunkt.172 
 
Die Wahlen 2002 wurden von Antiamerikanismus dominiert, der von 
den Progressiven, den Gebildeten und der Jugend unterstützt wurde. Er 
entstammte nicht zuletzt einem Unglück im Juni 2002, das die Bevölkerung 
politisch polarisierte und hitzige Debatten über den Nationalismus und die 
Anwesenheit von US-Truppen in Südkorea provozierte. Ein US-Panzer 
hatte versehentlich zwei südkoreanische Mittelschülerinnen getötet. Der 
progressive Präsidentschaftskandidat Roh Moo-hyun unterschied sich in 
seinen unkonventionellen Ansichten von früheren Präsidenten und Gegen-
kandidaten. Er sprach offen über den Vorfall, befürwortete während des 
Wahlkampfs eine antiamerikanische Position im nationalen Interesse und 
siegte überraschend. Die polarisierte Sicht auf die USA führte zu einer ent-
sprechenden ideologischen Positionierung der politischen Parteien.173 

Ideologische Parteipolarisierung Südkoreas 

Die ideologische Polarisierung des Parteiensystems nahm in den vergan-
genen zwei Jahrzehnten und insbesondere im Zuge der Parlamentswahl 
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2004 deutlich zu. Beispielhaft sind die regelmäßige Umbenennung und 
Reorganisation der Parteien durch Abspaltungen und Fusionen.174 
 
Die zunehmende Ideologisierung der Parteien zeigte sich unter Roh Moo-
hyun deutlich. Als Themenkomplexe dominierten die nationale Sicherheit 
und die Haltung zu Nordkorea, insbesondere die Gefahr der ideologischen 
Infiltierung durch Nordkorea bzw. die Benennung Nordkoreas als Haupt-
feind. Während die politischen Parteien früher als Instrument zur Rekrutie-
rung von Gefolgsleuten dienten, um die Präsidentschaftswahlen zu gewin-
nen, so wurden sie nun zunehmend ideologisch ausgerichtet. Im Mittel-
punkt der Spannungen zwischen Ideologie und Gefolgsleuten standen die 
neuen linken Eliten der Regierungspartei. Roh Moo-hyun versuchte, die 
Elite neu zu definieren. Er wollte beispielsweise die Hauptstadt von Soul in 
eine Provinz verlegen und damit zugleich auch den konzentrierten Reich-
tum verlagern, der zum Großteil aus Immobilienbesitz in Seoul bestand. 
Dieses Ansinnen wurde vom Verfassungsgericht gestoppt. Ebenso wollte 
er die Nationale Universität Seoul abschaffen oder ihren Standort zumin-
dest verlegen, um das traditionelle Monopol der intellektuellen Elite auf 
den Zugang zu Machtpositionen durch einen Abschluss an dieser Instituti-
on zu brechen.175 
 
Beispielhaft für eine polarisierende umfassende Parteireorganisation ist 
die Gründung der Uri Partei. Sie war von 2004 bis zu ihrer Fusion mit der 
Vereinten Neuen Demokratischen Partei zur Demokratischen Partei 2007 Regie-
rungspartei. Die Gründung der Uri Partei erfolgte am 01.11.2003 wegen 
des Amtsenthebungsverfahrens gegen den damaligen Präsidenten Roh 
Moo-hyun. Dieses wurde gegen den Willen der Bevölkerungsmehrheit von 
den Konservativen, die über die Große Nationale Partei und die Demokratische 
Milleniumspartei das Parlament dominierten, angestrengt. Knapp die Hälfte 
der Mitglieder der Demokratische Milleniumspartei schlossen sich als Unter-
stützer von Roh Moo-hyun der neuen Uri Partei an. Bei den Parlaments-
wahlen 2004 errang die Uri Partei einen überwältigenden Sieg. Die Mobili-
sierung der progressiven Wähler durch die Uri Partei veranlasste die Partei 
am anderen Ende des ideologischen Spektrums, die Große Nationale Partei, 
dazu, konservativer zu werden. Außerdem konnte sich die progressive De-
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mokratische Arbeiterpartei bei den Parlamentswahlen 2004 als drittstärkste 
Partei positionieren. Dazu trug auch die Änderung des Wahlsystems 2003, 
vor allem die Einführung der Listenwahl, wesentlich bei. Die Existenz von 
dritten Parteien verstärkte die ideologischen Positionen der Großparteien 
und die ideologischen Gräben zwischen den Parteien.176 
 

Informelle Politik 

Die informelle Politik ist nach wie vor ein wichtiges und allgegenwärtiges 
Merkmal des politischen Lebens in Ostasien.177 Konzeptionell befindet sich 
die informelle Politik zwischen der formellen Politik und der Korruption. 
Die formelle Politik nutzt legitime Mittel zur Erreichung legitimer öffentli-
cher Ziele. Diese Präzisierung des politischen Verhaltens entspricht Eas-
tons Definition der autoritativen Zuweisung von Werten.178 Die Korrupti-
on nutzt unrechtmäßige, inoffizielle, unmoralische und teils gesetzwidrige 
Mittel, um private Ziele zu verfolgen und verstößt damit gegen das öffent-
liche Interesse. Die informelle Politik stützt sich zum Teil auf illegitime 
Mittel, verfolgt jedoch legitime öffentliche Interessen.179  
 
Informelle Politik bezieht sich nicht nur auf informelle politische Handlun-
gen, sondern auch auf deren Ergebnisse und die Verfahren, die zu deren 
Erreichung bestehen oder entwickelt werden. Informelle institutionelle 
Gefüge können in partikularistische Beziehungssysteme, beispielsweise in 
Form von Klientelismus oder Neopatrimonialismus, integriert sein oder 
durch entsprechende Strukturen herbeigeführt werden. Kritisch wird die 
Existenz informeller politischer Verhaltensweisen, wenn diese die formel-
len Institutionen untergraben, beispielsweise durch Fraktionalismus, Perso-
nalismus, Regionalsmus, Stimmenkauf oder Klientelnetzwerke.  
 
Das Zusammenspiel der formellen mit der informellen Politik resul-
tiert aus den soziokulturellen Rahmenbedingungen und den historischen 
Entwicklungspfaden der Institutionen. Veränderungen dieses Zusammen-
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spiels können aktiv oder passiv herbeigeführt werden.180 Die Beziehung 
zwischen der formellen und der informellen Politik ist eine funktionale 
Komplementarität und Interdependenz. Die formelle Politik dient der in-
formellen Politik sowohl ideell als auch weltlich. Die formelle Hierarchie 
liefert die Ämter, den Status und die Macht, welche die politischen Akteure 
anstreben. Durch die Nutzung dieser formellen Hierarchie verleihen die 
informellen Gruppierungen ihrer Politik für sich, für die Wähler und mög-
licherweise generell für die Öffentlichkeit Legitimität. Die ausgefeilte Struk-
tur der formellen Politik verleiht den informellen Akteuren ihre Form. Al-
lerdings ist die informelle Struktur im Wesentlichen vertikal, die formelle 
Struktur hingegen vertikal und horizontal.181 Sowohl die formelle als auch 
die informelle Politik Südkoreas und ebenso Nordkoreas dreht sich auf der 
nationalen, internationalen und interkoreanischen Ebene um drei unter-
schiedliche, jedoch voneinander abhängige Bereiche. Das sind die Proble-
me der Legitimation und der Identität, insbesondere durch die reale oder 
vermutete Gefährdung durch das andere Korea, sowie das Sicherheitsdi-
lemma und vor allem die Sorge, von den Verbündeten im Stich gelassen zu 
werden.182 
 

Die konfuzianische Kultur gibt der informellen Politik reichlich Spiel-
raum, um das zu erreichen, was sich nicht nach der Norm oder dem Prin-
zip richten lässt. Der Konfuzianismus betont die Kultivierung eines per-
sönlichen moralischen Vorbildes und einer auf Gegenseitigkeit beruhenden 
öffentlichen Moral. Auf der Grundlage einer hierarchischen politischen 
Tradition erhält der politische Führer symbolische Ressourcen zur erhebli-
chen Erweiterung seiner formellen Befugnisse. Mehr als im Westen, wo die 
informelle Politik eher ein Deckmantel für Absprachen ist, führt sie in Asi-
en jedoch zu Konflikten und Spaltungen. 
 
In der informellen Politik sticht der Fraktionszwang als besonders auffäl-
liges Phänomen hervor.183 Die Fraktionen, Gruppierungen und Parteien 
sind in Bezug auf ihre internen Organisationsprinzipien asymmetrisch. 
Zumeist orientieren sich Fraktionen an einzelnen Führungspersonen, unge-
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schriebenen Regeln und Klientelnetzwerken. Damit sind sie informell, in-
transparent und persönlich. Im Gegensatz dazu stützen sich Parteien auf 
formale Regeln und ideologisch gefärbte Plattformen. Fraktionen sind 
ideologiefrei, interessenorientiert und machtmotiviert. Sie beruhen auf ge-
meinsamen Attributen. Die Mitglieder werden nicht selbst ausgewählt, 
sondern im Voraus bestimmt, beispielhaft ist der Frauenausschuss. Organi-
satorisch beruht eine Fraktion typischerweise auf dyadischen Beziehungen 
zwischen einem Schirmherrn und mehreren Klienten, die wiederum kleine-
re Schirmherren mit eigenen Klienten sein können. Im Gegenzug zur Loya-
lität gegenüber ihrem Schirmherrn erhalten die Klienten Schutz oder Be-
lohnungen. Dies entspricht dem klientelistischen Modell. Diese Zweierbe-
ziehungen sind diffus und semipermanent. Damit gehen sie über spezifi-
sche politische Fragen und über eine offizielle Verbindung innerhalb einer 
Institution hinaus.184 
 
Für das Wachstum und die Entwicklung von Fraktionen sorgt das Auftrag-
geber-Agent-Modell. Wenn eine Gruppe von Akteuren, etwa Parlamentari-
er oder Parteidelegierte, einen politischen Kandidaten in einem Wahlkampf 
unterstützt, erscheint die Akteursgruppe als Anhänger des Kandidaten. 
Tatsächlich ist der Kandidat der Agent, an den die Akteursgruppe Macht 
delegiert. Implizite Aufgabe des Kandidaten ist es, die Fraktionsinteressen 
zu schützen und zu erweitern. Die Übertragung von Befugnissen muss 
nicht explizit erfolgen. Entscheidend ist, dass die Akteursgruppe den Kan-
didaten absetzen und durch einen anderen Auftraggeber ersetzen kann, 
wenn die Kosten zu hoch oder die Ergebnisse ungenügend sind.185 

Charakteristiken der informellen Politik Südkoreas 

Einige Charakteristiken im politischen System Südkoreas, die zum Teil in 
der Tradition bzw. im Konfuzianismus verwurzelt sind, bestimmten über 
Jahrzehnte die Ausprägung der informellen Politik. Dazu zählt das Macht-
konzept, die Machtkonzentration, die organisatorische Schwäche der Par-
teien bzw. die Ausformung als Kaderparteien, die systemische Korruption, 
die Unterdrückung der Entwicklung der Zivilgesellschaft und die be-
schränkte Unabhängigkeit von Justiz und Medien. Der Kontext der Konti-
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nuitäten in der politischen Kultur Südkoreas umfasst als politisch relevante 
Orientierungen der Gesellschaft beispielsweise den Formalismus, die Or-
thodoxie in Denken und Handeln sowie den Dualismus von Konformität 
und Gehorsam einerseits und Konflikt und Auflehnung andererseits.186 
 
Macht wird in Korea als unteilbares und persönliches Attribut begriffen. 
Dies erschwert die Dezentralisierung von Macht, Standpunkte werden be-
harrlich vertreten. Diese Machtkonzeptionalisierung wird vom hierarchisch 
orientierten Charakter der Gesellschaft verstärkt. Die politische Macht ist 
an Personen und weniger an Organisationen gebunden. Beispielhaft ist die 
Informationskontrolle als wichtige Machtquelle, die Abneigung gegenüber 
Kompromissen oder Fehlereingeständnissen, Klientelnetzwerke und Frak-
tionalismus. Zudem ist die Macht konzentriert, insbesondere durch ein 
starkes Präsidialsystem. Der Zugang zum Staatspräsidenten war durch den 
Präsidentenberater stark kanalisiert. Wie auch in anderen konfuzianisch 
geprägten Staaten lag die traditionelle Funktion des Rechtes in Südkorea 
primär in der Abschreckung und der Bestrafung sozial abweichenden Ver-
haltens sowie in der Durchsetzung staatlicher Vorgaben. Statt als Abwehr-
rechte des Einzelnen waren Gesetze vor allem als Regelungen von Ver-
pflichtungen gegenüber dem Staat, in letzter Instanz also als Herrschaftsin-
strument konzipiert. In Bezug auf die Medien zeigte sich eine Tendenz zu 
Konformität und Selbstzensur. Dieses Verständnis setzte sich in der jahr-
zehntelangen beschränkten Unabhängigkeit von Justiz und Medien fort.187 
 

2)  STRATEGISCHE KULTUR 

Definition der strategischen Kultur 

Die strategische Kultur ist das Gemenge der in der Identität eines Staates 
verwurzelten Normen, Ideen und Verhaltensweisen, das vor allem über die 
sicherheitspolitischen Eliten das sicherheitspolitische Handeln eines Staates 
prägt. Die realpolitischen Handlungsmöglichkeiten werden dabei durch den 
von der Bevölkerungsmasse akzeptierten Werterahmen begrenzt. Das dies-
bezügliche staatliche Handeln umfasst insbesondere Maßnahmen zur Vor-
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bereitung und zum Einsatz staatlicher Machtmittel zum Zwecke der Reali-
sierung nationalstaatlicher Sicherheitsziele.188 Strategische Kulturen be-
stimmen daher Optionen und nationale Präferenzen, wie, mit welcher Be-
gründung, unter welchen Voraussetzungen und zur Erreichung welcher 
Ziele Militär eingesetzt werden soll. Diese nationalen Präferenzen beruhen 
auf den Erfahrungen der Gesellschaften im Umgang mit militärischer Ge-
walt und sind nur sehr langsam änderbar.189 
 
Damit ist die strategische Kultur Ausdruck der komparativen Vorteile.190 
Sie ist die Schnittmenge von Politik, Strategie und Kultur. Sie ist kontext-
bezogen, kulturraumspezifisch und umfasst mehrere Dimensionen. Dazu 
zählt das strategische Denken, die politische Kultur und die nationale Kul-
tur als Rahmen für die Identität, die Werte und die Wahrnehmungsperspek-
tiven. Ihre drei Ebenen betreffen den strukturellen Rahmen, die Überzeu-
gungen und die operative Ebene.191 Die strategische Kultur bezieht sich in 
erster Linie auf die Außen-, Sicherheits-, Verteidigungs- und Militärpoli-
tik.192 
 
Die strategische Kultur berücksichtigt die Einwirkung von kulturellen 
Faktoren auf das strategische Handeln. Als Ausdruck eines kollektiven 
Wertesystems erhält und erneuert sie Werte.193 Damit wurzelt die strategi-
sche Kultur im Kulturalismus194 und im Konstruktivismus. Die konstrukti-
vistische Grundannahme ist, dass Interessen und Identitäten von Akteuren 
erst aus dem Zusammenspiel von materiellen und ideellen Faktoren entste-
hen. Die Moral als ideeller Faktor dient einerseits der gesellschaftlichen 
Mobilisierung und ist andererseits ein Angriffsziel des Gegners. Die strate-
gische Kultur repräsentiert eine kollektive Perspektive, gemeinsame histori-
sche Erfahrungen und akzeptierte Narrative, welche die kollektive Identität 
und die Beziehung zu anderen formen.195 Sie ist ein integriertes System von 
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Symbolen, beispielsweise Argumentationsstrukturen, Sprachen, Analogien 
und Metaphern.196  
 
Die strategische Kultur formt die Handlungsoptionen auf charakteristi-
sche Weise. Je kürzer die verfügbare Zeitspanne für den Entscheidungs-
prozess und das Handeln ist, desto stärker wirkt sich die strategische Kul-
tur durch den Rückgriff auf Bewährtes aus.197 Als komplementäre Variable 
kann die strategische Kultur strategische Entscheidungen, Prioritäten oder 
Präferenzen ermöglichen oder einschränken. Dies betrifft etwa die Risiko-
bereitschaft, die Kosten-Nutzen-Rechnung, die Prädisposition hinsichtlich 
einer globalpolitischen Rolle, die Moralvorstellungen oder die institutionelle 
Ordnung.198 Die dadurch definierte Bandbreite der akzeptablen Entschei-
dungsmöglichkeiten betrifft die grundlegende sicherheitspolitische Orien-
tierung eines Staates, jedoch nicht einzelne politische Entscheidungen. 
Zahlreiche Analysten der strategischen Kultur konzentrieren sich auf die 
militärischen Sicherheitsziele,199 andere beziehen alle politischen und wirt-
schaftlichen nationalen Ziele mit ein.200  
 
Die Einflussparameter auf die außen- und sicherheitspolitische Poli-
tikausrichtung sind, als Zielebene der Politik, das Streben nach Sicherheit 
und Anerkennung sowie die Erhaltung bzw. Ausdehnung der eigenen 
Macht. Der Ausprägungsgrad einer Herrschaftsform und die Einsatzbereit-
schaft von Gewalt spiegeln die Mittelebene wider, mit der die Politik umge-
setzt werden soll. Begünstigende oder hemmende Faktoren sind das Stre-
ben nach Zugehörigkeit und der Wert, der dem Individuum beigemessen 
wird. Die unterschiedlichen, teils jedoch eher zu eng gefassten Definitio-
nen,201 beinhalten zahlreiche Kategorien wie die Rahmenbedingungen, die 
Operationalisierung, die Geltungsbereiche oder die Veränderungsmuster 
und -dynamiken. Eine wesentliche Rolle spielen die spezifischen Quellen 
der strategischen Kultur, insbesondere die Geschichte, die Geographie und 
die Philosophie sowie die Träger der strategischen Kultur. 
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Strategie 

Strategie und Politik werden von klar identifizierten Zielen angetrieben, die 
von Interessen geleitet werden. Interessen ergeben sich aus dem gemein-
samen Ziel und den Grundwerten, die wiederum der Identität entstammen. 
Die Identität ist die Grundlage für die kollektive Mobilisierung, die über die 
politische Kultur für politische Zwecke eingespannt werden kann. Die 
Resilienz der Kultur, basierend auf der Identität, dem gemeinsamen Ziel 
und den Werten, ist ausschlaggebend, ob äußeren Kräften, die das gemein-
same Ziel oder die Werte herausfordern, Widerstand geleistet wird, nach-
gegeben wird oder eine Anpassung erfolgt.202 Die wichtigsten Faktoren sind 
die Maximierung des komparativen Vorteils, eine sorgfältige Kosten-
Nutzen-Rechnung, die Risikobewertung und im Falle von inakzeptablen 
Kosten die Prüfung alternativer Strategien.203 
 
Strategie dient grundsätzlich den nationalen Interessen, insbesondere dem 
Erhalt von Strukturen, Institutionen und Wertvorstellungen. Politik steht 
als bestimmender Faktor über der Strategie.204 Strategie sucht eine rationale 
Verbindung zwischen den (politischen) Absichten und den Kapazitäten, 
dem Zweck und den Mitteln sowie den regionalen, nationalen und/oder 
multinationalen Zielen und den Ressourcen. Konkret soll Strategie als 
extrinsischer Wert ein Gleichgewicht zwischen den vorhandenen Mitteln 
und den äußeren Anforderungen und Gelegenheiten herstellen. Als intrin-
sischer Wert soll Strategie die verfügbaren Mittel zur ökonomischen An-
wendung beim Verfolgen der politischen Ziele koordinieren.205 Die Umset-
zung erfolgt in integrierter Weise, kontextbezogen und innerhalb akzeptab-
ler Risikogrenzen. Die Koordinierung umfasst alle nationalen Kapazitäten. 
Die Planungsperspektive ist langfristig. Die konzeptionelle Struktur, das 
Wesen und der Zweck von Strategie sind auch bei relevanten Änderungen 
dauerhaft, doch ihr spezifischer Charakter verändert sich analog zu den 
technologischen, gesellschaftlichen und politischen Veränderungen. Damit 
ist Strategie unweigerlich kulturell. 
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Unterschiedliche Faktoren und Dimensionen beeinflussen einander 
wechselseitig. Faktoren sind beispielsweise physische, geographische, ma-
thematische und statistische Bedingungen. Zu den Dimensionen zählen 
etwa die politische Führung oder die Unpopularität eines Krieges. Gemäß 
Gray gibt es bei bewaffneten Konflikten eines Staates die drei strategischen 
Kategorien Politik und Gesellschaft, Kriegsvorbereitung und Kriegsfüh-
rung. Die erste Kategorie bezieht sich auf die Gesellschaft, die Kultur und 
die Ethik. Die zweite umfasst etwa die Logistik, die Organisation, die In-
formation, die Doktrin und die Technologie. Die dritte Kategorie bezieht 
sich auf die Militäroperationen, das Kommando, die Geographie, den Geg-
ner und die Zeit. Daraus ergeben sich mögliche Konflikte zwischen Be-
fehlshabern und Politikern, Planern bzw. Theoretikern.206 
 
Die Institutionalisierung eines komparativen Vorteils, so dass er sich 
in Konsens und Verfahren niederschlägt, ist die höchste Errungenschaft 
der Strategie. In diesem Sinne ist Strategie die Kunst, Macht zu schaffen. 
Gemäß Morgenthau ist Macht unmittelbar mit politischen Prozessen ver-
bunden.207 In modernen, komplexen Strukturen ist die Macht institutionali-
siert. Je größer die Kohärenz innerhalb einer politischen Gemeinschaft, 
desto wahrscheinlicher ist es, dass die Macht durch Autorität und nicht 
durch Gewalt ausgeübt wird. Neben physischer Macht spielt auch die psy-
chologische Macht eine wesentliche Rolle. Beispielhaft ist die Abschre-
ckungstheorie. Das ist die Überzeugung des Gegners, dass die Kosten 
und/oder Risiken einer bestimmten potentiellen Handlungsweise deren 
Vorteile überwiegen. 
 
Ein wesentlicher Aspekt von Strategie ist die Interdependenz der Ent-
scheidungsfindung. Die Ziele und Fähigkeiten der Gegner müssen be-
rücksichtigt und die eigenen Kräfte motiviert werden, etwa durch das Ap-
pellieren an allgemeine Werte oder persönliche Ziele, beispielsweise das 
Wohlbefinden oder die Ehre. Zudem ist es nötig, Verbündete zur Unter-
stützung zu bewegen. Die Interdependenz der Entscheidungsfindung be-
deutet somit, dass eine wirksame Strategie auf einer soliden Einschätzung 
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der involvierten Beziehungsstrukturen und den Möglichkeiten, die sie den 
verschiedenen Akteuren bietet, basiert. Dazu ist es nötig, die Entscheidun-
gen der anderen zu antizipieren und die Art und Weise, wie das eigene 
Handeln diese Entscheidungen beeinflusst.208  
 

Strategisches Denken 

Das strategische Denken eines Staates wird überwiegend von oben nach 
unten geprägt, unterliegt jedoch einem zunehmend emotionalen Einfluss 
von Seiten der Bevölkerung. Die wichtigsten Wirkfaktoren sind die politi-
sche Führung und die Ideologie, die relative staatliche Macht und ihre Ver-
änderung, die staatliche Beziehung zur führenden Großmacht sowie das 
Ausmaß der Bereitschaft der anderen Länder zur Unterstützung für oder 
zum Machtausgleich gegen den Staat.209  
 
Eine Grand Strategy beispielsweise gründet sich auf den zentralen nationa-
len Werten. Die auf den Werten aufbauenden nationalen Interessen defi-
nieren die nationalen Ziele und sind Hauptbestandteil der strategischen 
Bewertung. Es folgt die Bestimmung der Bedrohungen der Interessen, etwa 
durch staatliche oder nichtstaatliche Akteure im internationalen System 
oder durch Entwicklungstrends innerhalb des Systems, beispielsweise die 
zunehmende wirtschaftliche Globalisierung. Danach wird die Angemes-
senheit der aktuellen Politik geprüft bzw. unter Berücksichtigung anderer 
Komponenten, etwa der Militärstrategie im Rahmen der nationalen Sicher-
heitsstrategie, eine neue Grand Strategy entwickelt. Unabdingbar ist eine 
Risikobewertung. Da die Ressourcen limitiert sind, müssen Prioritäten ab-
gewogen und die akzeptable Risikohöhe für die unterschiedlichen Bereiche 
festgelegt werden.210 

Transformation des strategischen Denkens Südkoreas 

Für Ostasien begann der allmähliche Übergang aus dem polarisierten Kal-
ten Krieg, als China 1971 seine Autarkie beendete und ab 1982 eine Äqui-
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distanz zu den Supermächten anstrebte. Japan arbeitete seit Mitte der 
1980er Jahre an seinem Aufstieg zu einer regionale Führungmacht und an 
einem gewissen Maß an Autonomie von den USA. Die Sowjetunion wollte 
den Kalten Krieg beenden. Chinas Einfluss stieg in den 1990er Jahren 
enorm an. Nordkorea wurde 1993 zu einem Objekt der regionalen Auf-
merksamkeit und demonstrierte damit seine Fähigkeit, regionale Angele-
genheiten zu beeinflussen. Die Veränderungen des Großmächtegleichge-
wichts und anhaltende strategische Dilemmas brachten für Südkorea, das 
im regionalen Zentrum stand und an die USA gebunden war, spezifische 
Herausforderungen. Dieser geopolitische Kontext erforderte eine perma-
nente Analyse der Wirkkräfte und der nationalen Interessen. Von allen 
Staaten Ostasiens vollzog Südkorea den weitreichendsten Wandel im stra-
tegischen Denken. Die dynamische Transformation des strategischen Den-
kens Südkoreas und die Suche nach einem neuen Rahmen für die Bezie-
hungen zu den anderen Ländern der Region zeigte sich an der Schaffung 
einer Vielzahl neuer Begriffe. Zum Teil sind diese Begriffe anhaltende poli-
tische Initiativen und zum Teil rhetorische Vorstöße. Beispielhaft sind 
Sonnenscheinpolitik, Nordpolitik, kooperative Sicherheit, Globalisierung 
oder diplomatische Diversifizierung.211 Bedeutend waren vor allem die Be-
griffe Wiedervereinigung, Regionalismus und Geschichtsrevisionismus. 
Hinzu kam der Realismus, der den Standard für die Einschätzung der rela-
tiven Bedrohungen und für die politischen Gegenmaßnahmen setzte. 
Grundsätzlich tendiert Südkorea zu einer dualistischen schwarz-weiß Logik 
und widersetzte sich immer wieder Kompromissen.212 
 
Einflussfaktoren auf die Parameter des strategischen Denkens waren Ver-
änderungen des globalen und des nationalen Systems sowie Anpassungen 
der US-Strategie gegenüber der Region. Zu den innenpolitischen Wirkfak-
toren zählten Südkoreas Demokratisierung, die rasche Wirtschaftsentwick-
lung und der Stolz auf das verbesserte internationale Ansehen. Vor dem 
Hintergrund der Polarisierung der Außenpolitik, insbesondere im Umgang 
mit Nordkorea, gewannen die öffentliche Meinung und die Massenmedien 
an neuer Bedeutung für das strategische Denken.213 Eine weitere Schlüssel-
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variable ist die Rolle der einzelnen Führungspersönlichkeiten bei der Neu-
gestaltung der strategischen Ausrichtung und Ziele. 

Prioritäten des strategischen Denkens Südkoreas 

Zu den zentralen strategischen Zielen Südkoreas zählen Sicherheit, wirt-
schaftlicher Wohlstand und nationale Einheit.214 Die strategische Priorität 
Südkoreas lag im Kalten Krieg in der Sicherstellung der militärischen Un-
terstützung. Dieses Ziel wurde auf ein rasches Wirtschaftswachstum zur 
Erlangung von defensiver Stärke und Wettbewerbsfähigkeit sowie auf die 
Stabilität auf der koreanischen Halbinsel durch vertrauensbildende Maß-
nahmen erweitert. Die Normalisierung bezieht sich nicht nur auf die Wie-
dervereinigung mit Nordkorea, sondern auch auf die Schaffung einer ge-
meinsamen nationalen Identität. Mit der Identität ist auch die Überwindung 
des Gefühls der Unterordnung und der Opferrolle verbunden. In den Mit-
telpunkt seines strategischen Denkens stellt Südkorea sein Streben nach 
strategischer Autonomie und die Gestaltung der regionalen Beziehungen. 
Diese betreffen sowohl die regionale Sicherheit als auch den Einfluss Süd-
koreas in der Region. 
 
An vorderster Stelle steht das Streben nach strategischer Autonomie. 
Die koreanische Geschichte wurde Jahrhunderte lang von Unterwerfung 
(Sadae) und Abhängigkeit geprägt. Beispielhaft sind die Joseon-Ära und der 
vollständige Verlust der Souveränität an Japan 1910. Es folgte, vor dem 
Hintergrund des Kalten Krieges und der Nordkorea-Bedrohung, die Ein-
bindung durch die USA. Daher waren Südkoreas Bestrebungen nach Ma-
növrierfähigkeit in den internationalen Beziehungen stets stark ausgeprägt. 
Die limitierenden realistischen Optionen ermöglichten jedoch nur die Ver-
schiebung von Prioritäten innerhalb enger Grenzen. Ab Mitte der 1980er 
Jahre verschoben sich die regionalen Kräfteverhältnisse und Stabilitätsaus-
sichten. Die Normalisierung der Beziehungen zu Russland und China er-
weiterte die strategischen Optionen Südkoreas, doch die zwei Länder kön-
nen nicht in eine Regionalordnung unter US-Führung eingefügt werden. In 
Ostasien hat Südkorea eine vergleichweise geringe Flexibilität und großen 
Bedarf an Besonnenheit. Die Beziehungen Südkoreas zu China, Japan und 
den USA sind asymmetrisch. Von China erhofft Südkorea eine konstrukti-

                                                 
214  Snyder 2018. 



111 

ve Rolle im Nordkorea-Konflikt,215 Russland verfügt über Energieressour-
cen und Atomwaffen und die USA agieren sehr flexibel aus der Ferne. 
 
In diesem komplexen, sich wandelnden Umfeld besteht Südkoreas wich-
tigste Herausforderung in der Gestaltung der regionalen Beziehungen. 
Ein sinnvolles strategisches Denken muss nach Abwägung der Vor- und 
Nachteile ein Gleichgewicht und die Maximierung der nationalen Interes-
sen erreichen. Die oberste Priorität haben die USA, die zweite Priorität 
Nordkorea. Chinas Bedeutung steigt, danach folgen Japan und Russland. 
Die Auswahl der strategischen Prioritäten Südkoreas bedarf der Koordina-
tion mit den anderen Staaten und der geeigneten Kombination zweier ge-
gensätzlicher Strategien. Einerseits die Beschwichtigung Nordkoreas, in-
dem es von den Vorteilen eines Engagements überzeugt wird. Andererseits 
Wachsamkeit oder Druck, um Nordkorea die Kosten einer Konfrontation 
verständlich zu machen.  
 
Dies hat zudem eine sicherheitspolitische und eine wirtschaftliche 
Komponente. Die wirtschaftliche Überlegenheit des Südens und der inter-
nationalen Gemeinschaft wird gegenüber Nordkorea für Anreize genutzt, 
soll jedoch die Regierung Nordkoreas nicht stärken, sodass es etwa die 
Konfrontationstaktik nach außen oder die Unterdrückung im eigenen Land 
verstärkt.216 Entscheidend für die Priorisierung seiner Ziele in Ostasien ist 
zudem Südkoreas Handhabung unterschiedlicher Sicherheitspartnerschaf-
ten. Südkorea ist in eine bilaterale Allianz mit den USA eingebunden, das 
trilaterale Bündnis umfasst zusätzlich Japan. Hinzu kommt eine sicher-
heitspolitische Regionalisierung, denn multilaterale regionale Sicherheits-
plattformen ergänzen den traditionellen Bilateralismus. Die sicherheitspoli-
tischen Auswirkungen des Regionalismus beziehen sich vor allem auf die 
Frage der Einbindung der USA. Südkorea musste stets einen Weg finden, 
um den Multilateralismus auf dem Fundament des US-Bündnisses aufzu-
bauen. Dabei galt es, bei der Wahl zwischen alternativen Ansätzen für den 
Regionalismus und ebenso für Nordkorea die Rolle und Reaktion der USA 
zu berücksichtigen. 
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Die strategischen Prioritäten im Rahmen der regionalen Sicherheit wer-
den innerhalb des politischen Spektrums unterschiedlich gesehen. In Bezug 
auf Nordkorea ist die Spaltung zwischen den Konservativen, die auf Ab-
schreckung setzen, und den Progressiven, die ein Engagement bevorzugen, 
tief. Es besteht eine grundsätzliche Übereinstimmung zur Einbindung Chi-
nas, jedoch nicht in der Frage, wie die Beziehung zu China bzw. zu den 
USA ausbalanciert werden soll. Auch in der Bewertung Japans gibt es Ge-
meinsamkeiten, etwa die Zuweisung historischer Schuld und die Warnung 
vor revisionistischen Tendenzen, jedoch bemerkenswerte Unterschiede bei 
der angemessenen strategischen Reaktion. Die Bewertung der USA ist un-
ter den Konservativen und den Progressiven ähnlich. Es stellt sich weniger 
die Frage, das US-Bündnis fortzusetzten, sondern vielmehr unter welchen 
Umständen es ratsam wäre, die Flexibilität Südkoreas zu erhöhen. 
 
Die gewünschte Richtung der sicherheitspolitischen Neuordnung der Regi-
on wird in Südkorea weitgehend geteilt. Prioriät erhält der Multilateralis-
mus, das Kräftegleichgewicht, die Fortsetzung der US-Allianz und der regi-
onalen US-Präsenz sowie die Erweiterung des eigenen Handlungsspiel-
raums bei abnehmender Abhängigkeit von einzelnen Staaten. Den ver-
schiedenen Prioritäten wurden im Laufe der Zeit und über das politische 
Spektrum hinweg unterschiedliches Gewicht zugemessen. Die Progressi-
ven warfen den Konservativen vor, dass sie den Bündnisfaktor als zu be-
deutend und den Wirtschaftsfaktor falsch einschätzten. Die Konservativen 
betrachteten die Appeasement-Politik als einseitig und naiv sowie die Be-
deutung der von den Progressiven in Aussicht gestellten eigenständigen 
Verteidigung als übertrieben. Beispielsweise verband der konservative Prä-
sident Kim Young-sam im Rahmen der „neuen Diplomatie” in den 1990er 
Jahren all diese Themen mit der Betonung der Internationalisierung. Damit 
ergänzte er die US-Allianz und die regionale Zusammenarbeit mit einer 
diversifizierten und Nordkorea gegenüber offeneren Außenpolitik. Ein 
Jahrzehnt später – dazwischen lag die Sonnenscheinpolitik des progressiven 
Kim Dae-jung mit der Intensivierung der Nordkorea-Beziehung – ver-
schob der progressive Roh Moo-hyun die Gewichte durch einen regionalen 
Kräfteausgleich. Das Verhältnis zu den USA und Japan verschlechterte 
sich. Wegen Nordkoreas Atomwaffentests stiegen die Herausforderungen. 
Roh Moo-hyuns Politik wurde als Bedrohung für die nationale Sicherheit 
gesehen und die USA forderten Südkorea zu einer größeren Zurückhaltung 
auf. Bei der Wahl von Lee Myung-bak 2007 stand das Versprechen einer 
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stärkeren Orientierung an den USA und Japan im Vordergrund, weiters die 
Forderung einer deutlicheren Gegenseitigkeit bei der Denuklearisierung 
Nordkoreas sowie innenpolitische Fragen. 
 
Südkorea strebte in den vergangenen Jahrzehnten nach regionalem Ein-
flussgewinn. Die Progressiven wollten Südkorea aus der US-Abhängigkeit 
befreien und auch die Konservativen sahen die Schaffung von weiteren 
Optionen als vorteilhaft an. Japan fungierte zunehmend als Finanzquelle, 
stand jedoch zusehr in Bezug zu historischem Fehlverhalten und der US-
Aussenpolitik. Nordkorea beharrte auf direkten Verhandlungen mit den 
USA und gestand Südkorea als Verhandlungspartner nur die zweite Priori-
tät zu. Die USA waren das eigentliche Ziel für politische und sicherheitspo-
litische Angelegenheiten. Südkorea war hingegen auf die wirtschaftliche 
und kulturelle Bindung sowie die humanitäre Rolle beschränkt. Dies konn-
te Südkorea jedoch keine Führungsrolle verschaffen. China entwickelte sich 
schrittweise zu einer temporären und begrenzten Alternative für Südkorea, 
vor allem als wesentlicher Wirtschaftspartner.217 

Herausforderungen des strategischen Denkens für Südkorea 

Das strategische Denken stellt für Südkorea aus mehreren Gründen eine 
besondere Herausforderung dar. Südkorea ist weltweit das einzige geteilte 
Land mit einerseits starken historischen Wurzeln als geeintes Land und 
andererseits der Gefahr eines interkoreanischen Krieges. Dies führte zu 
unterschiedlichen Bedeutungen des Nationalismus und bewirkte rasche 
Perspektivenwechsel in Bezug auf die Wiedervereinigung der beiden Ko-
reas. Auch wenn die Wiedervereinigung ein langfristiges Ziel blieb, so er-
forderte das strategische Denken die Berücksichtigung der komplexen 
Hindernisse. Dies betraf insbesondere die Sicherheitsbedenken und die 
Synchronisierung der verschiedenen Handlungsstränge gegenüber Nordko-
rea in Bezug auf die Gegenseitigkeit und die überregionalen Entwicklun-
gen. 
 
Hinzu kommt die strategische Lage der koreanischen Halbinsel als 
Drehpunkt mehrerer Groß- und Regionalmächte, die nach Einflusszunah-
me streben. Die Machtansprüche Südkoreas stiegen ebenso wie jene der 
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USA, Chinas, Japans, Nordkoreas und Russlands. In Zeiten der stärksten 
globalen politischen Polarisierung stand Südkorea oftmals im Mittelpunkt, 
insbesondere im Koreakrieg, im Kalten Krieg und in Bezug auf die Prolife-
ration. Das US-Bündnis wird zumindest in naher Zukunft die unerlässliche 
Grundlage für die Nordkorea-Beziehung und einen wichtigen Gestaltungs-
faktor für die Beziehungen zu anderen Ländern in Ostasien bilden. 
 
Das strategische Denken Südkoreas ist mit dem historischen Erbe und 
territorialen Ansprüchen verwoben. Südkoreas historische Erfahrung 
umfasst das sinozentrische Erbe ebenso wie die japanische Kolonialherr-
schaft. Das Bewusstsein über die tiefe Spaltung in Bezug auf das hegemo-
niale Verhalten Japans in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts und das 
zusätzliche Misstrauen gegenüber dem kommunistischen Erbe in der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts belastet die Länder Ostasiens. Historische 
Symbole wie der japanische Yasukuni-Schrein tragen zur Emotionalisierung 
bei, die ein vorausschauendes strategisches Kalkül behindern können. Die 
Strategieentwicklung Südkoreas in Bezug auf Ostasien zeigt, dass regionale, 
institutionelle und generationsbedingte Spaltungen ein noch nicht über-
brücktes Erbe des Kalten Krieges sind. Denn jeder neue Präsident Südko-
reas gab einen eindeutigen Kurs vor, scheitert jedoch bei der Bildung einer 
breiten Koalition. Die politische Versöhnung war daher ein Eckpfeiler für 
eine klare und konsistente Strategie.218 

Wendepunkte des strategischen Denkens Südkoreas 

Zwei wichtige Wendepunkte des strategischen Denkens Südkoreas waren 
Übergangsphasen und brachten weitreichende Initiativen in der Asienpoli-
tik mit sich. 
 
Der erste Wendepunkt war Südkoreas Diversifizierung seiner Optionen 
1988, der Hintergrund das absehbare Ende des Kalten Krieges. Südkorea 
erweiterte seinen Spielraum für diplomatische Flexibilität und richtete seine 
Wirtschaft drastisch neu aus. Dies hatte erhebliche strategische Auswirkun-
gen und rückte Südkorea ins Zentrum Asiens. Die zwei Themen Wach-
samkeit und Abhängigkeit beherrschten das strategische Denken Südko-
reas. Die Angriffsgefahr durch Nordkorea verlangte Wachsamkeit. Die 
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Notwendigkeit der Stationierung einer großen Anzahl an US-Soldaten führ-
te zu Abhängigkeit. Seit dem Ende des Kalten Krieges ergänzten zuneh-
men die Themen Initiative und Koordination das strategische Denken. 
Initiative zu zeigen wurde Südkorea durch den außenpolitischen Wandel 
Chinas und Russlands ermöglicht. Die Koordinierung mit den USA und 
mit Japan nahm zu. Die Wurzeln des Wendepunktes im Jahr 1988 liegen in 
den frühen 1980er Jahren. Chun Doo-hwan verfügte nur über geringe Legi-
timität und Popularität. Er strebte nach der Profilierung in der Außenpoli-
tik, insbesondere durch den Wirtschaftsaufschwung und die Gastgeber-
schaft für die Olympischen Sommerspiele 1988 mit ihren Vernetzungs-
möglichkeiten. Die Demokratisierung 1987 stärkte die Legitimität von Roh 
Tae-woo. Er war jedoch ein unpopulärer, schwacher und von Progressiven 
ebenso wie von Konservativen kritisierter Präsident. Die Beziehung zwi-
schen den USA und Russland verbesserte sich, China öffnete seine Wirt-
schaft. Dieses Zusammentreffen von nationalen und internationalen Fakto-
ren schuf nahezu ideale Bedingungen für ein neues strategisches Denken, 
das durch die Nordpolitik Südkoreas symbolisiert wurde. 
 
Ein zweiter Wendepunkt war die Zeitspanne von 1998 bis 2000. Er wurzelt 
im zufälligen Zusammenspiel von Umständen und den Entwicklungen 
Anfang der 1990er Jahre. Ab Mitte der 1990er Jahre schwankte das strate-
gische Denken Südkoreas, den einerseits war Nordkorea eine Gefahr, an-
dererseits wurden Nordkoreas Hungersnöte 1995/96 bekannt. Die USA 
zeigten ihr Einverständnis für eine Annäherung der beiden Koreas und 
eine friedliche Konfliktlösung durch Kooperation. Daraus resultierte Kim 
Dae-jungs Sonnenscheinpolitik. Sie führte zum historischen Nord-Süd-
Gipfel vom 15.06.2000, die US-Allianz blieb das Rückgrat der nationalen 
Sicherheit Südkoreas. Mit Japan erfolgte eine Aussöhnung und damit die 
Grundlage für einen strategischen Konsens. Ab 1998 verlagerte Kim Dae-
jung den Fokus auf die koreanische Wiedervereinigung und den Regiona-
lismus, in der Hoffnung, dass der Geschichtsrevisionismus Japans ab-
klingt.219 
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Zeitperioden des strategischen Denkens Südkoreas 

Das strategische Denken Südkoreas lässt sich in unterschiedliche Zeitperi-
oden unterteilen. Jeder Präsident kündigte weitreichende Initiativen an, 
musste jedoch letztlich beim Auftreten strategischer Herausforderungen die 
unterschiedlichen und häufig in Konflikt stehenden Prioritäten abwägen. 
Die Zeitspanne des Kalten Krieges umfasst die Präsidentschaften von 
Chun Doo-hwan und Roh Tae-woo. Die Beschränkungen des Kalten Krie-
ges wurden allmählich aufgehoben. Die Flexibilisierung der Außenpolitik 
bezog sich vor allem auf die Nordpolitik. Die zweite Periode ist die Ära 
von Kim Young-sam. Als konservativer Politiker nahm er keine großen 
Richtungsänderungen vor, dennoch priorisierte er die Globalisierung und 
die diplomatische Diversifizierung. In seine Amtszeit fiel die erste Atom-
krise um Nordkorea 1993. Es folgte die Sonnenscheinpolitik von Kim 
Dae-jung, der Südkorea mit den Großmächten vernetzte, um es zu einer 
Regionalmacht aufzubauen. Roh Moo-hyun behielt das Engagement ge-
genüber Nordkorea bei. Angesichts des komplizierten Großmächteumfel-
des unternahm er gewagtere Schritte, um die regionale Integration voranzu-
treiben. Damit forderte er die USA und Japan heraus.220 

Das strategische Denken von Chun Doo-hwan (1980 - 1988) 

Drei grundlegende Veränderungen prägten die 1980er Jahre. Der Wandel 
Südkoreas von einer Militärdiktatur zu einer Demokratie spiegelte sich in 
der Außenpolitik wider. Die Militärdiktatur zielte auf die Regimestabilität, 
die Demokratie lotete hingegen die nationale Identität mit verschiedenen 
regionalen Optionen aus. Hinzu kam die wirtschaftliche Integration Südko-
reas und die regionale sicherheitspolitische Entspannung. Chun Doo-hwan 
benötigte die USA für die Legitimität und Japan für den Wirtschaftsauf-
schwung. Die Wirtschaftskraft sollte das Mittel für die politischen Durch-
brüche werden. Chun Doo-hwan priorisierte drei politische Vorhaben: die 
allgemeine Öffnung gegenüber den sozialistischen Ländern, die Normali-
sierung der Beziehung mit China und der Sowjetunion sowie, allerdings 
vergeblich, ein Gipfeltreffen mit Nordkorea.221  
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Das strategische Denken von Kim Young-sam (1993 - 1998) 

Die Schlüsselkomponenten von Kim Young-sams Strategie eines „Neuen 
Koreas” bezogen sich auf die Demokratie, die Weltoffenheit und die Wett-
bewerbsfähigkeit. Er strebte nach der Konsolidierung des bisher Erreich-
ten, der Globalisierung, der diplomatischen Diversifizierung und der An-
näherung an Nordkorea. 1993 musste er seine Konzentration auf die von 
Nordkorea provozierte Nuklearkrise richten. Zum intensiven Druck durch 
die Liberalisierung des Handels und des Finanzbereiches kam 1997 die 
asiatische Finanzkrise, die Südkorea die strengen Auflagen des Rettungspa-
ketes des Internationalen Währungsfonds aufzwang. Kim Young-sams 
Unmut gegenüber den USA erstreckte sich außerdem auf deren Akzeptanz 
von China als Gesprächspartner bei den interkoreanischen Krisengesprä-
chen. Der provisorische Charakter der US-Regionalpolitik verstärkte die 
mangelnde Kohärenz von Kim Young-sams Politik gegenüber den ver-
schiedenen Krisengesprächspartnern.222 
 
Kim Young-sam stand im Spannungsfeld zwischen strategischen Visionen 
und politischen Optionen in Verbindung mit inkohärenten politischen Zie-
len. Seine Reaktion auf das sich verändernde innenpolitische und internati-
onale Umfeld war zum Teil nicht optimal. Sein strategisch weitsichtiges 
Konzept des Zentralstaates wurde, auch weil ein konkreter Aktionsplan 
fehlte, nicht vollständig umgesetzt. Die nordkoreanische Nuklearfrage 
wurde unerwartet zur höchster Sicherheitsagenda Südkoreas. Im Gegensatz 
zur Regierung Roh Tae-woos, welche die Nordpolitik verfolgte und das 
Basisabkommen unterzeichnete, war die Regierung Kim Young-sams auf-
grund der Atomfrage zum reaktiven Handeln gezwungen. Die Initiative für 
die Vier-Parteien-Gespäche ging von den USA aus, welche die Rahmenver-
einbarung mit Nordkorea unterzeichneten und den Großteil der Kosten 
Südkorea aufbürdeten. Dies schwächte das Kernprinzip, dass die wichtigs-
ten Fragen in den interkoreanischen Beziehungen zwischen den beiden 
Koreas gelöst werden sollten. Die Nordkorea-Strategie Südkoreas umfasste 
einerseits Anreize und Überzeugungsversuche und andererseits Zwangsdip-
lomatie. Aufgrund der Unsicherheit baute Südkorea seine militärischen 
Fähigkeiten weiter aus und verfügte mit seinen konventionellen Streitkräf-
ten über eine relativ stabile Abschreckungskapazität. 
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Trotz der Stärkung des US-Bündnisses als Säule der Sicherheitspolitik Süd-
koreas war die Anpassung des Bündnisses unklar. In den frühen 1990er 
Jahren legten die USA den Grundstein für einen begrenzten Truppenabzug 
aus Südkorea, der jedoch durch die Nuklearfrage verhindert wurde. Die 
Fortsetzung der Truppenstationierung war daher mehr den äußeren Um-
ständen als einem bilateralen strategischen Verständnis zu verdanken. Das 
Erbe der Nordpolitik blieb das Kernelement der südkoreanischen Politik 
gegenüber China und Russland. China wurde zum Hauptpartner in den 
Außen- und Wirtschaftsbeziehungen. Die wirtschaftspolitischen Misserfol-
ge führten zu einem raschen Wirtschaftsabschwung. Zu den Errungen-
schaften Kim Young-sams zählen die militärischen Reformen, die größere 
Transparenz im Finanzsektor und die Institutionalisierung der Zivilgesell-
schaft.223 

Das strategische Denken von Kim Dae-jung (1998 - 2003) 

Kim Dae-jung übernahm die Regierung Südkoreas in einer Krise. Er ging 
in die Offensive und nutzte dabei eine ungewöhnliche Kräftekonstellation. 
Die USA erzielten 1999 eine Vereinbarung mit Norkorea über das Einfrie-
ren der Raketentests als Teil einer neuen Anstrengung zur Stabilisierung 
und sogar Normalisierung der Beziehung. China und Japan benötigten an-
gesichts ihres Versuches, ihre bilaterale Beziehung zu verbessern, einen 
Dritten Akteur als Vermittler. Kim Dae-jung nutzte diese Chance zwei 
Jahre lang erfolgreich bis zur Veränderung des äußeren Umfeldes. Er hatte 
sein Amt während der Finanzkrise angetreten. Zur Erfüllung der Forde-
rungen des Internationalen Währungsfonds stützte er sich auf die USA und 
Japan. Als sich der Wirtschaftsaufschwung abzeichnete, wandte er sich 
wegen der Sonnenscheinpolitik an China. Im Gegensatz zu früheren Präsi-
denten Südkoreas, die sich eng an ihren jeweiligen Hauptverbündeten hiel-
ten, gestand Kim Dae-jung sowohl China als auch den USA eine überge-
ordnete politische Priorität zu. Doch in der Realität offenbarte sich Südko-
reas Bedarf an einem Sicherheitspartner und seine sinkende Fähigkeit zur 
Koordinierung der regionalen Partner. Der Unmut der USA gegenüber der 
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Sonnenscheinpolitik stieg ebenso wie das Vertrauen Südkoreas in China 
und die Spannungen zwischen Südkorea und Japan.224 
 
Die Veränderungen des strategischen Denkens beziehen sich auf das 
Verhältnis zu Nordkorea, die Versöhnung mit Japan und in der Folge auf 
den ostasiatischen Regionalismus.225 Kim Dae-jungs Vision der interkorea-
nischen Versöhnung und der ostasiatischen Zusammenarbeit basierte wei-
terhin auf der Koordinierung des US-Bündnisses. Er wollte die internatio-
nale Agenda entscheidend mitbestimmen. Bei der Verwirklichung der Ziele 
machte Kim Dae-jung in der ersten Hälfte seiner Amtszeit erhebliche Fort-
schritte, doch danach verschlechtere sich das internationale Umfeld. Die 
Beziehung Südkoreas zu den USA litt unter erheblichen Differenzen in der 
Weltanschauung. Der japanische Geschichtsrevisionismus und territoriale 
Fragen belasteten die Beziehung Südkoreas zu Japan. Der US-Krieg gegen 
den Terror und die Enthüllung, dass Nordkorea mit einem geheimen 
Atomprogramm begonnen hatte, brachten die Sonnenscheinpolitik zum 
Stillstand, obwohl der interkoreanische Dialog und die wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit fortgesetzt wurden. 
 
Nach dem interkoreanischen Gipfel erwies sich die innenpolitische Un-
terstützung für Kim Dae-jung als begrenzt. Er hatte wichtige innenpoliti-
sche Themen vernachlässigt und versäumt, eine parteiübergreifende Basis 
für die Fortsetzung des Gipfels mit Nordkorea zu schaffen. Der interkore-
anische Gipfel warf zudem viele Fragen in Bezug auf Nordkorea auf, wel-
che die seit langem bestehende Spaltung innerhalb der Gesellschaft an die 
Oberfläche brachten. Diese Polarisierung fiel mit der Vertiefung von De-
mokratie und Meinungsfreiheit zusammen. Sie betraf alle Aspekte der Be-
ziehungen zu Nordkorea, hatte jedoch auch einen direkten Einfluss auf die 
Wahrnehmung der US-Allianz. 
 
Kim Dae-jung veränderte mit seinem persönlichen Führungsstil die Art 
und Weise, wie Südkorea seine strategischen Ziele definierte und verfolgte. 
Das hatte positive und negative Auswirkungen auf das strategische Denken 
Südkoreas. Er beschränkte sich nicht auf die Reaktion auf den globalen und 
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regionalen Kontext, sondern wollte gestalten, insbesondere durch die ziel-
strebige Aufbereitung der Bedingungen, die für eine Versöhnung mit 
Nordkorea notwenig waren. Dennoch gelang es ihm nicht, eine parteiüber-
greifende Unterstützung für seine zentrale politische Initiative zu gewinnen. 
 
Südkoreas Rolle als Mittelmacht war ein weiterer Einflussfaktor auf das 
strategische Denken. Einerseits stieß der rasch zunehmende wirtschaftliche 
Einfluss Südkoreas als Industrienation in den späten 1990er Jahren sogar 
auf das Interesse Chinas. Auch der politische Einfluss – allerdings nicht in 
Nordkorea – und der internationale Status Südkoreas stiegen. Andererseits 
konnte Kim Dae-jung keine bedeutende Erweiterung des strategischen 
Handlungsspielraums erreichen.226 

Das strategische Denken von Roh Moo-hyun (2003 - 2008) 

Roh Moo-hyun konzentrierte sich bei seinem Amtsantritt auf die Stärkung 
seiner politischen Basis und weniger auf die politische Versöhnung mit 
den Konservativen. Sein Fokus auf die Aussöhnung mit Nordkorea, die er 
nach Kim Dae-jung fortführte, untergrub die Aussichten auf einen politi-
schen Konsens und spaltete zudem die Öffentlichkeit. Seine Regierung war 
parteiisch.227 

 
Das äußere Umfeld umfasste den US-Unilateralismus und die Entschlos-
senheit Nordkoreas, gegebenenfalss seine Atommacht einzusetzen. Südko-
reas bewährte Strategie, als Ausgangspunkt für den Umgang mit Nordkorea 
engere Beziehungen zu allen Regionalmächten aufzubauen, erlitt mit Roh 
Moo-hyuns Überreaktion gegenüber Japan 2005 einen gegenseitigen Ver-
trauensverlust und nachhaltigen Rückschlag. In der Folge agierte Südkorea 
gegenüber Nordkorea isoliert und daher mit geringer Wirksamkeit. Im 
Sommer 2005 und Anfang 2007 erhöhten die USA ihre Kompromissbe-
reitschaft, doch Roh Moo-hyun versuchte wiederholt, die Initiative zu er-
greifen. 
 
Anfang 2005 verlautbarte Roh Moo-hyun sein Konzept, dass Südkoreas 
künftige strategische Rolle dem Machtausgleich in ganz Ostasien, also 
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auch zwischen China und den USA, dienen soll. Kritiker hinterfragten die 
Beweggründe und bemängelten die Umsetzbarkeit unter den gegebenen 
Umständen sowie die überzogene Einschätzung der nationalen Stärke Süd-
koreas. Mit dem gemeinsamen Abkommen vom Februar 2007 bestand die 
größte Herausforderung einerseits in der Denuklearisierung und der Auf-
rechterhaltung des Drucks auf Nordkorea. Dies präferierten die USA, Ja-
pan und auch China. Roh Moo-hyun hingegen strebte andererseits die 
Normalisierung der Beziehung zu Nordkorea an, vor allem in Bezug auf die 
Außenbeziehungen sowie die Wirtschafts- und Energiehilfe. Lee Myung-
bak, Roh Moo-hyuns politischer Gegner und Nachfolger im Präsidenten-
amt 2008, lehnte massive Wirtschaftshilfen ohne Gegenseitigkeit Nordko-
reas ab. Dies zeigte die deutliche Polarisierung zwischen den Progressiven 
und Konservativen, insbesondere in einer Zeit des Wahlkampfes. 
 
Im Vorfeld der Präsidentschaftswahlen Ende 2007 wollte Roh Moo-hyun 
unbedingt einen interkoreanischen Versöhnungsprozess einleiten und mit 
einem erneuten Gipfeltreffen die im Jahr 2000 unter Kim Dae-jung einge-
leitete Dynamik wiederbeleben. Die einseitige Vorgangsweise Südkoreas 
hemmte jedoch die multilaterale Koordinierung innerhalb der Sechs-
Parteien-Gespräche zwischen Nord- und Südkorea, den USA, China, Japan 
und Russland. Roh Moo-hyun hatte zudem bei der vorherigen Präsident-
schaftswahl 2002 auf den Antiamerikanismus gesetzt.228 
 
Das strategische Denken Roh Moo-hyuns war innovativ, idealistisch und 
mehr von traditionellem Nationalismus als von einer realistischen Ein-
schätzung der Sicherheitslage auf der koreanischen Halbinsel geprägt. Die 
Sicherheitslage betraf die Ernsthaftigkeit der nuklearen Entwicklung Nord-
koreas, die wachsende geopolitische Rivalität und die Asymmetrie im 
Bündnis Südkoreas mit den USA. Südkorea nutzte die geplante Reduktion 
der lokalen US-Streitkräfte, um eine autonomere und aggressivere Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik zu verfolgen. Dies ähnelte der Entwicklung 
in der Sicherheitsbeziehung zwischen Japan und den USA. Die USA be-
grüßten dies im Kontext ihrer eigenen globalen militärischen Transformati-
on. Allerdings sah Roh Moo-hyuns Ansatz die relativ rasche Rückgabe der 
operativen Kontrolle in Kriegszeiten an Südkorea vor, und zwar als eine 
Frage des Nationalstolzes und der Souveränität. Die Kosten und die insta-
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bilen regionalen Bedingungen berücksichtigte er weniger.. Auch die Südko-
rea zugedachte strategische Rolle des Machtausgleichs und eines Wohl-
standszentrums in Ostasien enthielt eine starke Voreingenommenheit ge-
genüber Japan, dem wichtigsten US-Verbündeten der Region. Die wieder-
holten Kompromisse Südkoreas gegenüber der nuklearen Entwicklung 
Nordkoreas gründeten sich auf Nationalismus und erweckten das Misstrau-
en der USA und Japans. Der größte Nutznießer des nationalistischen An-
satzes Südkoreas in Ostasien war China, indem es im Umgang mit Japan 
und den USA gestärkt wurde.229 

Das strategische Denken von Lee Myung-bak (2008 - 2013) 

Unter Lee Myung-bak veränderten sich die Prioritäten, das strategische 
Denken und die Rhetorik. Südkoreas Kapazitäten und Selbstbewusstsein 
wuchsen. Nach einem Jahrzehnt progressiver Führung kehrte Lee Myung-
bak zu einer konservativen Agenda zurück, insbesondere der Stärkung des 
Vertrauens in die US-Allianz. Unter dem Motto „Globales Korea“ erhöhte 
er den internationalen Status deutlich.  
 
Sein Zugang zu Nordkorea galt als sorgfältig und flexibel, jedoch erfolglos. 
Er umfasste Bemühungen um die Denuklearisierung und die internationale 
Einbindung Nordkoreas im Gegenzug zu Wirtschaftshilfe. Sein progressi-
ver Amtsvorgänger Roh Moo-hyun hatte hingegen mehr Wirtschaftshilfe 
zu geringeren Bedingungen geleistet. Lee Myung-baks ausschließliche und 
bedingte Konzentration auf die Denuklearisierung hatte zur Folge, dass die 
Aussichten auf eine interkoreanische Zusammenarbeit stark reduziert und 
Nordkorea zunehmend isoliert wurde. 
 
In Bezug auf die USA verbesserte Lee Myung-bank die Beziehung und 
Koordination mit den US-Interessen deutlich, unter anderem durch die 
Ausweitung der Kooperationsbereiche auf regionale und erstmals auch auf 
gobale Sicherheitsthemen. Obwohl die Globalisierung seit den 1990er Jah-
ren ein Schlagwort war, setzte Lee Myung-bak die ersten Schritte zur Reali-
sierung, insbesondere durch die Stärkung der US-geführten Strukturen, 
Institutionen und Initiativen. Südkorea nutzte die engen US-Beziehungen 
zur Stärkung seiner Autonomie und seines Einflusses. Zugleich bemühte 
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sich Südkorea, bei globalen Fragen eine Brückenfunktion zwischen den 
Entwicklungsländern und den Industrieländern zu übernehmen. Südkorea 
war inzwischen zur Leistung eigenständiger Beiträge zur internationalen 
Führung fähig. Dennoch wählte Lee Myung-bak geschickt Bereiche aus, die 
ein autonomes Vorgehen erlaubten, jedoch in Übereinstimmung mit den 
US-Interessen und Zielen standen. Er identifizierte zahlreiche, sich über-
schneidende Nischenbereiche, für die Südkorea argumentieren konnte, dass 
es in einer einzigartigen Position war, um internationale Beiträge zu leisten. 
Beispielhaft war Südkoreas eigene rasante Entwicklungserfahrung. Lee 
Myung-baks Ansatz zur Anpassung an den Klimawandel griff Elemente der 
Entwicklungserfahrung auf, konzentrierte sich jedoch auf die Reduzierung 
der Kohlenstoffemissionen durch grünes Wachstum. Südkorea förderte die 
Handelsliberalisierung und nutzte sie als wirksame Strategie, um die Aus-
wirkungen der weltweiten Rezession zu minimieren. Die internationalen 
Plattformen verbesserten Südkoreas Ansehen.230 

Das strategische Denken von Park Geun-hye (2013 - 2017) 

Als größte Herausforderungen für die regionale Stabilität identifizierte Park 
Geun-hye den Vertrauensmangel zwischen den beiden Koreas, Japans Ver-
säumnis, sich mit seiner imperialistischen Vergangenheit auseinanderzu-
setzten, und ein potenzielles Wettrüsten in Ostasien.231 Wirksame Lösungen 
waren wegen der unerwartet raschen Zunahme der regionalen Rivalitäten 
schwierig zu finden. Die eingeschränkte Handlungsfähigkeit Südkoreas 
resultierte zudem aus Park Geun-hyes persönlichem Korruptionsskandal, 
der zu einer längeren innenpolitischen Lähmung und einem Amtsenthe-
bungsverfahren führte. Ähnlich ihrem Amtsvorgänger Lee Myung-bak 
stützte sich Park Geun-hye auf ein starkes US-Bündnis.232 Beispielsweise 
verabschiedeten Südkorea und die USA 2013 anlässlich des 60. Jahrestages 
der Gründung der bilateralen Allianz eine gemeinsame Erklärung zur ge-
meinsamen Vision.233 
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Außenpolitisch konzentrierte sich Südkorea wieder enger auf die koreani-
sche Halbinsel, obwohl es auch seinen globalen Einfluss, jedoch ohne ihn 
auszuweiten, nutzte. Park Geun-hye sah eine diplomatische Zusammenar-
beit mit ihren Gesprächspartnern als unerlässlich zur Bewältigung der von 
ihr definierten Kernprobleme. Mit einem prinzipienbasierten Ansatz und 
Selbstvertrauen erwartete Park Geun-hye von ihren Gesprächspartnern, 
dass sie die Grundsätze, die ihrer Problemdiagnose zugrunde lagen, aner-
kennen und zur Kooperation zu ihren Bedingungen bereit waren. Ihre drei 
wichtigsten außenpolitischen Initiativen blieben jedoch mangels praktischer 
Instrumente weitgehend erfolglos. Dazu zählte die Vertrauenspolitik in der 
gesamten Region und speziell in Bezug auf Nordkorea, die Ostasien-
Initiative für Frieden und Zusammenarbeit sowie die Eurasien-Initiative. 
Diese betraf die Ausweitung der Kooperation mit Russland, um zur regio-
nalen Einbindung Nordkoreas Energie- und Transitnetze aufzubauen. Als 
Druckmittel gegenüber Nordkorea und als Maßnahme zur Vertiefung der 
regionalen Zusammenarbeit wollte Park Geun-hye die Beziehungen zu 
China verbessern, jedoch verbunden mit einer stark ausgeweiteten Bünd-
niszusammenarbeit mit den USA.234 
 

Nationale Kultur 

Als entscheidender Faktor des strategischen Denkens wird zunehmend das 
Verständnis für die Rolle der Kultur und ihrer potenziellen Auswirkung auf 
die Politik und Strategie angesehen. Denn sie beeinflusst als komplementä-
rer Faktor die Formulierung, die Implementierung und das Resultat von 
Politik und Strategie.235 Trotz der überwiegenden Bedeutung von materiel-
len und institutionellen Kapazitäten sowie strategischem Handeln, etwa in 
bewaffneten Konflikten, ist die zu Grunde liegende Kultur essenziell.236 Die 
Kulturalisten betrachten die Kultur zumeist als unabhängige Kausalvariab-
le, die Realisten hingegen als intervenierende oder abhängige Variable.237 
Durch die Wahrnehmung, Interpretation und Reaktion auf politische und 
strategische Stimuli in der Umwelt, beispielsweise Bedrohungen oder Gele-
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genheiten, beeinflusst die Kultur die Auswahl der strategischen Interessen, 
das Handeln und das Verhalten.  
 
Zwischen der Kultur und dem Verhalten bzw. den grundlegenden Denk-
mustern, welche die individuelle Wahrnehmung beeinflussen, bestehen 
Zusammenhänge. Doch kulturelle Muster und Verhaltensmuster sind nicht 
dasselbe. Die Kultur beeinflusst das Verhalten durch die Einschränkung 
von Optionen und durch die Beeinflussung des Lernverhaltens, auf welche 
Weise Mitglieder einer bestimmten Kultur aus der Interaktion mit der 
Umwelt lernen. Sie entsteht durch einen Prozess der bewussten und unbe-
wussten Vergesellschaftung und Akkulturation. Auch wenn innerhalb einer 
sozialen Einheit unterschiedliche Kulturen existieren, so ist im Allgemeinen 
eine Kultur dominant. Kulturen sind erlernt und können sich daher verän-
dern. Es gibt vier Kulturtypen: den Individualismus, den Fatalismus, den 
Egalitarismus und den Hierarchismus.238 
 
Die Kultur umfasst dabei zahlreiche miteinander verknüpfte Parameter. 
Kultur besteht aus gemeinsamen Annahmen und Entscheidungsregeln, die 
den Vorstellungen von Individuen und Gruppen über ihre Beziehung zu 
ihrem sozialen, organisatorischen oder politischen Umfeld eine gewisse 
Ordnung verleihen. Daher kann die Kultur als Katalog von Kontrollme-
chanismen zur Regulierung der Verhaltensweisen verstanden werden, etwa 
durch Regeln und Instruktionen. Über die Identität ist die Kultur Teil der 
Formulierung von Werten und Interessen. Über die politische Kultur ist 
die Kultur Teil der Entscheidungsstrukturen zur Durchsetzung der Interes-
sen. Die Einordnung und Interpretation der verschiedenen Stimuli aus dem 
strategischen Umfeld in Bezug auf die Interessen auf Basis der Kultur zeigt 
sich in der Identität und der Resilienz. Die Identität, die politische Kultur 
und die Resilienz bieten sich daher als drei wesentliche analytisch-kulturelle 
Dimensionen für das politische und strategische Handeln und Verhalten 
an. Die vier wichtigsten Variablen sind die Identität, die Werte, die Normen 
und die Wahrnehmungsperspektive. Sie können die Rationalität einschrän-
ken und als sicherheitsrelevante Ergebnisse der nationalen Kultur betrach-
tet werden.239 
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Die nationale kollektive Identität drückt das Selbstverständnis eines Na-
tionalstaates, die nationalen Charaktermerkmale, die angestrebte regionale 
und globale Rolle und die Vorstellungen von seinem möglichen Schicksal 
aus. Moderne Formen der nationalen Identität können als Grundlage für 
wirkmächtige kollektive Aktionen dienen, insbesondere in den Bereichen 
Politik, Gesellschaft, Wirtschaft, Kultur und Strategie. Die Quellen der 
nationalen Identität moderner Nationalstaaten beruhen häufig auf einer 
wechselnden Verschmelzung von Traditionellem, etwa die Abstammung, 
mit Neuem, etwa der jüngeren Geschichte. Der politische, durch den Nati-
onalstaat repräsentierte Nationalismus ist die stärkste kollektive Identität 
der Neuzeit. Zur transnationalen kollektiven Identität zählt beispielsweise 
der Regionalismus. 
 
Die materiellen und ideellen Werte werden üblicherweise als gut oder böse, 
als angemessenes oder unangemessenes Verhalten definiert. In der Katego-
rie der Normen gelten die Werte speziell den Verhaltensweisen, die inner-
halb einer Gesellschaft akzeptiert und erwartet werden, beispielsweise die 
Moralvorstellungen einer Gesellschaft. Wesentlich sind die Ermittlung und 
die Robustheit des Wertes, der einem Objekt zugestanden wird. Der Wer-
tebogen reicht von nichtverhandelbar bis zu niedriger Priorität. 
 
Die Kultur leitet die Wahrnehmung, die Annahmen und das Verhalten an. 
Daher führen kulturelle Unterschiede zu spezifischen Perspektiven auf die 
Sicherheitsherausforderungen. In eine spezifische Bedrohungsanalyse sollte 
der kulturelle Kontext für den Konflikt oder für Verhandlungen miteinbe-
zogen werden.240 Die Fehleinschätzung der Absichten oder Werte anderer 
Akteure ist oft eine Spiegelung der eigenen Perspektive.241 Zuweilen wird 
die kulturspezifische Wahrnehmung von nationalen Mythen beeinflusst, 
etwa über Krisen, Siege und Niederlagen. Mythen können stabilisieren, 
destabilisieren und zudem auch der Rechtfertigung dienen.242 
 

Nationale Kultur Südkoreas 
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Für kollektive Kulturen wie die südkoreanische Kultur steht das Wohler-
gehen des Kollektivs im Vordergrund, dem sich das Individuum unterzu-
ordnen hat. Gemeinsame (konfuzianische) Normen und Werte sind die 
Grundlage für das Handeln und Sein. Kollektivismus ist ein soziales Mus-
ter, das die Normen und Pflichten des Kollektivs als vorrangig betrachtet. 
Die Interessen der Gruppe haben vor denjenigen der Individuen Priorität. 
Konfrontationen und Konflikte werden, wenn möglich, vermieden.243 Un-
terschiede der konfuzianischen, kollektiven Kultur im Vergleich mit der 
liberal-demokratischen Theorie bestehen etwa erstens in den Mitteln zur 
Förderung des Gemeinwohls, insbesondere in der Beamtenauswahl. Zwei-
tens in der Funktion der politischen Partizipation der Bevölkerung. Die 
politische Teilhabe ist kein Grundrecht und beschränkt sich auf das Heran-
tragen von Anliegen an politische Entscheidungsträger. Und drittens in 
differierenden Bewertungsmaßstäben für die staatliche Legitimität. Im 
Konfuzianismus beruht die Legitimität auf Inhalt und Ergebnis der Politik 
und weniger auf der Art und Weise, wie die Regierung zustande kam.244 
 
Die allozentrische Definition des Eigeninteresses formte die politische 
Kultur, und zwar unabhängig von der sozialen Struktur und von politi-
schen Institutionen. Sie senkt die politische Aktivität der Bevölkerung, die 
traditionelle hierarchische Autoritätsorientierung erhöht sie hingegen. So-
wohl die hierarchische Autoritätsorientierung als auch die allozentrische 
Definition des Eigeninteresses fördern das öffentliche Vertrauen in die 
politische Führung. Das Zusammenspiel der unterschiedlichen kulturellen 
Normen ist jedoch komplex. Die kulturellen Normen, insbesondere die 
politische Partizipation und die Handlungsziele, prägen die Vorstellungen 
der Menschen über das richtige Verhältnis zwischen Individuum und Staat. 
Daher unterscheiden sich die normenbasierten Handlungsziele der hierar-
chischen von der reziproken Autoritätsorientierung. Damit erhalten die 
partizipativen Handlungen eine andere Bedeutung. Denn im hierarchischen 
politischen System beschränkt sich die politische Teilnahme darauf, die 
Regierung an ihre Verantwortung zu erinnern bzw. sie über Situationen zu 
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informieren, die ihrer Aufmerksamkeit bedürfen. Dies erfolgt durch Ein-
wendungen und nur im Ausnahmefall als Widerspruch.245 
 
Seit den 1990er Jahren standen die Existenz und Relevanz von spezifischen 
(ost-) asiatischen Werten im Mittelpunkt wissenschaftlicher Debatten. 
Der Schwerpunkt lag auf dem Konfuzianismus und dem Kollektivismus im 
Hinblick auf den Modernisierungsprozess und für die heutige Politik.246 Die 
traditionellen Werte sehen in der Freizügigkeit eine Gefahr. Erstrebenswert 
sind hingegen Leistungsbereitschaft und soziale Stabilität. Die Familie wird 
als grundlegende soziale Institution angesehen und älteren Menschen Res-
pekt gezollt.247  
 
Die traditionelle Kultur wird aufgrund des Einflusses des kulturellen Na-
tionalismus als Ursprung der gegenwärtigen kulturellen Identität gesehen. 
Zugleich diente die bewusste Konstruktion der kulturellen Identität auf der 
traditionellen Grundlage als Instrument für eine staatlich geführte Wirt-
schaftsentwicklung und für die politische Legitimität bzw. gegen den 
Kommunismus. Die kulturelle Identitätspolitik ist heute einerseits ein Mit-
tel, um der kulturellen Globalisierung zu widerstehen, und andererseits, um 
die südkoreanische Kultur zu globalisieren. Die südkoreanische Unterhal-
tungsindustrie ist international ausgesprochen lukrativ und wettbewerbsfä-
hig.248 
 
Linguistisch und ethnisch sieht sich Südkorea als homogene Gesellschaft.249 
Als größte Minderheiten leben eine Million Chinesen sowie je rund 150.000 
Vietnamesen und US-Amerikaner in Südkorea. Die starke Präsenz von US-
Amerikanern resultiert aus der US-Truppen-Stationierung und der Zunah-
me von muttersprachlichen Englischlehrern.250 Die Religion übt einen gro-
ßen Einfluss auf die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Strukturen aus. 52 % der Südkoreaner bekennen sich offiziell zu keiner 
Religion. 20 % sind Protestanten, 16 % Buddhisten und 8 % Katholiken. 
Zudem gibt es eine Vielzahl an ethnischen Religionen sowie kleineren reli-
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giösen und christlichen Sekten, die teils voneinander unabhängig tätig 
sind.251 
 
Die Struktur der normativen Orientierungen blieb in Südkorea, wie etwa 
auch in China und Taiwan, langfristig stabil, und zwar trotz des raschen 
sozialen und politischen Wandels. Die Kontinuität zeigt sich im Respekt 
vor der Autorität auf der Grundlage des Konfuzianismus, im Nationalis-
mus auf der Basis ethnischer Homogenität und im Klientelismus auf der 
Grundlage der organischen Gesellschaftsstruktur Südkoreas. In den ver-
gangenen Jahrzehnten konfrontierten die regionalen und globalen Verände-
rungen Südkorea mit dem Dilemma widersprüchlicher Ideen, insbesondere 
Nationalismus versus Globalismus, Individualismus versus Kommunita-
rismus, liberale Demokratie versus paternalistischem Autoritarismus sowie 
Machtzentralisierung versus innenpolitischer Regionalautonomie.252 Der 
Nationalismus ist eine politische Ideologien des Kollektivismus. Der 
Kommunitarismus betont als politische Philosophie die Verantwortung des 
Individuums gegenüber seiner Umgebung und die soziale Rolle der Fami-
lie.253 Der Kommunitarismus, der Nationalismus und der Regionalismus 
können als Versuch angesehen werden, wieder territoriale Gemeinschafts-
erzählungen zu etablieren.254 
 

Dynamik der strategischen Kultur 

Trotz gewisser Grundkonstanten ist die strategische Kultur, ebenso wie die 
Kultur und die Strategie, dynamisch und stets kontextbezogen zum Akteur 
zu verstehen. Zugleich ist sie wegen der langfristig gültigen kollektiven 
Werte relativ konstant und wegen der Widerstandsfähigkeit gegen Verände-
rungen relativ stabil. Die Weltsicht von Einzelpersonen entsteht durch ihre 
spezifische historische Erfahrung. Eine dominante strategische Kultur wird 
von jeder Generation gemäß ihrer eigenen Erfahrung reintegriert.255 Die 
Gründe für die Kontinuität liegen beispielsweise in der weiten Verbreitung 
oder der Institutionalisierung der strategischen Kultur. Veränderungen der 
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strategischen Kultur, die zu Anpassungen der Sicherheitspolitik führen, 
resultieren aus externen Schocks, weil sie die Legitimität der bestehenden 
Normen untergraben oder die Machtverhältnisse verschieben. Veränderun-
gen entstehen auch durch den Widerspruch von Hauptgrundsätzen der 
strategischen Kultur oder durch das spezifische Wirken von Eliten. Sowohl 
gemäß des Kulturalismus als auch des Konstruktivismus verfügen die Eli-
ten dazu über die Möglichkeit, etwa durch die Steuerung des Diskurses.256 
 

Träger der strategischen Kultur 

Die Träger der strategischen Kultur sind die politischen Eliten und Institu-
tionen sowie die Bevölkerung. Eliten fungieren im Sinne kleiner strategi-
scher Gemeinschaften. Sie können formell und informell sein und mög-
licherweise Eigeninteressen verfolgen. Die spezifischen Grundhaltungen, 
Annahmen und Erwartungen der strategischen Akteure prägen das Denken 
und Handeln in strategischen Fragen (mit). Die Grundüberzeugungen ent-
stammen eher einem Glaubenscluster als einem richtigen Glaubenssys-
tem.257 Eliten sind maßgeblich an der Definition der sicherheitspolitischen 
Ziele, an Umfang und Richtung von politischen Umstrukturierungen ange-
sichts neuer Herausforderungen sowie an der Schaffung eines gemeinsa-
men historischen Narrativs beteiligt. Die politischen Führer berücksichti-
gen tief verwurzelte Überzeugungen, etwa zu Multilateralismus oder zu 
einer historischen Verantwortung, überschreiten jedoch zum Teil bewusst 
akzeptierte Werterahmen. Damit sind sie strategische „Nutzer von Kultur“, 
die in wichtigen außen- und sicherheitspolitischen Diskursen die Grenzen 
des Möglichen neu definieren. Wesentlich ist die generelle kognitive Prä-
disposition der Eliten zum Erhalt des Status quo. Daher kann die strategi-
sche Kultur als unter Eliten „verhandelte Realität“ charakterisiert werden.258 
In Asien ist die Gruppe der Träger der strategischen Kultur relativ klein.259 
Strategen sollten das Meinungsbild der Bevölkerung, etwa zu internationa-
lem Engagement oder militärischer Gewalt, als Gradmesser für die öffentli-
che Akzeptanz einer Strategie berücksichtigen.260 
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In Südkorea ist der Präsident der wichtigste Bewahrer der strategischen 
Kultur. Politik und Strategie des Präsidenten reflektieren die drei Säulen der 
strategischen Kultur: das Streben nach Wohlstand und Einfluss, die Ab-
schreckung Nordkoreas und das US-Bündnis.261 Park Chung-hee prägte die 
strategische Kultur am nachhaltigsten, indem er die Transformation Südko-
reas als eines der weltweit unterentwickeltsten Länder in eine fortschrittli-
che Industrienation initiierte. Seine Kunstfertigkeit bestand in der Vermitt-
lung der Vision von Sicherheit durch eine starke Verteidigung sowie von 
Wohlstand durch eine florierende Exportwirtschaft. Damals verfügte Süd-
korea kaum über Industrie, Infrastruktur oder einer Nahrungsmittelpro-
duktion. Park Chung-hee verkörperte die für die Transformation des Lan-
des nötige Energie und wollte mit einer moralischen Überzeugungskam-
pagne einen „neuen Koreaner” schaffen, der proaktiv eine „neue koreani-
sche Gesellschaft” aufbauen würde. Die geforderten Eigenschaften waren 
jedoch den Charakterzügen der Joseon-Ära entgegengesetzt, was die Zer-
störung des Traditionellen erforderte. Der wichtigste Slogan galt dem dop-
pelten Ziel, die Nation aufzubauen und den Kommunismus zu bekämpfen: 
„Kämpfen, während man arbeitet! Arbeite, während du kämpfst!”. Gegen 
den Widerstand der USA, die Investitionen in die Leichtindustrie befürwor-
teten, priorisierte Park Chung-hee zur Förderung der Exportwirtschaft den 
Bau der Schnellstraße von Seoul nach Busan an der südostkoreanischen 
Küste. Eine zweite konstruktive Initiative richtete er in den 1970er Jahren 
auf den Aufbau der Schwer- und Chemieindustrie und deren Stärkung 
durch die Rüstungsproduktion. 
 
Kim Young-sam formte beispielsweise die strategische Kultur nachhaltig 
durch die Entpolitisierung des Militärs. Park Geun-hye, die Tochter Park 
Chung-hees, prägte die Sicherheits- und Außenpolitik in Verbindung mit 
einer entschlossenen und prinzipienfesten Reaktion auf Provokationen 
Nordkoreas insbesondere mit einer grundsätzlichen Vertrauenspolitik ge-
genüber Nordkorea, den Nachbarländern, den USA und anderen Part-
nern.262 
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Kontext der strategischen Kultur 

Die strategische Kultur bietet einen Kontext, keine belastbare Kausalität.263 
Je spezifischer der Kontext und je entscheidender die Situation sind, desto 
deutlicher treten die Charakteristiken der strategischen Kultur auf. Die 
Grundüberzeugungen üben in manchen Entscheidungssituationen eine 
besonders starke Auswirkung auf den Entscheidungsprozess aus, insbe-
sondere in unsicheren oder mehrdeutigen Situationen, die unterschiedliche 
Interpretationsmöglichkeiten eröffnen oder einer Reaktion außerhalb der 
Routine bedürfen. Im Staatsverhalten spielt die strategische Kultur bei-
spielsweise bei ernsten Bedrohungen der Existenz, der Identität oder der 
Ressourcen eine wesentliche Rolle.264 Die Dimension der strategischen Kul-
tur drückt sich im Handeln von Menschen und Institutionen aus, welche 
die strategische Kultur verinnerlicht haben, während sie gleichzeitig diese 
Kultur bilden, interpretieren und ändern.265 
 
Die Analyse der strategischen Kultur erfolgt daher optimalerweise im Kon-
text. Erstens hinsichtlich der Ereignisse und des strategischen Handelns 
und zweitens hinsichtlich der Entscheidungsträger in Zusammenhang mit 
ihrem eigenen strategischen Kontext, der die Sozialisierung und die äußere 
Welt verbindet. 
 

Analyseziel der strategischen Kultur 

Das Wissen über die strategische Kultur Südkoreas hat das Potenzial, die 
Positionierungen Südkoreas verständlicher zu machen. Denn als metho-
disch-wissenschaftliches Konzept und alternatives Analyseinstrument mit 
interdisziplinärem Ansatz kann die strategische Kultur die realistische The-
orie des staatlichen Verhaltens ergänzen. Damit ermöglicht sie einen 
Mehrwert für das Verständnis von sicherheitspolitischen Verhaltensweisen, 
indem die formellen Prozesse mit den Einstellungen zur Politik in einen 
Zusammenhang gestellt werden. Das Ziel ist das Erkennen von Tenden-
zen, nicht von starren Determinanten, und in der Folge eine reichhaltigere 
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Theorie und eine effektivere Praxis. Die Operationalisierung der Erkennt-
nisse ist jedoch noch schwieriger als das Verständnis, insbesondere weil 
Politik und Strategie verhandelte Resultate sind. Die Grenzen für die opera-
tive Umsetzung liegen häufig in der eigenen strategischen Kultur, im unter-
schiedlichen kulturellen Verständnis von Rationalität, in materiellen Ein-
schränkungen oder konkurrierenden organisatorischen Interessen.266 
 
Die strukturellen Erwartungen und die kulturellen Prädispositionen diffe-
rieren häufig ebenso wie die materiellen und die ideellen Erklärungen. Die 
Analyse der strategischen Kultur kann beispielsweise die Genauigkeit der 
Interpretation von Informationen aus dem Ausland sowie die Effektivität 
der strategischen Kommunikation oder von Gegennarrativen erhöhen. Der 
Kulturalismus konzentriert sich auf die organisatorischen, politischen, 
strategischen und globalen Stränge der Kulturtheorie. Er sucht nach einer 
Erklärung für spezifische strategische Entscheidungen, insbesondere der 
mangelnden Einfügung in das internationale System oder der Verzögerun-
gen zwischen strukturellem Wandel und Änderungen im staatlichen Verhal-
ten.267 Die Kulturalisten anerkennen die Entwicklung von strukturellen 
Parametern, unterstreichen jedoch, dass die Resultate von anderen Fakto-
ren (mit-) bestimmt werden.268 Johnston etwa ist überzeugt, dass die strate-
gische Kultur stärker als internationale systemische Imperative die Grand 
Strategy eines Staates prägt.269 Finnemore argumentiert, dass globale kultu-
relle Normen mehr als nationale Staatsinteressen die Muster der Groß-
machtintervention bestimmen.270 Für Barnett erklärt die gemeinsame Iden-
tität und weniger die geteilten Bedrohungen am besten Allianzmuster.271 
Eyre/Suchman und auch Johnston führen den Erwerb von hochtechnolo-
gischen konventionellen Waffen nicht auf den Bedarf zurück, sondern weil 
sie als Symbol für Staatlichkeit stehen.272 

 

Bei der Abschreckung durch Massenvernichtungswaffen beispielsweise 
stellt sich nicht nur die Frage der Abschreckungsfähigkeit. Von Bedeutung 
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sind der Kontext und die jeweiligen Annahmen über die zwischenstaatliche 
Beziehung, die strategischer Stabilität oder die Glaubwürdigkeit und die 
effektive Kommunikation der Bedrohung. Ausschlaggebend ist das jeweili-
ge Verständnis von Rationalität, etwa der materiellen, der verfahrensrecht-
lichen, der adaptiven oder der instrumentellen Rationalität.273 Grundsätzlich 
schränkt die strategische Kultur die Rationalität durch Vereinfachung ein. 
Die verfahrensrechtliche Rationalität bezieht sich etwa auf Präferenzen und 
Optionen. Die adaptive Rationalität leitet sich von historischen Entschei-
dungen, Präzedenzfällen, Analogien und Metaphern ab. 
 
Der politische Realismus sieht die Struktur als bestimmend an. Das neo-
realistische Paradigma geht davon aus, dass Staaten funktional undifferen-
zierte Einheiten sind, die versuchen, ihren Nutzen zu optimieren.274 Der 
politische Realist Waltz etwa verneint zwar, dass die internationale Struktur 
den Staaten ein bestimmtes Verhaltensmuster aufzwingt. Allerdings wird 
von den Staaten in annähernd ähnlichen strukturellen Positionen zum eige-
nen Vorteil eine ähnliche Handlungsweise erwartet.275 
 
Die Spieltheorie ist nach Ansicht einiger Analysten mit der strategischen 
Kultur inkompatibel. Denn die Spieltheorie besteht aus einem einfachen 
Satz an komparativen Analyseinstrumenten mit geringen und deutlichen 
Annahmen. Im Unterschied zur klassischen Entscheidungstheorie model-
liert sie Situationen, in denen der Erfolg des Einzelnen nicht nur vom eige-
nen Handeln, sondern auch von jenem anderer abhängt. Damit handelt es 
sich um eine interdependente Entscheidungssituation. Die strategische 
Kultur ermöglicht jedoch keine „optimale“ Entscheidung, weil sie Optio-
nen ausblendet.276  
 

Forschung zur strategischen Kultur 

Bisher befassten sich drei Forschungsgenerationen mit der strategischen 
Kultur. 
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Die erste Forschungsgeneration entstand in den 1980er Jahren. Sie führ-
te unterschiedliche Strategien auf verschiedene Wahrnehmung zurück. 
Snyder prägte den Begriff der strategischen Kultur. Er interpretierte, von 
Militärstudien beeinflusst, die Nuklearstrategie der Sowjetunion und forder-
te damit das vorherrschende Modell der Realisten heraus.277 Gray argumen-
tierte für einen nationalen Stil, wobei die strategische Kultur den Kontext 
und nicht die Ursache darstellt. Ein weiterer Repräsentant ist David Jones. 
Die Unzulänglichkeiten der ersten Forschungsgeneration liegen in metho-
dischen Schwächen, insbesondere in der mangelnden Unterscheidung zwi-
schen Ursache und Wirkung sowie in der Annahme, dass die strategische 
Kultur langfristig homogen ist. Die Zusammenfassung von Verhaltensmus-
tern in einer Definition von strategischer Kultur implizierte, dass strategi-
sches Denken konsequent zu einer bestimmten Art von Verhalten führt.278 
 
Die zweite Forschungsgeneration wurde Mitte der 1980er Jahre durch 
den aufkommenden Konstruktivismus beflügelt. Klein entkoppelte den 
Zusammenhang zwischen der strategischen Kultur und dem Verhalten, 
etwa zur Rechtfertigung für sicherheitspolitische Maßnahmen. Die strategi-
sche Kultur wird als Instrument und Legitimierung von politischer Hege-
monie gesehen.279 Bedeutende Vertreter der zweiten Forschungsgeneration 
sind Alexander Wendt,280 Peter Katzenstein,281 Robert Keohane,282 oder 
Stephen Krasner.283 Die Unzulänglichkeiten der zweiten Forschungsgenera-
tion betreffen die Frage, ob die strategischen Unterschiede länderübergrei-
fend sind, sowie die Verbindung zwischen der strategischen Kultur und 
dem Verhalten.284 
 
Die dritte Forschungsgeneration versuchte in den 1990er Jahren auf der 
theoretischen Ebene, das Kulturkonzept in eine politische, eine strategische 
und eine militärisch-organisatorische Kultur zu differenzieren. Johnston, 

                                                 
277  Snyder 1977. 
278  Stone 2006; Haglund 2009; Johnston 1995, 36-39. 
279  Klein 1988. 
280  Siehe bspw. Wendt 2006. 
281  Siehe bspw. Katzenstein 1996. 
282  Siehe bspw. Keohane 1984. 
283  Siehe bspw. Krasner 1999. 
284  Lantis 2006; Johnston 1995; Stone 2006. 
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der Begründer der dritten Forschungsgeneration und des „kulturellen Rea-
lismus“, wählte teils unkonventionelle methodische Studienzugänge, etwa 
die Fokussierung auf die chinesische Ming-Dynastie. Er schloss die Verhal-
tenskomponente aus der Definition der strategischen Kultur aus und trenn-
te die kulturelle Ausrichtung als unabhängige Variable von der Militärstra-
tegie als abhängige Variable. Konkret untersuchte er das Vorhandensein 
und den Charakter der strategischen Kultur Chinas sowie die kausalen Zu-
sammenhänge hinsichtlich des militärischen Gewalteinsatzes gegen externe 
Bedrohungen. Johnston definierte die strategische Kultur als ideelles Mili-
eu, das Verhaltensentscheidungen einschränkt und aus dem spezifische 
Vorhersagen über strategische Entscheidungen abgeleitet werden kön-
nen.285  
 
Scobell unterstreicht die Bedeutung sowohl der Eigenwahrnehmung als 
auch der Fremdwahrnehmung einer strategischen Kultur, etwa betreffend 
Stereotype. Er betont, dass die Kultur einen entscheidenden Einfluss auf 
das strategische Denken und Handeln ausübt. Ein wesentliches Wahrneh-
mungsproblem ist die Spiegelung, bei der Analysten das Verständnis der 
strategischen Kultur eines Landes auf der Grundlage dessen konstruieren, 
was sie als strategische Kultur anderer Großmächte wahrnehmen. Dies 
führt zu einer verzerrten Sichtweise, die, wenn sie durch nationale Mythen 
verstärkt wird, eher zu Konflikten führen kann. Scobell kommt zu dem 
Schluss, dass diese Dynamik künftige Spannungen schüren könnte.286 Legro 
sieht die Kultur in der jüngsten und nicht in der historischen Erfahrung 
verwurzelt. Er akzeptiert daher, im Gegensatz zur ersten Forschungsgene-
ration, bei den kulturellen und den nichtkulturellen Variablen Variatio-
nen.287 Kim Jiyul entwickelte ein systematisches Analyseinstrument für die 
kulturellen Faktoren im Bereich der Politik und der Strategie.288 Johnson 
wirbt im Rahmen der strategischen Kultur um Verständnis für das staatli-
che Handeln anderer.289 Lantis untersucht die entscheidende Rolle der Eli-
ten, die als Verwalter der Normen die staatlichen Verpflichtungen und Ver-
antwortlichkeiten gegenüber internationalen Standards festlegen.290 Kang 
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beschäftigt sich etwa mit den militärischen Organisationskulturen der Eli-
ten in Südkorea und Vietnam oder mit der Hierarchie und der Stabilität in 
Asien.291 Twomey untersucht, wie Militärdoktrinen die Wahrnehmung mili-
tärischer Bedrohungen und die Bewertung des militärischen Gleichgewichts 
beeinflussen, etwa in den Konflikten zwischen China und den USA sowie 
zwischen Israel und den USA.292 Weitere Repräsentanten der dritten For-
schungsgeneration sind Ken Booth und Jeffrey Larsen.293 
 
Der Schwerpunkt der dritten Forschungsgeneration liegt auf besonderen 
strategischen Entscheidungen und einer enger gefassten Konzeptualisie-
rung. Zu den Stärken zählen die konkurrierenden Theorieprüfungen. Die 
Unzulänglichkeiten betreffen den Fokus auf die Schwächen des Realismus 
und die Betrachtung der Organisationskultur als unabhängige Schlüsselva-
riable. Eine Differenzierung der strategischen Entscheidungen nach neo-
realistischen, kulturellen oder ideellen Prioritäten fällt schwer. Weil die neo-
realistischen Präferenzen vom Überleben bis zur Machtmaximierung rei-
chen, variiert die Bandbreite der optimalen Strategien stark. Die strategi-
sche Kultur wird entweder als begrenzte Auswahl an Optionen oder als 
veränderte Wahrnehmung der Optionen definiert.294 
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3)  QUELLEN DER STRATEGISCHEN KULTUR 
SÜDKOREAS 

Südkoreas Entwicklung und die strategischen Herausforderungen sind un-
trennbar mit der Geschichte, den unveränderlichen geographischen sowie 
den geopolitischen Bedingungen verbunden.295 Die koreanische strategi-
sche Kultur wurzelt in externen Quellen, insbesondere der Beziehung zu 
China und Japan, sowie in internen Quellen, vor allem der zivil-
militärischen Beziehung. Sie basiert im Wesentlichen auf der Realpolitik 
bzw. dem Parabellum-Grundsatz. Im Zentrum des Paradigmas, das die 
strategischen Entscheidungen bestimmt, stehen bestimmte unveränderliche 
geopolitische Merkmale. Als relativ schwachem Staat an der Grenze zu 
den regionalen Großmächten China und Japan kam Südkorea stets eine 
Funktion als strategisch wichtiger Faktor im Kräftegleichgewicht zu.296 
 
In seiner fünf Jahrtausende alten Geschichte war Korea zumeist Opfer der 
Großmachtrivalität zwischen China und Japan. Dies bezeugen über 900 
kleinere und größere Invasionen, zwei Kriege zwischen Großmächten En-
de des 19. Jahrhunderts sowie der Souveränitätsverlust, die Fremdbesat-
zung und die Teilung der südkoreanischen Halbinsel im 20. Jahrhundert. 
Die historischen Erfahrungen und die Auswirkungen der Anarchie verfes-
tigten als Konsequenz eine realistische Metastruktur, die das Sicherheits-
denken leitet.297 Prägend war insbesondere der historische Einfluss Chinas. 
Jahrhunderte lang bestanden die einzigen nennenswerten Außenbeziehun-
gen des zurückgezogenen Königreichs Korea zum Kaiserreich China. Dies 
resultierte in einem übermäßigen chinesischen Einfluss auf das strategische 
Denken Koreas. Tatsächlich wurden die Klassiker des koreanischen Mili-
tärdenkens, das sind die Sieben Bücher über Militärstrategie, von Chinesen 
geschrieben und nach Korea exportiert. Sie werden noch heute in der süd-
koreanischen Militärausbildung verwendet.  
 
Die internen Quellen der strategischen Kultur Koreas liegen in der 
schwachen formalen Trennung zwischen dem militärischen Establishment 
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und dem zivilen Gemeinwesen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts. 
Die Führung des Landes lag zumeist bei ehemaligen Militäroffizieren. In-
formelle Institutionen innerhalb der Militärakademie vermittelten den Offi-
zieren sozusagen eine Pflicht zur Verfolgung zukünftiger politischer Ambi-
tionen. Staatsstreiche galten von den 1960er bis zu den 1980er Jahren als 
relativ regelmäßige Form des Regimewechsels. Aus diesem Grund ist die 
physische und psychologische Präsenz des Militärs in der südkoreanischen 
Gesellschaft auch heute noch unvermeidlich, wenn sich auch der militäri-
sche Einfluss durch die demokratische Konsolidierung in den 1990er Jah-
ren verringerte. 
 
Ein Wirkfaktor, der die verschiedenen historischen, institutionellen und 
sozialen Quellen des Parabellum-Paradigmas in Bezug auf strategische Ent-
scheidungen zum Vorschein bringt, ist die koreanische Tendenz, die Ge-
genwart als kontinuierlich und nicht losgelöst von der Vergangenheit zu 
betrachten.298 
 

3.1 GESCHICHTE 

Die historischen Erfahrungen prägen Südkoreas moderne strategische Aus-
richtung auf entscheidende Weise.299 Die Geschichte übt generell zwei 
Funktionen aus. Erstens als Prozess, der materielle und ideelle kulturelle 
Formen bestimmt, und zweitens als kulturelles Instrument, das zumeist 
gezielt für zeitgenössische oder politische Zwecke adaptiert wird. Im ge-
samten ostasiatischen Raum gibt es zur Unterstützung des Staates bewusst 
verfälschte und politisierte Geschichtsbilder.300 
 

Geschichtsschreibung in Südkorea 

Verzerrte Geschichtsbilder Südkoreas 

Trotz der Invasionen, Zerstörungen und Eroberungen während der letzten 
Jahrhunderte gelang Südkorea die Formung einer verzerrten und teils er-
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fundenen Geschichte, um ein heroisches kriegerisches Erbe zu konstruie-
ren.301 Der Aufbau und die Aufrechterhaltung eines nationalen Narrativs 
über eine heldenhafte Vergangenheit sind eine Folge des Strebens nach 
Wohlstand und Macht. Die heroische frühe Vergangenheit wurde als Quel-
le des Nationalstolzes und zur Förderung des Nationalismus eingesetzt. 
Dadurch sollte die Bevölkerung zur Konsolidierung der Zentralmacht und 
zum Aufbau der Nation mobilisiert werden.  
 
Die frühe Geschichte bis zum Ende des 14. Jahrhunderts war eine reiche 
Quelle für ein heroisches kriegerisches Erbe. Die ursprünglich drei König-
reiche Koreas waren hoch militarisiert, expansiv und befanden sich in stän-
digem Krieg gegeneinander. Das größte Königreich war Goryeo. Es um-
fasste das heutige Nordkorea und einen Großteil der Ostmandschurei. Die 
beiden anderen Königreiche, Baekje und Silla, befanden sich auf dem Ge-
biet des heutigen Südkoreas. Im späten 7. Jahrhundert gelang es Silla, die 
anderen Reiche zu erobern und Korea zu vereinen. Nach einem Putsch im 
späten 10. Jahrhundert wurde Silla von der Goryeo-Dynastie abgelöst, die 
bis ins späte 14. Jahrhundert regierte.  
 
Die Joseon-Dynastie (1392 - 1910) begann mit einem Staatsstreich. Sie er-
setzte die buddhistische Regierung von Goryeo durch eine neokonfuziani-
sche politisch-ökonomische Ordnung, die das Militär als sozio-politische 
Klasse und Institution marginalisierte.  Die neokonfuzianische Philosophie 
forderte eine zivile moralische Ordnung, die von einer Elite aristokratischer 
Gelehrter überwacht wurde. Das Ergebnis war ein minimales stehendes 
Heer und die Abhängigkeit von Milizen zur Verteidigung. In der Joseon-
Dynastie sah sich Korea drei großen Krisen der nationalen Sicherheit ge-
genüber. Erstens japanischen Invasionen im späten 16. Jahrhundert und 
zweitens Invasionen der Mandschu-Qing (die 1644 das chinesische Kaiser-
reich eroberten) im frühen 17. Jahrhundert. Die dritte und folgenreichste 
Krise war der große Machtkampf um die Kontrolle der koreanischen Halb-
insel im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert. Insbesondere zwei Kriegen 
veränderten die geopolitische und strategische Lage in Ostasien grundle-
gend. Der Chinesisch-Japanische Krieg (1894-1895) verdrängte China als 
Zentrum Ostasiens. Der Russisch-Japanische Krieg (1904-1905) vertrieb 
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Russland aus Ostasien und machte Japan endgültig zur Großmacht und 
zum neuen Zentrum Ostasiens.302 
 
Die Geschichtsschreibung ändert sich in bedeutendem Maß, wenn sich die 
Erwartungen an die Zukunft als Folge der Ereignisse in der Gegenwart 
ändern.303 Beispielhaft sind das Verständnis und die Interpretation der ja-
panischen Kolonialherrschaft, insbesondere in Bezug auf die Modernisie-
rung Südkoreas. Die konkurrierenen Diskurse zur Kolonialgeschichte stel-
len in der postkolonialen Geschichtsschreibung seit den späten 1980er Jah-
ren etwa die unterschiedlichen Theorien der Ausbeutung, der Modernisie-
rung oder der postnationalistischen soziokulturellen Geschichte in den 
Mittelpunkt. Das zeigt die Vielfalt und Gegensätzlichkeit in der kolonialen 
Geschichtsschreibung Südkoreas auf. Die Aufarbeitung der Kolonialzeit ist 
ein komplexer Prozess, in dem Geschichte und Politik miteinander verwo-
ben sind.304  
 
Die Aufarbeitung der kolonialen Vergangenheit im nationalistischen Para-
digma hebt die wirtschaftliche, territoriale und humane Ausbeutung, die 
politische und kulturelle Unterdrückung sowie die Verhinderung des kore-
anischen Potenzials für eine autonome Modernisierung hervor. Die Vertre-
ter der kolonialen Modernisierungstheorien und der soziokulturellen Ge-
schichte betonen hingegen die Errungenschaften und Ergebnisse der wirt-
schaftlichen, sozialen und/oder kulturellen Entwicklung unter dem Kolo-
nialregime. Es mangelt ihnen jedoch an der Integration der unterdrückeri-
schen Aspekte des Kolonialismus. Dies betrifft insbesondere die Auswir-
kungen der massiven Mobilisierung der Bevölkerung, etwa in den strategi-
schen Industrien oder der japanischen Armee. Ein anderes wenig beachte-
tes Thema ist die groß angelegte Umsiedlung in städtische Gebiete und ins 
Ausland.305 
 
Schlüsselereignisse sind nicht nur bedeutend, wenn sie erlebt wurden, 
sondern auch, wenn sie verpasst wurden. Dies trifft ganz besonders auf die 
unterschiedliche Entwicklung der beiden Koreas zu. 
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Wichtige Wendepunkte waren die Annexion Koreas durch Japan 1910 mit 
der darauffolgenden Kolonialzeit bis 1945 und die Teilung Koreas 1945.306 
Das historische Erbe des Koreakrieges und der darauffolgenden Konfron-
tationen des Kalten Krieges prägten die Innenpolitik, die Ideologien, die 
Wirtschaftssysteme und die außenpolitischen Strategien der beiden Ko-
reas.307  
 
Die moderne Geschichte Koreas wird unterschiedlich datiert, etwa mit 
dem Beginn der Joseon-Dynastie 1392 oder mit dem Zerfall der traditionel-
len sinozentrischen Weltordnung in Asien und Koreas Kolonialisierung ab 
ca. 1860. Die koreanische Wissenschaft interessierte sich ab Anfang des 20. 
Jahrhunderts für die eigene moderne Geschichte. Im Gegensatz zur konfu-
zianischen Tradition wendete sie nun westliche Konzepte und Analysein-
strumente an. Schwerpunkte lagen auf der neuen ethnisch-nationalen Iden-
tität, der kulturellen Tradition sowie der politischen und kulturellen Auto-
nomie. In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts befürchteten die anti-
kommunistischen autoritären Regierungen jedoch, dass der chaotische Ur-
sprung der Staatsgründung ihre Legitimität untergraben würde und hemm-
ten damit die moderne Geschichtswissenschaft temporär.  
 
Im Rahmen der Refokussierung auf die eigene moderne Geschichte in den 
1970er Jahren stand der Ursprung der Modernisierung Südkoreas im 
Mittelpunkt. Manche Historiker sahen die späte Joseon-Dynastie als Aus-
gangspunkt einer autonomen und dynamischen Modernität Südkoreas, die 
später in gewisser Weise von den Japanern in Korea fortgeführt wurde. 
Andere verorteten die modernen Wurzeln in der Übernahme westlicher 
Konzepte und Praktiken Ende des 18. Jahrhunderts. Die Akteure ent-
stammten dabei der Bevölkerung, etwa Bauern, die gegen die Feudalherr-
schaft rebellierten. Im 21. Jahrhundert verlagerte sich die Geschichtswis-
senschaft auf die sozialen und politischen Kosten des Wirtschaftswun-
ders.308 
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Historiographie der späten Joseon-Dynastie (1392 - 1910) 

Ein Kernthema in Bezug auf die späte Joseon-Dynastie war die Entstehung 
der nationalen Identität des modernen Koreas. 
 
Ein zweites Kernthema in Bezug auf die späte Joseon-Dynastie war der 
politische, wirtschaftliche und soziale Niedergang Koreas im späten 19. 
Jahrhundert. Für das 18. Jahrhundert wird Korea im Allgemeinen politische 
Stabilität, eine effektive Regierungsführung, Wohlstand, kulturelle Kreativi-
tät und sogar technologische Innovation zugeschrieben. Es folgte jedoch 
eine Zeitspanne der politischen Korruption, des Fraktionalismus, der inef-
fektiven Herrschaft, der Wirtschaftsstagnation bzw. des Wirtschaftsrrück-
gangs sowie sozialer Unruhen.309 Dabei traf der japanische und westliche 
Imperialismus auf eine interne politische und wirtschaftliche Krise Südko-
reas,310 insbesondere finanzpolitische Probleme.311 Ähnliches gilt für China. 
 
Die Gründe des Zusammenbruchs der alten koreanischen Ordnung und 
der Verlust der Unabhängigkeit wurde in Beziehung zur internationalen 
und regionalen Diplomatie gesetzt, etwa der Rolle Japans oder Chinas.312 
Zugleich gab es Reformbewegungen. Beispielhaft ist der Donghak Auf-
stand 1894.  Das Hauptziel der Donghak Bauernbewegung waren ab den 
1860er Jahren soziale und wirtschaftliche Reformen sowie später der Lan-
desverweis der ausländischen Streitkräfte aus Korea. Herausfordernd war 
die dezentrale Struktur und die inhomogene Agenda der Bauernbewegung. 
Trotz des Scheiterns legte sie den Grundstein für spätere Institutionen und 
Reformen.313 Im Rahmen der späteren Studien zu den Reformbewegungen 
wurde deren Effektivität bzw. die Gründe für ihr Scheitern analysiert.314 
Für das Scheitern der koreanischen Reformen wurde die geopolitische Lage 
und insbesondere die wirtschaftlichen Eingriffe Japans und auch Chinas 
verantwortlich gemacht. Beispielhaft ist die Öffnung der Häfen 1876 und 
die rasche Zunahme der ausländischen Handelskonkurrenz. 1880 war Ko-
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rea zahlungsunfähig. Als die Reformen 1894 an Schwung aufnahmen, wur-
den sie durch die direkte japanische Einmischung beeinträchtigt.315 

Historiographie der japanischen Kolonialperiode (1910 - 1945) 

Das Hauptaugenmerk der südkoreanischen Historiker in Bezug auf die 
Kolonialperiode lag auf dem Ausmaß, in dem die Modernisierung ein Pro-
dukt der Kolonialherrschaft war. Damit verbunden war auch die Frage, wie 
die gemeinsame historische Erfahrung später zu komplett unterschiedli-
chen Entwicklungen in Nord- und Südkorea führen konnte.316 Die Koloni-
alerfahrung Koreas unterscheidet sich deutlich von anderen Ländern. Japan 
war ein Nachbarland mit ähnlicher Kultur. Einzigartige Charakteristiken 
der Kolonialisierung Koreas waren die vergleichsweise starke Industrialisie-
rung,317 die erzwungene kulturelle Assimilierung318 und die tiefe Durchdrin-
gung der koreanischen Gesellschaft durch die intensive Besatzung mit 
hunderttausenden Soldaten, Polizisten und Beamten.  
 
Im Rahmen der kulturellen Assimilation differierte die japanische Rheto-
rik von der realen Praxis, die auf Konzepten aus Deutschland und Frank-
reich basierte. Die Behandlung der Koreaner als untergeordnetes spezifi-
sches Volk enttäuschte selbst jene Koreaner, die bereit waren, eine überge-
ordnete japanische Identität zu akzeptieren. Doch zur Erhöhung ihrer zivi-
lisatorischen Mission sah sich Japan zu einer übertriebenen Darstellung des 
koreanischen Primitivismus veranlasst. In diesem Sinne wollte Japan die 
koreanische Kultur nicht auslöschen, sondern sozusagen „vermarkten”. 
Der Misserfolg der kulturellen Assimilierung liegt vor allem an der kurzen 
Zeitspanne von drei Jahrzehnten und der ungleichen Behandlung.319 
 
Die Modernisierungsbewegung in Korea – ebenso wie in China – Ende 
des 19. Jahrhunderts stützte sich auf die Erfahrungen Japans, insbesondere 
die Meiji-Restauration. Die japanische Unterstützung für die Selbststär-
kungsbemühungen Koreas war jedoch so unbeholfen und selbstsüchtig, 
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dass sie die Bemühungen untergrub und delegitimierte. Abgesehen von 
Japan als Quelle für moderne Ideen, Institutionen und Technologie gab es 
auch den Donghak-Aufstand als Graswurzelbewegung von unten. Protes-
tantische Missionare spielten in Korea für die Vorstellungen und Erfahrun-
gen mit der Modernität eine größere Rolle als in China oder Japan. 
 
Korea war eine der weltweit am intensivsten entwickelten Kolonien. Sein 
strategischer Wert für Japan war vielschichtig, etwa als Produktionsstand-
ort, für die Stationierung von Streitkräften, für Investitionen sowie als 
Quelle für Arbeit, Lebensmittel und Rohstoffe. Am sichtbarsten war die 
konsequente Transformation in den Städten, vor allem in jenen mit einem 
großen japanischen Bewohneranteil. Sie waren von Unvereinbarkeiten ge-
prägt, etwa zwischen Moderne und Tradition, Koreanischem und Japani-
schem bzw. Westlichem, Geplantem und Unbeabsichtigtem oder Enge und 
Mobilität. Lokal wahlberechtigt waren nur erwachsene Männer mit einer 
gewissen Steuerleistung. Dies garantierte eine überproportionale japanische 
Vertretung in der Stadtregierung. Auf dem Land gewann die als Kern der 
nationalen Identität betrachtete Bauernschaft an politischer Bedeutung. Sie 
galt als Basis für das Volk und als Träger von sozialem Wandel und Fort-
schritt. Angesichts der hohen Steuerlast waren die Bauern ausgesprochen 
erfinderisch in ihren Methoden des passiven Widerstandes. Sie weigerten 
sich, die Ernte einzubringen oder zogen in die Städte. Agraraktivisten tra-
ten für die landwirtschaftliche Selbstversorgung statt der Integration in den 
kapitalistischen Markt ein.320 

Historiographie über die Teilung Koreas und ihre Ursachen 

Ein wichtiger Forschungsschwerpunkt der südkoreanischen Historiker liegt 
auf der Frage, wie es zur Teilung Koreas kommen konnte. Ursächlich war, 
vor dem Hintergrund des aufkommenden Kalten Krieges und der weltwei-
ten Nachkriegsdekolonisierung, die Uneinigkeit zwischen den USA und der 
Sowjetunion sowie zwischen den verschiedenen politischen Fraktionen 
Koreas.321 Die Geschichtsschreibung der interkoreanischen Beziehungen 
aus einer längerfristigen Perspektive beschränkt sich zumeist auf Studien 
zur Geschichte Süd- und Nordkoreas und ihrer jeweiligen Bündnissyste-
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me.322 Die Grenzlinie am 38. Breitengrad war eine willkürlich von den USA 
und der Sowjetunion gezogene Linie. Die Sowjetunion hatte nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges offensichtlich nicht sofort einen Plan zur 
Etablierung eines eigenen Staates im Norden parat.323 
 
Die Ursache der Teilung wird oftmals auf die ideologischen Spaltungen 
während der Kolonialzeit zurückgeführt. Die interne Revolution war dem-
nach wirkmächtiger als der internationale Großmächtekonflikt. Der Cha-
rakter des Koreakrieges ähnelte eher einem äußerst gewaltsamen Bürger-
krieg.324 Nach der Kapitulation Japans erwarteten die Koreaner eine rasche 
Wiederherstellung der Souveränität Koreas, die in der Kairo Deklaration 
1943 mit dem Zusatz „zu gegebener Zeit” bereits zugesagt worden war. 
Stattdessen wurde das Land jedoch durch die anfangs als militärische Be-
freier begrüßten Großmächte USA und Sowjetunion geteilt. In der Besat-
zungszeit wurden Korea vom Ausland neue soziale, wirtschaftliche, ideolo-
gische und politische Formen auferlegt, die wenig Raum für eine autonome 
Entwicklung ließen. Zugleich keimte der Nationalismus in Korea auf.325 
Die provisorische Regierung Koreas im chinesischen Exil spielte dabei nur 
eine geringe Rolle und war zutiefst besorgt, dass Korea erneut zum Spiel-
ball der Großmachtrivalität würde. Die Alliierten sahen Korea als noch 
nicht reif für eine Selbstverwaltung. Sie beschlossen eine Vormundschaft 
für Korea in Form einer internationalen Vier-Mächte-Treuhänderschaft. 
Keine der Gruppen, die während der Kolonialherrschaft für die Unabhän-
gigkeit Koreas eingetreten waren, wurde von den Alliierten als rechtmäßige 
Vertretung Koreas anerkannt. Die Gruppen vertraten unterschiedliche po-
litische und ideologische Überzeugungen, differierten in den Beziehungen 
zu den Besatzungsbehörden und untereinander, hatten ihren Sitz häufig 
außerhalb Koreas und galten den Alliierten daher als zersplittert und nicht 
repräsentativ. 
 
Die USA wollten im Rahmen der künftigen kapitalistischen Nachkriegs-
weltordnung das Bedrohungspotenzial Japans durch die Einbindung als 
US-Verbündeter einhegen. Der strategische Wert Koreas bestand in seiner 
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Funktion als Vorposten für die künftige Verteidigung des von den USA 
besetzten Japans.326 In der US-Politik war Korea eine Schlüsselkomponente 
zur Eindämmung des Kommunismus und zur Wiederbelebung der japani-
schen Wirtschaft.327 
 
Auch der Sowjetunion ging es um die Verhinderung eines künftig feind-
lich gesinnten Japans, ihr wurde jedoch eine Rolle im Nachkriegs-Japan 
verweigert. Sie sah den strategischen Wert Koreas vor allem in der Brü-
ckenfunktion, die Korea für die Expansionsbestrebungen Japans gespielt 
hatte. Da die sowjetischen Truppen bereits im Norden der Halbinsel nach 
Süden vorrückten schlugen die USA den 38. Breitengrad für die Halbierung 
der Halbinsel vor. Die Meinung des koreanischen Volkes wurde in diesem 
Prozess nicht erfragt. Die Besatzungspolitik der USA und der Sowjetunion 
in ihren jeweiligen Verwaltungszonen wichen im Laufe der Zeit immer 
weiter voneinander ab. Im sowjetisch besetzten Nordkorea vollzog sich mit 
dem Aufbau einer sozialistischen Regierung und Gesellschaft nach sowjeti-
schem Vorbild ein radikaler Wandel. Es erfolgten weitreichende Maßnah-
men, wie die Landreform und die Verstaatlichung von Schlüsselindustrien. 
 
Die Bemühungen der USA, die Frage einer einheitlichen koreanischen Re-
gierung an die Vereinten Nationen zu übergeben stieß auf den entschiede-
nen Widerstand der Sowjetunion. Diese forderte den gleichzeitigen Abzug 
der sowjetischen und US-amerikanischen Truppen. Weil die Sowjetunion 
den Vereinten Nationen die Einreise nach Nordkorea verweigerte, gingen 
die Vereinten Nationen dazu über, die Durchführung von Wahlen nur im 
von den USA besetzten Südkorea vorzubereiten. Südkoreanische Gruppen 
versuchten vergebens, eine permanente Teilung Koreas zu verhindern. 
Nach der erfolgten Wahl in Südkorea 1948 wurde die Demokratische 
Volksrepublik Korea unter der Führung von Kim Il-sung gegründet. 
 
Zahleiche Analysen gehen von der Absicht der Sowjetunion aus, einen 
sowjetischen Statellitenstaat in Nordkorea zu schaffen, weshalb sie die 
Treuhandschaft nie ernst genommen, sondern bestenfalls als Propaganda-
maßnahme genutzt hätte. Diese Sichtweise erklärt jedoch nicht den konti-
nentalen Charakter oder die Komplexität und Widersprüchlichkeit der sow-
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jetischen Politik gegenüber Korea zwischen 1945 und 1948. Ein bedeuten-
der Wirkfaktor war auch die unsichere Situation in Korea und auf der glo-
balen Ebene zwischen 1945 und 1948. Offenbar stand die Sowjetunion 
1945 vor zwei grundlegenden Alternativen. Erstens die Sowjetisierung 
Nordkoreas und dadurch die Schaffung eines Pufferstaates im Norden der 
koreanischen Halbinsel. Allerdings würde Südkorea damit zu einem Vor-
posten eines gegen die Sowjetunion gerichteten amerikanisch-japanischen 
Sicherheitsbündnisses. Zweitens die Zusammenarbeit mit den Westmäch-
ten im Rahmen der paternalistischen Treuhandschaft und letztlich die 
Schaffung eines vereinigten unabhängigen Koreas. Diese zweite Variante 
hätte sich insofern zum Vorteil der Sowjetunion entwickeln können, weil 
auch ein neutrales vereintes Korea wegen der geographischen Nähe durch-
aus für kommunistische Subversion anfällig bzw. für Anweisungen aus der 
Sowjetunion empfänglich gewesen hätte sein könnte.328 

Historiographie über die Politik des Koreakrieges (1950 - 1953) 

Der Koreakrieg war ein internationaler Krieg, er stand in zeitlicher Nähe 
zum zweiten Weltkrieg und einer Reihe von postkolonialen Kriegen. Zu-
dem war er ein begrenzter Krieg ohne klare Strategien. Die Frage der frei-
willigen Repatriierung steckte in einer Pattsitutation fest. Die USA unter-
nahmen Luftangriffe von japanischen Stützpunkten aus, vor allem von 
Okinawa. Sie setzten Napalm ein und zerstörten im Frühjahr 1953 zur 
Aushungerung Nordkoreas Reisfelder und Staudämme. Der Krieg kostete 
über 400.000 Soldaten und bis zu zwei Millionen Zivilisten das Leben.329 
Am 27.07.1953 wurde das Waffenstillstandsabkommen, jedoch kein Frie-
densvertrag unterzeichnet. Der Koreakrieg brachte keine Lösung, sondern 
stellte nur den Status quo ante wieder her.330 
 
Die Verantwortung für die geographische Aufteilung Koreas ist den US-
amerikanischen Militärplanern 1945 zuzuschreiben. Die politische Teilung 
ist hingegegen auf die koloniale Erfahrung zurückzuführen. Die Aufmerk-
samkeit der westlichen imperialen Mächte lag auf der Öffnung Chinas für 
den Welthandel. Korea blieb relative unbedeutend, bis sich Japan Korea 
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zuwandte. Der Japanisch-Koreanische Freundschaftsvertrag 1876 (Gang-
hwa Vertrag) anerkannte als erster von mehreren ungleichen Verträgen 
zwar die Unabhängigkeit Koreas, zugleich garantierte er Japan jedoch das 
Recht der Extraterritorialität für seine Bürger sowie die Öffnung von drei 
Vertragshäfen.331 Widerstand gegen den Ganghwa Vertrag kam vor allem 
von konfuzianischen Konvervativen. Regierungsbeamte und Gelehrte 
suchten nach politischen, ideologischen und materiellen Lösungen. Aus 
verschiedenen Selbststärkungsinitiativen entwickelten sich frühe Formen 
des modernen koreanischen Nationalismus. Nach der Kolonialisierung 
Koreas 1910 strebten nationalistische Gruppen im Untergrund und im Exil 
mit verschiedenen Mitteln über vier Jahrzehnte lang nach Unabhängigkeit. 
 
Kim Il-sung und Syngman Rhee teilten eine gemeinsame Geschichte als 
Kämpfer für die koreanische Unabhängigkeit und verachteten die koloniale 
Unterwerfung Koreas zutiefst. Ihre Erfahrungen und divergierende Ideolo-
gien in dieser Zeit übten später großen Einfluss auf ihre jeweiligen Füh-
rungskonzepte aus.332 Syngman Rhee erhielt seine Bildung sowohl im tradi-
tionellen konfuzianischen System als auch später an einer US-
amerikanischen christlichen Universität. Er entwickelte sich Mitte der 
1890er Jahre zu einem konservativen politischen Aktivisten. Sein Ziel war 
die Modernisierung Koreas mit Hilfe westlicher Zugänge. In Korea betei-
ligten sich am 01.03.1919 über eine Million Koreaner an einem gewaltlosen 
wochenlangen Volksprotest, der sich gegen die japanische Kolonialherr-
schaft richtete und brutal unterdrückt wurde. Kein westlicher Staat interve-
nierte. Als einer von zahlreichen Exil-Nationalisten, die auf diese Krise 
reagierten, half Syngman Rhee bei der Bildung der Provisorischen Regie-
rung Koreas in Shanghai. Er fungierte temporär als Präsident und übergab 
den Vorsitz an Kim Ku, der organisierte Gewalt gegen Japan befürwortete. 
Seine Konzentration richtete Syngman Rhee auf diplomatische Bemühun-
gen. Er galt im Allgemeinen als konservativer, antikommunistischer und 
christlicher Verfechter der koreanischen Unabhängigkeit, wenn auch unter 
den US-Beamten teils Zwiespältigkeit, Gleichgültigkeit und auch Irritation 
herrschte. In Unkenntnis der wichtigsten historische Schlüsselfaktoren 
konzentrierten sich die USA auf die politische Bruchlinie zwischen linker 
und rechter Politik. Tatsächlich lag die Bruchlinie zwischen Widerstands-
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kämpfern und Kollaborateuren. In Korea gab es über Jahrhunderte eine 
Klassenspaltung zwischen der gebildeten Elite und einer großen bäuerli-
chen Bevölkerung. Letztere betrachtete die wohlhabenden Landbesitzer als 
Profiteure der Kolonialzeit und der US-Kooperation.333 
 
Im Sommer 1949 sahen beide Koreas den Krieg als einzigen Weg zur 
Wiedervereinigung. Im Mai 1950 begannen die Kämpfe zwischen nord- 
und südkoreanischen Streitkräften entlang der Grenze schließlich zu eska-
lieren. Die Großmächte reagierten zögerlich und wollten sich nicht in 
Kampfhandlungen involvieren. Die USA warnten Syngman Rhee ausdrück-
lich, dass die USA im Falle von provokativen Handlungen des Südens kei-
ne militärische Untertützung leisten und die Wirtschaftshilfe von ca. 100 
Mio. US-Dollar jährlich entziehen würden. Auch Kim Il-sung hatte Schwie-
rigkeiten, Garantien für eine sowjetische Unterstützung zu erhalten. Die 
Sowjetunion gab ihre zögerliche Zustimmung für die nordkoreanische In-
vasion im Süden, begleitet von einer ambivalenten materiellen Unterstüt-
zung, für die eine Rückzahlung erwartet wurde. 
 
Zehntausende nordkoreanische Soldaten kämpften ab 1947 an der Seite 
von Maos Volksbefreiungsarmee in der Mandschurei gegen Jiang Kai-sheks 
Guomindang. Dies erwies sich später als vorteilhaft, als sich Mao Zedong 
für diese Unterstützung erkenntlich zeigte. Zudem konnten die nordkorea-
nischen Truppen auf ihre Gefechtserfahrung zurückgreifen. Die USA be-
schlossen, die Korea-Frage vor die Vereinten Nationen zu bringen. Sie 
planten die Erhöhung der Militärhilfe an Südkorea und verlegten die Sie-
bente US-Flotte in die Taiwan-Straße, um mögliche Angriffshandlungen 
zwischen der Volksrepublik China und der nationalistischen Regierung 
Jiang Kai-sheks auf Taiwan zu verhindern. Die USA vermieden eine for-
melle Kriegserklärung, die eine Zustimmung durch den US-Kongress er-
fordert hätte. Die Vereinten Nationen verabschiedeten am 27.06.1950 die 
Resolution 84 zur Unterstützung Südkoreas und zur Wiederherstellung der 
internationalen Sicherheit in der Region.334 In Abwesenheit des Vertreters 
der Sowjetunion im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen aus Protest ge-
gen die Weigerung der Vereinten Nationen, China als Mitglied aufzuneh-
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men, billigten die Vereinten Nationen militärische Maßnahmen in Korea. 
Am 28.06.1950 fiel Seoul.  
 
Für Nordkorea war der antikoloniale Kampf eine konstitutive Kraft bei der 
Staatsgründung. Die USA betonten die ideologische und globale Dimensi-
on des Krieges, die beiden Koreas die innenpolitische und die internationa-
le Dimension. Nordkorea bezeichnete Südkorea als Marionette der USA 
und Japans, Südkorea bezichtigte Nordkorea der Kooperation mit China 
und der Sowjetunion. Als Folge der Unfähigkeit des Militärs, feindliche 
Truppen von Zivilisten zu unterscheiden, wurden Männer, Frauen und 
Kinder gleichermaßen in Kriegsgefangenenlager verschleppt. 
 
Mit der amphibischen Landung der US-Truppen unter der Führung von 
General MacArthur in Incheon am 15.09.1950 wendete sich das Blatt. Die 
nordkoreanischen Streitkräfte wurden zurückgedrängt und ihre Nach-
schublinien abgeschnitten. Das von den Vereinten Nationen unterstützte 
Kriegsziel lautete nun Wiedervereinigung statt wie bisher Eindämmung. 
Mit Erlaubnis der Vereinten Nationen verfolgten Südkorea und seine Ver-
bündeten ab 01.10.1950 den Feind nach Nordkorea unter der Vorausset-
zung, dass keine Intervention duch China oder die Sowjetunion erfolgte. 
Der Rückzug Nordkoreas war strategisch, etwa durch Verstecke in Tun-
neln und Bergregionen. Zusätzlich zum konventionellen Krieg, setzte Kim 
Il-sung, basierend auf seiner Erfahrung aus der Kolonialzeit, auf einen 
Guerillakrieg. Gleichzeitig begann die politische Neugestaltung im Norden 
Südkoreas. Den in Betracht gezogenen Einsatz von Atombomben realisier-
ten die USA nicht.335 
 
Die Waffenstillstandsverhandlungen begannen ursprünglich am 10.07.1951 
im nordkoreanischen Kaesong und wurden später nach Panmunjom an die 
interkoreanische Grenze verlegt. Sowohl Syngman Rhee als auch Kim Il-
sung präferierten die Fortsetzung der gewaltsamen Landeseinigung. Ob-
wohl sie als einfach galt war die schwierigste Frage letztlich die Rückfüh-
rung von Kriegsgefangenen. Im Jänner 1952 legten die USA ihren umstrit-
tenen Vorschlag der freiwilligen Repatriierung vor und änderten ihn später 
auf die unverzügliche Repatriierung. Der Einigung am 08.06.1953 folgte 
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schließlich das Waffenstillstandsabkommen am 27.07.1953.336 Die USA 
suchten einen Ausgleich zwischen den politischen und militärischen Zielen. 
Sie sahen die freiwillige Repatriierung als ideologische Möglichkeit, die Le-
gitimität der Kommunisten mit der moralischen Haltung der USA zu un-
tergraben. Mit Hinweis auf den klaren Verstoß gegen die Genfer Konven-
tion von 1949337 lehnten die Kommunisten diesen Vorschlag ab.338 
 

Geopolitischer Kontext 

Der geopolitische Kontext spielte für die Geschichte Koreas stets eine 
überragende Rolle. Eine nachhaltige Prägung erfuhr die Geschichte Ostasi-
ens durch den chinesisch-japanischen Krieg als Konsequenz von Frak-
tionsstreitigkeiten in Korea. Wegen der strategischen Lage Koreas östlich 
der Mandschurei wetteiferten China und Japan lange Zeit um Einfluss. 
China hatte über Jahrtausende die kulturelle Vorherrschaft inne, jedoch 
Schwierigkeiten, seine traditionelle Denkweise an die Realitäten einer euro-
päisch geprägten Moderne anzupassen. Japan befand sich inmitten der Mei-
ji-Restauration, einer der bemerkenswertesten und schnellsten politisch-
wirtschaftlichen Modernisierungen der Geschichte. Der Sieg Japans kam 
teilweise für Japan selbst, für China sowie für einen Großteil der internati-
onalen Gemeinschaft überraschend. Der Friedensvertrag von Shimonoseki 
1895 sicherte Japan neben beträchtlichen Entschädigungszahlungen Ge-
bietsgewinne, darunter Taiwan.339 
 
Während des Kalten Krieges standen sich in Ostasien zwei hierarchisch 
strukturierte Bündnissysteme gegenüber. Einerseits das kontinentale Sys-
tem, bestehend aus der Sowjetunion, China, Nordkorea und Nordvietnam. 
Andererseits das auf die USA ausgerichtete maritime Bündnissystem mit 
hegemonialer Stabilität. Chinas Aufstieg forderte die Vormachtstellung der 
Sowjetunion heraus und zerrüttete den chinesisch-sowjetischen Pakt. Die 
USA nahmen diese Machtverschiebung im kontinentalen System als Gele-
genheit wahr und näherten sich politisch China an. Die dabei entstandenen 
Spannungen führten im maritimen System zu einer systemübergreifenden 
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kollektiven sicherheitspolitischen Absicherung gegenüber China, die mit 
der wirtschaftlichen Einbindung Chinas kombiniert wurde (Hedging). Tai-
wan verfolgte aus innenpolitischen Gründen, insbesondere wegen des ge-
genseitigen Souveränitätsanspruchs, eine einzigartige Beziehung zu China. 
Nach dem Ende des Kalten Krieges führte die US-Vorherrschaft zu einer 
Wiederbelebung der Beziehungen zwischen China, Russland und den USA. 
Gemeinsame Interessen zeigten sich etwa im Kampf gegen den Terroris-
mus nach den Anschlägen am 11.09.2001. Der erhebliche Einfluss auf das 
Machtgleichgewicht durch den raschen Machtzuwachs Chinas führte 
schließlich zu einer geopolitischen Bruchlinie.340 
 
Die internationale Ökonomie und ihr Zusammenspiel und die Überein-
stimmung mit der innenpolitischen Transformation war für die Moderni-
sierung Koreas grundlegend. Die Teilung Koreas führte zu einem Un-
gleichgewicht, da der Norden viel stärker industrialisiert war als der agrari-
sche Süden.341 Die rasche Wirtschaftsentwicklung unterstützte zu Beginn 
die autoritäre Regierung, führte jedoch schließlich zu jenen gesellschaftli-
chen Veränderungen, welche die Aufrechterhaltung des Autoritarismus 
zunehmend erschwerten. Denn die Globalisierung beeinflusst nicht nur die 
Beziehung zwischen dem Staat und den transnationalen Akteuren, sondern 
insbesondere zwischen dem Staat und den einheimischen Akteuren.342 
 

3.2 GEOGRAPHIE 

Die Geographie begrenzt oder ermöglicht staatliche Macht. Daher sind die 
physische und die politische Geographie Teil des Bezugsrahmens für nati-
onale Entscheidungen, insbesondere für die Grand Strategy.343 Geographi-
sche Überlegungen gestalten jeden Konflikt mit. Jede der vier geophysikali-
schen Umgebungen – Land, Meer, Luft und Raum – ist als Konfliktschau-
platz unverwechselbar. Denn die potenziellen Ziele und die Gefechtsfor-
men sind für jedes Umfeld einzigartig. Die Geographie prägt, als materielle 
strategische Ressource, ein hauptsächlich maritimes oder kontinentales 
strategisches Weltbild. Unterschiedliche geopolitische Theorien sehen die 
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Beherrschung der Meere oder aber Eurasiens als Grundlage für eine welt-
weite ökonomische und militärische Überlegenheit.344 US-Admiral Alfred 
Thayer Mahan345 (1840 bis 1914) betonte die Notwendigkeit der maritimen 
Dominanz, Halford Mackinder346 (1861 bis 1947) hingegen jene über die 
eurasische Landmasse als Kernland, die potenziell auch auf die Meere pro-
jiziert wird. Ein unangefochtener Meereszugang ist jedoch für Nicholas 
Spykman (1893 bis 1943) unabdingbar. Er verweist darauf, dass sich die 
größte wirtschaftliche und demographische Macht Eurasiens nicht im 
Kernland Mackinders konzentriert, sondern in der Peripherie, das heißt in 
Westeuropa, Süd- und Ostasien. 
 

Brückenfunktion der koreanischen Halbinsel 

Südkorea liegt am östlichen Rand des asiatischen Kontinents und in der 
Südhälfte der koreanischen Halbinsel. Die koreanische Halbinsel verbindet 
das asiatische Festland mit dem Pazifischen Ozean bzw. mit China und 
Japan. Die Halbinsel wird durch die Flüsse Yalu und Tumen von China 
und Russland abgegrenzt. Traditionell diente sie als Brücke zwischen dem 
asiatischen Kontinent im Norden und Japan im Süden. Im späten 19. Jahr-
hundert wurde Korea als Sprungbrett betrachtet. Einerseits von Japan und 
den westlichen Mächten für die Machtprojektion in die Mandschurei und 
andererseits von China und Russland für Expansionsbestrebungen in den 
Nordpazifik. Die geographische Lage als Kreuzungspunkt der Kontinen-
talmacht China und der Seemacht Japan übten einen prägenden Einfluss 
auf Südkorea aus. Die geopolitische Rivalität zwischen China und Japan 
machte Invasionen von außen zu einem untrennbaren Teil des historischen 
Schicksals. China beispielsweise unternahm insbesondere nach einer inne-
ren Einigung des Kaiserreiches eine Invasion auf der koreanischen Halbin-
sel, etwa in der Han-, Tang- und Qing-Dynastie. Ähnliches gilt für Japan, 
dessen Eroberungsversuche der koreanischen Halbinsel ebenso in Zeiten 
innerer Einheit und nationaler Stärke erfolgten, etwa im späten 15. Jahr-
hundert und 1910. Nach dem Zweiten Weltkrieg ermöglichten die geogra-
phische und geopolitische Lage Südkorea die Entwicklung zu einem regio-
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nalen Zentrum wirtschaftlicher, finanzieller und kultureller Verflechtun-
gen.347 
 
Als Schnittpunkt von kontinentalem und maritimem Klima weist Südkorea 
vier deutlich ausgeprägte Jahreszeiten auf. Diese klimatischen Bedingun-
gen brachten eine sesshafte Agrargesellschaft hervor, die in der Folge hie-
rarchische, fatalistische und konservative Merkmale beibehielt. Die Klima-
muster und die daraus resultierenden sozialen und wirtschaftlichen Organi-
sationen prägten die evolutionäre Dynamik der koreanischen Gesellschaft 
und Kultur. 
 
Südkorea verfügte über relativ geringe natürliche Ressourcen, wie etwa 
Wasser, Energie oder Mineralien. Dennoch lag das Interesse Japans, neben 
der strategischen Lage, bei den landwirtschaftlichen Ressourcen Koreas, 
insbesondere Reis, sowie bei Mineralien. Die schlechte Ressourcenausstat-
tung erwies sich für Korea als treibende Kraft für die wirtschaftliche Ent-
wicklung. Der tiefgreifende Wandel führte ab den 1960er Jahren zu inter-
nen sozialen Konflikten um die Ressourcenverteilung. Extern verschärfte 
sich die Abhängigkeit von ausländischen und strategischen Ressourcen 
erheblich, vor allem durch die Strategie der energieintensiven Schwerme-
tall-Industrialisierung.348 
 

3.3 PHILOSOPHIE 

Konfuzianismus 

Der Konfuzianismus349 übte einen bedeutenden Einfluss auf das koreani-
sche Denken aus. Sein Fokus ist jedoch die zivile Regierungsführung. Er 
stellt als fortwährende Moraldoktrin auch heute noch grundlegende Nor-
men für das zwischenmenschliche Verhalten in Südkorea und in der inter-
nationalen Politik dar. Der Lösungsansatz von Konfuzius fokussiert sich 
im Rahmen der Selbstkultivierung auf die Reform des Individuums und der 
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Gesellschaft. Die vorgegebene hierarchische Ordnung muss demgemäß mit 
Pflichtbewusstsein und Disziplin eingehalten werden, die Gemeinschaft 
steht über der Individualität. Die grundlegenden sozialen und psychologi-
schen Muster der konfuzianischen Kultur bevorzugen Stabilität gegenüber 
dem Handeln oder der Zielerreichung.350 Der Konfuzianismus war ein sta-
tisches System und nicht ein System des Wandels.351 Er diente der Bildung 
von allgemeinem Wohlstand und nicht spezifischen Interessensgruppen in 
der Bevölkerung oder Regierung.352  
 
Zu den fünf Tugenden zählen die Menschlichkeit und Nächstenliebe, die 
Rechtschaffenheit, der rituelle Anstand, die Aufrichtigkeit und die Weisheit. 
Die wichtigsten Werte sind die Harmonie, das Wohlwollen des Herrschers 
und hohe moralische Standards, repräsentiert in den strengen Riten. Sie 
führen zu familiärer Harmonie, staatlicher Stabilität und globalem Frieden. 
Das offizielle Wertesystem des chinesischen Kaiserreichs privilegierte die 
Zivilbeamten gegenüber den Militärangehörigen. Die Offiziere mussten 
sich, analog zu den Beamtenprüfungen, auf der Grundlage der Kenntnisse 
über die klassischen konfuzianischen Werke über die Kriegskunst bewäh-
ren.353 
 
Die Anziehungskraft des Konfuzianismus resultierte für die Elite aus dem 
hierarchischen Herrschaftsmodell und für die Bevölkerung aus dem allge-
meinen Streben nach Frieden. Der Konfuzianismus war innenpolitisch 
orientiert. Eine potenzielle Expansion erfolgte daher eher mit kulturellen 
als mit militärischen Mitteln, wobei das Ziel nicht die territoriale oder poli-
tische Kontrolle war. Die strategische Präferenz lag bei der Abwehr von 
Invasoren, ohne weiterer Verfolgung. Danach folgten Friedensverhandlun-
gen, etwa durch Geschenke und Heiratspolitik. Erst an letzter Stelle stan-
den die Kriegsführung und das Eindringen in feindliches Territorium.354  
 
Das Mandat des Himmels war im königlichen Korea ein starkes Element 
der politischen Kultur und manifestierte sich durch die Akzeptanz des 
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Herrschers durch das Volk. Aufstände resultierten demnach aus der Über-
zeugung der Bevölkerung, dass der König sein Mandat verloren habe. Zur 
Wiederherstellung des Mandats war der Kaiser zur Gewaltausübung be-
rechtigt. Im Rahmen eines politischen Konfuzianismus entstammt die Legi-
timität der politischen Führung der Akzeptanz der Bevölkerung sowie der 
Kultur und Geschichte.355 
 
Die Planmäßigkeit des Universums hat seinen Ursprung im Daoismus.356 
Er misst der Unabhängigkeit einen besonderen Wert zu, der Konfuzianis-
mus hingegen der Stufenordnung. Jeder daoistische Begriff enthält teils 
eine konkrete Bedeutung und teils eine Unbestimmtheit, damit bleibt ein 
gewisser Spielraum gewahrt. Das daoistische Ideal ist das gute Einverneh-
men der Menschen untereinander und mit der Natur, denn der Kosmos ist 
ein einheitliches Ganzes. Dieses Einvernehmen entspricht einer wechselsei-
tigen elastischen Abhängigkeit und könnte niemals auf unbedingten Vor-
schriften begründet sein. Vorschriften sind im Daoismus nur Vorbilder. Es 
existieren keine Gegensätze, sondern nur gegensätzliche Aspekte, die das 
Ergebnis unterschiedlicher Situationen sind.357 
 

Kompatibilität des Konfuzianismus mit der Demokratie 

Die Kompatibilität des Konfuzianismus mit der Demokratie ist seit langem 
Gegenstand zahlreicher politiktheoretischer Debatten.358 Dabei stehen vier 
konkurrierende Modelle im Mittelpunkt. Das Konfliktmodell sah, insbe-
sondere während der ersten Demokratisierungswelle in Ostasien, den Kon-
fuzianismus als Hindernis für die Demokratisierung an.359 Die Unverein-
barkeitsthese begründet sich auf der Qualifizierung der Herrschenden und 
der fehlenden Partizipation der Bevölkerung im politischen Prozess. Denn 
im Konfuzianismus ist nur die moralische Elite zum Regieren befähigt. Die 
gute Regierungsführung basiert auf einer hierarchischen, paternalistischen 
Meritokratie.360 Das kritische Modell betrachtete den Konfuzianismus als 
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politische Norm und die Demokratie aus konfuzianischer Sicht als mangel-
haft. Das Kompatibilitätsmodell argumentiert mit der Konvergenz von 
Konfuzianismus und Demokratie.361 Beispiele sind etwa Südkorea, Japan 
oder Taiwan. Das Hybridmodell stuft die Demokratie bzw. den Demokra-
tisierungsprozess als Mischung aus westlicher und konfuzianischer Kultur 
ein. Entscheidend ist, aufgrund der subtilen Spannungen das optimale Ver-
hältnis zwischen den konfuzianischen und den demokratischen Elementen 
zu finden.362 Der ehemalige Premierminister Singapurs, Lee Kuan Yew, 
verneinte beispielsweise ebenso wie der ehemalige Premierminister Malay-
sias, Mahathir Mohamad, dass die konfuzianischen Werte mit einer aktiven 
Demokratie kompatibel seien. Der ehemalige Präsident Südkoreas, Kim 
Dae-jung, war hingegen der Überzeugung, dass die konfuzianische Traditi-
on die demokratischen Werte sogar unterstützt.363  
 

Kulturelles Erbe des Konfuzianismus in Südkorea 

Südkorea gilt als das konfuzianischste Land in Ostasien, mehr noch als die 
Volksrepublik China oder Taiwan.364 Der Einfluss des Konfuzianismus auf 
die traditionelle Kultur Koreas über 2.500 Jahre war tiefgreifend und allge-
genwärtig. Der umfassende Charakter des Konfuzianismus als Ideologie 
und Philosophie macht eine Trennung zwischen Politik und Gesellschaft 
schwierig.365 
 
Während der Joseon-Dynastie (1392 - 1910) war der Neokonfuzianismus 
die Ideologie der herrschenden Klasse. In Korea trug er in großem Maß zur 
Verbreitung von Bildung bei. In Japan hingegen war sein Einfluss be-
schränkt. Der Neokonfuzianismus wurde in erster Linie zur Legitimierung 
und zum Machterhalt genutzt und verlor dadurch seine ursprünglichen 
populistischen und humanistischen Qualitäten.366 Als eine eher theoretische 
und rationale Formulierung der konfuzianischen Gebote prägte der Neo-
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konfuzianismus das Leben und Denken der Gesellschaft. Er verband die 
politischen und moralischen Dogmen des traditionellen Konfuzianismus 
mit dem Daoismus, dem Buddhismus sowie der einheimischen und weit 
verbreiteten Religion des Schamanismus. Damit gab der Neokonfuzianis-
mus der koreanischen Philosophie und dem Charakter der Nation eine 
Richtung.367 
 
Die vorherrschende politische Doktrin des konfuzianischen Joseon-Staates 
umfasste die Wirtschaftsverwaltung, das Wohlergehen des Volkes und die 
Landesregierung. Die Staatskunst der Joseon-Dynastie zeigt eine Ähnlich-
keit zur Sechsten Republik Südkoreas.368 Noch heute zeigt sich das kulturel-
le Erbe des Konfuzianismus, auch wenn er nicht mehr Staatsideologie ist, 
im politischen Verständnis, in der Kultur und dem Verhalten. Denn das 
konfuzianische Denken umfasst auch nicht explizit artikulierte, subjektive 
Prinzipien über die menschliche Existenz. Deren Gültigkeit wurde als 
selbstverständlich angesehen, nicht hinterfragt und durch alltägliche soziale 
Praktiken ständig neu bestätigt. Dies prägte die Problemwahrnehmung und 
-definition sowie die normative Entscheidungsfindung.369 
 
Die Wechselwirkung zwischen der Kultur und den Werten brachte Ideen 
hervor, die von der Regierung als wichtige politische Maßnahmen ange-
nommen und umgesetzt wurden.370 Werte lassen sich grundsätzlich in zwei 
Kategorien einteilen: intrinsische und instrumentelle Werte.371 Intrinsische 
Werte werden ungeachtet des Nutzens oder der Kosten hochgehalten. Dies 
inkludiert politische Werte wie die Demokratie, den Patriotismus oder den 
Nationalismus. Instrumentelle Werte werden hingegen wegen ihres direk-
ten Nutzens unterstützt, beispielsweise alle ökonomischen Werte wie Mo-
dernisierung oder Wirtschaftsentwicklung. Obwohl der Konfuzianismus in 
der Theorie ein System von intrinsischen Werten und Normen vermittelte, 
waren diese nicht mit dem wachsenden Streben der Bevölkerung nach 
Wohlstand kompatibel. Daher mussten die traditionelle Kultur und die 
intrinsischen Werte des Konfuzianismus im Laufe der Zeit einer Reihe von 
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instrumentellen Werten weichen, die durch die Ideen der Modernisierung 
und Demokratisierung Verbreitung fanden. 
 
Beispielhaft ist das Scheitern des neokonfuzianischen Staates der Joseon-
Dynastie im Zuge einer Armutskrise. Koreas Schwäche aufgrund von Ver-
waltungsmissständen, internen bürokratischen Konflikten, ungerechter 
Besteuerung, Vermögenskonzentration, militärischen und anderen Proble-
me wurde durch mehrere Wellen ausländischer Invasionen verstärkt. Japa-
nische Truppen marschierten Ende des 16. Jahrhunderts in Korea ein, chi-
nesische in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts. Die neokonfuzianischen 
Ideale, Werte und Normen erwiesen sich als machtlos und unglaubwürdig. 
Von den Gelehrten wurde vergebens eine Reformagenda erwartet, insbe-
sondere ein wirtschaftlicher Wiederaufbau, institutionelle Reformen und 
eine Neubewertung der neokonfuzianischen Ideologie.372 

Konfuzianischer Einfluss auf die Modernisierung 

Es gibt ein komplexes Wechselspiel von Ursache und Wirkung zwischen 
Kultur und Fortschritt.373 Dabei werden konfuzianische bzw. asiatische 
Werte im Allgemeinen als treibende Kraft für den raschen wirtschaftlichen 
Aufstieg Asiens gesehen.374 Manche schreiben dem Konfuzianismus in Be-
zug auf das Wirtschaftswachstum eine eher unbeabsichtigte Folgewirkung 
zu. Denn die technokratische Elite und die außergewöhnlich gut ausgebil-
deten Arbeitskräfte waren ein beiläufiges Resultat des konfuzianischen kul-
turellen Erbes, insbesondere der Bildungs- und Leistungsbereitschaft. 
 
Modernisierung und Entwicklung sind nicht notwendigerweise Syno-
nyme. Modernisierung ist die Einführung neuer Mittel zur Leistungsverbes-
serung einer Gesellschaft, jedoch mit dem Ziel, dass diese Veränderungen 
nicht bestimmte hochgehaltene Ziele und organisatorische Abläufe verstär-
ken. Die Entwicklung hingegen reflektiert die Maximierung des gesamtge-
sellschaftlichen Potenzials, unabhängig von ihren bestehenden Zielen und 
Organisationsverfahren. Nach dieser Auffassung modernisierte sich Korea 
zuerst wirtschaftlich und politisch. Die Entwicklung folgte später nach, 

                                                 
372  Kihl 2015, 44. 
373  Kihl 2015, 40. 
374  Han 1999, 3-8; Shin D. 2018, 336; Kihl 2015, 3-35; Broadbent 2011. 



164 

denn die patrimoniale Kultur Koreas verhinderte Jahrzehnte lang eine ech-
te politische Entwicklung zu einer Demokratie.375 
 
Südkorea ist ein deutliches Beispiel für die funktionelle und disfunktio-
nelle Rolle der asiatischen Werte für die Wirtschaftsentwicklung. Das 
konfuzianische Erbe umfasste unter anderem die führende Rolle der Regie-
rung, Leistungs- und Bildungsorientierung, Arbeitsdisziplin und eine säku-
lare Weltsicht. Aufgrund der Jahrzehnte langen angespannten Sicherheitla-
ge nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges spielten das Militär und die 
Militärkultur sowohl eine positive als auch eine negative Rolle in Wirtschaft 
und Politik. Positiv war, insbesondere für die frühe Phase der Wirtschafts-
entwicklung, das organisatorische Wissen und die Gruppendisziplin der 
Streitkräfte. Allerdings führte die Kombination der traditionellen und der 
militärischen Kultur zu einer Abhängigkeit von persönlichen Netzwerken, 
zu Familienunternehmen, fehlender Transparenz, mangelnder Rationalisie-
rung der Unternehmensstrukturen, Absprachen zwischen Regierung und 
Unternehmen sowie einer aufgeblasenen Bürokratie. Dies alles führte in der 
Folge zu Ineffizienzen bei der Ressourcenverteilung, zu Korruption, Mo-
nopolen und Oligopolen auf Kosten der Wettbewerbsfähigkeit sowie zu 
einer mangelhaften Globalisierung und Anpassung an globale Normen. 
 
Beispielhaft sind die Chaebols. Sie waren für die anfänglichen Wirtschafts-
erfolge bedeutend. Denn ihre Unternehmensgröße ermöglichte Wettbe-
werbsfähigkeit, vor allem durch Großprojekte oder Großinvestitionen in 
die technische Forschung und Entwicklung. Wegen ihrer familiär geprägten 
Geschäftspraktiken, insbesondere der unverantwortlichen und extremen 
Schuldenaufnahme, waren sie jedoch auch Mitverursacher der Finanzkrise 
1997.376 
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4)  WIRKKRÄFTE UND IHRE WECHSELWIR 
  KUNG MIT DER STRATEGISCHEN KULTUR  
  SÜDKOREAS 

4.1 BEDROHUNGSWAHRNEHMUNG 

Als Hauptbedrohung Südkoreas gilt Nordkorea. Der anhaltende Nordko-
reakonflikt führte Südkorea in eine verteidigungs- und rüstungspolitische 
strukturelle Abhängigkeit von den USA.377 Von China ist Südkorea wirt-
schaftlich abhängig.378 Mit Japan bestehen historische und territoriale Span-
nungen.379 Bislang schätzte Südkorea die militärische Bedrohung durch 
Japan stärker ein als jene von China.380 Manche Analysten verweisen auf die 
Politik der strategischen Ambiguität Südkoreas, die der zunehmenden Sor-
ge über den Interessens- und Machtzuwachs Chinas entstammt.381 Die 
Grenze zwischen beiden Koreas gilt weltweit als eine der angespanntesten 
und am stärksten militarisierten Grenzen.382 Für Südkorea standen daher 
die künftige Verteidigungsfähigkeit, die strategische Haltung und die au-
ßenpolitischen Prioritäten stets im Mittelpunkt des gesellschaftlichen und 
politischen Interesses. Dies führte jedoch auch zu einer starken Einmi-
schung der Streitkräfte in die Politik. 
 

Sicherheitspolitisches Umfeld im indopazifischen Raum 

Das sicherheitspolitische Umfeld entwickelte sich im indopazifischen Raum 
zu einer komplexen und komplizierten strategischen Lage. Es beeinflusst 
die gesamte Region.383 Die heutige strategische Lage in Ostasien ist von der 
historischen Entwicklung geprägt. Sie umfasst insbesondere die Instabilität 
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auf der koreanischen Halbinsel, den Antagonismus zwischen Südkorea, 
China und Taiwan sowie den Konflikt um den Status Taiwans.384 
 
Die Territorialkonflikte im Südchinesischen und im Ostchinesischen Meer 
sind ein dauerhaftes Sicherheitsproblem. Während China beispielsweise 
1962 einen formellen Vertrag über den Grenzverlauf mit Nordkorea unter-
zeichnete und 60 % des umstrittenen Gebietes abtrat, wurde der Konflikt 
um die Dokdo/Takeshima-Inseln im Ostmeer zwischen Südkorea und 
Japan nie formell beigelegt. Die Inseln liegen in den Gewässern zwischen 
Korea und Japan. Sie werden von Südkorea kontrolliert und von Japan 
historisch beansprucht. Der Konflikt ist komplex und beinhaltet rechtliche, 
politische und sicherheitspolitische Fragen. Die Involvierung von nationa-
listischen Gefühlen und die unterschiedliche Interpretation der Kolonialzeit 
erschweren die Konfliktlösung zusätzlich.385 
 
Die regionale Sicherheitslage wird durch den anhaltenden strategischen 
Wettbewerb zwischen der Volksrepublik China und den USA geprägt. Ein 
wesentlicher Faktor ist Chinas Balance zwischen Integration und Desin-
tegration in die westliche Weltordnung.386 Der geopolitische Wettstreit er-
weitert sich zunehmend auf die Geoökonomie.387 Zudem nutzt China seine 
umfassende nationale Macht zur Ausweitung seines geopolitischen Einflus-
ses, in der Region etwa durch militärische oder Grauzonenaktivitäten. 
Grundsätzlich nimmt die Anzahl an Akteuren, Aktivitäten und Problemfel-
dern im indopazifischen Raum zu. Die strategischen Potentiale und Res-
sourcen werden von den unterschiedlichen Akteuren laufend bewertet und 
Konfliktursachen komplex gedeutet. Die multilaterale Ordnungsstruktur 
des indopazifischen Raumes begünstigt alternative Beziehungsgeflechte 
und neue Kooperationsdimensionen. Die physischen und ideellen Netz-
werke erleichtern durch die Einflussnahme und die gegenseitige Abhängig-
keit die Machtprojektion. Die regionalen Akteure stärken ihre Militärkapa-
zitäten und Kooperationen. Immer häufiger erstellen externe Akteure eige-
ne formelle oder informelle Indopazifik-Strategien. Das vorrangige Ziel ist 
zumeist die Eindämmung Chinas. 
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Sicherheitspolitische Wirkfaktoren sind die bisher erfolglosen Bemühun-
gen um eine Denuklearisierung Nordkoreas und die anhaltenden Souverä-
nitätskonflikte. Hinzu kommen moderne Sicherheitsbedrohungen, der Rüs-
tungswettbewerb und insbesondere Bedenken über die Veränderung der 
Formen der Kriegsführung, basierend auf den technologischen Fortschrit-
ten. Die USA verstärkten aktiv die Zusammenarbeit mit Verbündeten und 
Partnern zur Aufrechterhaltung ihrer ordnungspolitischen Dominanz, vor 
allem durch die Stärkung der Militärkapazitäten. China versucht, mit seiner 
politischen, wirtschaftlichen und militärischen Schlagkraft die regionale 
Entwicklung zu formen.388 

Akteursspezifische Sicherheitspolitiken 

Die unterschiedlichen regionalen und extraregionalen Akteure verfolgen im 
indopazifischen Raum spezifische Sicherheitspolitiken. 
 
Die USA konzentrieren sich im Rahmen ihrer Verteidigungspolitik im in-
dopazifischen Raum vorrangig auf die sicherheitspolitischen Herausforde-
rungen. Zu diesem Zweck richteten sie ihren Militäreinsatz proaktiv neu 
aus. Sie stärken ihre Verteidigungs- und Abschreckungsposition mit dem 
Ziel, die operative Effizienz der Streitkräfte zu verbessern und die Zusam-
menarbeit mit regionalen Verbündeten und Partnern zu vertiefen.389 Bei 
seinem Amtsantritt zu Jahresbeginn 2021 veranlasste US-Präsident Joe 
Biden die Einrichtung einer China-Task-Force, die Stärkung der regionalen 
Netzwerke und die beschleunigte Entwicklung neuer operativer Konzepte 
zur Konfrontation mit China. Die USA richteten im Hinblick auf ein künf-
tiges komplexes operatives Umfeld ein Weltraumkommando ein. Dies 
dient der Integration der Fähigkeiten in den Bereichen Weltraum, Cyber-
space, Abschreckung, Transport, elektromagnetisches Spektrum und Rake-
tenabwehr für All-Domain-Operationen. Das US-Marineministerium (De-
partment of the Navy) publizierte im Dezember 2020 die Strategie „Advan-
tage at Sea: Prevailing with Integrated All-Domain Naval Power“ zur In-
tegration der Marine, Marineinfanterie und der Küstenwache zur Bekämp-
fung der maritimen Expansion Chinas. 
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Japan, ein wichtiger Allianzpartner der USA, warnt regelmäßig vor der 
Bedrohung durch China, insbesondere durch die Infragestellung der libera-
len Weltordnung und die Grauzonenaktivitäten als langfristiges Phänomen. 
In seinem Verteidigungsbericht Defense of Japan 2021 sprach Japan erstmals 
konkret die Sicherheitslage in der Umgebung von Taiwan an.390 Dabei be-
tonte Japan die Gefährdung der japanischen Sicherheit und der internatio-
nalen Stabilität durch die routinemäßigen Militärpatrouillen Chinas in der 
Region. Auf der Grundlage seiner nationalen verteidigungspolitischen Leit-
linien baut Japan aktiv eine multidisziplinäre Verteidigungsstreitmacht auf. 
Diese soll die Fähigkeiten bereichs- und regionenübergreifend nachhaltig 
integrieren. Prioritäten liegen in den Bereichen Weltraum, Cyberspace und 
elektromagnetische Impulse. Der geographische Schwerpunkt liegt auf den 
Ryukyu-Inseln (Nansei) im Ostchinesischen Meer, zu denen auch die 
Diaoyu/Senkaku Inseln gehören. Letztere werden auch von China und 
Taiwan beansprucht.391 
 
Indien treibt die Modernisierung seiner See- und Luftstreitkräfte stetig 
voran und wurde zum weltweit zweitgrößten Waffenimporteur. Indiens 
Zielsetzung ist die Aufrechterhaltung einer autonomen Verteidigung. Der 
erste einheimische Flugzeugträger INS Vikrant wurde im August 2021 auf 
See erprobt. Im Rahmen seiner Blockfreiheit will Indien grundsätzlich die 
bilateralen und multilateralen Beziehungen stärken, insbesondere zu den 
USA, zu Russland und zu den europäischen Ländern. Eine der Prioritäten 
lag dabei auf der maritimen Sicherheit, vor allem durch die Vertiefung von 
Kooperationen. Die Interoperabilität stärkt Indien regelmäßig durch ge-
meinsame Militärübungen, beispielsweise Malabar mit den USA, Japan und 
Australien. Die indische Beziehung zu den USA wurde 2020 zu einer um-
fassenden globalen strategischen Partnerschaft aufgewertet, nicht zuletzt als 
Konsequenz einer Grenzkonfrontation mit China. Das im Oktober 2020 
unterzeichnete Basic Exchange and Cooperation Agreement for Geospatial 
Cooperation (BECA) ebnete den Weg für den Austausch von Bilddaten 
von US-Satelliten.  
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Australien verkündete 2020 die Aktualisierung seiner Verteidigungsstrate-
gie und des Streitkräftestrukturplans. Ziel ist die Schaffung einer glaubwür-
digen Kampfkraft und die Festigung der Kooperation mit den USA. Dem 
Plan zufolge wird das Verteidigungsbudget Australiens bis 2030 bis zu 186 
Mrd. US-Dollar erreichen. Wegen der zunehmenden Machtprojektion Chi-
nas im Südpazifik rüstete Australien den südlich von Darwin gelegenen 
Luftstreitkräfte-Stützpunkt Tindal auf. Er zählt zu den wichtigsten Vertei-
digungseinrichtungen Australiens. Zur Ausdehnung seiner strategischen 
Reichweite auf den östlichen Indischen Ozean und den Pazifik erwarb 
Australien 200 Langstrecken-Anti-Schiffsraketen von den USA. Gemein-
sam werden Australien und die USA Hyperschallraketen entwickeln. Im 
September 2021 unterzeichnete Australien mit den USA und Großbritanni-
en die trilaterale Sicherheitspartnerschaft Aukus, in deren Rahmen Australi-
en technische Unterstützung beim Bau von Atom-U-Booten erhält. Mit 
Indien etablierte Australien eine umfassende strategische Partnerschaft und 
zur Stärkung der militärischen Zusammenarbeit ein Abkommen zur gegen-
seitigen logistischen Unterstützung. Mit Japan schloss Australien ein Ab-
kommen über den gegenseitigen Zugang zu militärischen Einrichtungen. 
Es ermöglicht den Streitkräften beider Seiten den gegenseitigen Besuch zur 
Durchführung gemeinsamer Übungen und Operationen. Zudem drängt 
Australien Südostasien zu einer Verbesserung der Kommunikation und der 
sicherheitspolitischen Zusammenarbeit. 
 
Die Länder Südostasiens streben angesichts des geostrategischen Wett-
bewerbs zwischen China und den USA nach strategischer Äquidistanz und 
versuchen, ihre strategischen Initiativen zum Schutz ihrer nationalen Inte-
ressen zu verbessern.392 
 

Sicherheitsdynamik & Sicherheitsdilemma Südkoreas 

Die Sicherheitsdynamik ist vom Mächtegleichgewicht sowie von den natio-
nalen Zielen und den zugrunde liegenden Motiven bestimmt.393 Nach Si-
cherheit strebende Status-quo-Staaten rufen andere Reaktionen hervor als 
revisionistische bzw. expansionistische Mächte. 
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Das grundsätzliche Sicherheitsdilemma besteht aus der Sicht der politi-
schen Realisten aufgrund des anarchischen Charakters der internationalen 
Politik.394 Gegenseitiges Misstrauen und Missverständnisse können zu in-
ternationalen Konflikten führen. Als Mittel bewährten sich der eigene 
Machtaufbau und die Bündnisbildung. Ein Bündnis birgt zwei Gefahren. 
Erstens, dass der Bündnispartner seinen Verpflichtungen nicht nach-
kommt. Zweitens die Verstrickung in Konflikte, die zudem möglicherweise 
den eigenen Interessen zuwiderlaufen. Diese zwei Risiken korrelieren in-
vers. Beispielsweise verringert ein starkes Engagement gegenüber einem 
Verbündeten den eigenen Einfluss auf ihn. Wirkfaktoren auf das Sicher-
heitsdilemma, die sich auf diese zwei Risiken des Nichtbeistandes oder der 
Involvierung in einen Konflikt auswirken, sind die relative Abhängigkeit 
der Verbündeten voneinander, das gegenseitige strategische Interesse an 
der Verteidigung des anderen und wie explizit die Bündnisvereinbarung ist. 
Indikatoren sind das Verhalten in der Vergangenheit und der gegenseitige 
Umgang miteinander. Beispielweise beruhigt die Entschlossenheit des stär-
keren Partners den schwächeren. Alle US-geführten Allianzen haben 
asymmetrischen Charakter. Daher sind die US-Partner sicherheitspolitisch 
weitaus stärker von den USA abhängig als umgekehrt. Die Belastbarkeit 
von Bündnissen zeigt sich in der Übereinstimmung auf die Interessen und 
strategischen Sichtweisen, im Umgang der Partner mit Differenzen sowie 
im innenpolitischen Rückhalt.395 
 
Neben dem Sicherheitsdilemma gibt es in der internationalen Sicherheits-
politik das Abschreckungsmodell. Bedeutend ist die Kenntnis, ob der 
Gegner ein (potenziell) revisionistischer Staat oder ein defensiver Status 
quo Staat ist.396 Im Allgemeinen bezieht sich die Abschreckung auf die Ver-
teidigung der territorialen Souveränität und stellt daher keine Bedrohung 
der regionalen Stabilität dar. 
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Sicherheitsdynamik Südkoreas 

Die Sicherheitsdynamik auf der koreanischen Halbinsel ist ein Sicher-
heitsdilemma, das sich aus der anarchischen Struktur der internationalen 
Politik ergibt. Das unabhängige Handeln Nordkoreas zur Erhöhung der 
eigenen Sicherheit führte zu Maßnahmen der USA, wodurch sich wiederum 
die US-Verbündeten wie Südkorea weniger sicher fühlten. Eine besondere 
Form ist das nukleare Patt. 
 
Gemäß Robert Axelrod kann ein Sicherheitsdilemma auf drei Arten 
überwunden werden. Eine kooperative Möglichkeit ist die Förderung der 
Gegenseitigkeit der Interessen, eine andere die Bewertung der langfristigen 
und künftigen Vorteile aus seiner fortgesetzten Interaktion. Eine dritte 
Möglichkeit ist die Begrenzung der Akteursanzahl, denn mit Zunahme der 
Akteure wird die Zusammenarbeit schwieriger.397 Möglicherweise machte 
unter diesem Blickwinkel der Einbezug mehrerer Parteien im Rahmen der 
Sechs-Parteien-Gespräche, namentlich die USA, die beiden Koreas, China, 
Japan und Russland, die Situation komplexer und komplizierter als bi- oder 
trilaterale Gespräche.398 
 
Nach dem Ende des Koreakrieges erklärte Syngman Rhe wiederholt öffent-
lich seine Absicht, militärische Maßnahmen zur Wiedervereinigung Koreas 
zu ergreifen. Das Motto „Marsch nach Norden“ galt nicht nur der Vereini-
gungspolitik. Es war auch Ausdruck des Sicherheitsbewusstseins auf der 
innen- und außenpolitischen Ebene und bezog sich sowohl auf das Land 
als auch die Regierung. Unmittelbar nach dem Koreakrieg war die Regie-
rung Syngman Rhees wegen der Auswirkungen des Krieges relativ stabil. 
Mit dem politischen Fehlverhalten der Regierung und der Zunahme des 
politischen Bewusstseins der Bevölkerung nahm die Stabilität jedoch all-
mählich ab.399 
 
Die doppelte Zielsetzung – und Kern des Sicherheitsdilemmas – war ers-
tens die militärische Aufrüstung und dadurch die Erhöhung der Sicherheit 
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des Landes vor einem kurzfristig möglichen Angriff. Zweitens musste sich 
Syngman Rhee um die Aufrechterhaltung seiner Herrschaft kümmern. 
 
Die Hauptfaktoren für die Verkündung der militärischen Maßnahmen war 
die persönliche Überzeugung Syngman Rhees, dass nur die Beseitigung der 
nordkoreanischen Regierung dauerhaften Frieden schaffen kann. Mit der 
Forderung nach militärischen Maßnahmen wollte Syngman Rhee ein stär-
keres sicherheitspolitisches Engagement der USA, die friedliche Mittel zur 
Bekämpfung Nordkoreas bevorzugten, erreichen. Als innenpolitisches In-
strument, das unterschiedliche antikommunistische Argumente im Motto 
„Marsch nach Norden“ vereinfachte, sollte die antikommunistische Stim-
mung in Südkorea aufrechterhalten werden. Der deutlich gezeigte Wille zur 
Landeseinigung diente zudem der Stärkung des Führungsstatus von Syng-
man Rhee, seiner politischen Legitimität und des öffentlichen Rückhalts. 
 
Als eine der stärksten Bedrohungsformen für die Sicherheit eines Landes 
gilt im Allgemeinen, basierend auf den Erfahrungen der Industrieländer, 
eine äußere militärische Bedrohung. Für Entwicklungsländer sind jedoch 
interne Sicherheitsbedrohungen häufig entscheidender als externe Bedro-
hungen. Dies ist oftmals mit Merkmalen, wie beispielsweise politische 
Schwäche, wirtschaftliche Unterentwicklung oder soziale Spaltung verbun-
den. Dabei zählt die Krise der politischen Legitimität in den Entwicklungs-
ländern als entscheidendste Variable. Dies traf insbesondere auf die schma-
le Unterstützungsbasis von Syngman Rhee zu. Die Legitimitätsprobleme 
verringerten sich jedoch, weil der Ausbruch des Koreakrieges die Macht-
konfiguration in Südkorea deutlich veränderte. Mit seiner energischen Anti-
Waffenstillstands-Kampagne stärkte Syngman Rhee seine Position als star-
ker Führer des Landes. Zudem wurde der Handlungsspielraum der Linken 
wegen der antikommunistischen Stimmung beträchtlich kleiner. 
 
Südkorea wies die charakteristischen Sicherheitsprobleme von Entwick-
lungsländern und die entsprechenden Folgewirkungen auf, beispielsweise 
die Militarisierung, die Zunahme des äußeren Einflusses, die Verknöche-
rung der Politik sowie die Identifizierung interner mit externen Bedrohun-
gen. Aufgrund der besonderen Merkmale Südkoreas waren jedoch auch die 
Folgewirkungen spezifisch. Der steigende Einfluss der USA auf innenpoli-
tische Angelegenheiten wurde weder von den Politikern noch der Bevölke-
rung als staatliches Souveränitätsproblem betrachtet. Stattdessen galt der 
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Westen eher als Befreier von der nichtwestlichen Kolonialherrschaft. Die 
Militarisierung war in erster Linie dem Koreakrieg und der andauernden 
militärischen Bedrohung geschuldet und weniger innenpolitischen Zielen. 
Dennoch hatte die Politik Nebenwirkungen, vor allem die mangelnde Ent-
wicklung im sozialen und wirtschaftlichen Bereich sowie eine fehlende 
Vorbereitung auf die politische Bedrohung durch Nordkorea. Langfristig 
trug die Politik dazu bei, dass sich die Streitkräfte zu einem mächtigen poli-
tischen Faktor entwickeln konnten. Infolgedessen setzte sich der Teufels-
kreis von autoritären Militärregimen mit schwacher Legitimität und starker 
Konzentration auf die Regimesicherheit in Südkorea lange Zeit fort.400 

Strategisches Paradoxon Südkoreas 

Das strategische Paradoxon Südkoreas besteht darin, dass die Hand-
lungsfähigkeit Südkoreas als Mittelmacht umgekehrt proportional zu seinen 
Prioritäten ist.401 Einerseits verfügt Südkorea aufgrund der gestiegenen Fä-
higkeiten über die Grundlage, um in internationalen Angelegenheiten als 
Mittelmacht eine konstruktive Rolle zu spielen. Dies weckte Erwartungen 
an einen Einflussgewinn gegenüber der Region und den USA. Andererseits 
sieht sich Südkorea bei den existenziellen Sicherheitsfragen, die harte 
Macht erfordern, am stärksten eingeschränkt. Denn das komplexe regionale 
und von Großmächten geprägte Sicherheitsumfeld erlaubt Südkorea nur 
einen kleinen strategischen Handlungsspielraum zur Bewältigung der regio-
nalen Probleme. 
 
Das strategische Dilemma besteht daher darin, zum einen die nationalen 
Fähigkeiten effizient zu nutzen, um Südkoreas Bedeutung als globale Füh-
rungsmacht zu steigern. Zum anderen muss Südkorea in einem regionalen 
Umfeld navigieren, in dem seine Fähigkeiten zum selbstbestimmten Han-
deln stark eingeschränkt sind.402 Südkoreas Verteidigungsplaner gehen nicht 
davon aus, dass die Wiedervereinigung mit Nordkorea das Sicherheitsdi-
lemma lösen würde. Die interne potenzielle Bedrohung betrifft einen 
Übergangsbürgerkrieg. Denn auch im Falle einer Wiedervereinigung nach 
einem Systemzusammenbruch Norkoreas müsste mit Widerstand gerech-
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net werden, etwa durch eine Exilregierung oder einen Guerillakrieg. Zudem 
können regionale potenzielle Gefahren nicht ausgeschlossen werden, etwa 
durch die Intensivierung oder Militarisierung von bestehenden territorialen 
Konflikten. 
 
Resultierend aus dem Sicherheitsdilemma, dem strategischen Paradoxon 
und dem Ausbau seiner nationalen Stärke versucht Südkorea immer wieder, 
sein internationales Gewicht zu nutzen, um den Druck auf Nordkorea zu 
erhöhen. Zudem zeigt Südkorea immer wieder die Bereitschaft, ergänzende 
Optionen oder Alternativen zum US-Bündnis in Betracht zu ziehen.403 
Dies hängt davon ab, in welchem Maß Südkoreas Fähigkeiten innerhalb des 
US-Bündnisses zunehmen oder in dem das US-Engagement im Zusam-
menhang mit Chinas Aufstieg als schwächer empfunden wird. Gleichzeitig 
könnten sich die USA veranlasst sehen, ihr Risiko der Konfliktinvolvierung 
zu senken oder ihre Verpflichtungen zur Verteidigung Südkoreas zu redu-
zieren. Beispielhaft sind die Äußerungen Donald Trumps während des US-
Präsidentschaftswahlkampfes 2016, die in Südkorea zu einer Aktualisierung 
der Lageeinschätzung führten. 
 
Ein weiterer Wirkfaktor ist die Beziehung zwischen den USA und Chi-
na. Die Variablen betreffen etwa die relative Macht, den Einfluss und das 
Engagement der beiden Länder, den kooperativen bzw. konfrontativen 
Charakter der bilateralen Beziehung sowie die öffentliche Meinung in Süd-
korea. Als historisches Beispiel für die negativen Folgen der falschen Part-
nerwahl für die nationale Sicherheit Südkoreas gilt der Machtübergang von 
der Ming- zur Qing-Dynastie in China Mitte des 17. Jahrhunderts. Koreas 
Joseon-Dynastie wollte eine Involvierung in den Konflikt vermeiden, doch 
Ming-freundliche Beamte gewannen die Oberhand. Letztlich zahlte Korea 
einen hohen Preis, als die siegreichen Qing das koreanische Joseon gewalt-
sam unterwarfen.404 
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4.2  AUSSENPOLITIK SÜDKOREAS 

Positionierung im internationalen System 

Der strategische Wert Südkoreas liegt in seiner geographischen Brücken-
funktion. Der antikommunistische Charakter der Einbindung Südkoreas 
durch die USA verlagerte sich zunehmend auf eine strategische antichinesi-
sche Funktion. 
 
Die politischen Handlungsmuster und die internationalen Beziehungen 
können auf der Ebene des internationalen Systems, des Nationalstaats und 
des Individuums analysiert werden.405 Das internationale System bewirkt 
durch Sachzwänge gewisse vorhersehbare, rationale Handlungsmuster. Es 
ist durch die Abwesenheit einer übergeordneten Ordnungsmacht und das 
Machtstreben der einzelnen Staaten geprägt. Die Ordnungskonzepte kön-
nen global, regional und ebenso parallel zueinander bestehen. Die zweite 
Ebene schreibt der Interaktion der unabhängig agierenden Nationalstaaten, 
ihrem politischen System sowie den kulturellen und sozialen Faktoren den 
größten Einfluss auf die internationale Ordnung zu. Die dritte Ebene be-
tont die spezifische Rolle der einzelnen Führungspersonen und des Ent-
scheidungsfindungsprozesses.406 Sie inkludiert die Charaktereigenschaften, 
die Institutionen und die Wahrnehmung der Welt sowie von den Motiven 
und Zielen anderer Akteure. 
 
Grundsätzliche Unterschiede hinsichtlich der Positionierung im interna-
tionalen System bestehen zwischen dem Realismus, dem Liberalismus 
und dem Konstruktivismus. Politische Realisten legen den Fokus auf die 
Machtressourcen und Machtverhältnisse.407 Für Liberale steht der interne 
politische Prozess im Vordergrund, für Konstruktivisten der Interaktions-
prozess mit anderen Staaten. Der Machtausgleich kann entweder intern 
erfolgen, etwa durch den Streitkräfteaufbau, oder extern, etwa durch Alli-
anzenbildung.408 Auf einen internen Machtausgleich setzte Südkorea bei-
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spielsweise in der Geoökonomie mit der Erhöhung der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit. Die traditionelle Theorie des Machtgleichgewichts 
des politischen Realismus wurde mit der Theorie des Bedrohungsgleichge-
wichts modifiziert. Demgemäß ist die wahrgenommene Bedrohung und 
nicht die eigene Kapazität das Kriterium für das Gleichgewichtsverhal-
ten.409 Um das Schadenspotenzial eines gegnerischen Bündnisses zu verrin-
gern, kann entweder die eigene Stärke aufgebaut werden, etwa durch die 
Mobilisierung interner Ressourcen oder die Bündelung verbündeter Kräfte. 
Oder durch Spaltung des gegnerischen Bündnisses, etwa durch Akkommo-
dation oder Drohungen.410 
 
Schwächere Staaten stellen mit ihrem Verhalten häufig nicht die Grundwer-
te der stärkeren Mächte in Frage (Bandwagoning).411 Machtausgleich und 
Bandwagoning sind beide mit Kosten, Bündnisbildung oder dem Verlust 
der strategischen Unabhängigkeit verbunden. Eine weitere Möglichkeit – 
die etwa für Südkorea zutrifft – ist eine zweigleisige Strategie mit der Kom-
bination aus Engagement, zumeist wirtschaftlich, und Absicherung, zu-
meist sicherheitspolitisch. Das Engagement dient der Verbesserung der 
freundschaftlichen Beziehungen und dem Gewinn kommerzieller Vorteile. 
Die Absicherung erfolgt über eine Sicherheitsgarantie, etwa ein Bündnis 
mit einer anderen Großmacht. 

Regionale Positionierung Südkoreas 

Die regionale Rolle Südkoreas wurde von der US-Allianz, dem Kalten 
Krieg sowie dem Koreakrieg mit der nachfolgenden ideologischen, politi-
schen und wirtschaftlichen Rivalität mit Nordkorea auf der regionalen und 
internationalen Ebene geformt.412 Formelle diplomatische Beziehungen 
nahm Südkorea mit Japan erst 1965, mit der Sowjetunion 1990 und mit 
China 1992 auf.413 Das auf die Region gerichtete strategische Denken Süd-
koreas stützt sich auf ein institutionell abgestütztes Konzept des offenen, 
integrativen Multilateralismus, der intra- und extraregionalen Teilnehmern 
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offensteht. Das regionale Engagement konzentriert sich in erster Linie auf 
die geographische Region Ostasien und auf den Wirtschaftssektor, jedoch 
weniger auf die (Sicherheits-) Politik. Beispielsweise befürworteten Roh 
Tae-woo und Kim Young-sam den Regionalismus im Kontext der Interna-
tionalisierung- und Globalisierung. Die Regionalpolitik war nach innen und 
auf die Entwicklung der interkoreanischen Beziehungen gerichtet, enthielt 
jedoch auch einen protektionistischen Ansatz in der Handelskooperation.414 
 

Außenpolitischer Entscheidungsfindungsprozess Südko-
reas 

Legitimität, Sicherheit und Entwicklung waren stets die Kernthemen der 
Außen- und Sicherheitspolitik Südkoreas. Im Laufe der Zeit verlagerte sich 
die Außenpolitik hin zu den Schwerpunkten Autonomie, Pragmatismus 
und Wirksamkeit. Die Impulse dafür stammen von politischen Führungs-
wechseln, dem Wachstum der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
zunehmende Reife des politischen Systems.415 

Außenpolitische Wirkfaktoren Südkoreas 

Der Koreakrieg brachte nachhaltige Konsequenzen für die Außenpolitik, 
etwa die Internationalisierung der koreanischen Halbinsel. 19 Länder, der 
Großteil davon im Rahmen der Kampftruppe der Vereinten Nationen, 
beteiligten sich als Kriegsteilnehmer. Das Entstehen eines Netzwerks mili-
tärischer Allianzen verstärkte als Erbe des Koreakrieges das internationale 
Gefüge auf der koreanischen Halbinsel. Außerdem beanspruchten beide 
Koreas eine exklusive Legitimität für sich. Ihre miteinander unvereinbaren 
Ansprüche erforderten nicht nur die Beziehungspflege und die Stärkung 
der Unterstützung durch die Patronagestaaten, sondern führten auch zu 
einem globalen diplomatischen Wettbewerb.416 Der historische Top-down-
Ansatz zur Friedenssicherung, bei dem Staaten die Interaktion in der ent-
militarisierten Zone kontrollieren, machte den Waffenstillstand auf der 
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koreanischen Halbinsel zu einem der weltweit langwierigsten und instabils-
ten Friedenssicherungsmechanismen.417 
 
Bei der Ausrichtung seiner Außenpolitik und insbesondere bei kriti-
schen strategischen Entscheidungen spielten für Südkorea vor allem die 
eigenen wirtschaftlichen, militärischen und entwicklungspolitischen Kapazi-
täten eine bedeutende Rolle. Hinzu kam die Innenpolitik, etwa der Einfluss 
durch Führungswechsel oder Bedrohungswahrnehmungen, weiters die 
Bedrohung durch Nordkorea sowie der internationale politische Kontext. 
Ein zusätzlicher Wirkfaktor war die strategische Umgebung in Ostasien, 
vor allem in Bezug auf das Kräfteverhältnis und die Wettbewerbsintensität, 
aber auch in Bezug auf die strukturellen Variablen, beispielsweise die wirt-
schaftliche Interdependenz und das US-Allianzsystem.418 
 
Der Aufbau der nationalen Stärke sollte Südkorea, wenn schon nicht die 
Kontrolle, so doch zumindest Einfluss auf die strategische Umgebung er-
möglichen. Der Mangel an eigener Einflussfähigkeit resultierte im grund-
sätzlichen Interesse, das US-Bündnis aufrecht zu erhalten. Dennoch for-
derte Südkorea immer wieder die USA heraus, um symbolisch seine Macht 
zu behaupten. Angesichts des geopolitisch bedeutenden Aufstiegs Chinas, 
der Unsicherheiten über das US-Bündnis und der Zunahme der eigenen 
Fähigkeiten nahmen die Debatten Südkoreas über seine strategischen Op-
tionen stetig zu. 
 
Die Außenpolitik Südkoreas ist vor allem ein Produkt unterschiedlicher 
Wirkfaktoren auf das strategische Umfeld und die Entscheidungen Südko-
reas bereits vor seiner Staatsgründung. Für die Gründung und das Überle-
ben als unabhängiger Staat war Südkorea auf die USA angewiesen. Die 
Entwicklung der Außenpolitik war von einem Konflikt zwischen einem 
nach innen gerichteten parochialen Nationalismus und den Anforderungen 
des Internationalismus, die mit dem Wirtschaftswachstum einhergingen, 
begleitet. Im Hintergrund gab es während des Übergangs vom Autoritaris-
mus zur Demokratie eine politische Spaltung zwischen konservativen und 
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progressiven Fraktionen. Das kontinuierliche Ziel blieb dabei stets die Ver-
einigung der beiden Koreas.419 

Außenpolitischer Wandel Südkoreas 

Die Veränderungen der Außenpolitik Südkoreas zeigten sich insbesondere 
in der Autonomie, dem Pragmatismus und der Wirksamkeit.420 
 
Die Autonomie ist im Allgemeinen eng mit der wirtschaftlichen Eigen-
ständigkeit verbunden. Sie nahm daher parallel zum Wirtschaftswachstum 
zu. Eine Ausnahme war die relativ große Unabhängigkeit Südkoreas unter 
Syngman Rhee, ungeachtet der Tatsache, dass Südkorea auf die wirtschaft-
liche und militärische Unterstützung der USA angewiesen war. Paradoxer-
weise führte gerade die praktizierte Selbstständigkeit Südkoreas zur Institu-
tionalisierung der engen militärischen Bindung an die USA. In der Folge 
des raschen Wirtschaftswachstums stieg das Ausmaß der Autonomie unter 
Park Chung-hee. Sein erfolgreiches Streben nach einer Normalisierung der 
Beziehung zu Japan reflektierte und erleichterte sein Bemühen um Eigen-
ständigkeit. Kurz- und mittelfristig jedoch stellte sich der gegenteilige Ef-
fekt ein. Südkorea erhöhte seine Abhängigkeit von externen wirtschaftli-
chen Ressourcen, wie jene aus Japan. Roh Tae-woo wiederum verfolgte die 
Nordpolitik, die in erster Linie von den Sicherheitsinteressen Südkoreas 
bestimmt wurde, aber zugleich ein hohes Maß an Autonomie zuließ. Eben-
so wich der moderate außenpolitische Ansatz Kim Young-sams gegenüber 
Nordkorea von der härteren Vorgangsweise der USA ab. Der Kompromiss 
zwischen Südkorea und den USA setzte schließlich auf die Strategie „zuerst 
Diplomatie, dann Sanktionen”, die der ursprünglichen Position Südkoreas 
näherkam. 
 
Mit der außenpolitischen Autonomie nahm der operative Pragmatismus 
zu. In den Anfangsjahren verfolgte Südkorea eine dogmatische Außenpoli-
tik. Beispielhaft ist Syngman Rhees militanter Antikommunismus, seine 
kompromisslose Haltung gegenüber Japan und der Streit mit den USA in 
der Frage des Waffenstillstands. Seine Haltung gründete sich auf den histo-
rischen Erfahrungen, insbesondere der japanischen Kolonialherrschaft und 
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dem Koreakrieg. Sein Nachfolger Park Chung-hee erweiterte die diplomati-
schen Partner Südkoreas, darunter Japan. Zum Teil waren seine Maßnah-
men keine eigenen politischen Initiativen, sondern eher anpassungsfähige, 
aber pragmatische Reaktionen auf vollendete Tatsachen. Besonders Kim 
Young-sam zeigte Pragmatismus im Umgang mit der nordkoreanischen 
Nuklearfrage. Er kooperierte nicht nur eng mit den USA und Japan, son-
dern akezptierte auch, wenn auch widerwillig, die Rolle des Beobachters bei 
den Verhandlungen zwischen den USA und Nordkorea. Mit seiner Flexibi-
lität ermöglichte Südkorea das Rahmenabkommen vom Oktober 1994. Die 
Sonnenscheinpolitik Kim Dae-jungs führte zu einer Rollenumkehr in der 
Beziehung zwischen Südkorea und den USA, denn Südkorea befürwortete, 
unter Beibehalt der Wachsamkeit gegenüber Nordkorea, einen moderateren 
Zugang als die USA. 
 
Zumeist impliziert Pragmatismus Wirksamkeit, ist jedoch keine Garantie 
dafür. Beispielhaft für die Zunahme der außenpolitischen Wirksamkeit ist 
die Beziehung Südkoreas zu Japan. Nach der diplomatischen Normalisie-
rung 1965 beschleunigten Kapital und Technologie aus Japan das Wirt-
schaftswachstum Südkoreas. Ähnlich wie die USA verzeichnete Japan in 
der asymmetrischen Beziehung einen großen Handelsüberschuss. Dies 
führte zu Spannnungen und zu einem weiteren Konfliktpunkt, nämlich die 
Politik Japans gegenüber Nordkorea. Denn von 1965 bis 1988 verfolgte 
Südkorea eine Politik der Verhinderung. Südkorea unterband Verhandlun-
gen Japans mit Nordkorea, um nicht einmal indirekt die Legitimität Nord-
koreas oder seine politischen Ziele zu unterstützen. Japan vermied bis 1990 
alle offiziellen Kontakte zu Nordkorea. Es behielt jedoch seine Politik der 
Trennung von Politik und Wirtschaft bei und vervielfachte das bilaterale 
Handelsvolumen mit Nordkorea. Die Aufnahme direkter Verhandlungen 
zwischen Japan und Nordkorea über eine diplomatische Normalisierung 
Ende 1990 begrüßte Südkorea offiziell. Für Südkorea erwies sich der 
Pragmatismus als produktiv. 
 

Spannungsfelder der Außenpolitik Südkoreas 

In der Außenpolitik Südkoreas zeigten sich mehrere Spannungsfelder. Ge-
genüber Nordkorea wechselte Südkorea zwischen Isolation und Einbin-
dung, bei Sicherheits- und Wirtschaftsfragen zwischen Bilateralismus und 
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Multilateralismus.421 Die außenpolitischen Ambitionen standen häufig in 
Widerspruch zu den geopolitischen Einschränkungen. Zu den zentralen 
strategischen Zielen Südkoreas zählen Sicherheit, wirtschaftlicher Wohl-
stand und nationale Einheit. Dazu strebte Südkorea nach größerer Auto-
nomie sowohl gegenüber den USA als auch gegenüber anderen Großmäch-
ten. Zu diesem Zweck baute Südkorea seine Fähigkeiten aus. Der gleichzei-
tige Wunsch nach Autonomie und ebenso nach Bündnissen war eine stete 
Quelle für Spannungen und resultiert aus der geographischen Lage und 
dem strategischen Wert Südkoreas. Während Syngman Rhee beispielsweise 
die USA direkt herausforderte, war Park Chung-hee wegen seines Fokus 
auf der Wirtschaftsentwicklung weniger konfrontativ gegenüber den USA. 
 
Der nach innen gerichteten Parochialismus stand zudem in Wettstreit mit 
einem von wirtschaftlicher Interdependenz geprägten Internationalismus. 
Der Parochialismus konzentriert sich, wie auch der Provinzialismus, auf 
einen engeren Themenbereich, ohne einen breiteren Kontext zu berück-
sichtigen. Der anfängliche Parochialismus entstammte der Schwäche Süd-
koreas und seiner existenziellen Bedrohung. Dies wurde unter Syngman 
Rhee, Park Chun-hee, Roh Tae-woo und Kim Young-sam deutlich. Der 
Zwiespalt zwischen der regionalen Orientierung auf die koreanische Halb-
insel und den globalen Interessen der USA sorgte beim Umgang mit unter-
schiedlichen Perspektiven im Rahmen der Sicherheitsallianz für stete Span-
nungen. Die Wiedervereinigungspolitik der beiden Koreas hat jedoch un-
weigerlich eine internationale Dimension, da der internationale und regio-
nale Kontext die Durchführbarkeit und Wahrscheinlichkeit der Wiederver-
einigung beeinflusst. Nach dem koreanischen Waffenstillstand 1953, der 
das Ende des militärischen Konflikts markierte, wurde der Wettbewerb um 
die Legitimität zwischen den beiden Koreas international, da beide Koreas 
um weltweite Unterstützung für ihre Positionen warben. Mit dem Wirt-
schaftswachstum und der globalen Integration entwickelte sich Südkorea 
zu einem konsequenteren globalen Akteur. Mit der Hinwendung zum In-
ternationalismus, insbesondere ab Kim Dae-jung, leistete Südkorea einen 
konstruktiven Beitrag zur Weltordnungspolitik. 
 
Seit der Gründung der Republik Korea 1948 widmeten sich wissenschaftli-
che Debatten den Spannungen zwischen Parochialismus und Internationa-
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lismus sowie zwischen Bündnisabhängigkeit und größerer Autonomie. Da-
raus resultierten vier strategische Optionen: die parochiale Bündnisab-
hängigkeit, der bündnisfähige Internationalismus, die Internationalisierung 
plus Autonomie sowie – theoretisch und idealistisch – die Unabhängigkeit 
durch die Erklärung der Neutralität. Diese vier Ansätze schließen sich nicht 
gegenseitig aus. Manche Regierungen folgten eindeutig einer Richtung, 
andere kombinierten Elemente unterschiedlicher Ansätze. 
 
Die parochiale Bündnisabhängigkeit, eine Kombination von Allianz 
und Parochialismus, zeigte sich während des Kalten Krieges. Alle außenpo-
litischen Entscheidungen waren von der Wahrnehmung und der erhofften 
Fortführung des US-Engagements geprägt. Dazu gehörte die Normalisie-
rung der Beziehung zu Japan, die Entsendung südkoreanischer Truppen 
nach Vietnam, die Annäherung an Nordkorea in den frühen 1970er Jahren 
und die Entscheidung Park Chung-hees für ein verdecktes Atomwaffen-
programm Mitte der 1970er Jahre in Zusammenhang mit dem geplanten 
US-Truppenabzug. 
 
Der bündnisfähige Internationalismus nutzte den internationalen Druck 
als Hebel zur Durchsetzung der nationalen Ziele. Südkorea profitierte von 
neuen Möglichkeiten zur Erweiterung der diplomatischen Reichweite. In 
enger Abstimmung mit den USA bemühten sich etwa Roh Tae-woo und 
insbesondere Kim Dae-jung um die Verbesserung der Beziehungen zu 
China und der Sowjetunion. Unter Lee Myung-bak und Park Geun-hye 
entwickelte sich Südkorea zu einem Nettozahler für globale Güter. 
 
Die dritte strategische Option der Internationalisierung plus Autonomie 
kombinierte die Ausweitung der Autonomie mit dem Streben nach außen-
politischem Multilateralismus in einem kooperativen Sicherheitsrahmen. 
Dies inkludierte die Ausweitung der Interessen auf Themen, die über die 
koreanische Halbinsel hinausgehen. Grundlage waren die erreichten größe-
ren Fähigkeiten zur effektiven Teilnahme an globalen Angelegenheiten, 
etwa die nukleare Sicherheit oder die globale Gesundheit. Diesen Ansatz 
strebte Roh Moo-hyun in den ersten Amtsjahren und teilweise auch Kim 
Young-sam an, letztlich wegen der relative Schwäche Südkoreas gegenüber 
seinen Nachbarländern jedoch vergebens. 
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Abbildung 4: Wirkfaktoren auf die außenpolitischen Entscheidungen gemäß der Amtszeit 
der Präsidenten 
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Die Unabhängigkeit durch Erklärung der Neutralität ist ein theoreti-
scher und idealistischer Ansatz, der immer wieder in Strategiedebatten dis-
kutiert wurde, jedoch niemals ernsthaft als Option in Betracht gezogen 
wurde.422 
 

Wiedervereinigungspolitik der beiden Koreas 

Beide Koreas betonen die Bedeutung eines geeinten Koreas, verfolgen je-
doch in der Realität zwei gegensätzliche Visionen für eine gemeinsame Na-
tion. Zudem verwandelten die unterschiedlichen Interessen und Perspekti-
ven die Region in ein Zentrum der Machtpolitik.423 Die Lösung des Nord-
koreakonflikts erfordert zumindest ein günstiges internationales Umfeld, 
die Aufgeschlossenheit Nordkoreas, ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 
südkoreanischen Initiativen und nordkoreanischer Gegenseitigkeit, eine 
unterstützende Wirtschaft und öffentliches Vertrauen.424 Ein Hindernis für 
die Wiedervereinigung ist die Entstehung separater koreanischer Nationen 
mit unterschiedlichen Identitäten und Werten. Von ursprünglich „zwei 
Staaten, eine Nation” entwickelte sich Korea im Zuge der Teilung zu „zwei 
Staaten, zwei Nationen”.425  
 
Es gibt vier alternative Einigungsszenarien in unterschiedlichen Varianten 
mit spezifischen Merkmalen, potenziellen Indikatoren sowie strategischen 
und operativen Auswirkungen auf die Streitkräfte: die friedliche Einigung 
und Integration, der Systemzusammenbruch Nordkoreas und die Absorp-
tion, die Einigung durch Konflikte sowie eine mögliche Intervention von 
außen.426 
 
Der Charakter der interkoreanischen Beziehung ist auf der Ebene der Wie-
dervereinigungspolitik kaum veränderbar. Weder bewirkte die Reduzierung 
der Vereinigungspolitik auf die Nordkoreapolitik einen Wandel noch die 
quantitative Zunahme der Kooperation und des Austauschs. In beiden 
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Koreas ist die Vereinigungspolitik schrittweise, friedlich und funktional 
konzipiert. Zeitweise stellte Südkorea die kurzfristige Nordkoreapolitik 
über die mittel- oder langfristige Wiedervereinigungspolitik. Dennoch be-
darf die Vereinigungspolitik einer langfristigen und teils auch taktischen 
Perspektive. Sie steht in Bezug zur nationalen Entwicklung, denn sie muss 
eine solide Grundlage für eine friedliche Wiedervereinigung schaffen, vor 
allem Veränderungen in Nordkorea und die Normalisierung der interkore-
anischen Beziehung.427 
 
Die Strategie der USA auf der koreanischen Halbinsel beruht auf dem 
Prinzip des Status quo und zielt auf den Erhalt des historischen Bündnisses 
mit Südkorea ab.428 
 
Japan und Russland stehen einer potenziellen friedlichen Wiedervereini-
gung grundsätzlich positiv gegenüber. Japan könnte vor allem wirtschaftli-
che Unterstützung leisten.  
 
Chinas Haltung ist ambivalent. Es akzeptierte die Zwei-Korea-Politik und 
befürchtet im Zuge einer Wiedervereinigung politische, wirtschaftliche und 
sicherheitspolitische Gefahren.429 China hegt grundsätzliche Bedenken vor 
einem möglichen, unbedingt zu vermeidenden Systemzusammenbruch 
Nordkoreas, der einen Flüchtlingsstrom nach China auslösen würde. Ein 
Konflikt auf der koreanischen Halbinsel birgt die Gefahr einer ernsthaften 
Eskalation, die Südkorea und die USA involvieren würde. Ein vereinigtes 
Korea hätte vermutlich mit großen wirtschaftlichen Problemen zu kämp-
fen. Ein mit den USA verbündetes vereinigtes Korea würde für China we-
gen der direkten Landgrenze ernsthafte militärische Probleme aufwerfen.430 

Strategische Optionen zur Wiedervereinigung der beiden Koreas 

Die nationale Einheit stand für Südkorea als wesentliches strategisches 
Ziel stets im Vordergrund.431 Es hätte grundlegende Änderungen der 
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Macht, Prioritäten und strategischen Optionen in Ostasien zur Folge. Seine 
Politik entwickelte Südkorea jedoch vor dem Hintergrund, dass die Wahr-
scheinlichkeit für die Vereinigung, insbesondere zu den südkoreanischen 
Bedingungen, als gering eingeschätzt wurde. Daher legte Südkorea im 
Rahmen einer traditionellen Interessenspolitik seine strategische Priorität 
auf Sicherheit und Wohlstand.432 Trotz der Spannungen gilt eine militäri-
sche Auseinandersetzung zwecks Vereinigung als nicht zielführend. Ande-
rerseits erlaubt das gegenseitige Misstrauen keine diesbezüglichen Verhand-
lungen. 
 
Die Verfolgung einer Vereinigungspolitik Südkoreas hatte Folgen für seine 
Strategieentscheidungen. Dies betraf die Ziele und Umsetzung seiner Au-
ßenpolitik auf der regionalen und gobalen Ebene. Eine starke Motivation 
resultierte aus dem direkten Zusammenhang mit der anhaltenden Span-
nung zwischen Autonomie und US-Allianz.433 
 
Die Vereinigungsstrategien Südkoreas mussten das Zusammenspiel we-
sentlicher Hauptfaktoren berücksichtigen. Für Südkorea waren die innen-
politischen Debatten über die koreanische Wiedervereinigung bedeutend. 
Hinzu kamen die spezifische Politik Nordkoreas und die Art der Interakti-
on mit Südkorea. Ein wichtiger Faktor war das Machtgleichgewicht auf der 
koreanischen Halbinsel; dies betraf auch die Möglichkeiten von Instabilität 
oder eines Zusammenbruchs Nordkoreas.434 Schließlich waren auch die 
politischen Präferenzen und der Einfluss der relevanten Großmächte, ins-
besondere Chinas und der USA, in die Überlegungen einzubeziehen.435 Die 
Vereinigungspolitik umfasst die Innen- wie auch die Außenpolitik. Denn 
sie betrifft die nationale Identität Koreas und ist ein mächtiges politisches 
Instrument zum Aufbau innenpolitischer Unterstützung für die südkorea-
nische Regierung. Nicht zuletzt als Prüfstein für die Legitimität der Regie-
rung entwickelte bzw. verfolgte Südkorea Strategien zur Erreichung der 
Wiedervereinigung. Die Realisierbarkeit hängt zudem vom Charakter der 
interkoreanischen Beziehungen ab.436 
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Die relative Wirtschaftskraft und die wahrgenommene Dauerhaftigkeit 
der beiden Koreas prägten die Wahrnehmung der Wiedervereinigung als 
ein unmittelbares oder langfristiges strategisches Ziel. Nach dem Korea-
krieg stand das US-Sicherheitsbündnis im Mittelpunkt. Doch mit der stei-
genden Unsicherheit über die US-Sicherheitsverpflichtung Anfang der 
1970er Jahre im Rahmen der Nixon-Doktrin griff Park Chung-hee zur 
Selbsthilfe, einschließlich der verdeckten eigenständigen Entwicklung der 
Atomwaffenfähigkeit. Gemäß der Nixon-Doktrin erwarteten die USA von 
ihren Verbündeten eine höhere, insbesondere finanzielle, Kostenübernah-
me für ihre militärische Verteidigung.437 
 
Als notwendige, jedoch nicht hinreichende Bedingung für die Wiederverei-
nigung verschob sich das relative Machtgefälle zwischen den beiden Koreas 
allmählich zugunsten Südkoreas. Im Rahmen seiner konkretisierten Über-
legungen befürchtete Südkorea die hohen Kosten, fand jedoch, dass die 
Vorteile überwiegen würden. Allerdings nahmen auch die innenpolitischen 
Meinungsverschiedenheiten über die Durchführbarkeit einer Vereinigung 
zu.438 

Strategisches Denken Südkoreas zur Wiedervereinigung 

Die Existenz des südkoreanischen Vereinigungsministeriums spiegelt die 
einzigartige Realität der geteilten koreanischen Halbinsel wider. Es wurde 
am 01.03.1969 zur Entwicklung einer einheitlichen Vereinigungspolitik in 
einem institutionellen Rahmen gegründet und ist für alle Fragen im Zu-
sammenhang mit den interkoreanischen Beziehungen und der Vereinigung 
zuständig. Es umfasst unter anderem ein Büro für den interkoreanischen 
Dialog, ein Zentrum für die Vereinte Koreanische Zukunft und ein Natio-
nales Zentrum für die Vereinigungspädagogik.439 Südkoreas Vereinigungs-
ministerium veröffentlichte 1996, 2001, 2005, 2010, 2013, 2014, 2016, 
2019, 2021 und 2022 Weißbücher zur Vereinigung sowie wöchentliche 
Berichte über Nordkorea.440 
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Unter Park Chung-hee und Chun Doo-hwan machte der Antikommunis-
mus die Wiedervereinigung zu einem unerfüllbaren Wunsch, der jedoch 
politisch instrumentalisiert werden konnte. Mit Roh Tae-woo und Kim 
Young-sam veränderte sich die Haltung Südkoreas von einer konkurrieren-
den zu einer kooperativen. Die Zusammenarbeit sollte zu Reformen Nord-
koreas, zu seiner internationalen Einbindung und schließlich zu einer stu-
fenweisen Wiedervereinigung führen. Kim Dae-jung bot kompromissbereit 
diplomatische und wirtschaftliche Unterstützung, mit der er einen schritt-
weisen Kräfteausgleich und letztlich die Wiedervereinigung bewirken woll-
te. Obwohl sich Roh Moo-hyun auf die Bewältigung der Nuklearkrise kon-
zentrieren musste, setzte er die Beschwichtigungspolitik Kim Dae-jungs 
fort.441 

Kontinuität & Wandel der Wiedervereinigungspolitik 

Ebenso wie die Außenpolitik war auch die Wiedervereinigungspolitik Süd-
koreas nicht statisch.442 

Kontinuität der Wiedervereinigungspolitik 

Die Kontinuität betrifft die Beständigkeit der strategischen Ziele, die Poli-
tisierung der Vereinigungsfrage sowie die Konzeputalisierung als friedlicher 
und stufenweiser Prozess. 
 
Die Regierungen Südkoreas bekannten sich ab 1948, explizit oder implizit, 
zum strategischen Ziel der hegemonialen Vereinigung, bei der das süd-
koreanische oder ein anderes demokratisches System die Oberhand über 
das System Nordkoreas erhalten soll. Zielsetzung war die Beseitigung des 
kommunistischen Einflusses, das Minimalziel war seine Neutralisierung. 
Daher fand die Möglichkeit, dass die Kommunisten in einem wiederverei-
nigten Korea eine bedeutende Kraft bleiben könnten, keine Berücksichti-
gung. Die Transparenz des Maximalziels variierte jedoch unter den unter-
schiedlichen Präsidenten. Syngman Rhee beispielsweise sprach offen vom 
„Marsch nach Norden”. Er stellte sich gegen Kompromisse und Waffen-
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stillstandsverhandlungen. Park Chung-hee verhandelte zwar mit Nordko-
rea, brachte jedoch sein tiefes Misstrauen zum Ausdruck und beharrte da-
rauf, dass der einzige Weg zur Wiedervereinigung der Sieg über den Kom-
munismus wäre. Chun Doo-hwan, Roh Tae-woo, Kim Young-sam und 
Kim Dae-jung bekannte sich nicht ausdrücklich zum Ziel, den Kommu-
nismus zu besiegen. Chun Doo-hwan und Roh Tae-woo artikulierten je-
doch offen ihr Misstrauen gegenüber Nordkorea. Wie alle seine Vorgänger 
lehnt Kim Dae-jung ausdrücklich jede Absicht ab, den Norden zu absor-
bieren. 
 
Der zweite gemeinsame Nenner der Vereinigungspolitik bestand darin, 
dass die Wiedervereinigung stets ein hochpolitisches Thema war. Die 
politische Instrumentalisierung des Themas war unter Park Chung-hee am 
stärksten. Wie auch Syngman Rhee rechtfertigte er die Unterdrückung mit 
der Bekämpfung der kommunistischen Subversion. Zudem nutzte er den 
interkoreanischen Dialog zur Legitimierung von weitreichenden politischen 
Veränderungen, die seine Macht stärkten und seine Herrschaft verlänger-
ten. Auch Chun Doo-hwans Wiedervereinigungspolitik, insbesondere sein 
Vorschlag für ein Gipfeltreffen mit Kim II-sung und seine Wiedervereini-
gungsformel, sollte seine schwache Legitimität untermauern. Als erster 
ziviler Präsident hatte Kim Young-sam den geringsten Anreiz, die Vereini-
gungsfrage zu politisieren. Kim Dae-jung trennte schließlich Politik und 
Wirtschaft in der interkoreanischen Beziehung. 

Wandel der Wiedervereinigungspolitik 

Der Wandel zeigte sich in der Diversifizierung der Mittel, die beim Streben 
um die Wiedervereinigung eingesetzt wurden, in der Formulierung einer 
umfassenden Vereinigungsstrategie und in der unterschiedlichen Bedeu-
tung der Wiedervereinigung. 
 
Syngman Rhee sprach sich für den Krieg als Mittel zur Vereinigung aus. 
Er unterstützte von den Vereinten Nationen überwachte Wahlen, die auf 
dem Prinzip der proportionalen Repräsentation basierten. Angesichts der 
doppelten Bevölkerungszahl in Südkorea wäre seine Dominanz in einer 
Einheitsregierung garantiert. Erst nach dem Sturz von Syngman Rhee im 
April 1960 schloss Südkorea gewaltsame Mittel zur Wiedervereinigung aus. 
Anfang der 1970er Jahre kam erstmals der Dialog als Instrument hinzu. 
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Eine erste Vereinigungsstrategie formulierte Park Chung-hee. Erst nach 
der Verwirklichung der Zwischenziele, etwa die Modernisierung und der 
Aufbau einer eigenständigen Wirtschaft, sollte es zur Wiedervereinigung 
kommen. Chun Doo-hwan präsentierte 1982 einen umfassenden Vorschlag 
zur nationalen Versöhnung und demokratischen Vereinigung. Er sah die 
Bildung einer beratenden Konferenz mit Vertretern Nord- und Südkoreas 
sowie die Ausarbeitung einer Verfassung für ein vereinigtes Korea mit 
nachfolgenden Referenden und Wahlen vor. In der Zwischenzeit sollte die 
bestehende politische Ordnung anerkannt werden, ohne Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten der anderen Seite. Roh Tae-woo folgte diesem 
Beispiel und legte im September 1989 einen eigenen umfassenden Vor-
schlag vor. 
 
Beispielhaft für die zunehmende Bedeutung der Wiedervereinigung 
war die Politik unter Roh Tae-woo.443 Roh Tae-woos Amtsantritt war die 
erste friedliche Machtübergabe seit der Gründung der Republik Korea im 
August 1948. Dennoch konnte er weder ein solides Mandat noch unbe-
streitbare Legitimität vorweisen. Er räumte der Demokratisierung und den 
interkoreanischen Beziehungen auf der Basis von Dialog und Handelsaus-
tausch höchste Priorität ein. Als Kern der Nordpolitik entpuppte sich Süd-
koreas Unterstützung zur Verbesserung der internationalen Beziehungen 
Nordkoreas, insbesondere zu den USA und Japan. Gestärkt durch seinen 
eigenen politischen und wirtschaftlichen Wandel, sein gestiegenes interna-
tionals Ansehen und den global zunehmenden Pragmatismus unterbreitete 
Roh Tae-woo im September 1989 seine sogenannte „koreanische Wieder-
vereinigungsformel” inklusive Detailkonzept. Die Prämisse war, dass die 
Bildung einer nationalen Gemeinschaft der Schaffung einer politischen 
Einheit vorausgehen müsse. Berücksichtigt wurde dabei eine Übergangs-
phase. In der Folge wurden zwei bedeutende Vereinbarungen unterzeich-
net, die Anfang 1992 in Kraft traten. Das Abkommen über Versöhnung, Nicht-
angriff, Austausch und Zusammenarbeit zwischen dem Norden und dem Süden legte 
den Grundstein für die Institutionalisierung des interkoreanischen Dialogs. 
Die Gemeinsame Erklärung über die Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel 
ergänzte das erste Abkommen. Im Folgejahr verschlechterte sich die Situa-
tion drastisch, da Nordkorea das Ersuchen der Internationalen Atomener-
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gie-Organisation (International Atomic Energy Agency, IAEA) um eine 
Inspektion von zwei Anlagen in Yongbyon zurückwies, die nach westlichen 
Erkenntnissen der Wiederaufbereitung von Plutonium dienten. 
 
Kim Young-sam stellte den Aufbau des nationalen Konsens in Bezug auf 
die Wiedervereinigung in den Mittelpunkt. Seine Politik war anfangs von 
Kontinuität und Zuversicht geprägt. Beispielhaft ist sein anfänglich ver-
söhnlicher Umgang mit der Krise, die Nordkoreas Ankündigung am 
12.03.1993, aus dem Atomwaffensperrvertrag auszutreten, folgte. Während 
die USA eine strikte Haltung mit Sanktionen befürworteten, präferierte 
Kim Young-sam während der dreimonatigen Kündigungsfrist diplomati-
sche Verhandlungen. Kim Young-sams grundsätzliche drei Konzeptphasen 
umfassten erstens Versöhnung und Zusammenarbeit, zweitens die Schaf-
fung einer Art koreanischer Commonwealth sowie drittens das Motto „ein 
Staat, eine Nation”. Zu Beginn orientierte sich Kim Young-sam an den drei 
Prinzipien des demokratischen nationalen Konsens, der Koexistenz und 
des gemeinsamen Wohlstands sowie des nationalen Wohlergehens. Sie 
wurden mit Freiheit, Demokratie und Wohlstand für alle ersetzt. Dies 
machte deutlich, dass es in einem vereinten Korea keinen Platz für einen 
Sozialismus nordkoreanischer Prägung gab. Nach dem Tod Kim Il-sungs 
im Juli 1994, der das für einige Tage danach geplante historische Gipfeltref-
fen verhinderte, nahm Südkorea eine harte Haltung gegenüber Nordkorea 
ein.444 
 
Die Sonnenscheinpolitik Kim Dae-jungs gründete sich auf den Verände-
rungen der Machtstruktur und -dynamik in Südkorea. Kim Dae-jung war 
der erste progressive Präsident Südkoreas. Er nutzte die Sonnenscheinpoli-
tik zur Verbesserung seiner politischen Position und trug damit zur Politi-
sierung eines Themas bei, das eigentlich als unparteiisch galt. Denn der 
Debattenverlauf wurde großteils von der internen Dynamik Südkoreas ge-
prägt und weniger von den Maßnahmen Nordkoreas oder den USA. Ange-
sichts anhaltender Militärprovokationen und mangels Reziprozität von Sei-
ten Nordkoreas neigte Kim Dae-jung zur Überbewertung seiner polititi-
schen Erfolge und untergrub allmählich seine eigene Glaubwürdigkeit. Die 
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Diskrepanz zwischen den Fortschritten in den Wirtschafts- und Sicher-
heitsfragen führte zu heftigen politischen Debatten in Südkorea.445 
 
Kim Dae-jung orientierte sich an den Prinzipien Eigenständigkeit, Frieden 
und Demokratie. Die Entwicklungsstufen sollten zuerst eine Konföderati-
on, danach eine Föderation und zuletzt die Bildung entweder eines zentrali-
sierten Regierungssystems oder mehrerer autonomer Staaten umfassen. 
Das Ziel der Sonnenschenpolitik war es, durch Zeichen des guten Willens 
einen Wandel in Nordkorea herbeizuführen. Dabei strich Kim Dae-jung 
hervor, dass er keine bewaffneten Provokationen dulden würde. Er beton-
te, dass er nicht die Absicht habe, Nordkorea zu untergraben oder zu ab-
sorbieren. Im Rahmen einer aktiven Kooperation wurde der nichtstaatliche 
Austausch erleichtert, etwa durch die Aufhebung von Reise- und Investiti-
onsbeschränkungen für südkoreanische Bürger in Nordkorea. Das in der 
Folge von Hyundai betriebene Tourismusprogramm wurde zur größten 
Deviseneinnahmenquelle Nordkoreas. Die offiziellen zwischenstaatlichen 
Kontakte blieben minimal.446 

Wiedervereinigungsstrategien Südkoreas 

Südkorea stellte am 11.09.1989 sein Konzept für die „Vereinigung der ko-
reanischen Volksgemeinschaft“ vor. Kim Young-sam verkündete am 
15.08.1994 eine überarbeitete Version, welche die nachfolgenden Regierun-
gen als offizielle Vereinigungsformel Südkoreas beibehielten. Die zugrunde 
liegenden Prinzipien sind die Autonomie und die liberale Demokratie. Der 
dreistufige Prozess der Wiedervereinigung umfasst erstens die Versöhnung 
und Zusammenarbeit, zweitens die Bildung eines koreanischen Common-
wealth sowie drittens die Verwirklichung eines Einheitsstaates. Die erste 
Phase der Versöhnung betrifft die gegenseitige Anerkennung der Regierun-
gen, die Konfliktbeseitigung, die friedliche Koexistenz sowie die wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle Zusammenarbeit. Die Herausforderungen bei 
der Umsetzung dieser Anfangsphase belegten beispielsweise militärische 
Krisen wie der Untergang des südkoreanischen Schiffes Cheonan am 
26.03.2010, die Bombardierung der Insel Yeonpyeong am 23.11.2010 sowie 
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Atomtests.447 Die zweite Stufe erfüllt eine funktionale Rolle und ist ein 
Übergangssystem, um letztlich einen Einheitsstaat zu schaffen. Dieses soll 
eine nationale, insbesondere eine wirtschaftliche und soziale bzw. kulturelle 
Gemeinschaft etablieren. Der koreanische Commonwealth besteht de facto 
aus zwei getrennten Staaten mit separaten Rechten auf Diplomatie, Wirt-
schaft und Sicherheit. Zugleich sollen Probleme gemeinsam debattiert und 
gelöst werden. Diverse Mechanismen und institutionalisierte Organe sollen 
das Funktionieren des koreanischen Commonwealth sicherstellen, etwa ein 
interkoreanischer Gipfel als oberstes Beratungsorgan sowie interkoreani-
sche Kabinettssitzungen oder ein interkoreanischer Rat, der letztlich eine 
Vereinigungsverfassung festlegen soll.448 

Nordkoreas Perspektive auf die Wiedervereinigung im Vergleich 

Betreffend Wiedervereinigung vertrat Nordkorea unverändert zwei Auffas-
sungen. Erstens galt die Teilung der koreanischen Halbinsel als Ergebnis 
äußerer bzw. imperialistischer Kräfte. Und zweitens stand die Wiederverei-
nigung in Bezug zur Verwirklichung der nationalen Unabhängigkeit. Aus 
diesem Grund mussten die USA angeprangert, die vereinigungsfeindlichen 
Kräfte aus Südkorea vertrieben und die Eigenständigkeit realisiert werden. 
Allerdings lagen den von Nordkorea verwendeten Begriffen andere Kon-
zeptionen zugrunde. Mit „Nation“ war eine exklusive, isolierte Nation mit 
Klassenzugehörigkeit gemeint. Unter „Unabhängigkeit“ verstand Nordko-
rea ein soziopolitisches Lebenskonzept im Rahmen der Juche-Ideologie 
und unter der Leitung des „Obersten Führers“. Südkorea wurde als Kolo-
nie der US-Imperialisten und als Marionettenregime bezeichnet. Das Ziel 
Nordkoreas war bis Ende der 1980er Jahre die Verwandlung der gesamten 
koreanischen Halbinsel in ein kommunistisches Land. Zwei unterschiedli-
che Konzepte fokussierten sich auf die Vereinigung entweder mit Militär-
gewalt oder durch die Unterstützung südkoreanischer Antiregierungsakti-
visten bei der Revolutionierung des Südens. Als Mittel dienten zeitweilig 
militärische Provokationen und die Verfolgung der Einheitsfrontstrategie. 
Der Zugang Nordkoreas zur Wiedervereinigung wandelte sich Anfang der 
1990er Jahre und wurde defensiver. Optimal erschien Nordkorea nun das 
Koryo-Konföderationssystem als rationales, realistisches und machbares 
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System, jedoch ohne existierendes Vorbild. Mit dieser Politik der Koexis-
tenz wollte Nordkorea seinen spezifischen Sozialismus aufrechterhalten. 
Dennoch behielt Nordkorea die Aufrüstung und Militärprovokationen 
bei.449 
 
Nordkorea schlug am 10.10.1980 die Schaffung der Demokratischen 
Konföderativen Republik Koryo im Sinne von „Zwei Regierungen, zwei 
Systeme“ vor. Es forderte die Errichtung eine nationale Vereinigungsregie-
rung mit gleichberechtigter Beteiligung beider Koreas, basierend auf der 
gegenseitigen Toleranz der unterschiedlichen Ideologien und Systeme. 
Vorgesehenes Kernelement war etwa die paritätische Besetzung des Obers-
ten Nationalen Konföderalen Rates. Sein ständiger konföderaler Ausschuss 
würde die Angelegenheiten in den Bereichen Politik, Diplomatie und Mili-
tär leiten. Unter der Leitung der konföderalen Regierung implementieren 
die zwei Regionalregierungen mit ihren unterschiedlichen Ideologien und 
Systemen die Politik in beiden Koreas. Ihre Autonomie erstreckt sich auf 
militärische, wirtschaftliche, kulturelle und diplomatische Angelegenheiten. 
Folglich besteht die Konföderation aus einer Nation, einem Staat, zwei 
Systemen und zwei Regierungen. Die Voraussetzungen wären politische 
Verhandlungen, der Beschluss einer Vereinigungsformel und die Ausrufung 
der Demokratischen Konföderalen Republik Koryo.  
 
Im Gegensatz zum offensiveren, älteren Föderationsplan wurde die Kon-
föderation Koryo in den 1980er Jahren als Endpunkt der Vereinigung ge-
sehen, später jedoch erneut als Übergangssystem. Der ältere Föderations-
plan wurde erstmals 1960 als Alternative vorgeschlagen. Kim Il-sung pro-
klamierte ihn am 23.06.1973 als Übergangsformel zur Vereinigung als „Ein 
Staat, ein System“. Im Konzept Kim Il-sungs hätte sich die Zuständigkeit 
der Regionalregierungen auf die inneren Angelegenheiten beschränkt. Die 
Zeiträume und Methoden in Bezug auf die Verwirklichung der Förderation 
wurden nicht spezifiziert. Die Konföderation ab den 1980er Jahren dient 
Nordkorea in erster Linie als defensive Formel, insbesondere um eine An-
nexion durch Südkorea zu verhindern. Dies resultiert aus dem wachsenden 
Machtgefälles zwischen Nord- und Südkorea sowie dem Zusammenbruch 
des sozialistischen Lagers. Es handelt sich daher nicht um eine aktive Ver-
einigungsformel, sondern zielt auf die Aufrechterhaltung des Status quo 
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und die Koexistenz ab. Im Vergleich zu Südkorea hebt der nordkoreani-
sche Ansatz Prämissen und strukturelle Anforderungen deutlicher hervor. 
Als grundlegende Voraussetzung sieht Nordkorea den Abzug der US-
Truppen aus Südkorea.450 
 

4.3 IDENTITÄT 

Die nationale Identität prägt die Definition der nationalen Interessen und 
damit die Positionierung im globalen System. Die Identität ist daher eine 
wesentliche analytisch-kulturelle Dimension des politischen und strategi-
schen Handelns.451  
 
Identität beschreibt, wie wir über uns selbst und wie andere über uns den-
ken. Die Identitätsbildung basiert grundsätzlich auf sozialen Erfahrungen, 
die über die individuelle Erfahrung des Einzelnen hinausgeht. Die Grup-
penidentität setzt ähnliche Erfahrungen aller Gruppenmitglieder voraus.452 
Es entwickelten sich insbesondere zwei unterschiedliche, eng miteinander 
verbundene Stränge der Identitätstheorie. Die eine konzentriert sich auf die 
Verknüpfung von sozialen Strukturen und Identitäten, die andere auf den 
internen Prozess der Selbstverifizierung. Beide Theorien stellen einen Kon-
text für die jeweils andere dar. Die Beziehung zwischen sozialen Strukturen 
und Identitäten beeinflusst den Prozess der Selbstverifizierung, während 
der Prozess der Selbstverifizierung soziale Strukturen schafft und erhält.453 
 
Unter kultureller Identität versteht man das Zugehörigkeitsgefühl eines 
Individuums oder einer sozialen Gruppe zu einem bestimmten kulturellen 
Kollektiv. 
 
In der politischen Theorie hat die nationale Identität zwei Bedeutungen. 
Einerseits die Zugehörigkeit zu einer bestimmten ethnischen oder kulturel-
len Gemeinschaft, andererseits die politische Selbstidentität als Mitglied 
eines bestimmten Staates. In Bezug auf den Nationalstaat werden beide 
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Elemente kombiniert. Generell muss die kulturelle Identität jedoch nicht 
mit der politischen Identität übereinstimmen. 
 

Identität Südkoreas 

Bei der Definition der nationalen Identität Südkoreas, der nationalen 
Interessen und der Außenpolitik, insbesondere gegenüber Nordkorea, 
spielten die Staatspräsidenten eine Schlüsselrolle. 
 
Die Veränderung der nationalen Identität beruht in erster Linie auf dem 
Generationenwechsel in Südkorea und dem Demokratisierungsprozess, 
insbesondere der Legalisierung der Lehrergewerkschaft. Diese stärkte eine 
Sichtweise auf die koreanische Geschichte, die sich stärker auf die Zusam-
mengehörigkeit des koreanischen Volkes konzentrierte.454 Das Identitätsge-
fühl der Koreaner geht wegen der ethnisch-sprachlichen Homogenität, der 
geographischen Isolation und der langen politischen Einheit des Landes 
über die dynastische Loyalität hinaus.455 Der Identitätswandel in Taiwan 
beruhte hingegen in erster Linie auf politischen Veränderungen, der Bezie-
hung zu China und der Migration.456 
 
Die moderne nationale Identität (Süd-) Koreas entstand über einen relativ 
kurzen Zeitraum.457 Ihre Anfänge werden mit Ende des 19. Jahrhunderts 
datiert.458 Damals gab es – ähnlich wie in China – in der traditionellen Ge-
sellschaft einen drängenden politischen Konflikt über Beibehalt oder Neu-
gestaltung der konfuzianischen Gesellschaftsordnung und des politischen 
Systems. Das fortschrittliche reformistische Lager unterlag dem konservati-
ven reaktionären Flügel der aristokratischen Elite, die als Berater des Kö-
nigs in der Hofpolitik verankert war. Die Misserfolge der Joseon-Dynastie 
bei der Bewältigung der internen und externen Herausforderungen in der 
Zeit des Imperialismus führte 1910 zum Niedergang des Königreichs Ko-
rea.459 
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Die kollektive Identität wurde durch das Modernisierungstreben geprägt. 
Die Schlüsselthemen und -motive der Modernisierung beeinflussten die 
innenpolitische Dynamik Südkoreas ab dem Beginn seiner modernen Staat-
lichkeit bis zur Regierung Roh Tae-woos.460 Ab der Präsidentschaft von 
Kim Young-sam 1993 entstammten die formenden Einflüsse der Demo-
kratisierung und der Globalisierung mit den begleitenden politischen und 
strukturellen Anpassungen. Die Industrialisierung brachte Südkorea vor 
allem regionale Bedeutung, der politische Wandel globale Bedeutung. Der 
reale und der angestrebte Status spielt in den internationalen Beziehungen 
und der globalen Ordnungspolitik eine wesentliche Rolle.461 Beispielhaft ist 
Südkoreas Beitritt zur OECD 1996. Diese rasche Statuserhöhung innerhalb 
eines Jahrzehnts von der Demokratisierung 1987 bis zur Finanzkrise 1997 
hatte für Südkorea zwei Konsequenzen. Erstens den Kompromiss zwi-
schen Wirtschaftswachstum und politischer Freiheit und zweitens die Re-
form der Handelsethik und -institutionen. Kim Young-sams Regierung 
scheiterte beim Abschluss des demokratischen Konsolidierungsprozesses. 
Trotz der verfassungsrechtlichen Konsolidierung fehlte es noch an einer 
institutionellen, verhaltensmäßigen und zivilen kulturellen Konsolidierung. 
Hinderlich waren die Eigeninteressen der konservativen Kräfte, das träge 
bürokratische System, die neu entstandene politische Blockade und die 
traditionelle politische Kultur. Auch der Globalisierungsschub war proble-
matisch. Er wurde ohne entsprechende innenpolitische Reformen unter-
nommen und resultierte in einer verfrühten Öffnung. Hinzu kam innenpo-
litischer Widerstand gegen die Globalisierung, Liberalisierung und Deregu-
lierung. Generell war Südkorea als neu demokratisierter Staat mit zahlrei-
chen Verhandlungen in mehreren Bereichen konfrontiert. Diesen struktu-
rellen, kulturellen und systemischen Zwängen unterlagen auch Kim Young-
sams Nachfolger Kim Dae-jung und Roh Moo-hyun.462 
 
Der Ursprung der sozialen Klassenbildung geht auf die Joseon-Dynastie 
zurück. Das traditionelle Korea war überwiegend eine Agrargesellschaft mit 
Familienpacht als sozialer Einheit. Das Pachtverhältnis war ein Haupt-
merkmal der Joseon-Dynastie und überdauerte die Kolonialzeit bis zu den 

                                                 
460  Kihl 2015, 13 Tabelle 1.1. 
461  Mukherjee 2022. 
462  Ha 2001; Kihl 2015, 3-35. 



199 

Landreformgesetzen 1949. Die soziale Klassenstruktur im ländlichen Korea 
war vielfältig und komplex, bestand jedoch in erster Linie aus Grundbesit-
zern, Landwirten, Halbpächtern und landlosen Pächtern. Die Kommerzia-
lisierung der Landwirtschaft erfolgte in den 1920er Jahren während der 
japanischen Kolonialherrschaft. Der Aktivismus der Bauern aufgrund 
ihrer Unzufriedenheit war historisch bedeutend und führte beispielsweise 
1894 zur Donghak Bewegung gegen Japan. Das koloniale Erbe der Bau-
ernproteste war für die Gestaltung des ländlichen politischen Umfeldes in 
Korea nach dem Zweiten Weltkrieg entscheidend. Es war für die Agrarre-
form im Süden und die radikalere Revolution im Norden verantwortlich. 
Es gab zwei unterschiedliche Phasen der Bauernproteste. Die Pächterstrei-
tigkeiten ab den 1920er Jahren ebneten den Weg für die Auflösung der 
Grundbesitzerklasse. Die Bewegung des Roten Bauernbundes war vor al-
lem in den 1930er Jahren aktiv und brachte politische Führungspersönlich-
keiten hervor, die sich nach dem Zweiten Weltkrieg engagierten. 
 
Die Ursprünge der koreanischen Arbeiterklasse lassen sich in die japani-
sche Kolonialzeit zurückverfolgen, insbesondere auf die Industrialisierung 
und die groß angelegte Landflucht in die koreanischen Städte bzw. die Mig-
ration in die Mandschurei und nach Japan. Auch die soziale Klasse der Un-
ternehmer und der Industriellen hatten koloniale Ursprünge.463 
 
Der Antikommunismus konstituierte die Selbstidentität von Staat und 
Gesellschaft. Entstehung und Souveränität des südkoreanischen Staates 
hingen von der Existenz Nordkoreas als dem Anderen ab. Gleichzeitig war 
die Andersartigkeit Nordkoreas, seine eigenständige und abweichende ideo-
logische, politische und kulturelle Entwicklung eine Quelle der Instabilität 
für den Anspruch Südkoreas als legitimer Vertreter der koreanischen Halb-
insel.464 
 
Die nationale Identität Südkoreas beeinflusste die Politik gegenüber 
Nordkorea einerseits als staatszentriertes und andererseits als nationen-
zentriertes Paradigma. Die staatszentrierte Perspektive betrachtet die inter-
koreanischen Beziehungen als solche zwischen zwei souveränen Staaten. 
Aufgrund des antagonistischen Charakters der Beziehungen liegt das natio-
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nale Interesse Südkoreas in der Sicherstellung seiner staatlichen Souveräni-
tät gegenüber der militärischen Bedrohung durch Nordkorea. Daher war 
das US-Bündnis von entscheidender Bedeutung. Dieser realpolitische 
Blickwinkel war die vorherrschende nationale Sicherheitsideologie der au-
toritären Militärregierungen. In der nationenzentrierten Perspektive gelten 
die interkoreanischen Beziehungen hingegen als innere Angelegenheit des 
koreanischen Volkes. Demgemäß sollte sich die südkoreanische Politik 
gegenüber dem Norden auf das nordkoreanische Volk konzentrieren und 
dabei konsequent und beharrlich auf Versöhnung und Zusammenarbeit 
hinarbeiten. Impliziert wird, dass eine Kooperation in nichtpolitischen Be-
reichen zur politischen Integration und Wiedervereinigung führt. Diese 
Perspektive gewann nach der Demokratisierung die Oberhand.465 
 

4.4 DEMOKRATISIERUNG 

Südkorea ist heute eine liberale, resiliente und ausgereifte Demokratie, nicht 
etwa nur eine elektorale Demokratie als Minimalvariante.466 Die mehrmali-
gen Regierungswechsel durch Wahlen gehen über den Test der demokrati-
schen Konsolidierung hinaus, den Huntington mit zwei Übergängen defi-
nierte.467 Südkorea schaffte die Transformation von einer Militärdiktatur 
zur Demokratie bzw. von einem etablierten System des Klientelkapitalis-
mus zu einer wettbewerbsfähigen und transparenten Marktwirtschaft. Da-
her gilt Südkorea als eine der dynamischsten und analytisch interessantesten 
Demokratien der dritten Welle.468 
 
Die Demokratisierung beschreibt den Übergang von einer autoritären zu 
einer demokratischen Politik. Im Gegensatz zur Liberalisierung ist die De-
mokratisierung ein komplexer historischer Prozess, der aus mehreren analy-
tisch getrennten, sich jedoch empirisch überschneidenden Phasen besteht. 
Mögliche Stufen der Demokratisierung betreffen in logischer Abfolge den 
Zerfall der autoritären Herrschaft, den autoritären Rückzug und den de-
mokratischen Übergang, die demokratische Konsolidierung und die Rei-
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fung der demokratischen politischen Ordnung. In der Realität erfolgt der 
Demokratisierungsprozess häufig nicht sequenziell von der ersten bis zur 
letzten Phase.469 
 
Gemäß den Werten, die dem Demokratiekonzept zugrunde liegen, können 
inhaltliche und prozedurale Aspekte der Demokratie unterschieden werden. 
Die inhaltliche Demokratie legt den Schwerpunkt auf Werte wie Gerech-
tigkeit, die verfahrensrechtliche Demokratie hingegen auf Werte wie ord-
nungsgemäße Verfahren, Transparenz und Rechtsstaatlichkeit.470 
 
In Bezug auf den Anpassungsprozess einer Regierung definierte Hunting-
ton drei unterschiedliche Übergangsprozesse: die Transformation, die Sub-
stitution und die Umstellung. Die Transformation bezieht sich auf einen 
Übergang, bei dem die Machteliten die Führung bei der Einführung der 
Demokratie übernehmen. Bei der Substitution wird die autoritäre Regie-
rung von der Opposition gestürzt. Bei der Umstellung erfolgt die Demo-
kratisierung weitgehend gemeinsam durch Regierungs- und Oppositions-
gruppen. Gemäß Huntington verlaufen die Übergänge unter Einparteienre-
gierungen tendenziell von oben nach unten, wobei die staatlichen Akteure 
eine starke Rolle spielen. Das wirft die Frage auf, warum unangefochtene 
Regierungen den Wandel zulassen bzw. einleiten sollten. Ein generell wich-
tiges Motiv ist die Spaltung innerhalb autoritärer Regierungen.471 Südkorea 
erlebte keine Substitution, sondern eine Kombination von innerer Trans-
formation und einer auf Verhandlungen basierten Umstellung.472 Hauptfak-
tor für den Erfolg der Demokratisierung war nicht nur die Forderung der 
Bevölkerung nach politischer Partizipation, sondern auch die Bereitschaft 
der Eliten, diese als unvermeidliche Folgen der sozioökonomischen Mo-
dernisierung anzuerkennen.473 
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Wirkfaktoren für die Demokratisierung 

Grundsätzlich können sich Eliten zur Schaffung von Demokratie gezwun-
gen sehen, wenn die Kosten der Unterdrückung hoch und die Zusagen von 
Zugeständnissen nicht glaubwürdig sind. Wenn der Anreiz zum Sturz der 
Demokratie für die Eliten gering ist, konsolidiert sich die Demokratie. Die-
ser Prozess beruht etwa auf der Struktur der politischen Institutionen, weil 
die Institutionen die künftige Verteilung der politischen Macht beeinflus-
sen. Weitere Entscheidungsfaktoren sind die Art der politischen und wirt-
schaftlichen Krisen, das Ausmaß der wirtschaftlichen Ungleichheit, die 
Wirtschaftsstruktur, die Stärke der Zivilgesellschaft sowie Form und Aus-
maß der Globalisierung.474  
 
Für die Konzeptualisierung der Demokratie sind generell der politische, 
kulturelle und wirtschaftliche Kontext maßgeblich. Eine Rolle spielen kurz-
fristige Entwicklungen, etwa die Wirtschaftslage, mittelfristige Entwicklun-
gen, etwa die demokratische Praxis, und langfristige Dynamiken, etwa die 
politische Kultur.475 
 
In Südkorea gab es externe und interne Wirkfaktoren für die Demokratisie-
rung.476 Es existierten unterstützende Faktoren und strukturelle Hindernisse 
für die demokratische Konsolidierung.477 Die formellen und informellen 
Strukturen Südkoreas waren in ihrem Zusammenspiel sowohl für die Prob-
leme als auch die Erfolge der Demokratisierung verantwortlich.478 
 
Förderliche Faktoren waren etwa die Tradition des kulturellen Synkretis-
mus, der effektive Staat, die Wirtschaftsentwicklung,479 die ethnische Ho-
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mogenität, das aktive Engagement Südkoreas480 sowie als externes Element 
die Rolle der USA.481 

Herausforderungen für die Demokratisierung in Südkorea 

Der Prozess des politischen Wandels vom Autoritarismus zur Demokratie 
war in Südkorea weder einfach noch reibungslos.482 Der Koreakrieg, die 
ideologische Konfrontation mit Nordkorea483 und die langanhaltende auto-
ritäre Herrschaft hemmten eine frühere Verwurzelung der Demokratie.484 
 
Einflussreich waren insbesondere die traditionellen sozialen und kultu-
rellen Normen.485 Die Verwirklichung der politischen Modernisierung auf 
der Grundlage einer liberalen Demokratie war für die postkonfuzianische 
Gesellschaft Südkoreas mit einer paternalistischen Kultur schwieriger als 
das vorherige Ziel der wirtschaftlichen Entwicklung durch die Industriali-
sierung zu erreichen.486  
 
Bedeutend war zudem die Art der Machtkonzeptualisierung in der Kul-
tur Südkoreas. Die Macht wurde als ein endliches Gut im Besitz von Ein-
zelpersonen betrachtet. Sie durchdrang, verstärkt durch die hierarchische 
Kultur, alle Lebensbereiche, etwa in der staatlichen Bürokratie, im Ar-
beitsalltag in den Chaebols oder in den politischen Parteien.487 
 
Eine wichtige Rolle spielte das unterschiedliche Verständnis von Demo-
kratie, das in erheblichem Maß von sozioökonomischen und politischen 
Kontexten geprägt ist. Diese unterschiedlichen Auffassungen führten zu 
Differenzen bei der politischen Beteiligung und bei der Bewertung von 
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demokratischen, aber auch populistischen oder autoritären Praktiken.488 
Die Wahldemokratie führte zu einer politischen Ordnung ohne eine funk-
tionsfähige Vorstellung von Demokratie. Denn es mangelte an einer gut 
entwickelten Ideologie oder Demokratietheorie, die entsprechende Ideen 
und Programme hervorbringen konnte, die als integraler Bestandteil des 
Strebens nach Demokratie gerechtfertigt waren. Zudem waren Religion 
und Klasse politisch irrelevant.489 
 
Die strukturellen Hindernisse lagen vor allem in der delegativen Demo-
kratie, in welcher der Präsident nach der Wahl frei von Zwängen agiert und 
die souveränen Wähler in ein passives politisches Publikum transformiert. 
Probleme für die demokratische Qualität waren zudem die stark personali-
sierte Machtstruktur, die Schwäche der horizontalen Rechenschaftspflicht, 
das geringe Engagement für demokratischen Prozeduralismus und Rechts-
staatlichkeit sowie mangelnder Konstitutionalismus, wodurch die Routini-
sierung der demokratischen Werte gehemmt wurde.490  
 
Die Institutionalisierung der politischen Parteien kann auch durch kon-
flikthaftes Engagement behindert werden. Die Konfrontation zwischen der 
Zivilgesellschaft und dem Staat verschlimmerte eines der chronischen 
Probleme der Politik, das war die geringe Institutionalisierung und die Un-
terentwicklung der politischen Gesellschaft. Der demokratische Übergang 
wird von den Handlungen und Entscheidungen der Akteure bestimmt, die 
demokratische Konsolidierung hingegen von den Interaktionen zwischen 
stark institutionalisierten Gruppen und Bereichen.491  

Rolle der USA 

Als wesentlicher Akteur ermöglichten und förderten die USA die Demo-
kratisierung von oben und von unten, auch wenn sie den anfänglichen Au-
toritarismus in Südkorea, wie etwa auch in Taiwan, akzeptierten.492 Nach-
haltig waren vor allem die Bildungs- und Kulturprogramme zur Etablierung 
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sozialer Strukturen zur langfristigen Demokratieförderung. Zahlreiche die-
ser Programme waren in umfassendere internationale, zumeist US-geführte 
Initiativen zum Wiederaufbau Südkoreas nach dem Koreakrieg eingebun-
den. Beispielhaft sind die zwei Initiativen Einsatzmission der USA in Südkorea 
mit einem jährlichen Budget von einigen hundert Mio. US-Dollar und die 
Agentur der Vereinten Nationen für den Wiederaufbau Koreas. Neben dem Haupt-
ziel der Wirtschaftshilfe betrachteten Südkorea und die USA das Bildungs-
wesen als vorrangig. Im Mittelpunkt standen Schulneubauten und die 
Lehrplanreform, indem Demokratiekonzepte und neue Lehrmethoden in 
den Lehrplan aufgenommen wurden. Obwohl die autoritäre Militärregie-
rung politische Institutionen schuf, die demokratischen Werten entgegen-
stehen, wurden die Schüler durch formale Bildungsprozesse mit demokrati-
schen Werten wie Freiheit und Gleichheit vertraut gemacht. Auf dieser 
demokratischen Bildungsbasis beruhten die späteren Demokratiebewegun-
gen der Studenten oder der Mittelklasse. Die USA förderten die Pressefrei-
heit und ebenso die Ausbildung von Staatsbediensteten zur Verbesserung 
der Verwaltungseffizienz. Ein weiteres positives Ergebnis des Wirtschafts-
wachstums war die Entstehung des Mittelstandes sowie von Klein- und 
Mittelunternehmen. Sie waren weniger abhängig vom Regime und wünsch-
ten sich mehr Unabhängigkeit und soziale Sicherheit.493 
 

Zivilgesellschaft als Hauptfaktor 

In Südkorea resultierte die Demokratisierung 1987 aus einer dynamischen 
Wechselwirkung zwischen dem autoritären Staat von oben und den aktiven 
Gruppen der Zivilgesellschaft von unten.494 Letztlich zwang die umfassen-
de Mobilisierung der Bevölkerung die Elite zu einem Kompromiss. Die 
Wiederbelebung der Zivilgesellschaft fand vor (und nicht während oder 
nach) dem Übergang statt.495 Die Zivilgesellschaft verlagerte ihre Rolle 
schrittweise von einem eher passiven Nutznießer des Übergangs zu einer 
aktiven und vernetzten Kraft des demokratischen Konsens. Sie ist sowohl 
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eine unabhängige als auch eine abhängige Variable der demokratischen 
Konsolidierung nach 1987.496 
 
Dichte, Umfang und Organisationsgrad der Zivilgesellschaft nahmen verti-
kal und horizontal zu. Die Rolle der Zivilgesellschaft verlagerte sich von 
der Beschränkung der autoritären Staatsmacht hin zur Reform der staatli-
chen Politik.497 
 
Der Ursprung der Wiederbelebung der Zivilgesellschaft lag im demo-
kratischen Übergang und der Schaffung eines freien und sicheren öffentli-
chen Raumes, in dem gesellschaftliche Akteure mit neuen Organisations-
formen auf sektoraler und nationaler Ebene experimentieren und ihre eige-
ne Agenda formulieren konnten. Verbindend war der gemeinsame Hinter-
grund der Mittelschicht. Die Zivilgesellschaft sicherte sich allmählich die 
moralische, soziale und politische Vorherrschaft über die eher traditionel-
len, sektoralen Interessenverbände, beispielsweise die Gewerkschaften. 
Gleichzeitig löste sich das repressive staatskorporatistische System der Inte-
ressensvertretung auf. Der demokratische Wandel zeigte sich in der inneren 
Funktionsweise der Zivilgesellschaft und ihrer Beziehung zur politischen 
Gesellschaft. Die Zivilgesellschaft war eine Rekrutierungsbasis von Füh-
rungskräften für politische Parteien und die Regierung. Sie ermöglichte die 
Präsidentschaften von Kim Young-sam und Kim Dae-jung.498 
 
Die Zivilgesellschaft setzte sich aus unterschiedlichen Organisationen zu-
sammen, deren demokratische Visionen deutlich differierten. Während der 
Übergangszeit waren die konfrontativen Gruppen der Volksbewegung 
(Minjung-Bewegung) die Hauptakteure. Bei der demokratischen Konsoli-
dierung ab 1987 spielten die gemäßigteren Gruppen der Bürgerbewegung 
sowie transformierte, ehemals regierungsnahe Organisationen eine zuneh-
mend aktive Rolle.499 
 
Anders als im Westen lag die Stärke der Zivilgesellschaft in einer hartnä-
ckigen und widerstandsfähigen politischen Kultur sowie einer latenten Mo-
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bilisierungsfähigkeit der Zivilgesellschaft. Dies war das Resultat der ereig-
nisreichen politischen Geschichte. Jedenfalls entstammte die Stärke der 
Zivilgesellschaft nicht der Existenz von starken sozialen Klassen oder einer 
Vielzahl unabhängiger zivilgesellschaftlicher Organisationen.500 In Taiwan 
beispielsweise war der Einfluss der sozialen Bewegungen auf die Regierung 
häufig effektiver als die wichtigste Oppositionspartei.501 

Trends des zivilgesellschaftlichen Engagements 

Einige langfristige Trends bzw. Muster prägten die sozialen Bewegungen 
und die Zivilgesellschaft ab den 1960er Jahren. Das waren insbesondere die 
Erweiterung der Unterstützungsbasis, die Dezentralisierung und die zu-
nehmende Macht spontaner Proteste.502 Dadurch wurde die Dichotomie 
zwischen Staat und Zivilgesellschaft in ihrer Bedeutung relativiert. Das 
Zusammenspiel von institutioneller Politik und sozialen Bewegungen führ-
te zu Konflikten, aber auch zu Kooperationen. Zudem kam es allmählich 
zur gegenseitigen Durchdringung von Staat und Zivilgesellschaft.503 
 
Der erste langfristige Trend war die Ausweitung des Teilnehmerkreises 
von kulturellen Eliten und organisierten Aktivisten auf eine große Anzahl 
von gewöhnlichen Bürgern. 
 
Der zweite Trend war die Verschiebung der Struktur des Feldes der 
sozialen Bewegungen von engagierten Aktivisten zu stark dezentralisier-
ten Netzwerken von Organisationen, Gemeinschaften und Individuen. Bis 
in die 1970er Jahre gab es eine begrenzte Anzahl von schwach organisierten 
Akteuren. In den 1980er Jahren entstand ein zentralisiertes, in den 1990er 
Jahren ein loses System von Organisationen und interorganisatorischen 
Netzwerken. Schließlich entwickelte sich ein stark dezentralisierter Bereich, 
in dem eine große Anzahl von sozialen Netzwerken, Gemeinschaften und 
Einzelpersonen kommunizierten und interagierten. 
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Der dritte Veränderungstrend betraf die Art und Weise der Einfluss-
nahme auf die institutionelle Politik durch die sozialen Bewegungen und 
Protestaktionen.504 Bis in die 1970er Jahre standen moralisierende Hand-
lungen der kulturellen Elite im Mittelpunkt, etwa die Betonung von Demo-
kratie, Gleichheit oder Menschenwürde. In den 1980er Jahren folgten dis-
ruptive Aktionen radikaler Aktivisten, um die öffentliche Aufmerksamkeit 
hervorzurufen und den Militärdiktatoren eine politische Last aufzuerlegen. 
Nach 1987 gab es strategische Aktionen von Bewegungsorganisationen, 
basierend auf Auseinandersetzungen, Verhandlungen und Kooperationen 
mit den institutionellen Sektoren, wie etwa der Regierung, den Politikern, 
den Medien und dem Gericht.505 Ab den 1990er Jahren übten die selbst-
mobilisierten, vernetzten Bürger mit groß angelegten Protesten Druck auf 
die Akteure der institutionellen Politik aus.506 

Hauptprobleme der Zivilgesellschaft 

Die größten internen Probleme der Zivilgesellschaft waren die schwache 
Mitgliederbasis, die interne Fragmentierung und die mangelnde Verfolgung 
der Eigeninteressen. Nach außen hin war die Zivilgesellschaft auf der Ebe-
ne der politischen Gesellschaft nicht in der Lage, den regionalistischen 
Wettbewerb und die daraus resultierende politische Spaltung einzudäm-
men. Auf der staatlichen Ebene konnte sie die delegative Demokratie nicht 
hemmen. Die Schwäche der Zivilgesellschaft auf der lokalen Ebene resul-
tierte aus ihrer Entstehung als Reaktion auf die autoritären Regeln auf der 
nationalen Ebene. In diesem Kontext richteten sich die Aktivitäten auf die 
Demokratisierung der nationalen Politik aus. 
 
Ein Hauptproblem der Zivilgesellschaft war die innere Spaltung, insbeson-
dere zwischen Bürgerorganisationen und Interessenverbänden.507 Über die 
Ursachen sind die Ansichten geteilt. Das Scheitern der Institutionalisierung 
von Interessenpolitik wird etwa einem strategischen Fehler zugeschrieben. 
Statt einer erforderlichen Positionenpolitik wurde eine flexible Bewegungs-
politik verfolgt. Der konservative Übergangsmodus ließ zudem viel von der 
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alten Ordnung intakt, insbesondere die Betriebsgewerkschaften.508 Eine 
andere Begründung verweist auf das Versagen der gesellschaftlichen Kräfte 
beim Aufbau horizontaler Netzwerke für ihre spezifischen Anliegen. Hinzu 
kam die Tendenz, sich zur Schlichtung ihrer Interessenskonflikte an den 
Staat zu wenden. Dies untergrub ihre Fähigkeit, wichtige Themen zu beein-
flussen und eine alternative Führungsrolle zu übernehmen.509 Andere Ana-
lysten unterstreichen die Irrelevanz der religiösen und klassenbedingten 
Spaltung in Südkorea, welche die zivilen und politischen Gesellschaften 
ihrer gemeinsamen Organisationsprinzipien beraubte und fragmentierte.510 

Gewerkschaftsbewegungen 

In den meisten Industrien, mit Ausnahme von einigen traditionellen und 
verarbeitenden Industrien, herrschten Unternehmensgewerkschaften 
vor. Die Gewerkschafts- und Tarifverhandlungsstruktur war dabei stark 
dezentralisiert. Dies erlaubte einen erheblichen Ermessensspielraum und 
eine repräsentative Vielfalt. Die Organisation der Unternehmensgewerk-
schaften und die Tarifentscheidungen wurden von Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern, deren Haltung zu Gewerkschaften sich stark unterscheidet, 
eines Unternehmens getroffen.511 Im Bereich der organisierten Arbeiter-
schaft war die Zivilgesellschaft am stärksten gespalten und vom Staat ma-
nipuliert. Denn die einzelnen Unternehmensgewerkschaften verfolgten ihre 
eigenen unmittelbaren, partikularen Interessen. Zudem schwächte der in-
tensive Wettbewerb zwischen einem offiziell etablierten und kooptierten 
Verband und einem neuen aufständischen Verband die gemeinsame Wirk-
macht der Gewerkschaften. Die Chaebols setzten sich mit ihrer Unnach-
giebigkeit in Bezug auf Gewerkschaften gegenüber den Regierungen von 
Kim Young-sam und Kim Dae-jung durch. Erst 1996 wurde die Arbeitsge-
setzgebung wegen der Finanz- und Arbeitsreform, die für den Beitritt zur 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) erforderlich war, angepasst. 
 

                                                 
508  Im 2000. 
509  Seong 2000. 
510  Kim B. 2000a; Kim B. 2000b. 
511  Jeong 2016. 



210 

Die Wurzeln der Arbeitspolitik reichen bis zu Park Chung-hees sozialer 
Machtstruktur von 1961 zurück. Deren Hauptziel war die Verhinderung 
von autonomen Arbeiterbewegungen zum Vorteil des absoluten Wirt-
schaftswachstums durch die technokratische Staatsbürokratie. Dabei muss-
te die Arbeiterschaft in der industriellen Frühphase einen unverhältnismä-
ßig großen Teil der Last tragen, während das Kapital für seine Rolle als 
Wachstumsmotor Privilegien erhielt. 1961 löste Park Chung-hee alle beste-
henden Gewerkschaften auf. Die vom Geheimdienst organisierte loyale 
Gewerkschaft war die einzige legale Arbeitervertretung. Sie vermittelte 
nach außen hin das Bild eines demokratischen gesellschaftlichen Korpora-
tismus mit branchenspezifischen Gewerkschaftsverbänden. Tatsächlich war 
sie jedoch ein Instrument des autoritären Staatskorporatismus und litt an 
mangelnder öffentlicher Akzeptanz. Mit nur wenigen hauptamtlichen 
Funktionären waren die Mitgliedsverbände nicht zur Formulierung von 
eigenen Zielen und Strategien in der Lage. Institutionell noch schwächer 
war der Dachverband. Tatsächlich teilten sich sechs große Industriever-
bände mit staatlichem Einverständnis die Gewerkschaftsposten auf. 
 
Chun Doo-hwan perfektionierte Park Chung-hees Kontrollmechanismen. 
Er verbot den offiziellen Gewerkschaften politische Aktivitäten, inklusive 
Wahlkampf und politische Spendensammlungen. Dies isolierte die Ge-
werkschaftsverbände von den Arbeitern und reduzierten sie weiter auf eine 
zersplitterte Kraft von Betriebsgewerkschaften. Eine zusätzliche Schwä-
chung der Gewerkschaften beruhte auf der wirtschaftlichen Entwicklungs-
strategie auf der Grundlage der Exportförderung ab 1964.512 Die zwei nach 
1987 gegründeten demokratischen Gewerkschaftsbünde wurden weder von 
Roh Tae-woo noch von Kim Young-sam anerkannt. Kim Dae-jung hinge-
gen förderte sie zu einem integralen Teilnehmer der dreiseitigen Verhand-
lungen zwischen der Regierung, den Arbeitnehmern und der Wirtschaft. Im 
Jahr 2000 gründete die Gewerkschaft eine eigene politische Partei.513 
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Phasen der Demokratisierung 

Die demokratische Entwicklung kann in drei Phasen eingeteilt werden.514 
Die erfolgreiche erste demokratische Phase von 1956 bis 1961 gipfelte in 
der Studentenrevolution von 19.04.1960. Diese stürzte die Erste Republik 
und führte unter der Zweiten Republik von 1960 bis 1961 temporär eine 
liberale Demokratie ein. Zwar kooperierten die Studenten mit progressiven 
Oppositionsparteien, die Zusammenarbeit zwischen den zivilgesellschaftli-
chen und politischen Gruppen war jedoch nur temporär, unsystematisch 
und schwach. 
 
Die zweite demokratische Phase von 1973 bis 1980 war ein vorüberge-
hender Rückschlag. Die Militärregierung verhinderte einen politischen 
Wandel hin zu einer vollständigen Demokratie. 
 
Das Besondere bei der südkoreanischen Demokratisierung war, dass die 
prodemokratische Bewegung in der dritten demokratischen Phase von 
1984 bis 1987 ihre politische Basis verbreitern konnte. Sie schloss Überein-
kommen mit nationalen Verbänden, wie etwa den Gewerkschaften, und 
gewann die Unterstützung der Mittelschicht. Dies belegt die These des po-
sitiven Beitrags der Zivilgesellschaft zur Demokratisierung.515 Die Demo-
kratiebewegung organisierte sich insbesondere in einem zivilgesellschaftli-
chen Bündnis der dreifachen Solidarität, bestehend aus Studenten, Arbei-
tern und Kirchen.516 
 
Ein erster Wendepunkt für den Demokratisierungsprozess in Südkorea 
war der Amtsantritt von Kim Young-sam 1993, dem ersten zivilen frei ge-
wählten Präsidenten. Ein zweiter Wendepunkt war die erstmals friedliche 
Machtübertragung von der Regierungspartei auf die Opposition durch die 
Wahl Kim Dae-jungs 1998.517 
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Kernelemente des Demokratisierungsprozesses 

Chang Myon startete zwar einige bedeutende Initiativen zur Bekämpfung 
des Klientelismus und der Korruption, doch letztlich erfolglos. Weder 
konnte er wirtschaftliche Erfolge vorweisen, noch erlangte er die Kontrolle 
über die erstarkenden politischen Fraktionen oder die zunehmend radikalen 
Studenten.518 
 
Park Chung-hee sah sich 1963, zwei Jahre nach seinem Militärputsch, auf 
Druck der USA zur Abhaltung von Wahlen veranlasst. Bis zur Yushin-
Verfassung 1972 beeinflusste Park Chung-hee die Wahlausgänge auf ent-
scheidende Weise. Denn im Rahmen eines Favoritismus unterstützten sich 
Park Chung-hee und die Chaebols gegenseitig politisch und finanziell. Die 
Yushin-Verfassung verstärkte die politische Repression. Zugleich etablierte 
Park Chung-hee ein sozioökonomisches System, das letztlich mit der ent-
standenen Mittelklasse zur Demokratisierung beitrug. Ein starker Wirkfak-
tor war die Entwicklung der Wirtschaft und des Bildungssystems. In Lip-
sets Paradigma für die Einflussfaktoren auf den Verlauf der Demokratisie-
rung erhält die Variable der Bildung einen hohen Stellenwert.519 Der an-
fängliche Widerstand gegen das Yushin-System kam von Studenten, Intel-
lektuellen und einflussreichen Christen. Sie mobilisierten die Arbeiter, die 
wegen des strengen Gewerkschaftsverbots über keine kollektive Vertretung 
verfügten. Die gemeinsamen sozialen Proteste von idealistischen Studenten 
und Arbeiteraktivisten eskalierten Anfang der 1970er Jahre. Zugleich ver-
schlechterte sich die Beziehung Park Chung-hees zu den USA.520 

Volksaufstand in Gwangju 1980 

Chun Doo-hwan war, nach der Ermordung von Park Chung-hee durch 
den Direktor des Koreanischen Auslandsgeheimdienstes, zur erneuten In-
stallierung einer Militärregierung entschlossen. Die Proteste der Studenten, 
Intellektuellen, kirchlichen Gruppen und Arbeiter, die sich mit den Oppo-
sitionsparteien verbündeten, entluden sich in ganz Südkorea, verbunden 
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mit groß angelegten Arbeitsstreiks. Die bisher zurückhaltende Mittelschicht 
unterstützte die Aufstände. Zu den Forderungen zählte die sofortige Ver-
fassungsänderung zur Ermöglichung der Präsidentendirektwahl, eine ge-
rechte Einkommens- und Vermögensverteilung, Meinungs- und Versamm-
lungsfreiheit, eine stärkere politische Beteiligung und die Dezentralisierung 
der Regierungsgewalt. Die Antiregierungsproteste nahmen an Größe und 
Intensität zu. Sogar die Chaebols äußerten ihre Unzufriedenheit mit der 
Regierung. Von Seiten Chun Doo-hwans waren keine effektiven Lösungs-
ansätze ersichtlich. Am 17.05.1980 erklärte Chun Doo-hwan das Kriegs-
recht, suspendierte die Nationalversammlung und verhaftete wichtige Op-
positionsführer. Im Gegensatz zum Rest des Landes setzten sich die ge-
waltsamen Proteste in der südwestkoreanischen Stadt Gwangju fort. Der 
US-Befehlhaber entband die 12. Division von ihren Aufgaben entlang der 
Demilitarisierten Zone. Chun Doo-hwan unterdrückte mit ihrer Hilfe den 
Aufstand in Gwangju auf grausame Weise. Die neu installierte US-
Regierung unter Ronald Reagan gewährte Chun Doo-hwan Unterstützung. 
In Südkorea selbst erfuhr Chun Doo-hwan weniger Respekt als Park 
Chung-hee.521 
 
Schließlich untergruben die Wirtschaftsliberalisierung und das Erstarken 
der Zivilgesellschaft auf Basis des Minjung-Konzeptes die Macht Chun 
Doo-hwans. Der Antiamerikanismus war in den 1980er Jahren am stärks-
ten. Viele Demokratieaktivisten verbanden den Antiamerikanismus mit 
Forderungen nach einer Reform der Militärdiktatur. Der Einfluss der Min-
jung-Ideologie nahm zu. Die Wirtschaftsliberalisierung ermöglichte neue 
Kapitalquellen, insbesondere ausländische Direktinvestitionen. Dies erhöh-
te die Unabhängigkeit der Chaebols vom Staat und ihre Bereitschaft für 
politische Reformen. Dies stand im Gegensatz zu Park Chun-hees Politik, 
welche die Chaebols im Rahmen des staatsgelenkten Kapitalismus in Ab-
hängigkeit von staatlichen Darlehen und anderen Formen der Unterstüt-
zung hielt.522 Die ersten freien Wahlen fanden 1987 statt, allerdings siegte 
Roh Tae-woo nur knapp. 
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Minjung-Ideologie 

Die Minjung-Bewegung (Volksbewegung) war der Hauptfaktor für die 
Wiederbelebung der Zivilgesellschaft in Südkorea. Das weit gefasste und 
elastische Konzept von Minjung (wörtliche Übersetzung: das Volk) stellte 
die Grundlage und den Kern des prodemokratischen Engagements dar. Es 
war politisch und rhetorisch wirkmächtiger als andere Ideologien für sozia-
len oder politischen Protest.523 Die Minjung-Ideologie resultierte aus dem 
Zusammenspiel von strukturellen Vorbedingungen, der repressiven Militär-
regierung, der raschen Industrialisierung und der politischen Kultur. Das 
zentrale Problem war die weit verbreitete Sorge, dass das koreanische Volk 
angesichts der historischen Niederlagen nicht das Subjekt der eigenen Ge-
schichte sei. Denn der Mensch soll Subjekt und nicht Objekt der Entwick-
lung sein. Das Gefühl des Scheiterns unter Intellektuellen und Studenten 
führte zu einer kritischen Neubewertung der koreanischen Geschichte. 
Dabei wurde das einfache Volk – im soziopolitischen System unterdrückt, 
jedoch fähig, sich dagegen aufzulehnen – als ernsthafter Akteur für sozialen 
Wandel identifiziert. Das Streben nach einer aktiven Gestaltung des Schick-
sals und nach Eigenständigkeit manifestierte sich in Nordkorea in der Ju-
che-Ideologie. 
 
Die Modernisierung als höchstes Ziel hatte widersprüchliche Konsequen-
zen. Wegen der egalitären Ausrichtung der Entwicklungspolitik wurde die 
Bevölkerung einerseits emanzipiert und andererseits durch die Militärregie-
rung unterdrückt. Die Bevölkerung war Nutznießer des resultierenden ma-
teriellen Wohlstandes, jedoch auch Objekt des totalisierenden staatlichen 
Entwicklungsstrebens. Hinzu kam die vielfältige Entfremdung, etwa zwi-
schen Stadt und Land, Arbeitern und Mittelschicht oder Vergangenheit und 
Gegenwart. Hauptakteure waren die Intellektuellen. Ihnen wurde die Auf-
gabe der Modernisierung und deren Kritik übertragen. Die Minjung-
Aktivisten stellten dem vorherrschenden Wertesystem ihre oppositionellen 
bzw. alternativen Positionen gegenüber. Sie stellten die staatlich etablierte 
öffentliche Agenda in Frage und definierten die Grundlagen des sozialen 
und politischen Diskurses neu. Die Modernisierung wurde nicht per se 
hinterfragt, jedoch ihr hohes Tempo und die negativen Begleiterscheinun-
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gen.524 Die Abgrenzung galt gegenüber der Militärdiktatur, den Unterneh-
menskonglomeraten und den ausländischen Mächten. Die grundlegende 
Diskursquelle war die koreanische Geschichte. Ein Hauptthema bezog sich 
auf die Beziehung zu Nordkorea und die Teilung der koreanischen Halbin-
sel als historisches Unrecht. Die Vision der Volksbewegung ging über die 
Liberalisierung und Demokratisierung nach westlichem Vorbild hinaus. Sie 
erstreckte sich auf die Schaffung einer Gemeinschaft, in der die diversen 
Widersprüche des Kapitalismus, etwa Individualisierung oder Fragmentie-
rung, überwunden werden. 

Fokusverlagerung der Zivilgesellschaft nach 1987 

Die Zivilgesellschaft begann nach der Demokratisierung 1987 eine organi-
satorische Expansion und internationalen Diversifizierung. Einerseits wur-
den bisher unorganisierte Segmente der Zivilgesellschaft sichtbar gemacht, 
insbesondere die Mittelschicht. Andererseits machten sich zuvor unter 
staatlichem Einfluss stehende Gruppen unabhängig bzw. kamen neue 
Gruppen hinzu.525 
 
Nach 1987 entstand die moderatere Bürgerbewegung (Chaeya). Deren 
Mitglieder waren typischerweise Intellektuelle und Bürger aus der Mittel-
schicht. Der Begriff Chaeya umfasste oppositionelle Stimmen, die vom 
Wahlprozess ausgeschlossen waren, überparteiliche Nichtinteressengrup-
pen und außerparlamentarische Bewegungen. 
 
Die ursprüngliche, vergleichsweise radikalere Gruppe der Volksbewegung 
(Minjung) umfasste einige prominente nationale Dachverbände von Arbei-
ter-, Bauern- und Studentenorganisationen. Die Gruppen der Volksbewe-
gung setzten ihre prodemokratische Bewegung nach 1987 mit Kritik an der 
unzureichenden und langsamen Demokratisierung fort. Sie gewannen kurz-
fristig sogar an Stärke, weil Roh Tae-woo als eng verbundener Nutznießer 
des autoritären Staates gesehen wurde. Beispielhaft ist die Fusion seiner 
Minderheitenpartei mit zwei Oppositionsparteien 1990, um den politischen 
Hauptgegner Kim Dae-jung zu marginalisieren. 
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Ein dritter Akteur waren die ehemals staatlich-korporatistischen, trans-
formierten Organisationen, die in der Vergangenheit stets die autoritären 
Regierungen unterstützt hatten. Sie inkludierten regierungsnahe Gewerk-
schaften und Agrargenossenschaften. Nun verleugneten sie ihre proautori-
täre Vergangenheit und schlossen sich der Zivilgesellschaft an.526 Unter den 
neuen Organisationen waren vor allem die Umweltorganisationen bedeu-
tend (wie etwa auch in Taiwan).527 
 
Ein Charakteristikum der Bürgerbewegung Südkoreas war die Mesomobi-
lisierung. Beispielhaft ist die Dynamik des Juni-Aufstandes von 10. bis 
29.06.1987. Die Mesomobilisierung ist ein spezifisches, präzisiertes Kon-
zept für Mobilisierungsprozesse. Akteure der Mesomobilisierung üben eine 
Doppelfunktion aus. Sie schaffen zunächst die strukturelle Grundlage für 
die Mobilisierung, indem sie die Mikromobilisierungsgruppen koordinieren 
und die für die Aktion erforderlichen Ressourcen sammeln. Danach versu-
chen sie die kulturelle Integration der verschiedenen Gruppen durch die 
Entwicklung eines Gesamtrahmens, um das auslösende Ereignis in einer 
Weise zu interpretieren, die der Mobilisierung förderlich ist.528 Der Juni-
Aufstand 1987 war nicht einfach ein spontaner Aufstand der Mittelschicht. 
Er beruhte auf den kumulativen und kollaborativen Bemühungen zur Stär-
kung des Bewegungspotenzials. Aus der Mesomobilisierung resultierte die 
im Vergleich zu früheren Aufständen weitaus höhere Effektivität des Juni-
Aufstandes. Die Organisationen der Bürgerbewegung verfügten über Akti-
visten mit Erfahrung, Know-how und gut etablierten persönlichen und 
schließlich landesweiten Netzwerken mit anderen Gruppen. Sie waren stra-
tegisch und ideologisch flexibler als die frühere Studentenbewegung.529 
 
Spaltung und Wettbewerb zwischen Volks- und Bürgerbewegungen waren 
in der Zeit unmittelbar nach dem demokratischen Übergang besonders 
stark. Danach näherten sie sich einander an. In Bezug auf die relationale 
Dimension ordnete die Zivilgesellschaft ihre Beziehungen zum Staat und 
zur politischen Gesellschaft neu. Die anfangs heftige Konfrontation mit 
dem autoritären Staat verlagerte sich in eine allmähliche Einbindung durch 
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den Staat. Das ursprünglich prodemokratische Bündnis erweiterte sich, mit 
unterschiedlichen Strategien zum Aufbau einer neuen Beziehung zur politi-
schen Gesellschaft, auf verschiedene Teile der Zivilgesellschaft. Einige be-
teiligen sich etwa offiziell an der Regierungspartei oder der Opposition. 
Andere arbeiten selektiv und themenspezifisch mit politischen Parteien 
zusammen.530  
 
Bemerkenswert war die Fokusverlagerung der Zivilgesellschaft. Als Ziel 
galten nun, ähnlich wie in Japan, spezifische politische Veränderungen und 
nicht mehr der umfassende Wandel wie die Demokratisierung. Die Mittel 
waren legale, gewaltfreie und populäre Methoden des sozialen Protests. Die 
Zivilgesellschaft erweiterte ihren Themenbereich auf die Außenpolitik und 
die internationalen Beziehungen. Beispielhaft waren die Proteste gegen die 
Unterstützung der USA durch Südkorea im Irakkrieg 2003. Zahlreiche zi-
vilgesellschaftliche Gruppen formten ein umfassendes Bündnis und wende-
ten neue Protestmethoden an. Ein anderes Beispiel für erheblichen zivilge-
sellschaftlichen Aktivismus waren die Proteste gegen Verlegung und Aus-
bau der US-Militärbasen in der Nähe von Seoul 2005. Zudem hinterfragten 
und bekämpften die zivilgesellschaftlichen Gruppen staatlich geförderte 
Großbauprojekte, insbesondere wegen befürchteter Umweltschäden.531 
 

Charakteristiken der Demokratisierung Südkoreas 

In Südkoreas Regierung fand bisher ein regelmäßiger politischer Rich-
tungswechsel zwischen konservativer und progressiver Ausrichtung statt. 
Ab 1988 waren nacheinander zwei konservative Präsidenten im Amt, ge-
folgt von zwei progressiven Präsidenten ab 1998 und erneut zwei konserva-
tiven Präsidenten ab 2008. Direkt nach dem progressiven Moon Jae-in 
übernahm der konservative Yoon Suk-yeol das Präsidentenamt. 
 
Im Falle Südkoreas können zwei konkurrierende Paradigmen zusammenge-
führt werden: das Paradigma der Vorbedingungen und das Kontingenz-
paradigma der Demokratisierung.532 Die grundsätzlich am häufigsten ange-
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führten Bedingungen für die politische Demokratie beziehen sich auf kul-
turelle Variablen533 und die Wirtschaftsentwicklung bzw. Modernisierung.534 
Diese zwei Kategorie sind durchaus miteinander verbunden. Die Demokra-
tisierung Südkoreas war kein automatisches Resultat sozioökonomischer 
oder kultureller Faktoren auf der Makroebene. Allerdings schufen die wirt-
schaftliche Entwicklung und die damit einhergehenden kulturellen Verän-
derungen günstige Bedingungen für die Demokratisierung.535 Strukturelle 
Faktoren, etwa die Industrialisierung, Urbanisierung und Kultur, beein-
flussten die Art, Zusammensetzung und Macht der prodemokratischen 
Gruppen der Zivilgesellschaft. Diese Dynamik führte schließlich zur De-
mokratisierung. Das bedeutet in Bezug auf das Kontingenzparadigma, dass 
die Demokratisierung Südkoreas nicht das Ergebnis von strategischen Be-
rechnungen oder Interaktionen einzelner politischer Eliten war.536 
 
Die Widerstandsfähigkeit der Demokratie resultiert aus der Tatsache, 
dass Südkorea den Transformationsprozess selbst und aus einer Position 
der Stärke heraus einleitete. Zudem lernte die dominante Partei nicht nur, 
im Wahlkampf zu bestehen, sondern auch zu verlieren.537 Allerdings 
kämpften die Präsidenten Südkoreas, im Gegensatz zu Taiwan, immer wie-
der mit Legitimitätsproblemen. 
 
Die Demokratisierung beruhte auf politischen Kompromissen. Einerseits 
minimierte der kompromissbasierte Übergang soziopolitische Unruhen und 
physische Gewalt. Andererseits hemmte er die Konsolidierung und Vertie-
fung der Demokratie. In der Anfangsphase der Demokratisierung trieben 
militante Minjung-Bewegungen antiautoritäre Demonstrationen an, häufig 
mit gewaltsamem Widerstand gegen die repressive Regierung. Die nachfol-
genden prodemokratischen Bewegungen gewannen jedoch durch politische 
Kompromisse zwischen den Reformforderungen und den Regierungszuge-
ständnissen an Stärke. Beispielhaft ist die konservative große Allianz dreier 
Parteien 1990.538 
 
                                                 
533  Siehe bspw. Lipset 1960. 
534  Siehe bspw. Lerner 1964. 
535  Im 2000. 
536  Kim Sunhyuk 2000. 
537  Wong 2019, 205-208. 
538  Woo 2018a. 



219 

Die Demokratisierung führte zu einer extremen Polarisierung der Wähler-
schaft nach Ideologien, Regionen und Generationen und in der Folge zu 
einem geringen Vertrauen der Bevölkerung gegenüber den gewählten Poli-
tikern. Ein Mangel an politischem Vertrauen schwächt jedoch die Legitimi-
tät einer demokratischen Regierung und erhöht die politischen Kosten für 
die Umsetzung von Maßnahmen.539 
 
In der politischen Vertretung zeigt sich auch heute noch eine asymmet-
rische Machtverteilung. Beispielhaft ist die daraus resultierende Dualisie-
rung bzw. Teilung des Arbeitsmarktes und des Wohlfahrtssystems. Dies 
wurde durch die Pfadabhängigkeit vom ursprünglichen Konzept des ent-
wicklungspolitischen Wohlfahrtssystems verschärft, das einen raschen 
Übergang angesichts der raschen Deindustrialisierung hemmte. Nur die 
Kernbelegschaft der Standardbeschäftigten in großen Unternehmen genoß 
einen starken Schutz, weil die Politik immer noch überwiegend zugunsten 
der Mittelschicht agierte. Der Arbeitsmarkt war in Standard und Nichtstan-
dard-Arbeitnehmer bzw. große und kleine Unternehmen unterteilt, das 
Sozialsystem in betriebliche und öffentliche Sozialleistungen sowie normale 
und nicht normale Arbeitnehmer.540 
 
Die mangelhafte demokratische Konsolidierung zeigte sich etwa darin, dass 
häufig grundlegende individuelle Rechte im Namen der nationalen Sicher-
heit eingeschränkt wurden. Beispielhaft sind auch die regelmäßigen politi-
schen Korruptionsskandale, insbesondere durch korrupte Verbindungen 
zwischen Politikern und Unternehmen. Kein einziger Präsident zwischen 
1987 und 2017 bzw. seine Familie oder enge Mitarbeiter war frei von Kor-
ruptionsvorwürfen. 2017 führte das Amtsenthebungsverfahren gegen Park 
Geun-hye zu verfrühten Präsidentschaftswahlen.541 
 
Eine der wichtigsten Errungenschaften der Demokratisierung unter Kim 
Young-sam war der Rückzug der Streitkräfte von der Macht. Im Ge-
gensatz zu anderen Ländern, beispielsweise China, Thailand oder Indonesi-
en, verfügte das Militär in Südkorea über keine wesentlichen institutionellen 
oder persönlichen Wirtschaftsinteressen. Trotz der Kontrolle über den 
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makroökonomischen Entscheidungsprozess besaßen die Streitkräfte auf 
der Mikroebene keine Wirtschaftsmonopole oder wichtige Handels-, In-
dustrie-, Vertriebs-, Produktions-, Dienstleistungs- oder Informationskon-
trollen. Der Fokus lag auf der nationalen Macht. Sofern vorhanden kon-
zentrierte sich die Korrupion auf das militärische Beschaffungswesen und 
den Beförderungsprozess.542 
 

Südkoreas Demokratisierungsprozess im Vergleich mit 
Taiwan 

Der Demokratisierungsprozess verlief in Südkorea erheblich anders als in 
Taiwan.543 Unterschiede betreffen etwa die autoritären Wurzeln und die Art 
der lokalen Kontrolle, den Druck zur Demokratisierung und ihre Ge-
schwindigkeit, die institutionellen Veränderungen sowie die Wahl- und 
Parteipolitik. Demokratisierung umfasst mehr als den Regimewechsel. Eine 
bedeutende Rolle spielen insbesondere zugrunde liegende, häufig informel-
le Faktoren, die den Verlauf der Demokratisierung und die Art der daraus 
entstehenden Demokratie tiefgreifend prägen. Die Verortung der demokra-
tischen Ursprünge in gesellschaftlichen Forderungen nach Demokratie 
oder in Verhandlungen der Eliten ist unzureichend. Eine umfassendere 
Perspektive betrachtet die demokratische Entwicklung als einen kontinuier-
lichen Prozess und bezieht die politische Kultur mit ein, vor allem die in-
formelle Politik und die lokalen Bedingungen. 
 
Zwei Wirkfaktoren für die Demokratisierung sind die Institutionen und 
die lokale Politik. Bedeutsam sind die Institutionen, jedoch nicht per se, 
sondern ihre Relevanz für das politische Leben. Beispielsweise konnte das 
autokratische Taiwan seine Macht vor der Demokratisierung stärker streu-
en als Südkorea. Eine Proto-Demokratisierung kann auch unter illiberalen 
Eliten auftauchen. Demokratien wie Südkorea können elitärer sein, als die 
Institutionen vermuten lassen. Eliten können Demokratien genauso domi-
nieren wie andere Regierungsformen. Jedenfalls ermöglichen demokrati-
sche Institutionen eine Vielfalt von politischen Formen, daher ist das Ver-
ständnis für sie wichtig. 
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Die lokale Politik kann die Demokratisierung in entscheidender Weise 
beeinflussen, beispielsweise erfolgte die Demokratisierung in Taiwan lokal. 
In Südkorea wirkte sich das Zurückdrängen von Lokalinteressen durch die 
Marginalisierung der lokalen Kräfte durch zentrale Kräfte nachhaltig und 
tiefgreifend auf die Demokratisierung aus. 

Lokale Kontrolle & Legitimität im Autoritarismus 

Der japanische Kolonialismus und die nachfolgen Kriege stärkten sowohl 
in Südkorea als auch in Taiwan die Zentralmacht. Die Regierungsführung 
war in beiden Ländern in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts effektiv. 
Unterschiedlich waren die Ansätze zum Aufbau der lokalen Kontrolle und 
Legitimität. 
 
Südkorea erlebte nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges eine höchst ak-
tive, spontane Lokalpolitik. Bauern organisierten sich in Kollektiven, Arbei-
ter in Gewerkschaften und Anwohner übernahmen Verantwortung für die 
lokale Verwaltung und Polizeiarbeit. Die US-amerikanische Militärführung, 
die den Süden Koreas von 1945 bis 1948 regierte, hielt den lokalen Akti-
vismus fälschlicherweise für einen von Moskau inspirierten kommunisti-
schen Aufstand. Ihre Prioritäten waren die Wiederherstellung der Ordnung 
und die Beseitigung der Linken. Die Unterdrückung der lokalen Mobilisie-
rung nahm zwei Formen an. Erstens die Wiedereinführung japanischer 
Disziplinarmethoden, insbesondere unter Mitarbeit der ehemaligen Kolla-
borateure. Dies führte zur Machtzentralsierung. Zweitens stützten sich die 
USA auf rechtsgerichtete, lokale Kräfte aus sehr unterschiedlichen Bevöl-
kerungsgruppen.  
 
Die Republik Korea wurde als Staat zur Bekämpfung des lokalen Aktivis-
mus gegründet. Auf Taiwan ging die Guomindang zur Stärkung ihrer Legi-
timität auf lokale Gruppen zu und setzte auf die lokale Kooptation. Südko-
rea tat hingegen das Gegenteil. Trotz der Repression ging der Aktivismus 
weiter und führte 1950 zum Koreakrieg. Eine Konsequenz des Koreakrie-
ges war die Ausweitung der staatlichen Zwangsgewalt. Beispielhaft ist die 
Verabschiedung des nationalen Sicherheitsgesetzes oder die institutionelle 
Integration von Milizen in den Staatsapparat. In den frühen 1950er Jahren 
begann Syngman Rhee mit dem Aufbau der Liberalen Partei als erste große 
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Regierungspartei. Sie war Jahre später landesweit stark vertreten, vor allem 
auf der Basis von Gewalt, Einschüchterung, Stimmenkauf und Wahlfäl-
schung. Staat und Partei waren kaum noch zu unterscheiden. Die Aprilre-
volution 1960 beendete Syngman Rhees Regierung. Die Nachfolgeregie-
rung erwies sich als unfähig für eine wirksame Problembewältigung. Sie war 
etwa nachsichtig gegenüber Personen, die unter Syngman Rhee in Wahlbe-
trug oder staatliche Gewalt involviert waren. Im Mai 1961 kam das Militär 
an die Macht. Es rechtfertigte den Staatsstreich als Revolution im Sinne der 
Aprilrevolution 1960. Die Militärregierung baute Institutionen auf, ohne 
lokale Akteure mit Befugnissen zu betrauen. Die Hauptorgane der Repres-
sion waren stark zentralisiert, etwa das Militär, die nationale Polizei, die 
Bürokratie, der Geheimdienst und die Rechtsinstrumente wie das Nationale 
Sicherheitsgesetz. Mit der Rückkehr zur Zivilregierung 1963 wurden neue 
Wahl- und Parteigesetze eingeführt. 
 
Südkoreas Militärmachthaber verfolgten einen anderen Ansatz zu Wahlen 
und zur Parteiorganisation als die Guomindang Taiwans. Sie entschieden 
sich gegen Kommunalwahlen und nur für Präsidenten- und Parlaments-
wahlen. Schließlich hatte die Militärregierung Südkoreas – im Gegensatz 
zur Guomindang – keine Legitimitätsprobleme. Taiwan verbot Parteien. 
Südkorea richtete hingegen ein strenges System zur Parteien- und Wahl-
kontrolle ein. Oppositionsparteien waren erlaubt, denn die Militärregierung 
zog es vor, eine organisierte Opposition zu bekämpfen als einzelne unab-
hängige Gegner. Die Logik war, dass die Regierungspartei besser in der 
Lage wäre, sich Zugang zu Finanzmitteln zu verschaffen, die Medien zu 
nutzen und notfalls Zwangsmittel einzusetzen. Park Chung-hee wollte eine 
Opposition, die keine andere Wahl als Loyalität hatte und die lediglich als 
Sicherheitsventil für viele brisante soziale Fragen diente. 
 
Das Parteiengesetz legte die Regeln für die Parteiorganisation fest. Eine 
Partei musste ihre Basis in Seoul und Vertretungen in mehreren Provinzen 
haben. Sie konnte aus einer zentralen Partei und zahlreichen Zweigparteien 
für unbedeutendere Wahlkreise bestehen. In den Bezirken durfte eine Par-
tei Verbindungsbüros einrichten, die für die Parteiaktivitäten jedoch ver-
gleichsweise unwichtig waren. Der Kontrast zu Taiwan ist deutlich, denn 
die Bezirksorganisation war in Taiwan eine relativ große Einheit der Lokal-
politik. Wegen der strengen Parteivorschriften und des Fehlens von Kom-
munalwahlen gab es in Südkorea weder für die Oppositions- noch die Re-
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gierungsparteien Anreize zur lokalen Mobilisierung oder zur Kooptierung 
lokaler Eliten. 
 
Die Konzeption des Wahlsystems und der Wahlordnung kam großen Par-
teien zugute, die von den Machthabern bevorzugt aufgebaut wurden. Die 
Sitze der Nationalversammlung wurden nach dem Prozentsatz der gewon-
nenen Kreissitze vergeben. Um eine Chance zu wahren, musste sich die 
Opposition auf möglichst breiter Ebene organisieren. In der Folge glich 
sich die Opposition organisatorisch allmählich der Regierungspartei an, 
insbesondere durch eine nationale Organisation mit geringer lokaler Prä-
senz und der Fokussierung auf die Präsidenten- und Parlamentswahlen. Als 
die Opposition einem Wahlsieg 1972 zu nahe kam wurden die direkten 
Präsidentschaftswahlen ausgesetzt. Nach der Niederschlagung der Auf-
stände in Gwangju 1980 ware politische Aktivitäten erneut untersagt. Chun 
Doo-hwan führte die grundlegenden Herrschaftsmethoden Park Chung-
hees fort. 
 
Die Formen der autoritären Herrschaft unterschieden sich in Südkorea 
und Taiwan. Südkorea grenzte lokale Akteure und Interessen aus, während 
sie Taiwan aktiv stärkte, allerdings nur insoweit, als ihre Macht lokal blieb. 
In Südkorea erfüllten Wahlen keine wichtige Aufgabe. Die Regierungsprio-
rität lag auf der Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung, dabei war die 
Legitimierung zweitrangig. In Taiwan waren die Wahlen hingegen, auch 
wenn sie weder frei noch fair waren, eine wichtige Quelle lokaler Legitimi-
tät. 
 

Unterschiedliche Reformwege 

Der Ursprung der Demokratisierung beruhte weder in Südkorea noch in 
Taiwan auf einer Revolution, sondern auf politischen Aushandlungsprozes-
sen zwischen den konservativen und den reformorientierten Eliten.544 
 
Entscheidend waren in beiden Ländern regierungsgeleitete Reformen. Un-
terschiedlich waren jedoch die Reformwege und der zugrundeliegende 
Druck zur Demokratisierung. Die autoritären Herrscher beider Länder 
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fügten sich schließlich den Forderungen nach Demokatie mit der Zielset-
zung einer wesentlichen politischen Teilhabe auch nach dem Übergang. 
Der Erfolg dieser Strategie zeigte sich im Wahlerfolg der regierungstreuen 
Partei in Südkorea 1987 bzw. der Guomindang in Taiwan 1996 bei den 
ersten direkten Präsidentenwahlen. Die Regierungsparteien profitierten in 
der demokratischen Anfangsphase wesentlich von den etablierten Struktu-
ren, insbesondere den Finanzquellen und der starken Parteiorganisation. 
 
Taiwan entwickelte sich ab den 1970er Jahren allmählich und im Rahmen 
einer verhandelten und konsensualen Reform der bestehenden politischen 
Institutionen in Richtung Demokratie. Entscheidend war die zunehmende 
und demographisch bedingte Involvierung von Taiwanesen in Partei und 
Staat. Taiwanesen ersetzten die vor 1949 auf dem chinesischen Festland 
ernannten Guomindang-Amtsinhaber. Mit der Beendigung des Kriegs-
rechts 1987 wurden Oppositionsparteien legal erlaubt. Die erste Macht-
übergabe an die Opposition erfolgte im Jahr 2000.545 
 
Im Gegensatz dazu erfolgte der demokratische Übergang in Südkorea ab-
rupt. Vor der Demokratisierung nahm die politische Unterdrückung in 
Südkorea in den 1970er Jahren sogar zu und kulminierte im Gwangju-
Aufstand 1980. Südkorea war in einer Zeitspanne am repressivsten, als die 
Guomindang in Taiwan bereits größere Toleranz gegenüber der Oppositi-
onspolitik zeigte. Ziemlich plötzlich kündigte Roh Tae-woo 1987 ein Pro-
gramm zur sofortigen politischen Liberalisierung an. In den 1990er Jahren 
war die Demokratie in Südkorea in gewisser Weise lebendiger als in Tai-
wan. Stark waren insbesondere die Massenbewegungen und Straßenprotes-
te in Südkorea. 

Vorläufer der Demokratie 

Die unterschiedlichen Reformwege beruhten auf den jeweiligen Vorläufern 
der Demokratie, vor allem in Form von illiberalen Machtverschiebungen 
im Autoritarismus. Grundlage der Pluralisierung war für Südkorea ebenso 
wie Taiwan das industrielle Wachstum. Doch die Pluralisierung nahm un-
terschiedliche Formen an und und erzeugte unterschiedlichen Druck für 
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die Demokratisierung. Im Gegensatz zu Taiwans Proto-Demokratisierung 
stützte sich Südkorea auf die Zentralgewalt und eine Demokratie per Dek-
ret. Die Vorläufer der Demokratie kamen in Südkorea von außerhalb der 
Wahlpolitik. Roh Tae-woo verordnete die Demokratie in einer kurzen Re-
de, während in Taiwan die demokratischen Reformen durch Rückzug und 
Anpassung der Guomindang bestimmt wurden. 
 
In Taiwan engagierten sich die lokal einflussreichen politischen Fraktionen 
im Wahlwettbewerb und in der Wirtschaft. Der Wirtschaftsaufschwung 
beruhte vor allem auf der informellen Wirtschaftsstruktur sowie den Klein- 
und Mittelbetrieben. Die Industrialisierung Südkoreas basierte hingegen seit 
den 1950er Jahren auf dem Großkapital und den Beziehungen zwischen 
Wirtschaft und Staat auf höchster Ebene. Der politische Einfluss auf die 
Wirtschaft nahm stetig zu. Mit steigendem Einfluss erhielten auch die Op-
positionsparteien Geldspenden von den Konglomeraten. Die Korruption 
war in Südkorea jedoch grundlegend anders organisiert als in Taiwan. Der 
in Taiwan weit verbreitete Klientelismus signalisierte – im Gegensatz zu 
Südkoreas Hochfinanzpolitik – den Aufstieg einer lokal verankerten Elite. 
Die Pluralisierung hatte in Südkorea weder eine starke lokale Dimension 
noch waren neue Interessen mit Wahlen verbunden. Sie schuf stattdessen 
eine inhaltliche Politik, die sich von der Ebene der Wahlen entfernte. 
Durch die Industrialisierung entstand eine Arbeiterklasse, die klarer defi-
niert und selbstbewusster war als die taiwanesische. Der Staat gewährte den 
Chaebols einen großen Ermessensspielraum bei der Arbeitsverwaltung. 
Dies erleichterte die politische Mobilisierung der Arbeiter. Der Aktivismus 
der Arbeiter verband sich mit der Minjung-Bewegung.546 

Partei- und Wahlpolitik nach dem demokratischen Übergang 

Südkorea vermittelte das Bild einer vielversprechenden Demokratie, im-
merhin wurden drei ehemalige Dissidenten nacheinander als Präsidenten 
gewählt. Über die formellen Verfahren und demokratischen Idealen hinaus 
ergibt sich jedoch ein komplizierteres Bild. Die Reformen waren wegen der 
Einführung der Demokratie per Dekret in Bezug auf den Wahlkampf oder 
die Parteiorganisation nicht kontinuierlich oder nachhaltig. Die Schärfe des 
Bruchs in Richtung formeller demokratischer Institutionen erleichterte 
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paradoxerweise die Kontinuität der Arbeitsweise der Parteien. Mangels 
Drucks auf die Parteien führten die Parteien die elitären Traditionen aus 
der autoritären Zeit fort. Die Kontinuität bei der Zusammensetzung der 
Eliten zeigte sich beispielsweise darin, dass Roh Tae-woo seine Regie-
rungspartei mit der Gruppe des früheren Oppositionspolitikers Kim Y-
oung-sam fusionierte. Seitdem gingen die größten konservativen Parteien 
aus dieser Partei hervor.547  
 
Auch in der Parteiorganisation bestand Kontinuität. Die Parteiverfassungen 
entsprachen zumeist jener von Park Chung-hee 1963, mit dürftigen Struk-
turen und nur wenigen einfachen Parteimitgliedern. Die ständigen Fusio-
nen, Spaltungen, Umbenennungen und Fraktionskonflikte untergruben die 
Institutionalisierung der Parteien, insbesondere ihrer Rolle, der Auswahl-
verfahren und der Parteitage. 
 
Ursache für die Kontinuität war die mangelnde Aktualisierung der Partei-
engesetze. Dies erlaubte den Parteivorsitzenden in ihrem eigenen Interesse 
einen größeren Ermessensspielraum in Parteiangelegenheiten. Besonders 
autokratisch agierten die Parteiführer bei der Kandidatenauswahl. Auch 
nach der Demokratisierung behielten sowohl die Regierungs- als auch die 
Oppositionsparteien ein von oben nach unten verlaufendes System zur 
Nominierung von Kandidaten für die Parlamentswahlen bei. Dabei wurden 
die Kandidatenlisten von einigen wenigen Parteifunktionären erstellt. Bei 
allgemeinen und Kommunalwahlen wurden die loyalsten oder die spenden-
stärksten Kandidaten nominiert. 
 
Die Abgrenzung der Parteien erfolgte nicht nach Themen, sondern entlang 
regionaler Grenzen. Themenbezogene Politik kann Konflikte nationalisie-
ren, monopolistische Machtpositionen aufbrechen und Wahlen zu einem 
intensiven Wettbewerb machen. Das regionale Parteiensystem, das nach 
außen hin als Ausdruck lokaler Interessen erschien, wurde jedoch von nati-
onalen Parteiführern mit Sitz in Seoul aufgebaut und aufrechterhalten. Die 
Ausrichtung des Parteienwettbewerbs auf regionale Aspekte gab den Par-
teiführern bedeutende Macht über ihre Parteien und die Wahlen. Die Par-
teien stritten um Regionen, wobei die Wähler in den monopolisierten Regi-
onen kaum eine wirkliche Wahl hatten. Der Parteienwettbewerb wurde 
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zudem mit strengen gesetzlichen Regelungen unterbunden, etwa mit den 
Wahlgesetzen oder strikter Bestrafung bei Wahlverstößen.548 
 
Im Gegensatz dazu verfügte die Guomindang in Taiwan über eine solidere 
Organisation. Die Parteien wurden institutionalisiert, das Parteiensystem 
war stabil. Doch die Guomindang kooptierte lokale Persönlichkeiten, die 
später in der Lage waren, die Guomindang herauszufordern.549  
 
Die demokratische Stagnation in Südkorea war in erster Linie im institutio-
nellen Stillstand der Machtausübung verwurzelt und der weiterhin geringen 
Rechenschaftspflicht im politischen Prozess, die die Regierung einschrän-
ken könnte. Die mangelnde demokratische Konsolidierung resultierte we-
niger aus der institutionellen Weiterentwicklung des Machtzugangs in Be-
zug auf den Wahlprozess.550 
 

4.5 SÜDKOREAS BEZIEHUNG ZU NORDKOREA 

Kurzcharakterisierung Nordkoreas 

Nordkorea war in erster Linie ein Produkt interkoreanischer historischer 
Kräfte mit Koreanern als aktiven Akteuren. Es war nicht einfach eine 
Schöpfung der Sowjetunion.551 Die Schwierigkeiten Nordkoreas entstam-
men dem Kalten Krieg, dem Zusammenbruch des kommunistischen 
Blocks und internen Krisen. Reformpotenziale wurden nicht wahrgenom-
men.552 

Merkmale Nordkoreas 

Nordkorea teilt einige grundlegende Merkmale mit anderen sozialisti-
schen Ländern. Es weist jedoch auch einzigartige abweichende politische 
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Merkmale und Praktiken auf, die in Zusammenhang mit seiner Beständig-
keit stehen. Das politische System Nordkoreas ist ein totalitärer sozialisti-
scher Staat und die Regierungspartei besteht als einzige offizielle Partei. Die 
ideologische Grundhaltung umfasst den Marxismus-Leninismus gemein-
sam mit dem Kimilsungismus bzw. der Juche-Ideologie. Die politische, 
soziale und wirtschaftliche Kontrolle ist umfassend. Die Gemeinsamkeiten 
Nordkoreas mit anderen sozialistischen Ländern erstrecken sich beispiels-
weise auf die Staatsstruktur, die Führung durch die kommunistische Partei, 
den Marxismus-Leninismus, das sozialistische Wirtschaftssystem, die sozia-
listischen Verhaltensregeln, die Diktatur des Proletariats, das Prinzip des 
demokratischen Zentralismus oder den proletarischen Internationalismus. 
 
Unterschiede und Adaptionen gab es bei der ideologischen Haltung, dem 
Größenprinzip, dem Echoeffekt, der Belagerungsmentalität, dem Rationie-
rungssyndrom oder dem Persönlichkeitskult. 
 
Die ideologischen Grundsätze wurden in der ursprünglichen Verfassung 
1948 nicht schriftlich festgehalten. Dies reflektiert die ungünstigen politi-
schen Rahmenbedingungen, vor allem den Machtkampf zwischen Kim Il-
sungs vergleichsweise kleiner Partisanengruppe gegen rivalisierende partei-
politische Kräfte. Auch innerhalb der Kommunistischen Parteiorganisation 
gab es konkurrierende Fraktionen, neben den Partisanen etwa die Rückkeh-
rer aus China. Zur steten und allmählichen Machtkonsolidierung setzte 
Kim Il-sung auf eine breite Koalition. In der Tatsache, dass die Macht Kim 
Il-sungs nicht von Anfang an absolut war liegt der evolutionäre Charakter 
des nordkoreanischen kommunistischen Systems. 
 
Das Größenprinzip bezieht sich auf die relativ kleine Größe von Nordko-
reas Territorium und Bevölkerung im Vergleich zu China und der Sowjet-
union. Die Größe, Topographie und Demographie machten eine Kollekti-
vierung nach sowjetischem Vorbild unanwendbar. Daher waren die staatli-
chen und genossenschaftlichen Betriebe in Nordkorea vergleichsweise 
klein, gut kontrollierbar und die Systemeffektivität hoch. Vorteilhaft war 
zudem die ethnische Homogenität Nordkoreas. Im Gegensatz dazu redu-
zierte die mangelhafte Infrastruktur und kleinräumige Industrialisierung in 
China die zentrale Steuerung und führte zu einer politischen Durchdrin-
gungskrise. 
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Der Echoeffekt beschreibt, dass symbolische oder inhaltliche Veränderun-
gen im Bereich der (Sicherheits-) Politik oder Ideologie eines anderen so-
zialistischen Landes manchmal zu ähnlichen Veränderungen in Nordkorea 
führten. Dies beruht auf der ideologischen Affinität, der räumlichen Nähe 
und der sicherheitspolitischen Verflechtung. Beispielhaft ist der Dialog 
zwischen den beiden Koreas in den frühen 1970er, 1980er und 1990er Jah-
ren vor dem Hintergrund der Entspannung zwischen den USA und China 
bzw. der Sowjetunion. Nordkoreas wirtschaftliche Öffnung für ausländi-
sche Investitionen und Technologietransfers reflektierte Chinas Reform- 
und Öffnungspolitik unter Deng Xiaoping. Nordkoreas Chollima-
Bewegung 1956 ähnelte Chinas Großem Sprung nach vorn, Nordkoreas 
Juche-Idee Mao Zedongs Doktrin der Selbstständigkeit. 
 
Die Belagerungsmentalität ist eng mit dem Größenprinzip und dem 
Echoeffekt verbunden. Sie bezieht sich, nicht zuletzt als Mobilisierungs-
instrument, auf die Überzeugung der obersten Führung, dass Nordkorea 
von feindlichen und potenziell bedrohlichen Ländern belagert ist. Das 
schließt auch eine Überempfindlichkeit gegenüber chinesischer und sowje-
tischer Einmischung in die nordkoreanische Innenpolitik ein. Die Isolation 
unterstützt die Belagerungsmentalität. Sie ist zum Teil selbst auferlegt, vor 
allem durch die Reglementierung, Militarisierung und hermetische Abriege-
lung des Landes. Zum Teil ist sie extern bedingt, etwa durch die fortbeste-
hende Teilung der Koreas oder die Präsenz der US-Streitkräfte in Südko-
rea.553 
 
Das Rationierungssyndrom Nordkoreas begann unter Kim Il-sung. Es 
bezog sich auf die staatliche Kontrolle über die Zuteilung aller Lebensmit-
tel sowie allgemeiner Güter wie Kleidung, Wohnung oder Arbeit an die 
Bevölkerung. Grundlage waren die erworbenen Fähigkeiten und die Partei-
loyalität. In der Folge entwickelten sich die Produkte zu Privilegien. Die 
Rationierung erstreckte sich auch auf den psychologischen und politischen 
Bereich in Form der Rationierung von Informationen entsprechend der 
Machthierarchie und des Status des Empfängers.554 
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Der Personenkult ist in Umfang, Intensität und Dauer in Nordkorea ein-
zigartig. Er erstreckt sich nicht nur auf eine Einzelperson, sondern auch auf 
die Familie, die bereits zu Lebzeiten sowie über das Lebensende hinaus 
omnipräsent ist. Der Personenkult um Kim Il-sung ist Symbol für die poli-
tischen Fraktionenkonflikte und ist allmählich gewachsen.555  

Identität Nordkoreas: Juche Ideologie 

Für die Identität Nordkoreas ist Kim Il-sung ein wichtiger Ausgangspunkt, 
vor allem sein Wille und seine staatliche Macht. Beim Einmarsch Japans in 
die Mandschurei 1931 schloss sich Kim Il-sung einer Guerillagruppe gegen 
Japan an. 1912 in Pjöngjang geboren, lebte er seit seiner Kindheit in der 
Manschurei. Im Zweiten Weltkrieg kämpfte er auf der Seite der sowjeti-
schen Streitkräfte. Mit Unterstützung der Sowjetunion rief Kim Il-sung am 
09.09.1948 die Demokratische Volksrepublik Korea aus und regierte sie bis 
zu seinem Tod. Er schuf einen Polizeistaat, der die Charakteristiken eines 
hierarchischen konfuzianischen Königreiches mit einem totalitären sozialis-
tischen Staat, der sich auf absoluten Gehorsam und Loyalität stützt, kom-
binierte. Zentral für die Identität Nordkoreas ist die Ideologie des Juche. 
Sie bezieht sich auf die Selbstständigkeit des Landes, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Kolonialisierung. Juche diente der Einigkeit Nordkoreas 
bzw. der Abgrenzung gegenüber China und der Sowjetunion. Sie verbindet 
den koreanischen Nationalismus mit einer konfuzianischen Version des 
Sozialismus. Sie in der Verfassung verankert und wird als Schöpfung Kim 
Il-sungs angesehen. 
 
Mittels Wiedervereinigung zu seinen Bedingungen wollte Kim Il-sung die 
Identität der gesamten Halbinsel bestimmen. Trotz Veränderungen der 
Strategie blieb die Zielsetzung gleich und bestimmte die Sicherheitspolitik 
Nordkoreas. In Verbindung mit Juche ging Nordkorea 1962 von einer 
konventionellen Kriegsstrategie auf eine maoistische Version des Volks-
krieges inklusive Subversion und Destabilisierung Südkoreas über. Das 
Motiv war vermutlich, dass Nordkorea eine direkte Herausforderung der 
militärischen Macht der USA vermeiden wollte. Die drei Phasen umfassten 
den Aufbau einer eigenen revolutionären Basis, die Förderung der revoluti-
onären Kräfte in Südkorea und die Stärkung der internationalen Kräfte 
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durch freundschaftliche Beziehungen zu Entwicklungsländern, die sich 
dem US-Hegemonismus widersetzen. Auf diese Weise erhöhte Nordkorea 
den Druck schrittweise, ließ sich jedoch Raum für einen Rückzug. Höhe-
punkt der Aktivitäten waren die Jahre 1967 und 1968, vor allem der miss-
glückte Anschlagsversuch auf Park Chung-hee. Die Kosten veranlassten 
Nordkorea dazu, Abstand von derartigen Konfrontationen zu nehmen. 
 
Der Verschlechterung seines Sicherheitsumfeldes, vor allem die Annähe-
rung der USA an China und die Sowjetunion, begegnete Nordkorea in den 
1970er Jahren mit einer beträchtlichen Erhöhung der Militärkapazitäten. 
Auch wegen der geographischen Nähe hatte Nordkorea den Vorteil einer 
taktischen Überraschung und einer glaubwürdigen Strafandrohung für den 
Fall, dass Südkorea oder die USA einen Konflikt auf der Halbinsel auslös-
ten. Die USA kamen zum Schluss, dass sich das militärische Gleichgewicht 
1982 zugunsten Nordkoreas verschoben hatte. Nach dem Zusammenbruch 
der Sowjetunion stand für Nordkorea das eigene politische Überleben und 
damit die Sicherung der eigenen Identität im Mittelpunkt.556 

Politische und wirtschaftliche Entwicklung Nordkoreas 

Mit der Übernahme der politischen Führung durch Kim Jong-un im De-
zember 2011 schloss Nordkorea die Erbfolge über drei Generationen hin-
weg ab. Der schrittweise Machtübergang von Kim Il-sung (1948 bis 
1994) auf seinen Sohn Kim Jong-il (1994 bis 2011) dauerte über zwei Jahr-
zehnte, in denen Kim Jong-il seine Autorität in Partei, Militär und Kabinett 
festigte. Ab den frühen 1980er Jahren war er aufgrund der ihm übertrage-
nen Entscheidungsbefugnisse De-facto Führer. Im Gegensatz dazu erfolgte 
die zweite Machtübergabe aufgrund des Todes von Kim Jong-il unvorbe-
reitet. Kim Jon-gun, erst im Alter von Mitte 20 als Nachfolger augewählt, 
verfügte über keine politische oder militärische Erfahrung. Beratend stan-
den ihm die alten Eliten aus Partei und Militär zur Seite. Trotz der von 
Beobachtern befürchteten Machtkämpfe und Führungsversagen konnte 
Kim Jong-un seine Macht mit der Politik der „militärischen Faust” festigen. 
Seine Priorität lag bei der Sicherheit des Regimes und seinem eigenen poli-
tischen Überleben. Er schottete Nordkorea ab und wälzte die wirtschaftli-
chen Lasten dieser Isolation auf das Volk ab. Damit verbunden war eine 
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konfrontative Außenpolitik mit der Entwicklung von Nuklearwaffen, mit 
Raketentests und mit bewaffneten Angriffen auf Südkorea in geringer In-
tensität. Dies führte zu internationalen Wirtschaftssanktionen und der Ver-
schlechterung der Wirtschaftslage.557 
 
Zwar strebte Nordkorea ein Wirtschaftswachstum an, jedoch ohne Ab-
sicht, Atomwaffen- und Langstreckenraketenprogramme dafür aufzugeben. 
Schließlich wurde die wirtschaftspolitische Rolle des Militärs zurückgestuft 
und die Führungsaufgaben der Partei umgestaltet. Die institutionellen Ver-
änderungen begleitete ein fünfjähriger Wirtschaftsentwicklungsplan, der 
sich auf Verbesserungen bei der Versorgung mit Lebensmitteln, Energie 
und Konsumgütern sowie auf den Ausbau des Außenhandels konzentrier-
te.558 
 
Nach dem Koreakrieg hatte Nordkorea in den 1950er Jahren einen raschen 
Wirtschaftsaufschwung erlebt. Zugrunde lag eine Strategie der Massenmo-
bilisierung von Arbeitskräften im Rahmen einer Kommandowirtschaft 
nach sowjetischem Vorbild. Die Kollektivierung der landwirtschaftlichen 
Betriebe ermöglichte die Ressourcenzuteilung. Parallel erfolgte Kim Il-
sungs Machtkonsolidierung und die damit einhergehende politische Unter-
drückung.559 
 
Die bald darauf einsetzenden Wirtschaftsprobleme resultierten aus der 
inhärenten Ineffektivität der zentralen Planwirtschaft, dem Fokus auf der 
Schwerindustrie und der Militarisierung sowie ineffektiven und kostenin-
tensiven Bauprojekten. Hinzu kam der Rückgang der sowjetischen Hilfe 
und die wirtschaftliche Autarkie auf der Grundlage der Ideologie der 
Selbstständigkeit. Bereits über einen langen Zeitraum geschwächt, stürzte 
die Wirtschaft Nordkoreas in den 1990er Jahren in eine massive Hungers-
not und Wirtschaftskrise.560 Neben der Misswirtschaft kamen Naturkata-
strophen und der Zusammenbruch der Sowjetunion als Einflussfaktoren 
hinzu. Kurzfristig erfolgten einige Wirschaftsreformen, etwa die Einfüh-
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rung allgemeiner Märkte. Die Rückkehr zu einer marktfeindlicheren Politik 
zeigte sich beispielsweise an der Währungsreform 2009.561 
 

Merkmale der interkoreanischen Beziehungen 

Die interkoreanischen Beziehungen seit 1945 können als ständiger Kriegs-
zustand in verschiedenen Formen charakterisiert werden. Die grundlegen-
den Ursachen der interkoreanischen Spannungen, die sich entsprechend im 
Sicherheitsdilemma auf der koreanischen Halbinsel zeigen, sind die antago-
nistische Identität und die ideologischen Gegensätze der beiden Koreas 
sowie die Geopolitik.562 Die Teilung und die Beziehungen zueinander sind 
untrennbar mit der Architektur des Kalten Krieges verbunden. Die Wie-
dervereinigung war Jahrzehnte lang eine existenzielle nationale Frage und 
die entsprechenden Bemühungen darum definierten den Zugang der bei-
den Koreas zueinander.563 Die wechselhafte Gestaltung der Beziehung be-
ruht auf der Rolle der führenden Politiker, den innenpolitischen Verhältnis-
sen und den internationalen Strukturen. Deutliche Veränderungen zeigten 
sich jeweils nach Regierungswechseln.564 
 
Die interkoreanischen Beziehungen weisen unterschiedliche Zeitphasen 
und Höhepunkte auf. In der ersten Zeitphase der interkoreanischen Bezie-
hungen bestand kein offizieller Kontakt.565 Sie erstreckte sich vom Waffen-
stillstandsabkommen am 27.07.1953566 bis zum 04.07.1972, als mit dem 
Gemeinsamen Kommuniqué erstmals ein offizieller Kontakt ausgehandelt wur-
de. Die zweite Zeitphase umfasste die unregelmäßigen Gespräche, die von 
1972 bis zum Grundsatzabkommen über Versöhnung, Nichtangriff, Aus-
tausch und Zusammenarbeit 1991 andauerten.567 Die dritte Zeitphase von 
1991 bis 2007 war von verstärkter interkoreanischer Zusammenarbeit und 
Austausch geprägt, beschleunigt durch den ersten und zweiten interkorea-
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563  Armstrong 2006; Agov 2016. 
564  Kim 2019; Ku 2018d; Woo 2018d. 
565  Armstrong 2013, 139. 
566  Kim 2003, 175ff. 
567  Kim 2003, 4. 
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nischen Gipfel 2000 und 2007.568 Die vierte Phase betraf die Internationali-
sierung des Friedensprozesses, die durch die Sechs-Parteien-Gespräche 
zwischen den beiden Koreas, Russland, China, Japan und den USA reprä-
sentiert wurde. Der Beginn der vierten Zeitphase, der Atomkonflikt zwi-
schen den USA und Nordkorea 2003, überschnitt sich mit der dritten Pha-
se und endete mit der Aussetzung der Gespräche 2009. Die anschließende 
fünfte Zeitphase dauerte bis zum Gipfeltreffen zwischen Nordkorea und 
den USA in Singapur 2018 an, danach verschlechterte sich die Beziehung 
erneut.569 
 
Ein Hauptmerkmal der interkoreanischen Beziehungen betrifft den The-
menkomplex der Legitimität. Es gab Jahrzehnte lang einen Wettbewerb 
um die Repräsentanz von Gesamtkorea als nationale Einheit auf der korea-
nischen Halbinsel, entweder durch die Wiedervereinigung oder durch eine 
stärkere internationale Anerkennung als das andere Korea.570 Die Prämisse 
beider Koreas war die Illegitimität des jeweils anderen. Ein zweites Charak-
teristikum war daher die gegenseitige Nichtanerkennung und die Fortfüh-
rung des Kriegsgzustandes. Dennoch waren die Außenpolitiken von der 
Existenz des anderen bestimmt. Dies führte zu unberechenbaren Bezie-
hungen, zu Verleugnung, Ablehnung und Konflikt. Zu den Hauptformen 
der direkten Interaktion zählten diplomatische Isolation, Feindseligkeit, 
Subversion oder Krieg. Beispielsweise galt Nordkorea als Auftraggeber des 
misslungenen Anschlags auf Park Chung-hee im August 1974, es fehlen 
jedoch Beweise. Seit der Trennung durch die entmilitarisierte Zone (DMZ) 
wurden die regionalen Bündnissysteme zum wichtigsten Ventil für die in-
terkoreanischen Beziehungen.571 
 
Eine bedeutende Rolle im Zusammenhang mit der Legitimität spielte die 
politische Ökonomie in Verbindung mit der innerstaatlichen Transformati-
on. Definiert man den Status der Staatlichkeit mit der Kontrolle über Terri-
torium und Bevölkerung, so trifft dies auf beide Koreas zu. Definiert man 
den Status der Staatlichkeit mit der internationalen Anerkennung, so gab es 
keinen ausreichenden internationalen Konsens darüber, welches Korea 

                                                 
568  Armstrong 2007, 133f. 
569  Farkas 2018. 
570  Sandler 2003; Agov 2016; Gills 2005. 
571  Agov 2016; Jager 2013; Woo 2018d; Gills 2005; Roehrig 2007. 
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legitimerweise die gesamte koreanische Nation repräsentiert. Beispielsweise 
verhinderte diese Dichotomie die Aufnahme der Koreas als Mitglieder der 
Vereinten Nationen bis 1991. Zudem verfügte keines der beiden Koreas 
über die territoriale Kontrolle über die gesamte koreanische Halbinsel. Die 
internationale Unterstützung für die rivalisierenden Koreas entsprach an-
fangs den Bündnismustern des Kalten Krieges.572 
 
Ein weiteres Merkmal der interkoreanischen Rivalität ist ihre Langlebig-
keit. Sie resultiert aus dem Bruderkrieg, der die Teilung Koreas über Gene-
rationen hinweg vertiefte und zementierte.573 Die prägende Zeit war der 
Koreakrieg, die bedeutendsten Aspekte die Befreiung, Besetzung und Tei-
lung des Landes. Dennoch ist die Geschichtsschreibung der interkoreani-
schen Beziehungen aus einer längerfristigen Perspektive zumeist auf Stu-
dien zur Geschichte Süd- und Nordkoreas und ihrer jeweiligen Bündnissys-
teme beschränkt. Diese Dichotomie erklärt sich aus der Bedeutung des 
Nationalstaates als Ansatzpunkt für Analysen der internationalen Bezie-
hungen.574 
 
Der koreanische Bürgerkrieg wurzelte in der Kolonialzeit und verschärfte 
sich während der Entkolonialisierung. Nach der Befreiung 1945 vertiefte 
sich der interne Streit zu tiefen politischen Gegensätzen. Die sozialen 
Spaltungen bildeten die Grundlage für die Teilung Koreas, während der 
internationale Rahmen die tatsächliche Teilung strukturierte. Die Teilung 
der koreanischen Halbinsel in zwei Besatzungszonen war als vorüberge-
hende Lösung während einer Treuhandschaft geplant. Die drei Jahre zwi-
schen Befreiung und Staatsgründung formten die zwei politischen Einhei-
ten sowie die zunehmende Entfremdung und Isolation. Während die inter-
nationalen Verhandlungen über eine gesamtkoreanische Regierung destruk-
tiv verliefen, entwickelten sich die zwei Verwaltungen zu Proto-
Regierungen mit unterschiedlichen Ideologien und politischen Agenden. 
Die Teilung und Besetzung der koreanischen Halbinsel war ein Übergang 
von einem intra- zu einem interkoreanischen Konflikt. Die Divergenz zwi-
schen den beiden Koreas begann mit der Besetzung der beiden Hälften der 
Halbinsel durch die Sowjetunion bzw. die USA. Innerhalb kurzer Zeit wa-

                                                 
572  Gills 2005. 
573  Kim Jiyul 2014; Jager 2013. 
574  Agov 2016. 
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ren sie in den globalen Antagonismus zwischen liberalem Kapitalismus und 
Kommunismus eingebunden. Im Zuge der Institutionalisierung der staatli-
chen Strukturen verschärfte sich die Konfrontation. Beide Koreas verbes-
serten ihre militärischen Kapazitäten, insbesondere durch internationale 
Allianzen.575  
 
Nach dem Koreakrieg verlagerte sich das Streben nach Vorherrschaft und 
Legitimität auf die Bereiche Wirtschaft, Diplomatie und Propaganda. 
Nordkorea war auf die wirtschaftliche und militärische Unterstützung 
durch die Sowjetunion und China angewiesen. Sie erfolgte vor allem in 
Form von Industrieprojekten, einschließlich Finanzierung, Bau und Tech-
nologietransfer. Südkorea erhielt die Hilfe der USA hauptsächlich in Form 
von Lebensmitteln und Konsumgütern. Die anfänglich rasche Verbesse-
rung der Wirtschaftslage gab Nordkorea Zuversicht für einen aktiveren 
Zugang gegenüber Südkorea, um einen friedlichen Vereinigungsprozess in 
Gang zu setzen. Die Initiativen des Nordens beruhten auch auf dem mar-
xistischen Paradigma des „unvermeidlichen” Sieges von Sozialismus und 
Kommunismus. Dies bedeutete, dass die Wiedervereinigung unter den Be-
dingungen Nordkoreas erfolgen würde.576 
 
In den 1960er Jahren begannen beide Koreas mit Hilfe ihrer Verbündeten 
mit der Militarisierung, die erhebliche innen- und außenpolitische Impli-
kationen hatte. Südkorea beteiligte sich am Vietnamkrieg und stärkte damit 
das US-Bündnis. Park Chung-hee belegte damit seine deutliche antikom-
munistische Haltung und schürte die Spannungen mit Nordkorea weiter. 
Die sozialistische Spaltung zwischen China und der Sowjetunion stellte 
Nordkorea vor ein Dilemma. Zunächst auf der Seite Chinas, wendete sich 
Nordkorea ab 1965 der Sowjetunion zu. Die Unsicherheiten veranlassten 
Nordkorea zur Entwicklung von Wirtschaft und Verteidigung. Für die Mili-
tarisierung erhielten die Streitkräfte zwischen 30 % und 50 % des Staats-
haushalts. Begleitend wurde eine riesige Miliz geschaffen, Arbeitskräfte 
mobilisiert sowie die politische und soziale Kontrolle verschärft. Die Hal-
tung gegenüber Südkorea wurde militanter. Die seit 1953 durchgeführten 
militärischen Infiltrationen nahmen in den 1960er Jahren zu. Der Fokus 
verlagerte sich von der Informationsbeschaffung und dem Aufbau einer 

                                                 
575  Park E. 2022, 268-290; Jager 2013; Agov 2016; Kim Jiyul 2014. 
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revolutionären Basis in Südkorea auf die Destabilisierung Südkoreas. Ins-
besondere zwischen 1966 und 1969 intensivierten sich die Feuergefechte 
entlang der Demilitarisierten Zone. Schließlich verlagerte sich der Schwer-
punkt wieder auf die Informationsbeschaffung und verdeckte Netzwerke.577 
 
Die Militarisierung in den 1960er Jahren ist beispielhaft dafür, dass die bei-
den Koreas trotz der unüberbrückbaren ideologischen und politischen Dif-
ferenzen Gemeinsamkeiten einer Entwicklungsdiktatur aufweisen. Für 
beide war das Ziel die militärische und wirtschaftliche Vorherrschaft, um 
die Wiedervereinigung zu den eigenen Bedingungen zu ermöglichen. Mit 
der Verabschiedung der Yushin-Verfassung Ende 1972 verwandelte Park 
Chung-hee seine Präsidentschaft in eine legale Diktatur mit enormen Be-
fugnissen, wie etwa das Regieren per Dekret, und einer unbegrenzten 
Amtszeit. Auch Nordkorea setzte Ende 1972 eine neue Verfassung in 
Kraft. Sie ersetzte jene von 1948, bestätigte den Marxismus-Leninismus als 
Leitprinzip des Parteistaates und erhob Kim Il-sung in das neue Amt des 
Präsidenten. Beide Koreas entwickelten die Chemie- und die Schwerindust-
rie zur Stärkung der Verteidigungskapazitäten. Nordkorea begann in den 
1960er Jahren, Südkorea folgte Anfang der 1970er Jahre und profitierte 
von den eigenen Ressourcenvorkommen. Der Lebensstandard Südkoreas 
übertraf ab Mitte der 1970er Jahre jenen Nordkoreas.578 Die nordkoreani-
sche Wirtschaft verlangsamte sich aufgrund der Auslandsverschuldung und 
des Exportrückgangs.579 Rückständige oder periphere Staaten versuchen 
durch die Industrialisierung in der internationalen Hierarchie aufzusteigen, 
insbesondere durch sozio-politische und wirtschaftliche Transformation. 
Dazu ist ein hohes Maß an Souveränität nötig, etwa um Abhängigkeiten zu 
reduzieren. Beide Koreas waren dazu in der Lage, jedoch mit völlig unter-
schiedlichen ideologischen Ansätzen. Beide setzten auf die „Revolution 
von oben” mit tiefgreifender innerer Umstrukturierung. Der Erfolg in Be-
zug auf die nationale Entwicklung und des internationalen Ansehens hing 
insbesondere von der Kongruenz zwischen Innen- und Außenpolitik sowie 
von den wichtigsten Transformationstendenzen im internationalen System 
ab.580 

                                                 
577  Lerner 2010; Sandler 2003; Agov 2016. 
578  Woo 2018d; Lerner 2010. 
579  Agov 2016. 
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Die internationale Anerkennung und Unterstützung waren Schlüsselfak-
toren für die Stärkung der Legitimität der beiden Koreas. Die aktive Politik 
Nordkoreas gegenüber den Befreiungsbewegungen und den aufstrebenden 
Nationen in den 1960er und 1970er Jahren vergrößerte seine internationale 
Unterstützung. Mitte der 1970er Jahre erreichte Norkorea eine diplomati-
sche Parität mit Südkorea.581 
 
Interne Entwicklungen und neue regionale Dynamiken, insbesondere die 
Annäherung zwischen den USA und der Sowjetunion bzw. China, führten 
zu einer Entspannung auf der koreanischen Halbinsel. Der Beweggrund für 
den Anfang der 1970er Jahre beginnenden interkoreanischen Dialog war in 
Nordkorea die Überzeugung, dass der revolutionäre Wandel in Südkorea 
knapp bevorstünde. Der Plan der USA, 20.000 US-Soldaten aus Südkorea 
abzuziehen, bestärkte Nordkorea. Er verunsicherte Südkorea ebenso wie 
die Bereitschaft der USA bei den Pariser Friedensgesprächen, den Viet-
namkrieg beizulegen. Der interkoreanische Dialog endete 1975. Nordkorea 
griff zur Untergrabung der Militärregierung Chun Doo-hwans, der die anti-
kommunistische Politik Park Chung-hees 1980 fortsetzte, erneut auf sub-
versive Taktiken zurück. Beispielhaft ist ein missglücktes Attentat auf Chun 
Doo-hwan in Myanmar 1983 oder der erfolgreiche nordkoreanische Bom-
benanschlag auf einen Flug der südkoreanischen Korean Air 1987.582 
 
Die Nuklearisierung Nordkoreas war Teil der Sicherheitsbemühungen in 
einer zunehmend instabilen und als feindlich empfundenen Umgebung. Sie 
resultierte aus dem Koreakrieg und dem Wettrüsten als wesentlichem Ele-
ment im Streben nach der Vorherrschaft. Die Drohung der USA, während 
des Koreakrieges Atomwaffen einzusetzen, und die Stationierung von 
Atomsprengköpfen in Südkorea 1957 zeigten Nordkorea seine Verwund-
barkeit auf. Bereits 1956 begann Nordkorea mit der Aneignung von Wissen 
über Kernenergie und Kerntechnologien in der Sowjetunion. Mit sowjeti-
scher Unterstützung nahm Nordkorea 1967 einen Forschungsreaktor in 
Betrieb. 1986 folgte ein experimenteller Reaktor und 1989 eine Aufberei-
tungsanlage zur Abtrennung von Plutonium. 1985 erklärte sich die Sowjet-
union bereit, Nordkorea beim Bau eines Kernkraftwerkes zu helfen. Zu-
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582  Heo/Woo 2007; Agov 2016. 



239 

gleich unterzeichnete Nordkorea einen Vertrag über die Nichtverbreitung 
von Kernwaffen. Die Absicht zum Erwerb einer Atombombe stammte 
vermutlich aus den 1970er Jahren und verstärkte sich nach dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion 1991. Zu Beginn der interkoreanischen Ent-
nuklearisierungsgespräche im Dezember 1992 stand eine nukleare Wieder-
aufbereitungsanlage in Yongbyon kurz vor der Fertigstellung. Der Atom-
waffenbesitz wurde zu einer strategischen Priorität Nordkoreas. 
 
Südkorea strebte zwar ebenfalls nach Atomwaffen, insbesondere nach dem 
teilweisen US-Truppenabzug aus Südkorea 1971 und dem Fall Südvietnams 
1975. Auf Druck der USA und nach der Ratifizierung des Atomwaffen-
sperrvertrags 1975 gab Südkorea seine Pläne offiziell und sein geheimes 
Nuklearprogramm 1980 auf. 1991 zogen die USA ihre taktischen Atom-
waffen ab und Südkorea verblieb weiterhin unter dem Schutz des US-
amerikanischen Nuklearschirms. Die Politik von Präsident Kim Young-
sam gegenüber Nordkorea schwankte zwischen Kompromiss und harter 
Haltung. Seine Entscheidung zur Stationierung von Patriot-Raketen führte 
im Frühjahr 1994 zu einer dramatischen Eskalation der Spannungen. 
Nordkorea trat aus dem Nichtverbreitungsvertrag aus. Am 09.10.2006 
führte es seinen ersten Atomtest durch, weitere folgten 2009, 2013, 2016 
und 2017.583 
 
Die Sonnenscheinpolitik markierte den Beginn einer kooperativeren Poli-
tik und eines aktiveren Engagements. Sie symbolisierte die Akzeptanz der 
friedlichen Koexistenz, jedoch nicht die rechtliche Anerkennung. Charakte-
ristisch war die Trennung von Wirtschaft und Politik. Beispielhaft für den 
Erfolg war das Gipfeltreffen 2000. Die Gründung der Industriezone Kae-
song 2005 war das greifbarste Ergebnis der wirtschaftlichen Kooperation 
und verband nordkoreanische Arbeitskräfte mit südkoreanischem Kapital 
und Know-How für die Herstellung von Konsumgütern für den Export.584 
 
 
 
 
 

                                                 
583  MFA 2023; Agov 2016. 
584  Chang/Kim 2011; Agov 2016; Ha 2001. 
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Eckpunkte der interkoreanischen Beziehungen 

 
 

 

Abbildung 5: Eckpunkte der interkoreanischen Beziehung 
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4.6 SÜDKOREAS BEZIEHUNG ZU CHINA 

Die Grundlage für das strategische Denken Südkoreas gegenüber China 
schuf Park Chung-hee in den frühen 1970er Jahren. Trotz einiger Modifik-
tionen verfestigte und konkretisierte es sich stetig.585 In den 1980er Jahren 
trafen die Nordpolitik Seouls und die Reform- und Öffnungspolitik Chinas 
aufeinander. Dies führte zu einer Umgestaltung der Interaktionen. Die 
Normalisierung der Beziehung 1992 war ein Wendepunkt, denn das bilate-
rale Verhältnis auf Basis von zwei konkurrierenden Bündnissystemen des 
Kalten Krieges verlagerte sich zu einer komplexeren, vielschichtigen Drei-
ecksbeziehung.586 
 
In den 1990er Jahren beschloss China im Rahmen seiner außenpolitischen 
Reform, die Rolle einer verantwortungsvollen Großmacht zu übernehmen. 
Mit seinem Wirtschaftswachstum und der regionalen wirtschaftlichen In-
tegration wurde China zur Drehscheibe Ostasiens. Es strahlte seinen Ein-
fluss in konzentrischen Kreisen nach außen aus, was sich insbesondere auf 
die koreanische Halbinsel auswirkte. China machte deutlich, dass sein 
Hauptinteresse in koreanischen Angelegenheiten in der Aufrechterhaltung 
der interkoreanischen Stabilität lag. Das gemeinsame Interesse der Region 
bestand gemäß China in der friedlichen Koexistenz der beiden Koreas und 
der Vermeidung eines Systemzusammenbruchs in Nordkorea. Das heißt 
auch, dass die Normalisierung zwischen den Koreas und China und der 
neue Status Chinas weder mit der Auflösung der verbleibenden Bündnis-
systeme des Kalten Krieges in der Region, noch mit der Verbesserung der 
Sicherheitslage auf der koreanischen Halbinsel in Verbindung stand. Diese 
Entwicklung im strategischen Denken Chinas offenbarte sich in der unter-
schiedlichen Vorgangsweise: einerseits die desinteressierte Haltung wäh-
rend der Nuklearkrise 1994 und andererseits die proaktive Konfliktbewälti-
gungsdiplomatie während der zweiten Nuklearkrise. China fand nicht nur 
eine positive Rolle in der regionalen Geopolitik, sondern erkannte insbe-
sondere die Notwendigkeit einer solchen.587 
 

                                                 
585  Chung 2008; Kim 2006. 
586  Kim M. 2016; Chung 2012, 220. 
587  Kim 2006. 
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Der Erfolg des Wirtschaftsaufschwungs und der Demokratisierung erhöh-
ten Südkoreas nationales Selbstwertgefühl und damit den Druck, seine 
Abhängigkeit von den USA zu reduzieren. In diesem Prozess zog Südkorea 
China als strategische Alternative, Gegengewicht oder Ergänzung in Be-
tracht, doch ohne dies realisieren zu können. Von zentralem Interesse war 
dabei die jeweilige Beziehung zu Nordkorea. Beispielsweise gelang Südko-
rea 1997 trotz der unerwarteten Teilnahme Chinas bei den Vier-Parteien-
Gesprächen mit Nordkorea keine Annäherung an China. Ebensowenig bei 
den Drei- und Sechs-Parteien-Gesprächen 2003 oder anlässlich des Atom-
tests Nordkoreas 2006. 
 
Grundsätzlich versuchte Südkorea mit einer Doppelstrategie, die Vorteile 
aus der umfassenden Zusammenarbeit mit China zu maximieren und die 
Kosten der immer wieder temporär angespannten Beziehung zu den USA 
zu minimieren. Die sicherheitspolitische Absicherung über die USA be-
trachtete Südkorea angesichts der Zweiteilung von Sicherheits- und Wirt-
schaftslogik in Ostasien als unvermeidlich.588 Zwischen Südkorea sowie 
China und Nordkorea gab es immer wieder Versuche, die nationale Identi-
tät gegeneinander abzugrenzen. In der Joseon-Dynastie beispielsweise 
strebte Korea danach, konfuzianischer als China zu sein. Nach dem Korea-
krieg hielt China seine Beziehung zu Nordkorea aufrecht. Mit der Entwick-
lung einer chinesischen Identität als verantwortungsvolle Großmacht und 
Südkoreas Einflusszunahme auf der regionalen und globalen Ebene erga-
ben sich neue Möglichkeiten für die (wirtschaftliche) Integration.589 
 
China gilt sowohl als Chance, als auch als Bedrohung.590 Manche Analysten 
sehen bei der Kooperation der Nachbarländer mit China weniger eine 
Freiwilligkeit, sondern vielmehr eine „freiwillige Zwangsgefolgschaft“.591 
Ein wesentlicher Wirkfaktor ist Chinas Ausgewogenheit zwischen den 
Kräften der Integration und der Desintegration in die liberale Weltord-
nung.592 In Bezug auf Japan verbindet Südkorea die gemeinsame Skepsis 
mit China. Während die USA Japans Sicherheitsrolle nicht nur in Ostasien, 

                                                 
588  Chung 2008; Kim 2006. 
589  Kim M. 2016; Kim 2006. 
590  Kang 2009a. 
591  Siehe bspw. Tucker 2022, 245. 
592  Zakaria 2008, 88. 
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sondern im gesamten indopazifischen Raum zu stärken versuchten und 
Japan seine pazifistische Haltung zunehmend ablegt, teilen Südkorea und 
China Misstrauen gegenüber Japan und seiner Einflusszunahme. 
 
Die Haltung Südkoreas gegenüber China wandelte sich seit 1992 mehrmals, 
resultierend aus den Regierungswechseln und der Wahrnehmungsverände-
rung von Chinas Aufstieg. Sie richtete sich jedoch niemals direkt gegen 
China. Das heißt jedoch nicht, dass China nicht als Gefahr gesehen wurde. 
Unter Kim Young-sam präferierte Südkorea in Bezug auf China eine 
Kombination von Einhegung und konstruktiver Einbindung mit dem Fo-
kus auf dem Machtausgleich. Dabei stimmte Südkorea seine Politik, insbe-
sondere in Bezug auf Nordkorea und die potenzielle Bedrohung durch 
China, mit den USA ab.593 Hintergrund war die rasche Veränderung der 
internationalen strategischen Umgebung, insbesondere die Aussöhnung 
zwischen China und der Sowjetunion, und die Globalisierung. Südkoreas 
außenpolitische Initativen, vor allem die Nordpolitik, basierten auf den 
nichtideologischen Prinzipien der Gleichheit, des Respekts und des gegen-
seitigen Wohlstands. 
 
Kim Dae-jungs Haltung war China gegenüber entgegenkommender und 
proaktiver. Sie zeichnete sich durch eine selektive schrittweise Anpassung 
an die politischen Präferenzen Chinas aus, beispielsweise die offizielle An-
erkennung der Ein-China-Politik oder die Unterstützung Chinas beim Bei-
tritt zur Welthandelsorganisation. Dies schloss jedoch eine Kooperation 
mit Chinas Rivalen, insbesondere der USA, nicht aus. Es kam jedoch zeit-
weise zu Spannungen zwischen Südkorea und den USA, vor allem in Bezug 
auf die Sonnenscheinpolitik und Nordkoreas Provokationen. 
 
Roh Moo-hyuns Orientierung an China war stärker ausgeprägt als Kim 
Dae-jungs Haltung. Er akzeptierte zum Teil auch nachteilige Konsequen-
zen für die Beziehung zu dritten Ländern bzw. zu ungunsten der nationalen 
Sicherheitsinteressen der USA.594 In der Folge kam es häufig zu ernsten 
Spannungen mit den USA. 
 

                                                 
593  Kim M. 2016, 717. 
594  Han 2008, 341. 
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Lee Myung-bak setzte auf eine starke, auch militärische Einbindung Chinas 
in Verbindung mit einem vorsichtigen Machtausgleich, ohne eine Einhe-
gung Chinas anzustreben. Südkorea band bei heiklen Sicherheitsfragen zur 
Risikominimierung sowohl China als auch die USA ein, ohne Parteinahme 
für eine der zwei Großmächte. Zugleich vertiefte es die Wirtschaftsbezie-
hung mit China.595  
 

4.7 SÜDKOREAS BEZIEHUNG ZU DEN USA 

Im strategischen Denken Südkoreas sind die USA omnipräsent. Das US-
Bündnis wird als unabdingbar für die Sicherheit Südkoreas gesehen.596 Die 
Beziehung ist asymmetrisch. Der Grundcharakter der Beziehungen ver-
schob sich jedoch mit dem raschen Wirtschaftswachstum von einer asym-
metrischen zu einer zunehmend gegenseitigen Abhängigkeit.597 Die langfris-
tigen Einschränkungen der außenpolitischen Handlungsoptionen Südko-
reas durch die USA waren im Vergleich zu anderen US-Verbündeten stär-
ker und die Dependenz von den USA war tiefer. Die Aufmerksamkeit der 
USA für die langfristigen Trends und Interessen Südkoreas waren häufig 
unzureichend, denn die USA konzentrierten sich auf die Großmächte in 
der Region. Südkorea wiederum priorisierte die jeweiligen Präferenzen sei-
nes Präsidenten.598 
 
Südkorea ist ein Produkt der US-Außenpolitik. Der starke US-Einfluss 
war langfristig und umfassend. Die USA lieferten die für die Staatsbildung 
notwendigen militärischen, wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Res-
sourcen. Sie stellten einen nuklearen Schutzschirm zur Verfügung, koordi-
nierten die massive internationale Wirtschaftshilfe und banden Südkorea in 
ein komplexes internationales Informationsnetz ein. Dies überzeugte den 
Großteil der Bevölkerung von der Überlegenheit der westlichen Werte und 
Methoden, insbesondere im Hinblick auf die nationale Sicherheit, den 
Marktkapitalismus und die Demokratie.599 Bedeutend ist, dass die US-
Militärunterstützung an Südkorea vorwiegend denn US-Interessen in Ost-

                                                 
595  Kang 2009a; Kim M. 2016; Han 2008. 
596  Siehe bspw. Snyder 2018. 
597  Koh 2001; Rozman/Hyun/Lee 2008. 
598  Rozman/Hyun/Lee 2008. 
599  Kim B. 2000a, 62-69; Kim Jiyul 2014; Kim 2006. 
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asien diente, jene an Japan hingegen den US-Interessen im indopazifischen 
Raum.600 Die USA verfolgen eine Bündnispolitik601 und eine Verteidigungs-
strategie der Verweigerung.602 Das Kernziel im Rahmen des Machtgleich-
gewichts ist es, anderen Staaten die Vorherrschaft über globale Schlüsselre-
gionen zu verweigern, um die Sicherheit und den Wohlstand der USA zu 
bewahren. Für die US-Alliierten ist Taiwan ein Präzedenzfall für die Ver-
lässlichkeit der USA und die Handhabung der komplexen Situation.603 
 
Die Wirkfaktoren der bilateralen Beziehung liegen in der Bedrohung 
durch Nordkorea, der Stationierung einer großen Anzahl von US-
Streitkräften vor Ort, dem Mangel an Optionen im Umgang mit China und 
der Sowjetunion bis in die 1990er Jahre sowie dem historischen Misstrauen 
Südkoreas gegenüber Japan. Auch wenn Südkorea eine größere Autonomie 
seiner Sicherheits- und Verteidigungspolitik anstrebte, schränkte der Bedarf 
am US-Sicherheitsbündnis, insbesondere als Konsequenz der nuklearen 
Aufrüstung Nordkoreas, seine Wahlmöglichkeiten stark ein.604 
 
Häufig war die Beziehung zwischen Südkorea und den USA angespannt. 
Die Probleme belasteten in erster Linie das gegenseitige Vertrauen. Die 
Herausforderungen lagen in Charakteristiken des politischen Systems, in 
den unterschiedlichen Einschätzungen von Nordkorea, in differierenden 
Verhandlungsstilen oder auch, in geringerem Ausmaß, im Handelsdefizit. 
Die Notwendigkeit eines starken Gesamtbündnisses und enge formale mili-
tärische Beziehungen verbargen den schwierigen diplomatischen Umgang 
miteinander. Während sich die Südkoreaner eher als historische Opfer sa-
hen, interpretierten die USA einen übertriebenen Nationalismus. 
 
Als die Beziehung zwischen Südkorea und den USA am besten schien, 
spielten kurzfristige Faktoren eine Rolle, die jedoch sich vertiefende lang-
fristige Spaltungen verdeckten. Beispielhaft sind die frühen 1980er Jahre. 
Die USA umwarben Chun Doo-hwan und ignorierten die Oppositionsfüh-
rer Kim Dae-jung und Kim Young-sam. Sie definierten die bilateralen Be-

                                                 
600  Panda 2020, 6. 
601  Siehe bspw. Crawford 2021. 
602  Siehe bspw. Colby 2021. 
603  Lin 2020, 157; Lin 2011. 
604  Begovic/DeRouen 2007; Rozman/Hyun/Lee 2008; Kang 2009a. 
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ziehungen in einer engen Perspektive als Opposition zur Sowjetunion und 
zu Nordkorea, ohne sich auf einen politischen Übergang in Südkorea vor-
zubereiten. Das Versäumnis der USA, eine Regionalstrategie zu entwickeln, 
die über die antisowjetische Eindämmung hinausgeht, führte zu einem vo-
rübergehenden Aufschwung der Beziehung zwischen Südkorea und den 
USA, jedoch auf Kosten des langfristigen Vertrauens. Chun Doo-hwan 
errichtete erneut eine Militärdiktatur und verantwortete insbesondere das 
Massaker an den Studenten in Gwangju 1980. 
 
Einen zweiten kurzfristigen Aufschwung der bilateralen Beziehung brachte 
das Ende des Kalten Krieges, basierend auf der gemeinsamen politischen 
Ideologie und dem Engagement in Asien. Die Unklarheit über die Sicher-
heitsinteressen war jedoch problematisch für die Zusammenarbeit. Belas-
tend waren beispielsweise Kim Young-sams beharrliche Forderungen, dass 
die USA Positionspapiere im Vorfeld von Gesprächen zwischen den USA 
und Nordkorea an Südkorea übergeben und Südkorea ein Vetorecht zuge-
stehen sollten. Hinzu kam der Druck der USA zur raschen Öffnung der 
südkoreanischen Wirtschaft, die Südkorea später als eine der Ursachen für 
die Finanzkrise 1997 betrachtete. Das dritte Beispiel für eine relativ kurz-
fristige bzw. scheinbare Verbesserung der bilateralen Beziehung waren ge-
meinsame Zielsetzungen von Kim Dae-Jung und US-Präsident Clinton, 
insbesondere die Sonnenscheinpolitik 1998 bis 2000. Doch mit der Über-
nahme des US-Präsidentenamtes durch George W. Bush 2001 änderte sich 
die Haltung der USA und schwenkte auf Misstrauen gegenüber Kim Dae-
jung um.605 
 
Die trilaterale Beziehung zwischen Südkorea, Nordkorea und den 
USA unterlag stets der Dynamik der internationalen Politik und dem Zu-
sammenspiel von Ursachen und Konsequenzen. Entscheidend waren kon-
kurrierende Weltanschauungen und Wahrnehmungen. Die tief verwurzel-
ten Konfliktursachen reichen bis zum Kontext der westlichen Hegemoni-
almächte und dem abgeschotteten „Einsiedlerkönigreich“ Südkorea zu-
rück.606 
 

                                                 
605  Rozman/Hyun/Lee 2008. 
606  Carpenter/Bandow 2004; Kim Jiyul 2014; Kim 2006. 
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4.8 SÜDKOREAS BEZIEHUNG ZU JAPAN 

Japan ist, nach den USA, der zweitwichtigste Faktor im strategischen Kal-
kül Südkoreas, jedoch in ganz anderer Art und Weise. Der negative Ein-
fluss Japans auf die strategische Kultur Südkoreas beruht auf der histori-
schen Entwicklung. Das gegenseitige Misstrauen stellte ein ernstes Problem 
für die USA dar, die sowohl Südkorea als auch Japan als wesentliche Alli-
anzpartner im indopazifischen Raum betrachten.607 
 

Strategisches Denken Südkoreas zu Japan 

Kein Land stellte das strategische Denken Südkoreas während des Kalten 
Krieges und danach so sehr auf die Probe wie Japan. Südkoreas konservati-
ve Politiker neigten einerseits zum politischen Realismus und andererseits 
zum ideologischen Nationalismus. Dies war vor allem in Bezug auf die 
Annäherung an Japan ein wesentlicher Faktor und weniger in Bezug auf die 
USA. Als Konsequenz hatten konservative Präsidenten Südkoreas Schwie-
rigkeiten, eine einheitliche Vorgangsweise für den Umgang mit Japan zu 
finden. Insgesamt erschwerte dies ein nachhaltiges strategisches Denken.608 
 
Japans Umgang mit seiner imperialen Vergangenheit bleibt eine der wich-
tigsten Variablen für die Gestaltung der bilateralen Beziehung.609 Dieser 
Umgang Japans, etwa eine innenpolitische Instrumentalisierung unter 
Shinzo Abe,610 führte zuweilen zu einer stärkeren Orientierung Südkoreas 
an China. Dabei ist Japan grundsätzlich besorgt, dass sich ein wiederverei-
nigtes Korea mit China verbünden könnte.611 Die historischen Konflikte 
zwischen Südkorea und Japan beruhen auf den nationalen Interessen. Sie 
sind untrennbar mit dem normativen Unmut Südkoreas über historische 
Ungerechtigkeiten und mit Emotionalität verbunden. Trotz der positiven 
Entwicklungen seit den 1990er Jahren wurden bisher keine ausreichenden 
Handlungen zur zufriedenstellenden Konfliktlösung gesetzt. Dies betrifft 

                                                 
607  Kim Jiyul 2014. 
608  Rozman 2008a; Kim 2006. 
609  Kim 2006. 
610  Inoguchi 2015. 
611  Kim 2006. 
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insbesondere die Übernahme von Verantwortung und Entschädigungungs-
zahlungen für die Zwangsarbeit während der japanischen Kolonialherr-
schaft.612 
 
Nach dem Koreakrieg konzentrierte sich Südkorea gegenüber Japan auf die 
Sicherstellung von wirtschaftlicher Unterstützung und von Investitionen, 
und zwar in einem Kontext, in dem fast alle Aufmerksamkeit auf die Ver-
hinderung eines Kriegsausbruchs gerichtet war. Mit zunehmender Auto-
nomie von den USA versuchte Südkorea unter Park Chung-hee, Japan in 
Schach zu halten. In dieser Zeit näherten sich die USA und Japan China an, 
während Südkoreas eigene Bemühungen zur Einbindung Chinas und der 
Sowjetunion scheiterten. Zugleich nahm Südkoreas wirtschaftliche und 
auch strategische Abhängigkeit von Japan zu.613 
 

Sicherheitsstrategie Südkoreas im Vergleich mit Japan 

Südkorea und Japan sind beide formelle Verbündete der USA im indopazi-
fischen Raum. Ähnlichkeiten zeigten sich bei den strategischen Zielsetzun-
gen, der geopolitischen und der geographischen Lage, der Bündnisstruktur, 
der ostasiatischen Kultur, dem Demokratieniveau und den Sicherheitsbe-
drohungen. Beispielhaft für die sicherheitspolitische Kooperation ist das 
General Security of Military Information Agreement (GSOMIA), ein seit 
2016 bestehendes Abkommen zum Austausch vertraulicher Militärinforma-
tionen zwischen Südkorea und Japan. 
 
Die Sicherheitsstrategien Südkoreas und Japans sind jedoch unterschied-
lich, insbesondere der Zugang zu China und Nordkorea. Südkorea priori-
sierte grundsätzlich die Allianz mit den USA und vermied Konflikte mit 
den Großmächten. Die Außenpolitik konzentrierte sich auf die Politik zwi-
schen den beiden Koreas und war eng mit der Innenpolitik verknüpft. Zwi-
schen Südkorea und Japan zeigten sich deutliche Differenzen, vor allem in 
der Konsistenz bzw. Inkonsistenz der Strategien. Beispielhaft ist die man-
gelnde Konsistenz der verschiedenen Regierungen Südkoreas in der Frage 
zur Rückgabe des Kriegskommandos der Streitkräfte von den USA. Die 

                                                 
612  Yoon 2011. 
613  Rozman 2008a. 
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konservativen Regierungen von Lee Myung-bak, Park Geun-hye und Yoon 
Suk-yeol orientierten sich zunehmend an den USA. Gegenüber Nordkorea 
verfolgten sie eine Strategie der Reziprozität. Die progressiven Regierungen 
strebten hingegen, nicht zuletzt wegen der Repressionen durch die südko-
reanische Militärregierung, nach einer Annäherung an China und Nordko-
rea. Der ständige Wechsel zwischen einer konservativen und einer progres-
siven Agenda führte zu einer wiederkehrenden Diskontinuität der Außen-
politik. Außenpolitische Überlegungen Südkoreas entsprangen zum Teil 
eher der Opposition zum Gegner und nicht so sehr sorgfältigen Überle-
gungen. Nach dem Koreakrieg führte Südkorea seine anti-kommunistische 
Einstellung fort. 

Japans Sicherheitspolitik in Ostasien 

Japan ist eng mit den sicherheitspolitischen Interessen der USA verbunden 
und zeigt eine konsequente politische Haltung gegenüber China und Nord-
korea. Japan verfasste seltener schriftliche nationale Sicherheitsstrategien 
als Südkorea, eine Publikation erfolgte beispielsweise 2013. Die wiederkeh-
renden Konzepte befassten sich mit der Bedeutung des US-Bündnisses, der 
Notwendigkeit der US-Präsenz im indopazifischen Raum und der Skepsis 
gegenüber dem Aufstieg Chinas. Die analog zu den Weißbüchern anderer 
Länder publizierten Blaubücher erwähnen zwar neue internationale Bedro-
hungen, ändern jedoch selten die Außenpolitik Japans und dienen eher 
deren Rechtfertigung. 
 
Japans Sicherheitspolitik in Ostasien während des Kalten Krieges unter-
schied sich deutlich von jener danach. Den größten äußeren Einfluss auf 
die Sicherheitspolitik Japans übten die zwei anhaltenden Konflikte zwi-
schen den beiden Koreas sowie zwischen China und Taiwan aus.614 
 
Während des Kalten Krieges verfolgte Japan eine begrenzte und stabile 
Selbstverteidigungspolitik. Im Mittelpunkt stand die Unterstützung der 
regional dominanten Sicherheitsarchitektur der USA. Seine eigene sicher-
heitspolitische Rolle sah Japan vor allem in der Wirtschaft. Die konzeptio-
nelle und reale Sicherheitspolitik war in grundlegenden Aspekten konsis-
tent. Strukturell verblieb sie seit Anfang der 1950er Jahre im Rahmen des 

                                                 
614  Patterson 2007. 



250 

US-Sicherheitsbündnisses. Die darin festgelegte Hierarchie der Verantwort-
lichkeiten prägte die spezifischen Funktionen Japans und der USA nachhal-
tig. Selbst als sich das regionale Sicherheitsumfeld weiterentwickelte, blieb 
die Rolle Japans passiv und unterstützend, während die USA die Hauptlast 
zur Gewährleistung der regionalen Sicherheit trugen. Die unterstützende 
Rolle Japans definierte sich sowohl durch die übernommenen als auch die 
vermiedenen Funktionen. Letztere bezieht sich beispielsweise auf die nuk-
leare Abschreckung, für die bislang die USA sorgte. Im Bereich der kon-
ventionellen Verteidigung war Japans Rolle aktiver, jedoch auf die Selbst-
verteidigung der Heimatinseln beschränkt. US-Militärbasen und US-
Truppen in Japan ermöglichen die Machtprojektion der USA in der Region. 
Auf der globalen Ebene der Sicherheitsallianz mit den USA zeigte sich Ja-
pans aktive Rolle bei der Teilnahme an Sanktionen der Vereinten Nationen 
oder an friedenserhaltenden Maßnahmen ohne Kampfhandlungen. Die 
Stabilität der japanischen Sicherheitspolitik der Nachkriegszeit beruht zu-
dem auf der rechtlich und doktrinär kohärenten Konzeption und Umset-
zung. Trotz der temporär unterschiedlichen Zwänge und sicherheitspoliti-
schen Erfordernisse war die Sicherheitspolitik Japans von der Doktrin der 
begrenzten Selbstverteidigung geleitet. Japans Sicherheitsidentität war die 
eines Juniorpartners. 
 
Trotz des Festhaltens an gewissen Grundsätzen entwickelte Japan seine 
Sicherheitspolitik weiter. Dies zeigte sich insbesondere in der Gestaltung 
des Sicherheitsbündnisses mit den USA unter Beibehaltung der Struktur. 
Mit dem Fortschreiten der Nachkriegszeit belastete das wachsende bilatera-
le Handelsdefizit der USA die Beziehung. Als Konsequenz wurden die 
Wirtschafts- und Sicherheitsbeziehungen miteinander verknüpft, beispiels-
weise erhöhte Japan seinen Kostenbeitrag für das Sicherheitssystem. Auch 
das tatsächliche Sicherheitsverhalten Japans unterlag einem Wandel. Seine 
Rolle entwickelte sich zu einem sichtbaren globalen Akteur und zu einem 
aktiven Förderer von Stabilität, indem es seinen finanziellen Beitrag zur 
regionalen Wirtschaftsentwicklung erhöhte, etwa durch Investitionen oder 
Entwicklungshilfe. 
 
Mit dem Ende des Kalten Krieges und den neu in den Vordergrund tre-
tenden Sicherheitsbedenken wurde Japans Haltung aktiver und expansiver. 
„Aktiver“ bedeutet ein stärkeres Enagement bei regionalen Sicherheitsakti-
vitäten. „Expansiver“ bezieht sich auf die Pläne Japans zur geographischen 
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Ausweitung seiner Machtprojektion, vor allem zur Abschreckung, sowie 
zur Vorwärtsverlagerung. Dabei spielten einige Faktoren eine wesentliche 
Rolle. Chinas militärische Modernisierung und die Krise auf der koreani-
schen Halbinsel machten die Sicherheitsbedenken zu einem wichtigen 
Thema der japanischen Innenpolitik. Das Platzen der japanischen Wirt-
schaftsblase und die daraus resultierende langfristige Rezession untergru-
ben die Fähigkeit Japans, die regionale Stabilität auf der Basis eines alterna-
tiven Wirtschaftswachstumsmodells zu gewährleisten. In Kombination 
führte dies zu einem Meinungsumschwung, der ein stärkeres Verteidi-
gungsengagement ermutigte. 
 
Diese Veränderungen spiegelten den nationalen Identitätswandel Japans in 
der Nachkriegszeit wider. Die allmähliche Abkehr von der pazifistischen 
Grundhaltung ist zugleich eine Bedeutungsverlagerung von der stabiliser-
enden Wirkung des Wirtschaftswachstums auf einen „normalen“ militäri-
schen Zugang zu laufenden und neuen Bedrohungen. Beispielhaft für die 
Neuausrichtung der Sicherheitspolitik Japans ist die Überarbeitung des 
Rechtsrahmens und der Doktrin Anfang des 21. Jahrhunderts mit der Ver-
abschiedung einiger Dauer- und Notstandsgesetze für den Fall eines An-
griffs auf Japan.615 Südkorea sieht diese Entwicklung mit Skepsis.616 
 
Zu den Merkmalen der japanischen Sicherheitspolitik zählt neben der 
Konsistenz auch bei externen Bedrohungen eine größere Überschneidung 
als Südkorea mit der Sicherheitspolitik der USA. Weitere Charakteristiken 
sind die institutionellen Faktoren, die Veränderungen hemmen. Die von 
den USA entworfene Verfassung untersagte Japan die Aufstellung von 
Streitkräften. Dennoch erlaubte der Kalte Krieg dem Land eine Selbstver-
teidigungsstreitkraft mit begrenzten Mandaten, die eine Intervention im 
Ausland nicht zulassen. Diese Einschränkung führte zu einer sicherheitspo-
litischen Abhängigkeit Japans von den USA und untergrub seine eigenstän-
dige Außenpolitik. In der Folge war Japans Außenpolitik tendenziell passiv, 
stabil und präferierte den Status quo. Dies resultierte aus der Prioritätenle-
gung auf die Innenpolitik, insbesondere auf die Wirtschaft und Infrastruk-
tur, zum Nachteil der Außenpolitik. Ein zweiter Wirkfaktor ist die Dyna-
mik zwischen dem Premierminister, dem einflussreichen Außenministeri-

                                                 
615  Ebd. 
616  Bong 2015; Berkshire Miller 2015. 
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um und der dominanten Regierungspartei. Daher ist die Außenpolitik Ja-
pans weniger politisch als jene Südkoreas. Die Politikentwürfe werden von 
unten nach oben vorangetrieben und resultieren mangels Autorität in 
schrittweisen Veränderungen. 
 

Trilaterale Beziehungen Südkoreas mit Japan 

Japan spielte sowohl im Dreiecksverhältnis mit Südkorea und den USA als 
auch im Dreiecksverhältnis mit Süd- und Nordkorea eine wesentliche Rol-
le.617 
 
Die USA wollten einerseits stets Spannungen zwischen Japan und Südko-
rea vermeiden. Andererseits stellten sich die USA gegen eine enge Bezie-
hung der zwei US-Verbündeten zu dem bis Anfang der 1970er Jahre als 
strategischen Konkurrenten bezeichneten China.618 Im Gegensatz zu Bill 
Clintons verbindender Politik spielten die USA unter George W. Bush An-
fang des 21. Jahrhunderts eine große Rolle bei der Entfremdung zwischen 
Südkorea und Japan. Sie zeigten gegenüber Kim Dae-jungs Sonnenschein-
politik Misstrauen und benannten Nordkorea als „Achse des Bösen“.619 In 
der Folge reagierte Japan mit einem Sicherheits- und Regionaldenken und 
entfernte sich von seiner Mittelposition. 
 
Über strategisches Potenzial für Südkoreas Politik verfügte Japan bei-
spielsweise im Dreiecksverhältnis mit Russland. Trotz der historischen 
Bedeutung der japanisch-russischen Konkurrenz um die koreanische Halb-
insel und erneuten Konflikten, beispielsweise angesichts der entgegenge-
setzten Positionen bei den Sechs-Parteien-Gesprächen, zeigte Südkorea im 
Allgemeinen wenig Interesse an dieser Dreiecksbeziehung.620 
 
Ab Mitte der 1990er Jahre erwog Südkorea eine trilaterale Beziehung mit 
Japan und China, in welcher Südkorea als Machtausgleich fungieren und 
den Regionalismus stärken wollte. 
 

                                                 
617  Horowitz 2007; Rozman 2008a. 
618  Rozman 2008a. 
619  Begovic/DeRouen 2007; Agov 2016; Olsen 2009; Kim Jiyoon 2014. 
620  Rozman 2008a. 
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Trilaterale Sicherheitskooperation zwischen Südkorea, Japan und 
den USA 

In Südkorea und Japan konzentriert sich die US-Militärpräsenz im indopa-
zifischen Raum. Die USA unterhalten zudem mit Australien, den Philippi-
nen, und Thailand formelle Verteidigungsbündnisse. Der Institutionalisie-
rungsgrad ist, etwa im Vergleich mit der NATO, gering. Südkorea verfügt, 
im Gegensatz zur separaten Kommandostruktur Japans, über eine inte-
grierte Kommandostruktur mit den USA. Es existieren keine Bündnisinsti-
tutionen, die Südkorea, Japan und die USA umfassen.621 
 
Die Motive der USA für die trilaterale Kooperation mit Südkorea und 
Japan liegen in der konzeptionellen und operativen Verknüpfung des US-
Sicherheitsengagements im indopazifischen Raum.622 
 
Übereinstimmungen zeigen sich bei den grundsätzlichen Interessen und 
strategischen Sichtweisen. Die Belastung der Bündnisbeziehungen zu den 
USA resultierte aus der Lastenteilung, der sicherheitspolitischen Entwick-
lung der Region sowie aus Handelskonflikten. Die jeweiligen Bündnisbei-
träge sind beachtlich, insbesondere die Finanzmittel und militärischen Ka-
pazitäten. Südkorea beherbergt die drittgrößte US-Truppenpräsenz, Japan 
die größte.623 
 
Die Limits der Zusammenarbeit sind Unterschiede bei den strategischen 
Interessen, Prioritäten und Vorgangsweisen. Die Bedrohungswahrnehmun-
gen, etwa gegenüber Nordkorea, sind zwar ähnlich, jedoch nicht deckungs-
gleich. Hinzu kommen differierende innenpolitische und wirtschaftliche 
Bedingungen. Südkorea lehnt wegen China eine de facto trilaterale Militär-
allianz ab. Es beschränkt die Kooperation auf ein Minimum und hofft, 
dadurch eine potenziell kostenintensive Gegenreaktion von China zu ver-
meiden. Beispielhaft war die Aufstellung des US-Raketenabwehrsystems 
THAAD 2016. Sie resultierte aufgrund der chinesischen Boykotte in einer 
enormen langfristigen Wirtschaftskrise. Südkorea sah sich zur Verabschie-
dung der „Drei Mal Nein-Erklärung“ gezwungen. Diese umfasste die Zusi-

                                                 
621  Overhaus/Sakaki 2021. 
622  Horowitz 2007. 
623  Rozman 2015, xvi; Overhaus/Sakaki 2021. 
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cherung, keine weiteren THAAD oder ballistischen Raketensysteme in US-
Kooperation zu implementieren sowie keine trilaterale Allianz mit den USA 
und mit Japan einzugehen.624 
 
In Bezug auf die regionale Sicherheitsordnung priorisiert Südkorea als 
Zielsetzung den dauerhaften Frieden auf der koreanischen Halbinsel, Japan 
hingegen die Stärkung der regelbasierten internationalen Ordnung und die 
USA die regelbasierte regionale Ordnung. Der Fokus Südkoreas ist regio-
nal, insbesondere die koreanische Halbinsel. Japans Schwerpunkt liegt 
ebenfalls in der Region, jener der USA im Rahmen ihrer globalen Sicher-
heitsinteressen auf dem gesamten indopazifischen Raum. Sowohl Südkorea 
als auch Japan begrüßen die USA als sicherheitspolitische Führungsmacht 
hinsichtlich der Bedrohung durch China. Dabei haben multilaterale Institu-
tionen und Verfahren für Südkorea und Japan einen zentralen Stellenwert, 
wobei auch die USA unter US-Präsident Joe Biden zum Multilateralismus 
zurückkehrten. Südkorea und Japan sehen das Bündnis mit den USA als in 
beiderseitigem Interesse, wobei Japan seine eigene Bedeutung höher ein-
schätzt als Südkorea. Südkorea ist sich der teils widersprüchlichen Prioritä-
ten im Vergleich mit den USA bewusst. Die USA betrachten sich selbst als 
Sicherheitsdienstleister für die Verbündeten und die Allianzen zunehmend 
als Kräfteverstärker für die USA. 
 
Südkorea sieht sich durch Chinas militärischen und wirtschaftlichen 
Machtzuwachs selbst bedroht, Japan zudem auch die regionale Sicherheit. 
Die USA befürchten durch Chinas Streben nach regionaler und globaler 
Hegemonie eine Gefahr für die eigenen Interessen und setzen offen auf die 
Einhegung Chinas. Südkorea erhofft sich hingegen von China vor allem 
eine konstruktive Rolle und Einflussnahme auf Nordkorea.625 Ebenso wie 
Japan ist Südkorea grundsätzlich kooperationsbereit und skeptisch gegen-
über einer wirtschaftlichen Abkoppelung von China. Die USA gehen von 
einer Einhegung Chinas auf eine Einschränkung Chinas in sicherheitsrele-
vanten Bereichen über bei gleichzeitiger selektiver Einbindung bei globalen 
Problemen. Nordkorea stellt für Südkorea und Japan eine unmittelbare 
Bedrohung dar, wobei Südkorea pragmatischer agiert. Für die USA steht 
dennoch China an erster Stelle der strategischen Bedrohungen. Während 
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Südkorea gegenüber Nordkorea abwechselnd auf Druck und Diplomatie 
setzt, nicht zuletzt je nach politischer Einstellung der Regierung, bevorzu-
gen Japan und die USA maximalen Druck und zeitweises Engagement. 
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Abbildung 6: Trilaterale Sicherheitskooperation in Bezug auf die regionale Sicherheitsord-
nung 
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Abbildung 7: Trilaterale Sicherheitskooperation in Bezug auf China und Nordkorea 
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5)  DIE RELEVANZ DER STRATEGISCHEN 
KULTUR FÜR DIE KERNINTERESSEN SÜD-
KOREAS 

Zu den nationalen Interessen Südkoreas zählen Legitimität, Sicherheit und 
Entwicklung. Essenziell sind die US-Allianz und die Handhabung der ste-
ten Gefahr durch Nordkorea.626 Dies inkludiert die Erhöhung der nationa-
len Stärke, etwa in der Halbleiterindustrie.627 
 
Beispielhaft für die Relevanz der strategischen Kultur für die nationalen 
Interessen ist das Streben nach Wohlstand und Stärke. Wohlstand und 
Stärke wurden erstmals im späten 19. Jahrhundert im Zuge der Reform- 
und Modernisierungsversuche zur Abwehr des Drucks durch Japan, China 
und Russland als nationales Ziel beschworen. Die Annahme der kulturellen 
Werte des Westens versprach dabei eine Abkürzung zur Verwirklichung 
der Zielsetzung.628 Realistisch erschien dieses Ideal erst in den 1960er Jah-
ren. Park Chung-hee instrumentalisierte das Fortschrittsstreben zur ge-
samtgesellschaftlichen Mobilisierung und legte damit den Grundstein für 
das heutige Südkorea. Sein Motto „Wohlhabende Nation und starkes Mili-
tär“ nahm auf die sich wechselseitig unterstützende Beziehung zwischen 
Wirtschaft und Militär Bezug.629 In den 1960er und 1970er Jahren lautete 
der in Südkorea am weitesten verbreitete moralische Slogan „Kämpfen, 
während man arbeitet; arbeiten, während man kämpft“. Die Bevölkerung 
sollte motiviert und mobilisiert werden, um für das Fortkommen Südko-
reas zu arbeiten und Opfer zu bringen. Der Slogan bezog sich auf die 
Notwendigkeit, sich gegen die Bedrohung durch Nordkorea zu schützen 
und gleichzeitig daran zu arbeiten, die Nation in einer Weise aufzubauen, 
die Reichtum und Macht ermöglicht.630 
 
Von Bedeutung ist, was Wohlstand und Stärke im Sinne von Befähigung 
und Ermächtigung bedeuten. Am wichtigsten sind dabei die Faktoren 

                                                 
626  Kim Jiyul 2014; Koh 2001. 
627  Park J. 2022. 
628  Lee 2019, 289. 
629  Kim Jiyul 2014. 
630  Woo-Cumings 1999; Johnson 1999; Kim/Vogel 2011; Lee 2019, 289; Kihl 2015, 183-
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Selbstbestimmung und Sicherheit. Zudem erhöhten Wohlstand und Macht 
das politische, wirtschaftliche und kulturelle Ansehen Südkoreas und seinen 
internationalen Einfluss.631 
 
Die Selbstbestimmung stellte in beiden Koreas ein Kernkonzept des Na-
tionalismus dar. Nach fast einem Jahrhundert der Viktimisierung durch die 
Großmächte, einschließlich der Erniedrigung durch die Kolonisierung, 
waren die Koreaner entschlossen, diese Dynamik zu ändern und ihre Zu-
kunft selbst in die Hand zu nehmen – auch wenn es sich im Süden um ein 
kapitalistisches und im Norden um ein kommunistisches Ideal handelte. 
Koreas Geschichte der Schwäche und Unterwerfung, Eroberung und Ko-
lonialisierung ab dem 15. Jahrhundert verlangte in der Perspektive Südko-
reas nach Selbstbehauptung.632 Bisher konnte die angestrebte Selbstbe-
stimmung in der Einschätzung Südkoreas nicht realisiert werden. 
 
Eine weitere Auswirkung des Strebens nach Wohstand und Stärke im Sinne 
von Befähigung ist Sicherheit. Sie wird insbesondere von Nordkorea be-
einträchtigt, aber auch durch den Aufstieg Chinas und die Ungewissheit 
über die Verlässlichkeit der USA als Sicherheitspartner Südkoreas. Hinzu 
kommt das Unbehagen Südkoreas, die Wirtschaftsbeziehungen zu seinem 
größten Handelspartner China mit dem US-Bündnis in Einklang bringen 
zu müssen. Südkorea äußerte zeitweise auch seine Besorgnis darüber, in-
wieweit die USA die komplexen Grundlagen der internationalen Beziehun-
gen in Asien verstehen.633 
 
Auch die Etablierung eines Narrativs einer heroischen Vergangenheit 
Südkoreas ist eine Konsequenz des Strebens nach Wohlstand und Macht. 
Die heldenhafte Vergangenheit wurde als Quelle des Nationalstolzes und 
zur Förderung des Nationalismus eingesetzt. Dadurch sollte die Bevölke-
rung zur Konsolidierung der Zentralmacht und zum Aufbau der Nation 
mobilisiert werden. Die frühe Geschichte bis zum Ende des 14. Jahrhun-
derts war eine reiche Quelle für ein heroisches kriegerisches Erbe. Trotz 
der Invasionen, Zerstörungen und Eroberungen während der letzten Jahr-
hunderte gelang Südkorea die Formung einer verzerrten und erfundenen 
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Geschichte, um ein heroisches, kriegerisches Erbe zu konstruieren.634 Bei-
spielhaft ist der Koreakrieg und das grandiose Kriegsdenkmal in Seoul, das 
den Streitkräften Südkoreas gewidmet ist. Seit der ersten Teilnahme an 
einer Friedensmission der Vereinten Nationen 1994 baute Südkorea seine 
Beteiligung und seine internationale Rolle stetig aus. Dazu zählte die Unter-
stützung von internationalen Operationen im Irak, in Afghanistan oder 
gegen die Piraterie im Golf von Aden. Diese Einsätze erweiterten die hero-
ischen Kriegserzählungen Südkoreas und unterstreichen den Wandel von 
einem Nutznießer des globalen Systems zu einem Geber.635 
 
Die Resilienz Südkoreas beruht auf seiner Anpassungsfähigkeit, verbun-
den mit der über Jahrhunderte konsolidierten Hartnäckigkeit. Denn auf-
grund der Existenz an einer geopolitischen Bruchlinie hatten äußere Ereig-
nisse stets das Potenzial, alles in Gefahr zu bringen. Umso wichtiger waren 
strategische Entscheidungen.636 
 

5.1 SICHERHEIT & STABILITÄT 

Zielsetzungen 

Als sicherheitspolitische Zielsetzung möchte Südkoreas seine Autonomie 
vergrößern, inbesondere durch die Diversifizierung und Stärkung der ein-
heimischen Rüstungsindustrie. Es will die seit zwei Jahrzehnten laufende 
Militärreform fortführen und die Sicherheitsallianzen ausbauen. Der an-
fängliche Fokus auf der staatlichen Sicherheit weitete sich allmählich auf 
andere Bereiche aus. Die zum Teil fatalistische sicherheitspolitische Hal-
tung ist historisch und geopolitisch bedingt, insbesondere wegen der häufi-
gen Invasionen externer Mächte und des Koreakriegs. Die vom politischen 
Realismus geprägte Metastruktur des Sicherheitsdenkens strebt nach militä-
rischer Selbsthilfe durch Maximierung der physischen Kräfte, einer effekti-
ven Mobilisierung von materiellen und personellen Ressourcen sowie der 
Aufrechterhaltung der US-Allianz.637 
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Prägend für die Entwicklung der Sicherheitspolitik Südkoreas war vor al-
lem der Koreakrieg, der ein starkes ideologisches Element enthielt, und 
seine Folgen. Beispielhaft ist der Gegenseitige Verteidigungsvertrag mit den USA 
1954, der eine breite Unterstützung und insbesondere militärischen Schutz 
und Abschreckung umfasste.638 Ein anderes Beispiel ist das Gesetz zur na-
tionalen Sicherheit 1948, das nach einigen Adaptionen immer noch in Kraft 
ist.639 Als Instrument gegen die subversive Unterwanderung durch nordko-
reanische Kommunisten geplant, wurde es auch zu einem Rechtfertigungs-
instrument gegen oppositionelle Gruppen. 1966 wurde zudem ein Ab-
kommen über den rechtlichen Status der US-Streitkräfte in Südkorea ge-
schlossen.640 
 

Sicherheitsparadigmen Südkoreas 

Die inneren und äußeren Veränderungen ab den späten 1980er Jahren 
wirkten sich tiefgreifend auf das traditionelle Sicherheitskonzept Südkoreas 
aus. Der Demokratisierungsprozess erleichterte den Wandel der ideologi-
schen und institutionellen Grundlage der Sicherheit. Das Ende des Kalten 
Krieges veränderte die regionalen strategischen Parameter und die Bedro-
hungswahrnehmung. Zudem führte die zunehmende wirtschaftliche, sozia-
le und ökologische Interdependenz sowie die Globalisierung neuer Politik-
bereiche zu neuen Sicherheitsdiskursen.641 
 
Die Metastruktur prägt die kognitive Ebene, die für die zentralen Ent-
scheidungsträger bedeutend ist, beispielsweise bei der Bedrohungseinschät-
zung und der Strategieformulierung. Sie umfasst drei Dimensionen. Erstens 
den historischen Kontext der Bedrohungswahrnehmung. Er bezieht sich 
auf die Identifizierung von Quellen und Arten von tatsächlichen oder po-
tenziellen Gefahren. Zweitens die Ideologie. Sie liefert Normen, Überzeu-
gungen und Wertvorstellungen, die das Verständnis für Sicherheitsfragen 
prägen. Drittens die Identität. Sie bietet einen entscheidenden Bezugspunkt 
für die Definition von Inhalt und Umfang der Sicherheit. Angesichts der 
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komplexen Interdependenz und der vielfältigen Akteure kann der Kontext 
des Sicherheitsproblems verschiedene Bedeutungen und Identitäten bein-
halten. 
 
Auch die Muster des externen Managements können die Art und Rich-
tung der Sicherheitspraxis beeinflussen. Das externe Management hängt 
von der Wahrnehmung des Sicherheitsumfeldes ab. Der Zugang kann, je 
nach Kontext, beispielsweise realistisch oder liberal-institutionalistisch sein. 
Südkoreas zwei widersprüchliche Ansätze im Rahmen seines externen Ma-
nagements sind einerseits die Zentralität des US-Sicherheitsbündnisses, 
andererseits bemüht sich Südkorea um multilaterale Ansätze zur Lösung 
des Koreakonflikts und des regionalen Sicherheitsdilemmas. Hinzu kommt 
die Besorgnis über eine mögliche Uneinigkeit in Bezug auf die künftige 
Kostenteilung mit den USA.642 
 
Ein weiteres wichtiges Merkmal ist die strategische Position des Sicher-
heitssektors bei der Ressourcenverteilung. Während des Kalten Krieges 
waren die Streitkräfte mit 30 % des Staatsbudgets der größte Nutznießer 
der Regierungsressourcen. Später diente die Industrialisierung sowie die 
Vorwärts- und Rückwärtsverflechtung in erster Linie der militärischen 
Selbsthilfe.643 
 
Bedeutend ist auch der Umfang der Sicherheit. Traditionellerweise be-
zieht sich das Konzept der Sicherheit auf den physischen Schutz der terri-
torialen und politischen Integrität eines Nationalstaates vor externen militä-
rischen Angriffen. Diese enge Definition der militärischen Sicherheit wurde 
zunehmend erweitert, etwa mit der wirtschaftlichen Sicherheit, der sozialen 
Stabilität oder der Verhinderung des Zerfalls des Nationalstaates.644 

Institutionelle Grundlage 

Die institutionelle Grundlage bezieht sich auf die innerstaatliche Struktur 
und den Entscheidungsfindungsprozess in Bezug auf die Politikumsetzung. 
Sie legt die Regeln für die Sicherheitspraxis fest und bestimmt die Effektivi-
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tät des inneren Sicherheitsmechanismus. Damit verbunden sind die Formu-
lierung und Durchsetzung der Sicherheitspolitik sowie die Mobilisierung 
und Zuteilung von Ressourcen. Die institutionelle Grundlage reflektiert die 
zugrunde liegend politische Struktur, die sich aus drei miteinander verbun-
denen Faktoren zusammensetzt: dem Dominanzgrad der Exekutive, der 
bürokratischen Einheit bzw. Fragmentierung sowie dem Ausmaß, in dem 
die Gestaltung der Sicherheitspolitik von einem konkurrierenden sozialen 
und politischen Druck isoliert ist.645 
 
Grundsätzlich prägen Institutionen durch eine vorhersehbare, aber den-
noch flexible Struktur die Kooperation, Präferenzen und Entscheidungen. 
Sie üben auf die politische Entscheidungsfindung, die wirtschaftlichen Ak-
tivitäten sowie das soziale und kulturelle Leben einen tiefgreifenden Ein-
fluss aus und sind Träger der strategischen Kultur.646 Veränderungen kön-
nen grundsätzlich sichtbar oder nicht sichtbar erfolgen. Sie können inner-
halb des Systems passieren. Dann bestehen sie entweder aus der Anpas-
sung von Politiken oder von politischen Instrumenten, ohne jedoch die 
Hierarchie der übergeordneten Zielsetzungen und der zugrunde liegenden 
Prinzipien neu zu ordnen. Möglich ist jedoch auch ein politischer Paradig-
menwechsel, etwa durch strukturelle Veränderungen, der zu einer teilwei-
sen Umgestaltung des bestehenden institutionellen Rahmens führt.647 Un-
terschiede zeigen sich in Bezug auf die Hauptakteure, den Hauptinhalt und 
die Ergebnisse des politischen Lernens. Im Allgemeinen führt der Lernpro-
zess der politischen Führung aufgrund der Output- und Prozessbezogen-
heit zu einem Wandel, insbesondere als Reaktion auf formell oder informell 
vorgebrachte Forderungen durch Interessensgruppen.648 
 
Das institutionelle Arrangement um das Präsidialsystem stärkte in Südkorea 
grundsätzlich die Machtkonzentration in den Händen des Präsidenten.649 
Die demokratischen Reformen führten dazu, dass Befugnisse an Behörden 
delegiert wurden. Damit förderten sie auch das Prinzipal-Agenten Dilemma 
bei der Politikkoordinierung zwischen dem Präsidentenamt und den staatli-
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646  Zheng/Weng 2016; Mühlhahn 2019; Jacob/Anh 2020; Scobell 2020. 
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chen Institutionen. Aufgrund der schwachen vertikalen Kontrolle verstärk-
te sich der horizontale Wettbewerb zwischen den Behörden. Dies resultier-
te in einer künstlichen Abschottung innerhalb der Regierung und einer 
Zersplitterung des bürokratischen Konsens. Beispielhaft ist die inkonsisten-
te und unberechenbare Sicherheitslage unter Roh Tae-woo oder Kim Y-
oung-sam. Ein Schlüsselaspekt der weitreichenden Veränderung des insti-
tutionellen Fundaments war der Statusverlust des Militärs. Die Streitkräfte 
dienten als Hauptstütze des südkoreanischen Sicherheitsapparats und hat-
ten eine privilegierte und strategische Position in Politik und Gesellschaft. 
Mit der Demokratisierung wurden die Streitkräfte entpolitisiert. 

Entwicklungspolitischer Realismus Südkoreas 

Das vorherrschende Sicherheitsparadigma Südkoreas entspricht einem 
entwicklungspolitischen Realismus. Dieser kombiniert den Realismus, der 
sich auf Umfang, Metastruktur und externes Management bezieht, mit ei-
nem Entwicklungsstatismus, der sich in der institutionellen Grundlage er-
kennen lässt. Der Entwicklungsstaat bezog sich in der spezifischen Defini-
tion Südkoreas zuerst auf den Sicherheitsbereich und danach auf die Ver-
waltung der wirtschaftlichen Entwicklung. Wesentliche Elemente waren die 
zentralisierte Entscheidungsfindung und die bürokratische Einheit. 
 
Der entwicklungspolitische Realismus leitete Südkoreas Sicherheitsprakti-
ken während des Kalten Krieges, als das bipolare sicherheitspolitische Um-
feld als feindlich und anarchistisch gesehen wurde. Der Konflikt war militä-
risch und ideologisch. Nordkorea versuchte mit Unterstützung Chinas und 
der Sowjetunion seine kommunistische Leitideologie auch in Südkorea zu 
verbreiten. Als Konsequenz entwickelte Südkorea seine eigene, übergrei-
fende Sicherheitsideologie der totalen Sicherheit. Sie basierte auf dem 
Antikommunismus als ideologische Leitlinie für die Sicherheitspraxis und 
dem Nationalismus als Mobilisierungsinstrument. Das Motto „reiche Nati-
on, starke Armee“ sollte die militärische Selbsthilfe durch Wirtschafts-
wachstum und Modernisierung fördern. Das starre ideologische Schema 
rechtfertigte den Verzicht auf soziale, wirtschaftliche und politische Werte. 
Die Zivilgesellschaft wurde reorganisiert, indoktriniert und für die Sicher-
heit mobilisiert. 
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Das oberste Ziel war die staatliche Sicherheit, die in der Realität häufig 
mit der Sicherheit der Regierung gleichgesetzt wurde. Denn die Gefähr-
dung Südkoreas entstand aus dem Kampf zweier Staaten um eine Nation. 
Dieser Legitimitätskonflikt führte zu einer komplexen Sicherheitsdefinition. 
Dabei wurde Nordkorea als akute Souveränitätsbedrohung Südkoreas 
selbst zum wichtigsten Bezugspunkt für die Sicherheit Südkoreas. Die 
symbiotische Beziehung zwischen Staats- und Regierungssicherheit löste 
sich auch im Zuge des Demokratisierungsprozesses nicht auf. Während 
Park Chung-hee und Chun Doo-hwan ihre autoritäre Herrschaft mit der 
Staatssicherheit rechtfertigten, nutzten die demokratischen Regierungen die 
Staatssicherheit als Instrument der innenpolitischen Manipulation. Bei-
spielsweise stärkte Roh Tae-woo, in Widerspruch zu seinem Versprechen, 
Sicherheitsfragen und insbesondere die interkoreanischen Beziehungen 
nicht zu politisieren, seine innepolitische Legitimität mit Sicherheitsthemen 
wie etwa die Nordpolitik. Denn in Krisenzeiten neigen die Wähler zu ei-
nem konservativen Wahlverhalten.650 
 

Denuklearisierung Nordkoreas 

Die komplexe Sicherheitslage in Ostasien ist durch eine Machtasymmetrie, 
die Existenz von Atomwaffen und wirtschaftliche Interdependenz gekenn-
zeichnet. Das Sicherheitsdilemma auf der koreanischen Halbinsel beruht 
auf der Teilung Koreas, dem Koreakrieg und Jahrzehnten der intensiven 
militärischen Konfrontation.651 Eine Denuklearisierung auf der koreani-
schen Halbinsel würde die strategischen Interessen der Regionalmächte 
verschieben. Dies hätte Auswirkungen auf die regionale strategische Stabili-
tät und die erweiterte Abschreckung, die bisher die strategische Dominanz 
der USA untermauerte.652 Der Systemwettbewerb zwischen China und den 
USA schafft ein ungünstiges Umfeld für Verhandlungen mit Nordkorea.653 
Die globale Machtpolitik definiert die konkurrierenden Perspektiven der 
beiden Koreas gegenüber dem indopazifischen Raum.654 
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Inhaltliche und definitorische Unterschiede 

In Bezug auf die Denuklearisierung Nordkoreas zeigen sich definitorische 
und inhaltliche Unterschiede bei den Zielvorstellungen sowie bei den be-
vorzugten Lösungsmechanismen. Der Themenkomplex umfasst die politi-
sche, technologische und diplomatische Ebene. Er bedarf eines ganzheitli-
chen Ansatzes und institutionalisierter Praktiken innerhalb eines vereinbar-
ten Rahmens.655 
 
Nordkorea betrachtet den mit ausländischer Unterstützung erreichten656 
Atomwaffenbesitz als entscheidend für die Abschreckung und die Regime-
stabilität. Der größte Erfolg für Norkorea wäre die Normalisierung der 
Beziehung zu den USA und die Gewährleistung der Regimesicherheit. 
Nach den beiden Atomtests 2006 und 2009 war Nordkorea, in der Über-
zeugung, seine Zielsetzungen erreicht zu haben, zu Verhandlungen bereit. 
Die Nuklearfähigkeit hätte zu einem militärischen Gleichgewicht auf der 
koreanischen Halbinsel und zu nationalem Wohlstand geführt. Zudem 
hätte sie die politische Legitimität der Arbeiterpartei Koreas, den internati-
onalen Status und die Bildung von Koalitionen gestärkt. 2013 verkündete 
Kim Jong-un die Byungjin-Politik zur parallelen Entwicklung der Wirt-
schaft und der nuklearen Fähigkeiten. 2018 verlagerte sich die Strategie 
stärker auf die Wirtschaft.657  
 
China, Japan, Südkorea und die USA sind auf Abschreckung bedacht.658 
Moon Jae-in (2017 bis 2022) konzentrierte sich auf Nordkorea, die Denuk-
learisierung der koreanischen Halbinsel und die Reduktion der interkorea-
nischen Spannungen. Yoon Suk-yeol (seit 2022) kehrte hingegen zum kon-
servativen Ansatz zurück, bei dem die vollständige und überprüfbare 
Denuklearisierung Nordkoreas Grundlage für die Verbesserung der inter-
koreanischen Beziehungen ist. Dies bedingt sinnvolle Schritte von Seiten 
Nordkoreas, bevor sich Südkorea wieder bei Fragen wie Wirtschaftshilfe, 
Aufhebung der Sanktionen und Friedensabkommen engagieren kann. 
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Die USA fordern die Denuklearisierung und das Aussetzen der Langstre-
ckenraketen, Japan sieht sich vor allem durch die Kurzstreckenraketen be-
droht. China möchte seinen eigenen Einfluss auf der koreanischen Halbin-
sel sowie Nordkorea als Pufferregion zu Südkorea aufrechterhalten. Die 
Auffassung von Seiten Nordkoreas und der USA, was der Begriff „voll-
ständige, überprüfbare und unumkehrbare Denuklearisierung” bedeutet, ist 
unterschiedlich. Nordkorea verlangt die Aufhebung des US-
Atomschutzschirms über Südkorea im Rahmen eines gegenseitigen, 
schrittweisen Vorgehens. Die USA erwarten eine rasche Entnuklearisierung 
Nordkoreas. 
 
Für Russland wurde die koreanische Halbinsel aufgrund wirtschaftlicher 
Interessen und der geographischen Nähe zu einer entscheidenden geopoli-
tischen, geoökonomischen und geostrategischen Region. Sie ist für die Sta-
bilität Russlands und sein regionales Engagement zentral. Wirkfaktoren für 
die Ostasienstrategie Russlands sind die Änderungen des globalen Umfel-
des und die historische Entwicklung.659 Russlands Ziel ist es, ein entschei-
dender politischer und wirtschaftlicher Akteur in der Region und in regio-
nalen Organisationen in Ost- und Südostasien zu bleiben. Dies hängt auch 
von Russlands Beitrag in Initiativen für einen koreanischen Friedenspro-
zess ab.660 
 
Die Mongolei könnte für einen interkoreanischen Friedensprozess nützt-
lich sein, basierend auf den in den vergangenen Jahren zunehmenden dip-
lomatischen Kontakten, Gemeinsamkeiten aus der kommunistischen Ära 
und dem nicht bedrohlichen Status der Mongolei für Nordkorea. Sie streb-
te nach einer wichtigen Rolle als Konfliktlöser und präsentierte sich als 
Vorbild für Reformen.661 
 
Der Ansatz Indiens gegenüber der koreanischen Halbinsel verbindet eine 
verstärkte Partnerschaft mit Südkorea und anhaltende diplomatische Be-
ziehungen zu Nordkorea. Die strategischen, wirtschaftlichen, diplomati-
schen und kulturellen Beziehungen zu Südkorea stützen sich auf den Bila-

                                                 
659  Upadhyay 2020. 
660  Rozman 2007; Kim 2006; Rozman 2008b. 
661  Campi 2020. 



269 

teralismus und könnten mit einer regionalen Perspektive aufgewertet wer-
den.662 

Verhandlungsmechanismen 

Die unterschiedlichen Versuche und Zugänge brachten bislang keinen Er-
folg. Beispielsweise wurde das Denuklearisierungsabkommen 2018 bereits 
– zu voreilig – als Verbesserung der interkoreanischen Beziehung und des 
Krisenmanagements sowie als Beginn der Institutionalisierung der Koope-
ration bei Korea-Fragen gesehen.663 
 
Zur Lösung des Koreakonflikts werden mehrheitlich Verhandlungen mili-
tärischen Maßnahmen vorgezogen.664 Der Dialog zur Denuklearisierung 
begann auf bilateraler Basis zwischen den USA und Nordkorea und verla-
gerte sich auf Mehrparteienverhandlungen.665 Es bestanden jedoch Mei-
nungsverschiedenheiten über die Wahl des Forums, die Teilnehmer, das 
Verhandlungsthema oder die Prioritäten. In den vergangenen Jahrzehnten 
wurden bei den Versuchen, die Atomwaffen- und Raketenprogramme 
Nordkoreas zu stoppen, bilaterale, trilaterale, quadrilaterale und multilatera-
le Verhandlungen erprobt.  
 
Der von China und Russland präferierte Mechanismus basiert auf Sechs-
Parteien-Gesprächen. Die USA beharren hingegen auf der maximalen 
Druckausübung.666 Die Wirksamkeit von Sanktionen als politisches Instru-
ment ist umstritten.667 Eine Aufhebung der Sanktionen würde gemäß zahl-
reicher Analysten zu einer Stärkung des nordkoreanischen Regimes füh-
ren.668 Andere Analysten befürchten, dass Sanktionen zu einer stärkeren 
Orientierung Nordkoreas an China führen.669 Trotz einer teilweise begrenz-
ten Wirkung führte bisher keiner der Verhandlungsmechanismen zu dauer-
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haften oder substanziellen Ergebnissen. Infolgedessen sind Nordkoreas 
Atom- und Raketenfähigkeiten über die Jahrzehnte stetig gewachsen.670 
 
Nordkoreas Ziel ist die nationale Sicherheit, das politische und wirtschaftli-
che Überleben sowie die Wiedervereinigung unter nordkoreanischer Vor-
herrschaft. Seine Politik der Stärke stützt sich auf die Streitkräfte als Schlüs-
selfaktor und wurde im Rahmen der Militär zuerst-Politik in den 1990er 
Jahren eingeführt. Sie soll Nordkoreas Verhandlungsposition, insbesondere 
in Bezug auf die Atompolitik, unterstreichen. Kernelemente sind Provoka-
tionen, Forderungen, Drohungen, Hinhalten oder Verhandlungsabbruch. 
Beispielhaft für eine provokative Erklärung zu einer strittigen Frage war die 
Ablehnung der Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen im 
November 2002, die eine Klärung der vermuteten Urananreicherung in 
Nordkorea forderte. Zur Eskalation der Situation ergänzt Nordkorea die 
Rhetorik mit Drohgebärden. Beispielsweise folgte dem Einfrieren der 
Atomprogramme im Dezember 2002 die Reaktivierung der Kernkraftanla-
gen im Februar 2003 sowie weitere Raketentests im März 2003.671 

Prinzipien & Modalitäten der internationalen Verhandlungen 

In den internationalen Beziehungen geht es in erster Linie um die Verfol-
gung der eigenen nationalen Interessen im Rahmen der Machtpolitik. Da-
her umfassen internationale Verhandlungen einen machtbasierten Dialog-
prozess zur Erreichung bestimmter Ziele. Jeder Akteur ist bestrebt, seine 
Gewinne zu maximieren und seine Verluste zu minimieren. Der Dialog-
prozess beinhaltet das Ausspielen von Machtverhältnissen, Einfluss und 
Zwang. Die unterschiedlichen Kulturen der Verhandlungspartner tragen 
zur Komplexität der Verhandlungen bei, beispielsweise in Bezug auf die 
Art des Engagements, die Prioritäten oder die Einschätzung der Gefahren 
eines Scheiterns der Verhandlungen. Dies führt zu unterschiedlichen Er-
wartungen an die Verhandlungen und zu Asymmetrien im Bestreben, ge-
scheiterte Verhandlungen dennoch fortzuführen. Weitere bedeutende 
Wirkfaktoren sind innenpolitische Erwägungen, die einzelnen Führungs-
persönlichkeiten, der dem Verhandlungsthema beigemessene Wert, das 
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einander entgegengebrachte Vertrauen und die Glaubwürdigkeit des Er-
gebnisses und seine künftige Nachhaltigkeit. 
 
Je nach Zielsetzung können Verhandlungen unterschiedliche Formen an-
nehmen, etwa Konfliktmanagement, Konflikttransformation oder Kon-
fliktlösung. Verhandlungen zur Konfliktbewältigung zielen auf die Begren-
zung von Spannungen ab, wobei der Status quo oder die Machtverhältnisse 
durchaus bestehen bleiben können. Verhandlungen zur Konflikttransfor-
mation zielen hingegen insbesondere auf eine Veränderung der gegenseiti-
gen Beziehung und des Status quo. Auch wenn einige Streitpunkte fortbe-
stehen, sollen die bisherigen Interessensdifferenzen in eine weniger kontro-
verse Richtung gelenkt werden. Die Konfliktlösung ist ein langwieriger 
Prozess, um durch die Festlegung des Inhalts und der Modalitäten der 
Streitbeilegung eine gemeinsame und vollständige Einigung zu erzielen.672 
 
Die Gespräche über eine Lösung der nordkoreanischen Nuklearfrage re-
präsentierten alle drei Verhandlungsformen in unterschiedlichen Verhand-
lungsmechanismen. Der Erfolg war jedoch gering, etwa in Bezug auf die 
Situation oder die Beziehung der Teilnehmer zueinander. Der Hauptkon-
flikt besteht zwischen Nordkorea und den USA, weshalb die USA stets auf 
bilateralen Verhandlungen beharrten. Zudem sollten Japan und Südkorea 
als US-Verbündete sowie China als Unterstützer Nordkoreas eingebunden 
werden. Ihre Interessen wirken sich auch auf andere Dimensionen aus.673 

Gesprächsformate zur Denuklearisierung Nordkoreas 

Die zwei wichtigsten bilateralen Verhandlungsmechanismen betreffen 
Nordkorea und Südkorea bzw. die USA. Die Beziehung zwischen Japan 
und Nordkorea wurde zumeist über die USA geführt. Die historischen, 
kulturellen und familiären Bindungen bewogen Südkorea, mehrere politi-
sche Initiativen für direkte Verhandlungen mit Nordkorea zu ergreifen. Die 
Initiativen dienten den Eigeninteressen Südkoreas, aber auch der Unter-
stützung der USA. Zuletzt brachte sich Moon Jae-in effektiv als Vermittler 
ins Spiel, insbesondere für das Gipfeltreffen zwischen Nordkorea und den 
USA in Singapur 2018. Bereits 1991 hatten interkoreanische Verhandlun-
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gen ein Abkommen zu Versöhnung, Nichtangriff und Kooperation ge-
bracht. Im Folgejahr gab es eine gemeinsame Erklärung über die Denuklea-
risierung der koreanischen Halbinsel. Wesentliche Gespräche wurden 2018 
geführt, jedoch ebenso wie die vorherigen ohne langfristigen Erfolg.674 
 
Die Argumentation Nordkoreas lautete, dass die konventionellen und nuk-
learen Bedrohungen der USA und die militärische Konfrontation entlang 
der entmilitarisierten Zone den Atomwaffenbesitz erfordern würden. Die 
USA machten Nordkorea für Provokationen verantwortlich. Lange Zeit 
vertraten die USA den Standpunkt, dass Nordkorea wegen seiner erpresse-
rischen und betrügerischen Vorgehensweise direkte bilaterale Gespräche 
nicht verdient hätte. Diese Position änderte sich jedoch Anfang der 1990er 
Jahre.  
 
Das Rahmenabkommen 1994 war das einzige direkte Verhandlungsergeb-
nis, das teilweise umgesetzt wurde und Hoffnung auf eine endgültige Kon-
fliktlösung entfachte. Das Kernwaffenprogramm Nordkoreas sollte einge-
froren und die wichtigsten kerntechnischen Anlagen sowie die abgebrann-
ten Brennstäbe unter die Aufsicht der Internationalen Atomenergiebehörde 
gestellt werden. Im Austausch erhielt Nordkorea schweres Heizöl. Zudem 
sagten Südkorea und Japan die Errichtung von Leichtwasserreaktoren zur 
Deckung des nordkoreanischen Strombedarfs zu. Das Abkommen dauerte 
von 1995 bis zu den ersten Verstößen 2002. Nordkorea kritisierte die 
Nichteinhaltung von Abmachungen, die USA beschuldigten Nordkorea des 
Kapazitätenaufbaus, um an hochangereichertes Uran zu gelangen. Die USA 
versuchten bis 2013, die Sechs-Parteien-Gespräche zu aktivieren. Als diese 
ins Stocken gerieten, bevorzugten die USA ab 2015 wieder bilaterale Ge-
spräche. Die USA beharrten darauf, dass die Lösung der Nuklearfrage eine 
Voraussetzung für eine diplomatische Normalisierung sei. Nordkorea stell-
te klar, dass es seinen Status als Atomwaffenstaat auch nach einer Normali-
sierung nicht aufgeben würde, solange es der nuklearen Bedrohung durch 
die USA ausgesetzt ist.675 
 
2003 wurde kurzzeitig ein trilaterales Engagement zwischen Nordkorea, 
China und den USA versucht. Ursache war die Erklärung Nordkoreas am 

                                                 
674  Ebd.; Korkmaz/Rydqvist 2012; Agov 2016. 
675  Levin/Han 2002; Sethi 2020; Rozman 2007. 



273 

10.01.2003, aus dem Atomwaffensperrvertrag, dem es 1985 beigetreten 
war, auszutreten. China wollte Nordkorea direkte Gespäche mit den USA 
ermöglichen, doch die USA lehnten ab und Nordkorea verließ in der Folge 
das trilaterale Format. China etablierte sich in dieser kurzen Phase als feder-
führender Vermittler, betonte jedoch stets seinen geringen Einfluss auf 
Nordkorea.676 
 
1996 hielten Nordkorea, Südkorea, China und die USA erstmals Vier-
Parteien-Gespräche ab, zwei Jahre nach dem Abschluss des vergleichs-
weise erfolgreichen interkoreanischen Rahmenabkommens. Die Initiative 
ging von Südkorea und den USA aus. Mangels Konsens über die Agenda 
blieben die Gespräche zumindest eine Plattform für das gemeinsame bi-, 
tri- und quadrilaterale Engagement. Ein erfolgreiches Ergebnis war der 
Gipfel zwischen Nordkoreas Kim Jong-il und Südkoreas Kim Dae-jung, 
der für die Sonnenscheinpolitik den Friedensnobelpreis erhielt. Der Annä-
herungsprozess scheiterte 2002.677 
 
Nach dem Scheitern des quadrilateralen Rahmenabkommens 2002 erwei-
terten die USA den Kreis der Akteure. Großen Einfluss übten der Regie-
rungswechsel der USA und die neuen Sicherheitsbedenken im Zuge der 
Terroranschläge auf das World Trade Center am 11.09.2001 aus. Im Ge-
gensatz zu US-Präsident Bill Clinton, der das Abkommen 1994 abgeschlos-
sen hatte, bezog George W. Bush Nordkorea in die „Achse des Bö-
sen”ein.678 Da ein bilateraler Kontakt nicht möglich war, boten die USA ein 
gemeinsames Gesprächsformat mit Südkorea, Japan, der EU und Australi-
en an. Nach der Ablehnung Nordkoreas wurden 2003 die Sechs-Parteien-
Gespräche mit Südkorea, Nordkorea, China, Japan, Russland und den 
USA als institutionalisierter, jedoch informeller Dialograhmen zur Behand-
lung der Nuklearfragen etabliert. Am Rande des multilateralen Treffens 
erreichte Nordkorea ein direktes Gepräch mit den USA. 2005 erwog 
Nordkorea im Gegenzug für Energie- und Nahrungsmittelhilfe sowie Si-
cherheitsgarantien die Denuklearisierung und die Rückkehr zum Atomwaf-
fensperrvertrag. Diese Hoffnung zerschlug sich ein Monat später, als die 
USA Nordkorea der Geldwächse bezichtigten. 2006 führte Nordkorea sei-
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nen ersten Atomtest durch. Im Folgejahr wurde im Rahmen der Sechs-
Parteien-Gespräche ein zweistufiger Plan zur Denuklearisierung konzipiert. 
Die erste Phase sah das Einfrieren des Atomprogramms in Yongbyon vor, 
die zweite Phase etwa die Deklaration aller Nuklearmaterialien und die Ab-
schaltung aller Anlagen. Die Vereinbarungsdetails führten letztlich zu zahl-
reichen Unstimmigkeiten. Nordkorea nahm sein Nuklearanreicherungspro-
gramm wieder auf und führte 2009 einen Atomtest sowie Raketentests 
durch.679 
 
Während Japan und die USA generell auf strenge Sanktionen drängten, 
traten China, Südkorea und Russland aus Sorge vor einem plötzlichen Re-
gime- oder Staatszusammenbruch Nordkoreas mit daraus resultierender 
Instabilität für weniger strenge Maßnahmen ein. In Bezug auf Detailfragen 
kam es etwa wegen des Inhalts oder wegen der Junktimierung unterschied-
licher Elemente zu Unstimmigkeiten.680 
 

5.2 SOUVERÄNITÄT & TERRITORIALE  
  INTEGRITÄT 

Souveränität bedeutet die Selbstbestimmung eines Staates. Sie definiert den 
Umgang mit internen und externen Angelegenheiten, beispielsweise durch 
Kooperation mit anderen Ländern. Dies inkludiert gegebenenfalls auch die 
freiwillige Einschränkung der eigenen Handlungsfreiheit durch daraus re-
sultierende Verpflichtungen. Souveräne Länder können eigene Strategien 
entwickeln, spezifische Vorgangsweisen wählen und selbst Entscheidungen 
treffen. Die Souveränität ist allerdings nicht mit der Fähigkeit eines Staates 
gleichzusetzen, nach eigenem Ermessen handeln zu können. Ganz im Ge-
genteil sind die Staaten auf vielfältige Weise in ihrem eigenen Handeln ein-
geschränkt und von außen beeinflusst, vor allem durch die Auswirkungen 
der Handlungsweise der anderen Staaten.681 
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Die Souveränität weist eine äußere und eine innere Dimension auf. 
Nach außen gilt die Souveränität als die grundsätzliche Unabhängigkeit 
eines Staates von anderen. Beim äußeren Souveränitätsanspruch konkurrie-
ren formell gleichwertige Staaten, wobei das Völkerrecht machtpolitische 
Grenzen setzt. Nach innen versteht man darunter die staatliche Selbstbe-
stimmtheit hinsichtlich der eigenen staatlichen Gestaltung, basierend auf 
der Fähigkeit zur staatlichen Selbstorganisation.  
 
Generell bezieht sich die Souveränität auf die rechtliche, die innerstaatliche, 
die westfälische und die wirtschaftliche Souveränität. Es handelt sich um 
ein Zusammenspiel von unterschiedlichen Faktoren, deren Beziehungen 
zueinander sowohl von Staaten als auch von anderen Akteuren fortlaufend 
verhandelt und neu definiert werden. Bedeutend ist das Verhältnis zwi-
schen Autorität und Kontrolle. Die internationale rechtliche Souveränität 
beispielsweise involviert ebenso wie die westfälische Souveränität Fragen 
der Autorität und der Legitimität, jedoch nicht der Kontrolle. Die Souverä-
nitätskonzepte werden immer wieder, mit oder ohne Ausübung von Druck, 
angefochten. Dies betrifft vor allem das Prinzip der Nichtintervention, das 
den Menschenrechten gegenübergestellt wird. Verträge und Übereinkom-
men sind im Gegensatz zu Druck oder Zwang mit der internationalen 
rechtlichen Souveränität kompatibel, wenn auch nicht unbedingt mit der 
innerstaatlichen Souveränität.682 
 
Die internationale rechtliche Souveränität umfasst die gegenseitige Aner-
kennung, üblicherweise zwischen rechtlichen Einheiten mit formaler juristi-
scher Unabhängigkeit. Der jeweilige internationale Status und die Anerken-
nung erleichtern den Zugang zu Ressourcen oder internationalen Vereinba-
rungen und damit den eigenen Machterhalt. Die westfälische Souveränität 
bezieht sich auf die Gleichberechtigung der Staaten und die politische Or-
ganisation, wobei externe Akteure von den Machtstrukturen innerhalb ei-
nes bestimmten Territoriums ausgeschlossen sind. Innenpolitisch stellt die 
Souveränität die formale politische Autorität und ihre Kontrollbefugnisse 
sicher. Die wirtschaftliche Souveränität beschreibt das Recht auf Kontrolle 
der wirtschaftlichen Aktivitäten innerhalb einer territorial definierten Ein-
heit. Sie betrifft die Interdependenz und die staatliche Fähigkeit, den 
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grenzüberschreitenden Austausch zu regulieren, etwa von Informationen, 
Gütern, Personen, Ideen oder Kapital.683 
 
In ihrer ursprünglichen Formulierung war die Souveränität sowohl hin-
sichtlich ihres Grundprinzips als auch der praktischen Vorgangsweise sta-
tisch, monolithisch und nicht verhandelbar.684 Tatsächlich wird der Begriff 
Souveränität jedoch auf unterschiedliche Weise verwendet. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die Regeln und Normen jedes internationalen institu-
tionellen Systems, das souveräne Staatensystem eingeschlossen, nur einen 
begrenzten Einfluss ausüben. Zudem bestehen inhärente logische Wider-
sprüche, beispielsweise zwischen der Nichtintervention und der Förderung 
von Demokratie. Es fehlt eine institutionelle Ordnung für die maßgebliche 
Konfliktlösung, wie etwa die Definition eines internationalen Systems. Es 
gibt Machtasymmetrien zwischen den Hauptakteuren und unterschiedliche 
Anreize für individuelle Machthaber. Die Rechtfertigungen für die Anfech-
tung spezifischer Normen können sich im Laufe der Zeit verändern, doch 
die Herausforderungen werden bestehen bleiben.685 
 
Die unterschiedlichen Interpretationen und Anfechtungen resultieren aus 
der Vielzahl an internationalen, staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren, 
darunter beispielsweise aufstrebende Regionalmächte, internationale Orga-
nisationen, die Zivilgesellschaften sowie Minderheiten oder ethnische Sepa-
ratisten, die Selbstbestimmung fordern. Neue Umstände und Bedingungen 
fordern das westfälische Konzept von Souveränität ebenso heraus. Dazu 
zählen erstens neue nichtstaatliche Akteure, etwa Terroristengruppen oder 
internationale Verbrecherbanden. Diese Herausforderung ist politisch und 
umfasst auch militärische Auseinandersetzungen. Die zweite Herausforde-
rung ist die Überschreitung traditioneller Territorialgrenzen durch den 
(globalisierten) Wirtschaftsaustausch, wie etwa durch internationale Finan-
zinstitutionen oder steuervermeidende multilaterale Unternehmen. Die 
dritte Herausforderung ist soziokulturell. Ethnische und religiöse Gruppen 
sowie Sprachgruppen streben nach Selbstbestimmung und territorialer 
Trennung. Viertens vereinfachen neue Informationstechnologien, bei-
spielsweise das Internet, den intellektuellen Austausch und unterlaufen 
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damit etwaige staatliche Kontrollen des Informationsflusses. Die fünfte 
Herausforderung basiert auf den Standards. 
 
Für Südkorea spielte das Streben nach Souveränität und Autonomie Jahr-
hunderte lang eine prägende Rolle. Dies betraf alle Dimensionen der Sou-
veränität – die äußere und innere sowie die territoriale, wirtschaftliche und 
rechtliche Souveränität. Der Fokus lag insbesondere auf der Wiedererlan-
gung der Souveränität, die etwa durch die Hegemonialbestrebungen ande-
rer Länder oder in Folge des Koreakrieges verloren ging. Beispielhaft sind 
die Souveränitätskonflikte mit Nordkorea oder Südkoreas Verhandlungen 
mit den USA, um die operative Kontrolle über die Streitkräfte in Kriegszei-
ten zurückzuerhalten. Südkoreas Apelle an die Eigenständigkeit waren 
zeitweise mit Antiamerikanismus oder Antijapanismus verbunden. Auch 
Nordkorea wies stets nationalistische Tendenzen auf. Es strebte in noch 
extremerer Form nach Autonomie, insbesondere im Rahmen der Juche-
Ideologie als Reaktion auf die wahrgenommene sowjetische Einmischung 
Mitte der 1950er Jahre. Parallel dazu verfestigte sich in Südkorea die Ab-
lehnung des traditionellen Sadae-Gedankens (Verehrung der Großmächte) 
und damit der Unterordnung unter Großmachtinteressen.686 
 
Von Bedeutung ist, dass sich der Nationalismus beider Koreas nicht auf 
außenpolitische Präferenzen und Verhaltensweisen reduzieren lässt, und 
ebensowenig auf individuelle Entscheidungen charismatischer Führer, ins-
besondere Park Chung-hee und Kim Il-sung, und ihre Personenkulte. Bei-
de Koreas wollten durch die Nachahmung des Erfolgs der Großmächte 
selbst zu einer fortschrittlichen Nation werden; dieser Aspekt wird in den 
meisten struktur- oder kulturdeterministischen Analysen kaum beachtet. 
Der nach außen gerichtete Nationalismus war in beiden Koreas sowohl ein 
Element der Außenpolitik als auch von innenpolitischen Legitimations-
kämpfen, in denen die Machthaber zur Stärkung ihrer politischen Position 
die Ausweitung der nationalen Autonomie forderten. Einzigartig ist nicht 
so sehr die Form des Nationalismus, sondern der koreanische Kontext. 
Beispielhaft ist das Aufeinandertreffen der nord- und südkoreanischen Na-
tionalismen während des Kalten Krieges687 oder der anhaltende ethnische 
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Nationalismus in beiden Ländern. Im Laufe der Zeit veränderten sich die 
koreanischen nationalistischen Diskurse. Sie sind daher keine einheitliche, 
eindimensionale Reaktion auf ausländische Einflüsse, wie etwa die Kolonia-
lisierung, den Koreakrieg oder die interkoreanische Rivalität im Kalten 
Krieg.688 In Südkorea weist der Nationalismus, vor allem wegen des Gene-
rationswechsels, einen zunehmend modernen, kosmopolitischen und inter-
nationalen Charakter auf.689 
 

5.3 MODERNITÄT & WIRTSCHAFTSENTWICK-
LUNG 

Fortschritt & Modernisierung 

Die Einstellung zu Fortschritt und Modernisierung gilt als bedeutendes 
Element der politischen Kultur.690 Zwischen Kultur und Fortschritt besteht 
ein komplexes Zusammenspiel von Ursache und Wirkung.691 
 
Die Modernisierung ist jedoch nicht mit einer Verwestlichung gleichzu-
setzen.692 Sie ist ein fortlaufender, nicht linearer Prozess, der kohärente 
Veränderungen der traditionellen Werte, Institutionen und Verhaltensmus-
ter mit sich bringt. Der Wandel findet mit unterschiedlicher Gewichtung 
gleichzeitig in den Bereichen Wirtschaft, Politik, Gesellschaft und Kultur 
statt. Der soziokulturelle Wandel ist pfadabhängig, daher ist die Geschichte 
von großer Bedeutung. Er kann einer Demokratisierung förderlich sein,693 
wie Südkorea beispielhaft zeigt. Chinesische Historiker beispielsweise ge-
hen von der Perspektive multipler und alternativer Modernitäten aus.694 
Während sich die Modernisierung im Westen über einen Zeitraum von 
mehreren Jahrhunderten erstreckte, wurde sie in Südkorea auf wenige Jahr-
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zehnte komprimiert. In Südkorea ist die Modernisierung und die späte In-
dustrialisierung eng mit der Globalisierung, dem Demokratisierungspro-
zess, der Kompetenzentwicklung und der Resilienz des Landes verbunden. 
Dabei zeigte sich eine starke Interdependenz zwischen der politischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung. Das Streben nach wirtschaftlicher, insbeson-
dere technologischer Autonomie ist der strategischen Kultur Südkoreas 
inhärent.695 

 

Globaler Kontext 

Der dynamische globale Kontext und die internationale Arbeitsteilung sind 
für die Entwicklung eines Landes, die grundsätzlich über eine rein lokale 
Transformation hinausgeht, entscheidende Wirkfaktoren.696 

 
In Ostasien spiegelt sich die Geopolitik in den vier großen Entwicklungs-
phasen wider. Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts dominierte das chinesi-
sche Tributsystem im Rahmen des Sinozentrismus. Im Zuge der Opium-
kriege in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts brachten die Kolonial-
mächte das Nationalstaatskonzept, moderne Institutionen und die Globali-
sierung nach Asien. Nach dem Ende des zweiten Weltkrieges und dem 
Zerfall des Kolonialsystems wurden die Nationalstaaten zu den Hauptak-
teuren. Nach dem Ende des Kalten Krieges stiegen die USA zur Weltmacht 
sowie China und Russland zu Großmächten auf. 

Geoökonomie 

Die Globalisierung kann als kausale Überzeugung betrachtet werden, die 
Demokratisierung beinhaltet hingegen prinzipielle Überzeugungen. Die 
Globalisierung ist mit der Vermarktlichung verbunden, bei der multinatio-
nale Unternehmen an der Geoökonomie eines weltweiten Produktions- 
und Vertriebssystems teilnehmen.697 Der globale Kontext betrifft die Aus-
wirkungen der Weltmarktwirtschaft auf die zwischenstaatlichen Beziehun-
gen sowie die Art und Weise, in der die Staaten Marktkräfte zu ihrem eige-
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nen Vorteil zu beeinflussen versuchen. In das Verhältnis zwischen Staat 
und Markt sind drei eng miteinander verbundene Themen eingebettet. Ers-
tens der wechselseitige Einfluss der Interdependenz der Märkte und der 
internationalen Politik, insbesondere das Vorhandensein oder Fehlen einer 
politischen Führung. Zweitens die Korrelation zwischen wirtschaftlichem 
und politischem Wandel. Sie führt zu einem intensiven Wettbewerb zwi-
schen den Staaten um den globalen Standort wirtschaftlicher Aktivitäten. 
Drittens die Auswirkungen des Weltmarkts auf die wirtschaftliche Entwick-
lung und das daraus resultierende staatliche Streben zur Kontrolle oder 
zumindest Beeinflussung der Regeln der internationalen politischen Öko-
nomie.698 
 
Die Geoökonomie veranschaulicht die strategische Interaktion zwischen 
staatlichen Einrichtungen und unterschiedlichen Wirtschaftssektoren zur 
Stärkung der staatlichen Machtposition im internationalen System.699 Chi-
nas Aufstieg lenkte die Aufmerksamkeit politischer Entscheidungsträger 
und der Wissenschaft auf die wirtschaftliche Staatskunst. Im Mittelpunkt 
stand dabei zum einen vor allem das Ausmaß der Ausnutzung wirtschaftli-
cher Asymmetrien für politische Zwecke und zum anderen das Ausmaß 
des Abschlusses internationaler Übereinkommen, die Nicht-Mitglieder be-
nachteiligen. Diese zwei Aspekte verschärfen die internationalen Spannun-
gen.700 
 
Das moderne Südkorea entstammt dem Zusammenspiel und der Überein-
stimmung der innenpolitischen Transformation mit der internationalen 
politischen Ökonomie. Vor den 1950er Jahren schloss sich Südkorea hin-
gegen stark von der Außenwelt ab. Die rasche Wirtschaftsentwicklung un-
terstützte zu Beginn die autoritäre Regierung, führte jedoch schließlich zu 
jenen gesellschaftlichen Veränderungen, welche die Aufrechterhaltung des 
Autoritarismus zunehmend erschwerten. Denn die Globalisierung beein-
flusst nicht nur die Beziehung zwischen dem Staat und den transnationalen 
Akteuren, sondern insbesondere zwischen dem Staat und den einheimi-
schen Akteuren.701 
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Der globale Geldfluss nach Südkorea und Japan belegt beispielhaft die 
wirtschaftliche Vernetzung und die Veränderungen in den internationalen 
Beziehungen, die Zunahme des Währungshandels gegenüber dem Waren- 
und Dienstleistungshandel sowie den Fortschritt in der entsprechenden 
Informationstechnologie. Als Wendepunkte gelten die Jahre 1991, 1997, 
2008 und 2013. Südkorea beispielsweise profitierte bis 1997 von hohen 
ausländischen Investitionen, Japan bis 1991. Danach verlagerten sich die 
Geldströme in die USA. Von 2008 bis 2013 verteilten sich die Gelder in 
erster Linie auf die Schwellenländer und flossen danach wieder in die 
USA.702 
 
Als Antwort auf die Globalsierung setzte Südkorea auf den Erhalt der De-
mokratie durch Wirtschaftsreformen und stärkte damit auch die Resilienz. 
Die dabei gezeigten spezifischen Muster beruhten auf der Führungsqualität 
der jeweiligen Regierung sowie dem Zeitpunkt und der Abfolge der Wirt-
schaftsreformen, basierend auf innen- und parteipolitischen Faktoren. Eine 
wichtige Rolle spielten zudem externe Kräfte, insbesondere die USA mit 
ihrer neoliberalen Wirtschaftspolitik sowie der Internationale Währungs-
fonds. Südkorea ergriff vor allem im Zuge der Finanzkrise 1997 die Gele-
genheit, die Fortsetzung der wirtschaftlichen Strukturreform mit der Auf-
bereitung des Umfelds für umfassendere gesellschaftspolitische Reformen 
zu ergänzen.703 Aus makroökonomischer Sicht verdeckte beispielsweise das 
wirtschaftlich sehr erfolgreiche Jahr 2000 schwierige mikroökonomische 
Realitäten. Es bestand etwa Bedarf an Finanzreformen, Unternehmensum-
strukturierungen und Reformen des Arbeits- und des öffentlichen Sek-
tors.704 
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Wirtschaftsrahmen Südkoreas 

Beziehung zwischen Wirtschaftsentwicklung & Demokratie 

Die wirtschaftliche Dynamik kann das Muster der politischen Entwicklung 
auf verschiedene Weise beeinflussen. Modernisierungstheoretiker gehen 
davon aus, dass der wirtschaftliche Entwicklungsgrad eng mit dem Stand 
der politischen Entwicklung korreliert.705 Der Zusammenhang zwischen 
wirtschaftlicher und politischer Modernisierung beruht auf dem soziöko-
nomischen System, das zur Demokratisierung beitrug, insbesondere die 
Wirtschaftsentwicklung, die Mittelklasse und das Bildungswesen.706 Von 
Bedeutung ist auch der Zusammenhang zwischen autoritärer Führung und 
Wirtschaftswachstum im Rahmen des Entwicklungsstaatsmodells.707 
 
Für die wirtschaftliche Rückständigkeit Südkoreas bis in die 1950er 
Jahre waren mehrere Faktoren verantwortlich. Der Mangel an Ressourcen 
bei einer wachsenden Bevölkerung schränkte das Entwicklungspotenzial 
der vorwiegend landwirtschaftlich geprägten Wirtschaft erheblich ein. Die 
koloniale Ausbeutung Japans und die nationale Teilung beeinträchtigte die 
strukturelle Grundlage der koreanischen Wirtschaft. Der Koreakrieg zer-
störte einen Großteil der physischen und sozialen Infrastruktur und der 
Industrieanlagen. Hinzu kamen die inkompetente politische Führung, Kor-
ruption sowie das soziale und politische Chaos. Innerhalb von drei Jahr-
zehnten entwickelte sich Südkorea ab den frühen 1960er Jahren zu einem 
der weltweit erfolgreichsten Entwicklungsländer.708 
 
Die temporären Herausforderungen lagen für die Wirtschaft Südkoreas 
in der Konzentration der Firmenkonglomerate (Chaebols), der ungleichen 
Wohlstandsverteilung und der mangelnden Nachhaltigkeit der Exportori-
entierung.709 Beispielsweise war Kim Dae-jungs Hauptproblem des ersten 
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Regierungsjahres nicht das Fehlen von Reformen, sondern die mangelnde 
Berücksichtigung demokratischer Verfahren im Reformprozess.710 
 
Das soziale Umfeld Südkoreas war von der Vorrangstellung des Staates 
gegenüber der Zivilgesellschaft geprägt. Die sozialen Grundlagen sind an-
gesichts der Tatsache, dass politische Interaktionen in die sozialen Struktu-
ren eingebettet sind, bedeutend. Die wichtigsten sozialen Gruppen waren 
Blutsverwandte, lokale Bindungen und Interessensgruppen. Der Moderni-
sierungsprozess führte zu einem Anstieg der Gruppen mit lokalen Bindun-
gen, die auf gemeinsamen Interessen beruhten. Dieser Regionalismus hatte 
einen erheblichen Einfluss auf den politischen Prozess und die Formulie-
rung der Politik. Die korporatistische Kontrolle durch den Staat brachte 
wiederum eine große Anzahl von abweichenden öffentlichen Interessen-
gruppen hervor. Dies führte zur Polarisierung der Zivilgesellschaft für und 
gegen die Regierung.711 
 
Die starke soziale Schichtung Südkoreas beruhte auf der historischen kon-
fuzianischen Feudalordnung. Die soziale Schichtung wurde als hierarchi-
sche Ordnung der sozialen Kräfte nach Einkommen und Vermögen, Bil-
dung und sozialem Status definiert. Sie wurde durch die Kolonialherrschaft 
Japans verändert. Die herrschende Klasse entwickelte sich in verschiedenen 
Konfigurationen. Beispielsweise wurde mit dem Staatsstreich 1961 das Mi-
litär zum Kern der herrschenden Elite und behielt ab den 1980er Jahren 
weiterhin eine strategische Position in der südkoreanischen Gesellschaft. 
Zu wichtigen Mitgliedern der herrschenden Klasse entwickelten sich etwa 
auch Großunternehmer, Politiker, Intellektuelle und Bürokraten. Für die 
Ausbreitung der Mittelschicht war die rasche tatsächliche und wahrge-
nommene Erosion der traditionellen sozialen Schichtung verantwortlich. 
Ebenso die erweiterte Aufwärtsmobilität durch Bildung und neue Beschäf-
tigungsmöglichkeiten. Die Mittelschicht zeichnet sich in Südkorea häufig 
durch eine ambivalente politische Orientierung aus.712 
 
Das Scheitern des Sozialismus in Südkorea war ein Produkt einerseits 
der strukturellen Faktoren, wie dem Kalten Krieg und der Militärherrschaft, 
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sowie andererseits der handlungsbezogenen Faktoren, etwa der Führung 
und der Strategien der sozialistischen Gruppen. Die Ursache liegt eher in 
politischem Fraktionalismus und Uneinigkeit und weniger in der Repressi-
on oder dem Mangel an materiellen Bedingungen. Die Entwicklung des 
Sozialismus stieß in der Zeit vor bzw. nach der Demokratisierung auf quali-
tativ unterschiedliche Hindernisse. Vor der Demokratie fehlten gewisse 
Voraussetzungen für die Sozialdemokratie, vor allem der Kapitalismus und 
die Demokratisierung. Hinzu kamen Repressionen, eine unrealistische radi-
kale Parteiideologie und eine schlechte politische Führung.713 

Wirtschaftswunder 1965 - 1987 

Zwischen 1965 und 1987 erlebte Südkorea während seines „Wirtschafts-
wunders“714 ein enormes Wachstum seines Bruttoinlandsproduktes (BIP) 
von über 8 % jährlich. Südkorea stützte sich auf das theoretische Prinzip 
der Gewinnpartizipation (rent-sharing). Dies ist ein institutioneller Prozess 
auf der Grundlage von Absprachen zwischen Staat und Wirtschaft bzw. 
von Drohungen. Tatsächlich trug die Korruption wesentlich zum realen 
Wirtschaftswachstum bei. Das bedeutet, das neben dem vorherrschenden 
rent-sharing auch das rent-seeking existierte. Beim rent-seeking steht dem 
Streben nach Einkommen zu Lasten der Allgemeinheit keine entsprechen-
de produktive Leistungsabgabe gegenüber. Die in Südkorea weit verbreitete 
Korruption senkte unternehmerische Kreativität und Innovation. Zu den 
grundlegenden Charakteristiken zählte der „Raubtier- bzw. Mafiastaat“, der 
das BIP-Wachstum mit einer vertieften Klassenpolarisierung förderte und 
die andernfalls nicht überlebensfähigen Chaebols mit politischem Schutz 
bedachte. Die soziale und institutionelle Kultur war angesichts eines weit 
verbreiteten Misstrauens nur über den Rückgriff auf glaubhafte Drohungen 
in der Lage, Geschäfts- und Sozialbeziehungen aufrecht zu erhalten oder 
zu organisieren. Hinzu kamen halbweltliche prozessuale bzw. institutionelle 
sowie technologische Neuerungen.715 
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Südkoreas Modell des Entwicklungsstaates 

Als Erfolgsmodell für rasches Wachstum und globalen Aufstieg fungierte 
im ostasiatischen Raum der Entwicklungsstaat. Dabei schufen soziale und 
politische Institutionen, darunter der Staat, auf nachhaltige Weise einen 
komparativen Vorteil, indem sie die internationale Spezialisierung prägten. 
Der komparative Vorteil ist ein Produkt der staatlichen Politik und der 
relativen Effizienz. Neben höheren Wirtschaftsprofiten galt die Zielsetzung 
ebenso der mehrdimensionalen Wertschöpfung, insbesondere der Trans-
formation der mit der Entwicklung verbundenen sozialen und beruflichen 
Strukturen. Die Voraussetzungen waren eine durchsetzungsstarke politi-
sche Führung und internationale Kooperation, im Falle Südkoreas insbe-
sondere mit den USA.716 

Charakteristiken des Entwicklungsstaates in Südkorea 

Die erfolgreiche wirtschaftliche Transformation Südkoreas resultierte aus 
dem (kapitalistischen) Entwicklungsstaat und galt als vielversprechendes 
alternatives Enwicklungmodell.717 Der Entwicklungsstaat diente der partiel-
len und provisorischen Anpassung an die liberale Ordnung sowie als In-
strument, um die zahlreichen inneren Widersprüche der liberalen Ordnung 
in Südkorea aufzulösen. Er nutzte und revidierte die liberale Ordnung.718 In 
der spezifischen Definition Südkoreas bezog sich der Entwicklungsstaat 
zuerst auf den Sicherheitsbereich und danach auf die Verwaltung der wirt-
schaftlichen Entwicklung.719  
 
Zu den Charakteristiken des südkoreanischen Entwicklungstaates gehörten 
unterschiedliche Merkmale der politischen Ökonomie, darunter ein hohes 
Maß an staatlicher Autonomie und an strategischem Wirtschaftseinfluss, 
eine effiziente Bürokratie sowie ein autoritärer Führungsstil.720 Grundle-
gend waren die Maximierung der Investitionsquote und die Minimierung 
des Konsums, ein vorsichtiger Ansatz gegenüber ausländischen Direktin-
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vestitionen sowie die zentrale Rolle des Staates bei der Kapitalzuteilung.721 
Staaten mit Transformationsbestrebungen suchen zumeist nach Möglich-
keiten, sich an führenden Sektoren zu beteiligen und nicht zukunftsfähige 
Sektoren abzustoßen.722 
 
Der Erfolg eines Entwicklungsstaates hängt von der integralen Macht ab, 
die auf der Zustimmung der Bevölkerung beruht, sowie dem Recht für 
Eingriffe in die Wirtschaft. Die Struktur muss entwicklungsfähig sein, also 
etwa eine stabile zentralisierte Regierung, eine kohärente Bürokratie und 
wirksame Zwangsinstitutionen umfassen.723 

Wirkfaktoren des Entwicklungsstaates in Südkorea 

Das rasche Wirtschaftswachstum Südkoreas nach 1961 ist auf eine Vielzahl 
von miteinander verbundenen internationalen, politischen, sozialen und 
kulturellen Wirkfaktoren zurückzuführen, die den Industrialisierungspro-
zess erleichterten.  
 
Zu den inneren Wirkfaktoren zählten die kulturelle Bedeutung von Bil-
dung und die Leistungsbereitschaft. Dies wurde durch den raschen Ausbau 
eines effektiven Bildungswesens unterstützt. Nachhaltig waren zudem die 
staatliche Lenkung der Industrialisierung und die exportorientierte Wirt-
schaftspolitik. Es gab eine kleine Kernschicht von Unternehmern sowie 
eine tatsächliche und potenzielle Arbeitskräftereserve. 
 
Die staatlichen Eingriffe führten in Südkorea zum Erfolg. Sie reichten 
von der mittelfristigen Wirtschaftsplanung (Fünfjahrespläne) bis zu sektor-
spezifischen industriepolitischen Maßnahmen, welche die mikroökonomi-
schen Entscheidungen einzelner Unternehmen beeinflussten.724 Direkte 
Formen der staatlichen Intervention überwogen fördernde Maßnahmen.725 
Die Macht und Legitimität des Staates zum Eingriff in die Wirtschaft erga-
ben sich aus den konfuzianischen regelbasierten Beziehungen zwischen 
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Staat und Gesellschaft, die über Jahrhunderte in die politische Kultur ein-
gebettet wurden.726 Obwohl die interventionistische Rolle des Staates nach 
1998 zugunsten einer stärkeren Marktorientierung zurückgedrängt wurde, 
blieben Position und Rolle des Staates für den Wirtschaftserfolg entschei-
dend.727 Als rechtliche Grundlage diente die Verfassung der ersten Repub-
lik, welche die sozialistische Ideologie in ihren Bestimmungen zur Wirt-
schaftsführung beinhaltete.728 
 
Zu den externen Faktoren gehörte die internationale politische Unterstüt-
zung, insbesondere durch die USA und Japan. Dies umfasste etwa den Zu-
gang zu Kapital und Technologie aus dem Ausland. Die USA beispielswei-
se gewährten Südkorea zwischen 1946 und 1960 Wirtschafts- und Militär-
hilfe in der Höhe von mehr als 4,2 Mrd. US-Dollar, und zwar mit der Aus-
nahme von 45 Mio. US-Dollar ausschließlich in Form von Zuschüssen.729 
Entscheidend war Südkoreas Kostenwettbewerbsfähigkeit auf dem interna-
tionalen Markt. Dazu kamen äußere Einflüsse, insbesondere westliche 
Ideale.730 

Ausformung des Entwicklungsstaates in Südkorea 

Für die spezifische Ausformung des Entwicklungsstaates und der Trans-
formation Südkoreas spielten die Industriestruktur und der Demokratisie-
rungsprozess eine bedeutende strukturelle und institutionelle Rolle. Sie 
wurden durch das strategische Kalkül der Elite zum Machterhalt geformt.731 

Strukturelle und institutionelle Rolle der Demokratisierung für den Entwicklungsstaat 

Der Demokratisierungsprozess, angetrieben durch den Aufstieg der Mittel-
klasse, und die Entstehung von Interessensgruppen verfügten als politische 
Prozesse über das größte Potenzial zur politischen Einschränkung des Staa-
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tes auf unterschiedlichen Ebenen.732 Beispielhaft sind die Jahre 1980 und 
1987. 1980 wurde die von der Arbeiterklasse angeführte Demokratiebewe-
gung unterdrückt und die repressive autoritäre Regierung fortgeführt. Sie-
ben Jahre später hingegen verlagerte die Elite angesichts der klassenüber-
schreitenden Demokratiebewegung aus strategischen Überlegungen die 
politische Legitimität auf den Demokratisierungsprozess und die Maximie-
rung ihrer politischen Repräsentation. 
 
Ein demokratisches Umfeld schränkt grundsätzlich den Spielraum für 
staatliche Industriepolitik ein,733 etwa die Koordinierungsfähigkeit. Es kann 
jedoch auch die staatlichen Entwicklungskapazitäten verbessern.734 Mehrere 
politische Skandale verstärkten den Eindruck, dass in Südkorea zuweilen 
die Sonderinteressen der politischen Elite die technokratische Entschei-
dungsfindung der Bürokraten überwogen.735 Generell ermöglichten die 
demokratischen Praktiken in Kombination mit der kulturellen Überzeu-
gung die Aufrechterhaltung der staatlichen Entwicklungsverpflichtungen 
Südkoreas. Die politisch-ökonomischen Strukturen trugen zu einer be-
trächtlichen Pfadabhängigkeit bei den verfolgten politischen Zielen bei. 
Daher wurden neue politische Instrumente eingesetzt, um bei der Verfol-
gung von Entwicklungszielen mit einem breiteren Spektrum von Wirt-
schaftsakteuren zusammenzuarbeiten.736 
 
Der Autoritarismus und der damit einhergehende Glaube an die Zentralität 
des Staates im sozialen Leben (Etatismus bzw. Statismus), welcher die mo-
bilisierende Modernisierung in Südkorea ermöglichte,737 war nicht rein kon-
fuzianischer Natur. Er stellte vielmehr eine Variante des bürokratischen 
Autoritarismus dar, der durch die militaristische, autokratische Kolonial-
herrschaft Japans eingeführt und verstärkt wurde. Während der japanischen 
Fremdherrschaft entstand eine solide, stark zentralisierte Entwicklungs-
struktur mit einem zusammenhängenden Staatsapparat. Diese Entwick-
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lungsstruktur wurde im Laufe der Staatsbildung neu organisiert, umstruktu-
riert und regelmäßig angepasst.738 

Strukturelle und institutionelle Rolle der Industriepolitik für den Entwicklungsstaat 

Südkorea führte die von Japan übernommene staatliche Industriepolitik 
und den historischen Erfolg als Entwicklungsstaat fort und wies damit eine 
deutliche Kontinuität auf. Grundlegend ist die institutionelle Pfadabhän-
gigkeit aus der Zeit der japanischen Kolonialisierung.739 Der formelle insti-
tutionelle Rahmen wurde 1947 geschaffen, das politische System hingegen 
zeigte deutliche Veränderungen.740 Die strukturellen Zwänge für die Poli-
tikgestaltung entstammten in erster Linie den Geschäftseliten, insbesondere 
den Chaebol-Eigentümern, sowie der organisierten Arbeitnehmerschaft, 
vor allem den Chaebol-Mitarbeitern.741 Die institutionellen Zwänge für die 
Politikgestaltung resultieren aus der Mittelklasse und der Geschäftselite. 
Zwischen 1988 und 1997 beruhte die inkonsistente strategische Vision des 
Staates auf der Suche nach einem Mittelweg zwischen Wirtschaftsleistung 
und Strukturreform. Im Zuge der Finanzkrise 1997 priorisierten die zwei 
liberalen Regierungen die Strukturreform. Ab 2008 verfolgte der Staat ein 
ausgeglichenes Wachstumsmodell, um die Erwartungen der Mittelklasse zu 
erfüllen. Der Einfluss der Geschäftselite stützte sich nach 1987 auf die poli-
tische Finanzierung. Die finanzielle Abhängigkeit der Politiker veränderte 
die Beziehung zwischen Staat und Wirtschaft und führte insbesondere zu 
Vetternwirtschaft.742 
 
Eingebettete Autonomie 

Von besonderer Bedeutung sind die Art und Weise der staatlichen Eingrif-
fe und ihre Effekte. Evans definierte zu diesem Zweck den Begriff der 
„eingebetteten Autonomie“.743 Die übliche Zuschreibung von Adjektiven 
wie dirigistisch, liberal oder interventionistisch für den staatlichen Einfluss 
bezieht sich hingegen auf die Abweichung von der idealtypischen Norm. 
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Im Gegensatz zu einem „räuberischen“ Staat handelt der Entwicklungs-
staat nicht auf Kosten der Gesellschaft, sondern ermöglicht vielmehr den 
Fortschritt auf der Basis einer dezentralen privaten Umsetzung. Entwick-
lungsstaaten agieren als kohärente Akteure mit einer langfristigen Perspek-
tive, stellen öffentliche Güter zur Verfügung und orientieren sich an Pro-
jekten, die über die Erfüllung der unmittelbaren Anforderungen der ent-
scheidungsstärksten Wählerschaft hinausgehen. Die Entwicklung hängt 
aber nicht nur von der politischen Führung, sondern auch von strukturel-
len Charakteristiken ab, insbesondere der internen Organisation und der 
Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft. 
 
Die interne Organisation eines Entwicklungsstaates basiert auf der Leis-
tungsorientierung und der Meritokratie. Diese traditionellen konfuziani-
schen Werte bewirken Engagement, eine gemeinsame Perspektive, ein Ge-
fühl der Zusammengehörigkeit und verleihen dadurch eine Art von Auto-
nomie. Über institutionalisierte Kanäle erfolgt zwischen Staat und Gesell-
schaft die ständige Aus- und Neuverhandlung von Zielen und Politiken. 
Auf diese Weise wird die unternehmerische Autonomie sozial eingebettet, 
vernetzt und bildet eine grundlegende strukturelle Basis für die Entwick-
lung. Die Einbettung der Autonomie, nicht die Autonomie alleine, verleiht 
dem Entwicklungsstaat seine Wirksamkeit. Durch die Einbettung können 
Informationsquellen und Umsetzungsmechanismen genutzt werden, wel-
che die staatliche Kompetenz stärken. 
 
Die symbiotische Beziehung zwischen dem Staat und den Chaebols beruh-
te, ebenso wie etwa in Japan, auf der Tatsache, dass der Staat in einem kapi-
talarmen Umfeld über Zugang zu Kapital verfügte. Mit der Zuteilung von 
finanziellen Ressourcen, Wirtschaftssektoren und Aufgaben förderte der 
Staat die wirtschaftliche Machtkonzentration der Chaebols. Umgekehrt war 
Park Chung-hee bei der Umsetzung der industriellen Transformation auf 
die Chaebols angewiesen. Dies bildete die Grundlage für seine Legitimität. 
Im Vergleich zu Japan erfolgte die Einbettung in Südkorea viel stärker von 
oben nach unten. Denn erstens fehlten gut entwickelte Zwischenverbände 
und zweitens konzentrierte sich die Einbindung auf eine kleine Anzahl sehr 
großer Unternehmen. Die mächtigsten Chaebols hatten aufgrund ihrer 
Größe und Diversifizierung umfassende Interessen. Diese waren sekto-
rübergreifend und teils partikular, etwa in Richtung unproduktives rent-
seeking. Südkorea konnte jedoch eine Grenze ziehen, bei der sich die Ein-
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bettung zwar auf einige wenige Chaebols konzentrierte, aber ohne in parti-
kularistischen Raubbau abzugleiten. Eine entgegengesetzte Art der Abwei-
chung war beispielsweise Taiwan. Der Staat stützte sich bei der effektiven 
Umsetzung des Entwicklungsstaates auf den Privatsektor, weil er selbst 
einen vergleichsweise geringen Zugang zu Privatkapital hatte.744 

Entstehung der Zivilgesellschaft 

Im Mittelpunkt stand jedoch nicht nur das Wachstum, sondern das „geteil-
te Wachstum“ mit Vorteilen für alle Bevölkerungsgruppen. Die zuneh-
mende Kaufkraft und der allgemeine Wohlstand erweiterten die Mittel-
schicht und stärkten Stabilität und Mobilität. Die Mittelschicht wurde urba-
ner, kosmopolitischer, selbstbewusster und politisch aktiver.745 Mit Merk-
malen, wie beispielsweise die Urbanisierung, die Professionalisierung oder 
die Bildung, die gemäß Bell die postindustrielle Gesellschaft charakterisie-
ren,746 erfüllte Südkorea typische Bedingungen der Moderne. Die genann-
ten Merkmale sind zudem von höchster Relevanz für den Konfuzianis-
mus.747 Zugleich nahmen die sozialen und politischen Konflikte zu. Die 
Entstehung der Mittelschicht führte zur Forderung nach politischer Parti-
zipation und institutionellen Reformen. Die Expansion des privaten Wirt-
schaftssektors schuf privaten Wohlstand und unabhängige Einkommens-
quellen, die in Aktivitäten außerhalb der Kontrolle von Staat und Partei 
kanalisiert werden konnten. Dies verringerte die Abhängigkeit von der Pat-
ronage des Staates. Zudem nahm der gesellschaftliche Pluralismus zu. 
Themenorientierte und berufsbezogene Interessensgruppen vermehrten 
sich, die sozialen Schichten verloren hingegen an Bedeutung. Der soziale 
Pluralismus legte den Grundstein für den politischen Pluralismus und das 
rasche Wachstum der Massenmedien. Die südkoreanischen Großparteien 
mussten sich an die sozioökomischen Veränderungen anpassen und adap-
tierten ihre Rolle und Parteistruktur.748 Die politische Entwicklung Südko-
reas entspricht damit im Großen und Ganzen der Modernisierungstheorie 
von Lipset oder von Geddes, wonach die wirtschaftliche Entwicklung und 
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die Industrialisierung die Demokratie fördern, die durch eine fest verwur-
zelte Mittelschicht gestärkt wird.749 
 
Produktivistischer Wohlfahrtskapitalismus 

Charakteristischer Bestandteil des südkoreanischen Entwicklungsmodells 
war ein produktivistischer Wohlfahrtskapitalismus, in dem das relativ 
schwache Sozialsystem dem wirtschaftlichen Fortschritt untergeordnet 
war. Die soziale Inklusion erfolgte auf der Basis des individuellen Beitrags 
zum nationalen Wachstum und dem daraus entstehenden gemeinsamen 
Nutzen und nicht durch Umverteilung zwischen den sozialen Klassen. Die 
Unterstützung galt der wirtschaftlichen Stabilität von Unternehmen, der 
Produktion und den Arbeitsplätzen, jedoch weniger Einzelpersonen.750 
Daher förderte Südkorea in einem entwicklungspolitisch-universalistischen 
und zugleich einem korporatistischen Zugang das Wirtschaftswachstum, 
die Produktivität und die industrielle Entwicklung als grundlegende Ziele 
strategisch. Insbesondere der temporäre Krisen-Korporatismus diente als 
Alternative zu einer wirtschaftlichen Schocktherapie. Er konzentrierte sich 
auf einen umfassenden integrativen Neoliberalismus ohne Ausgrenzung der 
Arbeitnehmer.751 Die ostasiatischen Wohlfahrtssysteme kennzeichnen ge-
nerell relativ geringe staatliche Sozialausgaben, hohe Sozialinvestitionen, 
niedrige Deckungsraten bei den Pensionen, eine hohe individuelle Wohl-
fahrtsbelastung sowie eine große familiäre Verantwortung für das Wohler-
gehen der Familie.752 
 
Die Militärregierungen Südkoreas betrachteten die Wohlfahrt als Regulie-
rungsinstrument auf Basis von öffentlichen Hilfsprogrammen und geringer 
Anspruchsberechtigung. Eine staatliche Krankenversicherung wurde erst-
mals 1962 erwogen und 1976 eingeführt. Das vorrangige Ziel war die Un-
terstützung der wirtschaftlichen Entwicklung. Der Anteil der Krankenver-
sicherten betrug bis 1976 nur 10 % der Bevölkerung. Mit der Demokrati-
sierung wurde das Wohlfahrtssystem ausgebaut. Dem neu geschaffenen 
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Rahmen fehlte jedoch eine einheitliche Philosophie, denn der Zweck lag 
zum Teil in der Vermeidung von Arbeiterprotesten. Eine Universalisierung 
erfolgte unter Kim Dae-jung. Trotz der Ausweitung auf andere soziale 
Schichten als Arbeiter blieb ein Hauptmerkmal der Wohlfahrt Südkoreas 
die Selektivität bzw. einkommensbedingte Ungleichheiten.753 
 
Der Konfuzianismus gilt als bedeutender, aber variabler Wirkfaktor für den 
produktivistischen Wohlfahrtskapitalismus und wird von der politischen 
Ideologie überlagert. Prägend für die Ausgestaltung des Wohlfahrtssystems 
waren die traditionellen kulturellen Werte, insbesondere der familiäre Zu-
sammenhalt und eine strikte Disziplin, die auch von neoliberalen Politikern 
betont werden. Die daraus resultierende, weiterhin pfadabhängige Sozialpo-
litik spiegelt daher die ideologischen Präferenzen wider.754 
 
Sozioökonomische Wendepunkte 

Die Olympischen Spiele 1988 waren ein wichtiger Wendepunkt für Süd-
korea, weil es sich als technologisch zuverlässiges, demokratisches und 
fortschrittliches Land präsentieren konnte.755 
 
Eine zweite Zäsur war die Finanzkrise 1997. Das Rettungspaket des In-
ternationalen Währungsfonds in der Höhe von 57 Mrd. US-Dollar inkludi-
erte äußerst strenge Auflagen.756 Prägend war nicht nur die Wirtschaftsre-
zession mit einer massiven Arbeitslosigkeit ohne einem soliden sozialen 
Absicherungssystem, sondern auch der Einfluss auf die Psyche durch die 
Zerstörung des Mythos des ununterbrochenen Wachstums.757 Ähnlich 
wirkte sich in Japan das Platzen der Immobilienblase Anfang der 1990er 
Jahre aus.758 Während sich Japan allerdings nach innen richtete, orientierte 
sich Südkorea weiterhin nach außen. Die Finanzkrise 1997 war ein Kataly-
sator für die Regionalisierung.759 Sie war das Resultat der sozialen und poli-
tischen Charakteristika, die lange Zeit als die größten Stärken Südkoreas 
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galten. Die Wechselbeziehung zwischen Staat und Großkapital, die in der 
Entwicklungsphase gut funktionierte, erwies sich in der reifen Wirtschaft 
als unhaltbar.760 
 
Positiv für die Krisenbewältigung war, dass die Ursache der Finanzkrise 
nicht in den Aktivitäten der südkoreanischen Wirtschaft als Ganzes, son-
dern in der zyklischen Natur der ineffizienten und abgesprochenen Bezie-
hungen zwischen Staat und Wirtschaft lag.761 Die Krise beschleunigte die 
Durchführung wichtiger Reformen. Diese betrafen etwa die Regulierungs-
behörden, ausländische Investitionen in das Finanzsystem sowie die Eigen-
tums- und Regulierungsstrukturen der südkoreanischen Unternehmen. 
Beispielhaft ist weiters der Ausbau der Informationstechnologie und der 
landesweiten Infrastruktur für die digitale Kommunikation. Die Krise an 
der Oberfläche verdeckte eine erhebliche wirtschaftliche Dynamik und 
Transformation.762 
 
Auch die globale Finanzkrise 2008 war ein sozioökonomischer Wende-
punkt für Südkorea mit besonders harten Auswirkungen auf die Exportin-
dustrie. Die Folgen der zwei Finanzkrisen waren in Südkorea insbesondere 
die Deindustrialisierung und Umstrukturierungen. Das Modell des Ent-
wicklungsstaates wurde nicht nur durch das langsamere Wachstum unter-
graben, sondern insbesondere durch den gleichzeitigen Diversifizierungs-
prozess und die Entstehung von neuen sozialen Unsicherheiten. Die Real-
löhne stagnierten und die Einkommensungleichheiten nahmen zu. Die 
Ungleichheit war nicht nur stärker ausgeprägt als zuvor, sondern gewann 
zudem an Komplexität. Aufgrund der Deregulierung der Arbeitsmärkte 
und der neoliberalen Reformen stieg die Anzahl der informellen Arbeits-
plätze ohne Karrierechancen und mit niedrigen Gehältern. In Südkorea 
bestand die Sorge vor einer Fragmentierung der Mittelschicht und Unter-
grabung des sozialen Zusammenhalts.763  
 
Die gesellschaftliche Polarisierung wuchs entlang verschiedener Achsen 
der Arbeitsmarktverteilung sowie nach Qualifikation und Kapitalausstat-
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tung. Die Polarisierung wuchs etwa zwischen regulär und nichtregulär Be-
schäftigten, zwischen Arbeitnehmern großer und kleinerer Unternehmen 
oder in Bezug auf die Arbeitslosigkeit bzw. die soziale Absicherung. Die 
Polarisierung der südkoreanischen Klassenstruktur war jedoch noch viel-
schichtiger. Denn die Mittelschicht hatte sich intern gespalten, weil insbe-
sondere Fach- und Führungskräfte sowie einige Kleinunternehmer von der 
asymmetrischen Einkommensverteilung profitierten und sich zur neuen 
wohlhabenden Mittelschicht entwickelen konnten. Damit entstand eine 
neue Klassengrenze zwischen dieser neuen wohlhabenden Mittelschicht 
und der normalen Mittelschicht.764 
 
Es kam zu einer Neukonfiguration der Beziehung zwischen Staat und Ge-
sellschaft, vor allem durch den Bedeutungszuwachs von sozialen Bewegun-
gen und politischen Protesten. Bestehende Probleme erhielten eine neue 
Dynamik, etwa die Naturzerstörung. Dies ist insofern bedeutend, weil sich 
die Umweltbewegung in den 1980er Jahren in Südkorea zu einem wichtigen 
politischen Akteur entwickelt hatte. Mit ihren Protesten gegen die Umwelt-
verschmutzung beschleunigte sie den politischen Wandel und die Liberali-
sierung. Auf der internationalen Ebene veränderte der Aufstieg Chinas das 
regionale Machtgleichgewicht und trug zu zunehmenden wirtschaftlichen 
und politischen Unsicherheiten in Südkorea bei. Gleichzeitig profitierte 
Südkorea, ebenso wie etwa Taiwan und Japan, von der Transformation 
Chinas, insbesondere durch südkoreanische Investitionen in die chinesische 
Industrie.765 
 

Post-Entwicklungsstaat Südkoreas nach 1997 

Das ursprüngliche Enwicklungsmodell veränderte sich in Südkorea, Taiwan 
und Japan in ähnlicher Weise. Ab den 1980er Jahre befand sich der Ent-
wicklungsstaat in Südkorea in einer Krise. Der wirtschaftliche Liberalisie-
rungsprozess, der ab den 1990er Jahren mit zunehmender Intensität betrie-
ben wurde, war eine Reaktion auf die sich entwickelnde Rentabilitätskri-
se.766 Der Post-Entwicklungsstaat wird mit der institutionellen Restrukturie-
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rung nach der Finanzkrise 1997 datiert.767 Die staatlichen Institutionen be-
ruhten stets auf der Meritokratie.768 Im rekonstruierten Entwicklungsstaat 
ab 1997 zeigte sich eine zunehmende parteipolitische Fragmentierung der 
Verwaltung, die sich an Parteizielen orientiert. Die ursprünglich kohärente 
und umfassende Unterstützung des Wirtschaftssektors wich fragmentierten 
Wirtschaftszielen. Die externen Wirkkräfte verlagerten sich von der wirt-
schaftlichen und militärischen Unterstützung durch die USA auf den Glo-
balisierungsdruck und den Verlust von einfachen Absatzmärkten. Die 
Wirtschaftspolitik priorisierte die rasche Entwicklung von Personal- und 
anderen Kapazitäten. Der eingebettete Merkantilismus wurde zunehmend 
herausgefordert und die Innovation erschwert.769 
 
Das Erbe von Park Chung-hees Entwicklungsstaat stand bei Reformern 
und Politikern häufig im Debattenmittelpunkt, insbesondere die Macht der 
Chaebols und das Fehlen eines umfassenden Sozialsystems. Einerseits 
wurden die Chaebols als Opfer,770 andererseits als aktive Komponente des 
Finanzkapitals gesehen.771 Park Geun-hye beispielsweise anerkannte die 
Notwendigkeit der Ausweitung des Wohlfahrtssystems, jedoch ohne kon-
krete Schritte zu setzen. Die meritokratische Wirtschaftsplanung des Ent-
wicklungsstaates wurde der Reglementierung, Unterdrückung und Ausbeu-
tung der Arbeiterschaft und Zivilgesellschaft gegenübergestellt. 
 
Das Dilemma des Post-Entwicklungsstaates wurde durch das Ende des 
Hochverschuldungsmodells repräsentiert. Es zeigte sich im Entschei-
dungsproblem, welche Rolle die Regierung, die Chaebols und ehemals aus-
geschlossene Akteure wie die Arbeiter- und Zivilgesellschaft bei der Ent-
wicklung eines alternativen Zugangs zur Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft spielen sollten. Die strategische Herausforderung der wirtschaftli-
chen Restrukturierung lag vor allem in der Verstärkung der sozialen Un-
gleichheiten im Zuge der politischen Liberalisierung.772 
 

                                                 
767  Siehe bspw. Doucette 2016; Pirie 2008. 
768  Evans 1995, 51-54. 
769  Pempel 2021, 13. 
770  Siehe bspw. Chang 2019. 
771  Siehe bspw. Doucette 2016. 
772  Pirie 2016; Doucette 2016. 
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6) WIRKBEREICHE DER STRATEGISCHEN  
  KULTUR SÜDKOREAS 

 

Kooperation & Partnerschaften 

Ein Wirkbereich der strategischen Kultur sind Kooperation und Partner-
schaften. Als globaler Schwerpunktstaat strebt Südkorea nach der Auswei-
tung seiner geographischen Reichweite und der Kooperationen, basierend 
auf gemeinsamen Interessen. Der Ansatz ist vielschichtig und umfasst mi-
nilaterale, regionale und internationale Organisationen.773 Südkorea fördert 
den Regionalismus und die multilaterale Konsensbildung.774 Von Yoon 
Suk-yeol wird eine proaktivere, strategisch berechenbare und internationa-
lere Außenpolitik als unter Moon Jae-in erwartet.775 Die sicherheitspoliti-
sche Zusammenarbeit soll auf die wirtschaftliche und wertebasierte Dimen-
sion erweitert werden. 
 
Beispielhaft ist die angestrebte umfassende strategische Partnerschaft mit 
den USA sowie eine engere Zusammenarbeit mit Frankreich und Grossbri-
tannien. Mit Großbritannien schloss Südkorea als erstes asiatisches Land 
ein Abkommen zur Stärkung der Lieferkettenresilienz. Die regionale Be-
deutung Großbritanniens ergibt sich auch aus dem Umstand, dass es Mit-
glied des Militärbündnisses AUKUS (USA, Großbritannien und Australien) 
und des Nachrichtendienstbündnisses Five Eyes ist, dem zusätzlich Kanada 
und Neuseeland angehören. Aufbauend auf den Bemühungen unter Amts-
vorgänger Moon Jae-in wird Yoon Suk-yeol Südkorea aktiv in die im Ok-
tober 2021 gegründete und von den USA geführte Wirtschaftsinitiative 
Indo-Pacific Economic Framework einbringen, eventuell stufenweise bzw. auf 
ad hoc-Initiativen limitiert auch in den Sicherheitsdialog Quad.776 
 
Zudem unterhält Südkorea enge bilaterale Kooperationen mit den Quad-
Mitgliedern. Dies entspricht dem Ansatz der USA, nicht nur die Allianz-

                                                 
773  Government of the Republik of Korea 2022, 13. 
774  Rozman/Hyun/Lee 2008. 
775  Farkas 2022. 
776  Ebd.; Lee 2022. 
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partner, sondern auch deren Abstimmung untereinander zu fördern. Ein 
Themenschwerpunkt ist dabei die Technologie, etwa der Austausch von 
Personal, Ausrüstung und Kapital. Mit den USA investiert Südkorea bei-
spielsweise gemeinsam in ein Satellitenpositionierungssystem sowie in die 
Produktion von Halbleitern und leistungsstarken Batterien in Texas. Mit 
Indien kooperiert Südkorea bei der künstlichen Intelligenz und dem Inter-
net der Dinge. Mit Australien etablierte Südkorea etwa ein Forschungs-
netzwerk für saubere Energietechnologie. Mit Japan kooperiert Südkorea 
beispielsweise bei Invesitionen und der Personalentwicklung.777 Südkorea 
möchte seine Abhängigkeit von Japan, insbesondere bei der künstlichen 
Intelligenz und bei der Robotik reduzieren, vor allem durch die Stärkung 
der eigenen Technologieentwicklung, durch Diversifizierung und die Verla-
gerung kritischer Lieferketten. 
 

Zusammenspiel von Wohlstand & Macht 

Die Operationalisierung der strategischen Kultur Südkoreas zeigte sich 
etwa auch im Zusammenspiel von Wohlstand und Macht, beispielsweise in 
der Militärreform von 2005 und dem Aufbau der Verteidigungsindustrie. 
Sie manifestierte sich im Umgang mit der Bedrohung durch Nordkorea 
oder in der US-Allianz bzw. dem zeitweisen Antiamerikanismus. 
 
Beispielhaft war die Krise in Folge der Resolution des Sicherheitsrates der 
Vereinten Nationen Nr. 2087 am 22.01.2013 gegen die Raketentests Nord-
koreas. Die Situation eskalierte im März 2013 während der jährlichen Mili-
tärübung Foal Eagle/Key Resolve von Südkorea und den USA. Nordkorea 
schloss die Industriezone Kaesong, widerrief den Waffenstillstand und 
kündigte den Neustart des Atomreaktors Yongbyon an. Südkorea antwor-
tete mit Nachdruck und Geduld. Die internationale Unterstützung Südko-
reas resultierte in der Resolution des Sicherheitsrates der Vereinten Natio-
nen Nr. 2094. Die USA und Japan setzten Aegis Raketenabfangjäger ein 
und versetzten die Streitkräfte in Alarmbereitschaft, darunter zusätzliche 
US-Militärkapazitäten in Südkorea und Guam. Park Geun-hye setzte mit 
ihrem neuen Zugang der Vertrauenspolitik auf Dialog, Vertrauen und Fle-
xiblität. Zudem behielt Südkorea die strategische Autonomie durch Geduld 
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und Nachdruck. Die strategische Priorität lag auf der Friedenserhaltung 
und Sicherheit, verbunden mit der Abschreckung Nordkoreas vor weiteren 
Provokationen. Von entscheidender Bedeutung war die US-Allianz, welche 
die internationale Mobilisierung und insbesondere Druck auf China für ein 
konstruktives Vorgehen bewirkte. Der multilaterale Zugang erhöhte zudem 
Südkoreas internationale Reputation. Beschuldigungen oder Schuldzuwei-
sungen wurden vermieden. Somit kamen fast alle Elemente der strategi-
schen Kultur Südkoreas zum Tragen.778 
 

7)  LANDESVERTEIDIGUNG SÜDKOREAS 

Nationale Verteidigungsfähigkeit Südkoreas 

Die Verteidigungs- und Sicherheitspolitik Südkoreas ist zentralisiert. Der 
Bevölkerung wurden zahlreiche Themen vorenthalten, außer sie standen 
unter einer besonderen öffentlichen Aufmerksamkeit, wie beispielsweise 
der Umgang mit Nordkorea oder den US-Streitkräften.779 
 
Den stärksten Einfluss auf die Verteidigungs- und Sicherheitspolitik üben 
das Präsidialamt, der Sekretär des Präsidenten als Schlüsselfigur und das 
Verteidigungsministerium aus. Das Präsidialamt verantwortet die Politik-
formulierung und die Gesetzesvorlagen. Die Institutionalisierung des Prä-
sidialsekretariats in Bezug auf die Außen- und Sicherheitspolitik sowie die 
koreanische Wiedervereinigung war bis Ende der 1960er Jahre gering. Die 
Mängel an Autonomie, Abgrenzung und Dauerhaftigkeit wichen bis 1987 
einer Professionalisierung.780 Bei Verteidigungsreformen und anderen wich-
tigen Gesetzesentwürfen ernennt der Präsident häufig eine Expertenkom-
mission. Das Parlament verfügt über keine nennenswerten Befugnisse au-
ßer der Möglichkeit, Vorschläge abzulehnen. Zu den informellen Gremien 
mit wirksamer Lobbytätigkeit zählen politisch gebundene Forschungsein-
richtungen oder Veteranengruppen.781 
 

                                                 
778  Kim Jiyul 2014. 
779  Moon 1998; Korkmaz/Rydqvist 2012. 
780  Jung/Lee/Yoo 2012; Kim Jiyul 2014. 
781  Korkmaz/Rydqvist 2012. 
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Das Verteidigungsbudget betrug 2022 bei einem Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) von 1,7 Billionen US-Dollar 38,2 Mrd. US-Dollar bzw. 55,2 Billionen 
KR-Won. 2021 erreichte das Verteidigungsbudget bei einem BIP von 1,8 
Billionen US-Dollar 46,7 Mrd. US-Dollar bzw. 52,9 Billionen KR-Won. 
2020 belief sich das Verteidigungsbudget bei einem BIP von 1,6 Billionen 
US-Dollar auf 41 Mrd. US-Dollar bzw. 48,4 Billionen KR-Won.782 
 
In seine Verteidigungsfähigkeit investiert Südkorea aktiv. Die langfristige 
strategische Herausforderung liegt in der Aufrechterhaltung von ausge-
wogenen Beziehungen zu den USA, zu China und anderen regionalen Akt-
euren in einem instabilen Sicherheitsumfeld. Südkorea möchte die bilatera-
len und minilateralen Kooperationen mit regionalen und internationalen 
Organisationen auch über den Verteidigungsbereich hinaus ausweiten, etwa 
auf die maritime Sicherheit.783 Den US-geführten Initiativen schließt sich 
Südkorea in limitiertem Ausmaß an. Es versucht, im Systemwettbewerb 
zwischen China und den USA eine öffentliche Parteinahme zu vermeiden. 
Denn von seinem Haupthandelspartner China erhofft sich Südkorea im 
Hinblick auf die Bedrohung durch Norkorea einen konstruktiven Beitrag. 

(Nukleare) Abschreckungsstrategie Südkoreas 

Südkoreas Abschreckungsstrategie gegen die zunehmende Bedrohung 
durch die nuklearen und nicht-nuklearen Kapazitäten Nordkoreas stützt 
sich auf die Luft- und Raketenabwehr sowie die massive Bestrafung und 
Vergeltung. Nordkoreanische Atomraketen sollen optimalerweise bereits 
vor dem Start mit einem Präventivschlag zerstört, Raketen im Anflug abge-
fangen und die Führung Nordkoreas im Falle eines Atomangriffs ausge-
schaltet werden.784 Südkorea steht unter dem nuklearen Schutzschirm der 
USA. Seine strategische Haltung entspricht der Argumentation des Strate-
gen Bernard Brodie, dass der Hauptzweck der Streitkräfte nicht länger im 
Gewinnen, sondern vielmehr im Abwenden von Kriegen besteht.785 Die 
Aufstellung der Streitkräfte zur effektiven Abschreckung steht daher so-

                                                 
782  Gemäß jahresaktuellem Umrechnungskurs von KRW in USD; IISS 2022, 283; MOD 

ROC 2021, 31. 
783  Government of the Republik of Korea 2022, 13. 
784  Maduz/Schepers 2022. 
785  Brodie 1946, 62. 
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wohl für die militärischen Anforderungen Südkoreas als auch für seine Un-
terstützung durch die USA im Mittelpunkt.786 
 
2023 erkärte Südkorea, dass es zur Aufrechterhaltung der nationalen Si-
cherheit die Eigenentwicklung von Kernwaffen in Betracht zieht.787 
Über das entsprechende Wissen verfügt Südkorea. Das Motiv lag in erster 
Linie in der wachsenden nuklearen Bedrohung durch Nordkorea. Dieses 
verlautbarte 2022, über taktische und strategische Atomwaffenkapazitäten 
auf der Mittel- und Langstrecke zu verfügen. Ein aktuelles Argument war 
der russische Angriffskrieg auf die Ukraine, der etwa auch Japan in der Ab-
kehr von seiner pazifistischen Verteidigungshaltung bestärkte. Eine geän-
derte Atomwaffenpolitik Südkoreas würde auf erheblichen internationalen 
Widerstand stoßen und etwa Wirtschaftssanktionen nach sich ziehen. Süd-
korea ist Unterzeichner des Atomwaffensperrvertrags, der einem Nicht-
kernwaffenstaat den Erwerb oder die Entwicklung von Kernwaffen verbie-
tet. Ein Vertragsaustritt ist grundsätzlich möglich, jedoch ein langwieriger 
Prozess. Nordkorea beispielsweise teilte dem Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen 1993 offiziell seine Absicht zum Austritt mit, der schließlich nach 
mehreren Ermahnungen wegen Verstößen gegen Sicherheitsverpflichtun-
gen 2003 erfolgte.788 Die zivile Nuklearindustrie Südkoreas ist eng mit meh-
reren internationalen Großkonzernen verflochten, etwa mit Samsung und 
Hyundai. 2009 schloss Südkorea erstmals einen Exportvertrag für Kernre-
aktoren in die Vereinigten Arabischen Emirate ab. Anträge Südkoreas auf 
den Bau einer Wiederaufbereitungsanlage für abgebrannte Brennelemente 
wurden von den USA und Frankreich wiederholt abgelehnt. Die Laseran-
reicherung von Uran auf 77 % (das heißt unter der Waffenqualität) 2004 
wurde als schwerwiegender Verstoß gegen die Verpflichtungen Südkoreas 
im Rahmen der Sicherheitsüberwachung angesehen.  
 
Bis 1991 stationierten die USA in Südkorea taktische Atomraketen, der 
Abzug erfolgte als Teil eines Abrüstungsabkommens mit der Sowjetunion. 
Südkorea stand jedoch seit dem Koreakrieg unter dem nuklearen Schutz-
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schirm der USA, um Südkorea von der Anschaffung eigener Atomwaffen 
abzuhalten und ein Wettrüsten mit Nordkorea zu vermeiden.789 
 

Verteidigungsallianz mit den USA 

Von großer Bedeutung ist das Verteidigungsbündnis mit den USA, das 
unter Präsident Yoon Suk-yeol wieder in den Mittelpunkt der Außen- und 
Sicherheitspolitik rückte. Damit verlagerte sich der Fokus erneut auf die 
Abschreckung und Sanktionen gegenüber Nordkorea. Die US-Allianz gilt 
trotz der geringen Institutionalisierung als eine der militärisch interopera-
belsten bilateralen Beziehungen. Sie genießt in beiden Ländern starken in-
nenpolitischen Rückhalt. Im Gegensatz zum US-Bündnis mit Japan verfügt 
sie über eine integrierte Befehlsstruktur. Veränderungen bei den Prioritäten 
und Budgets führten zu Anpassungen bei der Zusammensetzung und An-
zahl der in Südkorea stationierten US-Truppen. Südkoreas erfolgreiches 
Streben nach mehr Autonomie, insbesondere mit beträchtlichen Investitio-
nen in seine Verteidigungsindustrie, veränderte die Bündnisstruktur und die 
Rolle der beiden Partner.790 Im Sinne des Sicherheitsdilemmas sorgte sich 
Südkorea in erster Linie vor einem Rückzug der USA aus der Region, ins-
besondere unter US-Präsident Donald Trump. Schwerwiegender waren 
jedoch Bedenken, durch das US-Bündnis in eine militärische Auseinander-
setzung mit China hineingezogen zu werden.791 
 
Die Verteidigungshaltung Südkoreas stützt sich auf das kombinierte 
Verteidigungssystem mit den USA auf der rechtlichen Grundlage eines 
Abkommens von 1978. Motiv war der damals geplante und 1981 zurück-
genommene Abzugsplan der US-Truppen aus Südkorea. Gegenwärtig sind 
rund 28.500 US-Soldaten in Korea stationiert.792 Die Kostenaufteilung ist 
ein immer wiederkehrendes Thema. 2021 betrug Südkoreas Kostenanteil 
ca. 1 Mrd. US-Dollar.793 
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Das Kommando der Vereinten Streitkräfte (Combined Forces Com-
mand, CFC) spielt bei der Abschreckung Nordkoreas und gegebenenfalls 
der Verteidigung Südkoreas eine wichtige Rolle. Der Oberbefehl liegt bei 
einem US-General, sein Stellvertreter ist ein südkoreanischer General.794 
Das Kommando der Vereinten Streitkräfte folgt den strategischen Direkti-
ven eines militärischen Komitees, das sich aus den Generalstabschefs der 
beiden Länder zusammensetzt. Es kontrolliert die ihm gemäß der strategi-
schen Direktiven des Komitees zugewiesenen Streitkräfte und Verteidi-
gungsoperationen Südkoreas. 
 
Das Kommando der Vereinten Nationen (United Nations Command, 
UNC) folgt den strategischen Weisungen der US-amerikanischen General-
stabschefs und wird ausschließlich für Missionen eingesetzt, die für das 
Waffenstillstandsabkommen relevant sind. Seine rechtliche Basis sind die 
militärischen Beziehungen, die zur Zeit des Koreakrieges und der Unter-
zeichnung des Waffenstillstandsabkommens bestanden. Das Kommando 
der Vereinten Streitkräfte und das Kommando der Vereinten Nationen 
unterstützen einander.  
 
Die Befehlsgewalt über die südkoreanischen Streitkräfte lag in den Händen 
Südkoreas. Zu Beginn des Koreakrieges übertrug Präsident Syngman Rhee 
1950 das operative Kommando über die südkoreanischen Streitkräfte US-
General MacArthur. Später wurde das Kommando der Vereinten Streit-
kräfte zur Erhöhung der Effizienz mit der operativen Kontrolle über die 
unterstellten Einheiten, die für kombinierte Operationen eingesetzt wer-
den, beauftragt. Die Spionageabwehr verblieb vollständig unter südkoreani-
scher Kontrolle.795 
 
Seit dem Ende des Koreakrieges möchte Südkorea die operative Kontrolle 
über seine Streitkräfte in Kriegszeiten wieder zurückerlangen. Förderlich 
ist, dass Südkorea seine unabhängigen konventionellen Fähigkeiten aus-
baut, wodurch es zusätzliche Ressourcen beisteuert und mehr Verantwor-
tung übernimmt.796 Aufgrund seiner historischen Erfahrung präferiert Süd-
korea grundsätzlich die US-Allianz und den Bilateralismus gegenüber dem 
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Uni- oder Multilateralismus, also gegebenenfalls die Anpassung der südko-
reanischen Vorgangsweise an die US-Interessen. Frühere regionale Ord-
nungsformen konzentrierten sich entweder auf den Wettbewerb der 
Großmächte oder auf deren Kooperation zum Nachteil kleinerer Mächte. 
Da Korea in diesen historischen Machtkonstellationen häufig zum 
Schlachtfeld wurde, legte das klassische koreanische Militärdenken großen 
Wert auf die Aufrechterhaltung der territorialen Integrität, vor allem über 
Bündnisse und die Außendiplomatie. Unter diesen Bedingungen stellte die 
bilaterale Partnerschaft mit einer Großmacht die wichtigste Form des 
Machtzuwachses dar, wobei zumeist China als historischer Schutzherr Süd-
koreas fungierte. Als Fortführung dieser historischen Mentalität verfolgt 
Südkorea heute als bevorzugte Wahl einen selbstbewussten realpoliti-
schen Bilateralismus mit den USA. Dabei können alternative regionale 
Sicherheitsarchitekturen oder der Multilateralismus die bestehenden bilate-
ralen Beziehungen zu den USA zwar ergänzen, jedoch nicht ersetzen. Die 
strategischen Denker Südkoreas sehen die Sicherheit und den Wohlstand 
des Landes in normativer und inhaltlicher Hinsicht zumeist in einer engen 
Verknüpfung mit der US-Allianz.797 
 

Verteidigungspolitik Südkoreas 

Erstes Verteidigungsweißbuch Südkoreas 1988 

Nach dem Vorbild der westlichen demokratischen Länder veröffentlichte 
Südkorea 1988 sein erstes Verteidigungsweißbuch. Es diente dem besseren 
Verständnis, dem Konsens zwischen Bevölkerung und Militär sowie der 
Glaubwürdigkeit der Regierungspolitik. Das Weißbuch verdeutlichte, dass 
ein schrittweises Vorgehen mit ausreichender militärischer Macht der effek-
tivste Weg zum nationalen Ziel der friedlichen koreanischen Wiederverei-
nigung war.798 In sechs Teilen und 18 Kapiteln zog Südkorea einen Ver-
gleich seiner eigenen Kampffähigkeiten mit Nordkorea. Der erste Teil be-
fasste sich mit der historischen Streitkräfteentwicklung, dem Ziel der Lan-
desverteidigung, der verteidigungspolitischen Grundausrichtung und den 
Zukunftsprognosen. Der zweite Teil analysierte das sicherheitspolitische 
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Umfeld und potenzielle militärische Lageveränderungen auf der koreani-
schen Halbinsel. Der dritte Teil skizzierte die Verteidigungslage, beispiels-
weise die Verteidigungskapazitäten, die Verteidigungskooperation mit den 
USA, die politischen Ausrichtung Südkoreas und die Entwicklungstenden-
zen der Verteidigungsindustrie. Der vierte Teil des Verteidigungsweißbu-
ches 1988 beschrieb aktuelle Angelegenheiten und politische Maßnahmen 
hinsichtlich des Verteidigungshaushalts sowie der militärischen Kräfte und 
Ressourcen. Im fünften Teil wurden relevante Themen in Bezug auf die 
Streitkräfte untersucht, darunter etwa Informationen über das Kasernenle-
ben, Bildung und Religion. Der sechste Teil befasste sich mit dem Beitrag 
der Streitkräfte zur nationalen Entwicklung und jenen Aspekten der Ver-
teidigungsverwaltung, die der Bevölkerung zugutekommen. Zudem wurde 
ein Blick auf die Verwaltung der Wehrpflicht geworfen. 

Verteidigungsziele & Militärstrategie Südkoreas 

Die nationalen Ziele Südkoreas umfassten die Verteidigung der Demo-
kratie und der Unabhängigkeit, die regionale Stabilität, die friedliche Wie-
dervereinigung, die Hebung des nationalen Wohlstands und die Stärkung 
des internationalen Status. 
 
Das militärstrategische Konzept bestand dementsprechend in der Kon-
solidierung der Position Südkoreas und der Verteidigungspartnerschaft mit 
den USA auf der Grundlage der südkoreanischen Verteidigungsautonomie. 
Ein weiterer Aspekt war die Umsetzung flexibler Anpassungen an das sich 
verändernde Sicherheitsumfeld in Bezug auf Nordkorea und die Region. 
Im Angriffsfall hätte Südkorea angesichts der geographischen Lage Seouls 
alle Versuche zur Verteidigung des Stadtgebietes unternommen. Bei günsti-
ger Gelegenheit hätte es sich mittels Gegenangriffs um die territoriale 
Rückeroberung bemüht. Dafür entwickelte Südkorea ein detailliertes Kon-
zept für eine reaktionsschnelle Einsatzführung. Für den Großraum Seoul 
und andere strategische Gebiete richtete Südkorea gemeinsam mit den 
USA ein integriertes Frühwarnsystem zur gemeinsamen Überwachung und 
Bewertung der militärischen Aktivitäten Nordkoreas ein. Die umfassende 
Verteidigungsvorbereitung betraf die Verkürzung der Kampfvorberei-
tungszeit, die Sicherstellung der anfänglichen Überlebensfähigkeit, die Be-
kämpfung der intensiven Durchschlagskraft der gegnerischen mechanisier-
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ten Einheiten und die Vorbereitung auf Nachtoperationen, Überraschungs-
angriffe aus der Luft und zur See sowie auf die chemische Kriegsführung. 

Nordkorea als Bedrohungsfaktor 

Auf der internationalen und regionalen Ebene zeigte sich eine allmähliche 
Entspannung mit der Ausnahme von Nordkorea, das weiterhin sein grund-
sätzliches Ziel verfolgte, die koreanische Halbinsel mit Waffengewalt zu 
vereinigen. Während Nordkorea eine enge Militärbeziehung zur Sowjetuni-
on pflegte, bestand für Südkorea die Möglichkeit, dass die USA ihre Unter-
stützung einschränken könnten, etwa durch eine Änderung der Rolle oder 
eine zahlenmäßige Reduktion der US-Streitkräfte in Südkorea.799 
 
Nordkoreas übergeordnetes Ziel ist die gewaltsame Wiedervereinigung der 
koreanischen Halbinsel. Die Konfrontation zwischen den beiden Koreas ist 
ein kalter Krieg zwischen verschiedenen Ideologien und ein nationaler Bür-
gerkrieg. Die Doppelstrategie Nordkoreas umfasste in den 1980er Jahren 
interne und externe militärische Vorbereitungen sowie nichtmilitärische 
Maßnahmen, insbesondere eine ideologische Friedensoffensive. Es wollte 
ein Machtvakuum schaffen, insbesondere durch den Abzug der in Südko-
rea stationierten US-Streitkräfte, ähnlich wie in Vietnam interne Aufstände 
auslösen und mittels politischer Spaltungsversuche die südkoreanischen 
Streitkräfte unterwandern. Dazu stärkte Nordkorea seine „drei großen Re-
volutionspotenziale”: die konsolidierten revolutionären Kräfte in Nordko-
rea, jene Kräfte in Südkorea, die zur Unterstützung Nordkoreas bereit wa-
ren, und die internationalen Kräfte, die den kommunistischen Revolutions-
plan Nordkoreas unterstützten. Die Arbeiterpartei Nordkoreas strebte im 
Rahmen der demokratischen Volksrevolution nach der Etablierung des 
Juche-Denkens (Unabhängigkeit und Selbstständigkeit) in der gesamten 
Bevölkerung und dem Aufbau einer kommunistischen Gesellschaft.800  

Militärkapazitäten Nord- und Südkoreas im Vergleich 

Nordkorea ist ein enorm militarisierter Staat. Ende 1962 veröffentlichte 
Nordkorea vier grundlegende militärische Doktrinen: die Bewaffnung der 
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gesamten Bevölkerung, die Befestigung des ganzen Landes, die Organisati-
on aller Soldaten zu Kadern und die militärische Modernisierung. Im Ge-
gensatz zur langfristigen militärischen Aufrüstung Nordkoreas ab 1962 
erkannte Südkorea die Notwendigkeit einer eigenständigen Verteidigung 
erst, als der damalige US-Präsident Nixon 1969 seine Rückzugspolitik aus 
Asien verkündete. In der Folge begann Südkorea 1974 mit dem Streitkräf-
teaufbau. 
 
Dank des Wirtschaftsaufschwungs übertrafen die jährlichen Militärausga-
ben Südkoreas jene Nordkoreas ab 1978 und die kumulierten Militärausga-
ben Mitte der 1990er Jahre. Allerdings widmete Nordkorea je die Hälfte 
seines Budgets den Investitionen und der Verwaltung, Südkorea hingegen 
nur 36 % den Investitionen und den Großteil der Verwaltung. Die Militär-
ausgaben Nordkoreas beliefen sich in den 1980er Jahren auf 24 % des BIP, 
jene Südkoreas auf 6 % des BIP bzw. auf ein Drittel des Staatshaushalts.801 
 
 
 

 Südkorea802 Nordkorea803 

Aktive Soldaten 555.000 1.280.000 

Armee 420.000 1.100.000 

Marine 70.000 60.000 

Luftwaffe 65.000 110.000 

Strategische Kräfte  10.000 

Polizei & Paramilitär 13.500 190.000 

Reservesoldaten 3.100.000 600.000 

Abbildung 8: Vergleich der Militärkapazitäten Nord- und Südkoreas 2022 

 
 
Die militärische Stärke Nordkoreas war in den 1980er Jahren beinahe 
doppelt so groß wie jene Südkoreas, das sich in erster Linie auf die Vertei-

                                                 
801  Ebd.; Korkmaz/Rydqvist 2012; Roehrig 2000. 
802  IISS 2022, 283. 
803  IISS 2022, 280. 



308 

digung konzentrierte. Unter Berücksichtigung auch der in Südkorea statio-
nierten US-Streitkräfte erreichte Südkorea ca. 70 % der Stärke Nordko-
reas.804 Traditionellerweise legte Südkorea seinen Schwerpunkt auf Kampf-
truppen und weniger auf Unterstützungstruppen.805 

Militärstrategie Nordkoreas 

Zu den militärstrategischen Charakteristiken Nordkoreas zählten in den 
1980er Jahren die Militärausgaben, die Vorwärtsverlegung der Streitkräfte, 
die offensive Streitkräftestruktur und irreguläre Kriegsführung. 
 
Im Rahmen der Vorwärtsverlegung war Nordkorea in der Lage, Zielge-
biete in ganz Südkorea gleichzeitig und ohne zeitverzögernde Verlegung 
von Personal oder Material anzugreifen. Zwei Drittel der Landstreitkräfte 
waren in der Nähe der entmilitarisierten Zone stationiert. Taktische Flug-
zeuge konnten Seoul innerhalb von acht Minuten und die südostkoreani-
sche Küstenstadt Busan innerhalb von 30 Minuten erreichen. Panzer hätten 
rund zwei Stunden bis nach Seoul benötigt. Dabei zeigt sich der strategi-
sche Nachteil der südkoreanischen Hauptstadt Seoul. Sie liegt nur 40 km 
von der demilitarisierten Zone entfernt, umfasste aber bereits ein Drittel 
der Bevölkerung und erwirtschaftete als Verkehrs- und Finanzknotenpunkt 
50 % des BIP.806 
 
Nordkoreas offensive Streitkräftestruktur stützte sich auf eine spezifische 
Militärstrategie, welche die sowjetische und die chinesische Strategie mit 
den Kriegserfahrungen, insbesondere in Korea, Vietnam und dem Nahen 
Osten, und der sowjetischen Taktik des gewagten Vorstoßes kombinierte. 
Der von Nordkorea angestrebte Entscheidungskrieg zur Vernichtung der 
südkoreanischen Hauptstreitkräfte nördlich von Seoul bezog Überra-
schungsangriffe, schnelle mehrwellige Angriffe und irreguläre Kriegstakti-
ken ein. Nach einer frühen Isolierung Seouls hätte Nordkorea die Beset-
zung von ganz Südkorea vor dem Eintreffen der US-Verstärkungstruppen 
versucht. Die Absichten und militärischen Maßnahmen waren offensicht-
lich, etwa durch die Vorwärtsverlegung des Großteils seiner Streitkräfte für 
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einen ersten Überraschungsangriff, die offensive Truppenstruktur mit ei-
nem sehr hohen Mechanisierungsgrad und die Spezialkräfte für die gleich-
zeitige Infiltration auf dem Luft- und Seeweg. 
 
Den besonderen Aspekten dieser Nord-Süd-Konfrontation entsprechend 
entwickelte Nordkorea irreguläre Kriegsführungsmethoden, beispiels-
weise Infiltrationsversuche, Anschläge auf Politiker und Flugzeuge oder ein 
umfangreiches unterirdisches Tunnelsystem zum gleichzeitigen Angriff auf 
die Vor- und Nachhut. 
 
Die politische Friedensoffensive ist das typischste Beispiel für eine 
nichtmilitärische Maßnahme Nordkoreas. Spezifische Gespräche mit Süd-
korea als vertrauensbildende Maßnahme lehnte Nordkorea ab, etwa Wirt-
schaftsgespräche. Es beharrte auf der Abhaltung groß angelegter Konfe-
renzen unter Beteiligung aller politischen Parteien und gesellschaftlichen 
Gruppen beider Koreas oder auf hochrangigen politisch-militärischen Ge-
sprächen, bei denen es um die gegenseitige Truppenreduktion auf 100.000 
Mann, den Abzug der US-Streitkräfte aus Südkorea und die Denuklearisie-
rung der koreanischen Halbinsel ging. Damit bezweckte Nordkorea die 
Schwächung des Bewusstseins über den Kommunismus und das Schüren 
einer antiamerikanischen Stimmung in Südkorea.807 

Verteidigungsweißbuch 2020 

Südkoreas inzwischen biennales Verteidigungsweißbuch konzentrierte sich 
2020 auf die Verteidigungskapazitäten der beiden Koreas. Ein Schwerpunkt 
lag auf der Aufrüstung und Modernisierung Nordkoreas und seiner Fokus-
sierung auf strategische Ziele in Südkorea. Hervorgehoben wurde insbe-
sondere die rund dreifache Stärke der nordkoreanischen Reservekräfte im 
Vergleich zu Südkorea. Das Verteidigungsweißbuch 2020 enthält ebenso 
wie jenes von 2018 keine Charakterisierung Nordkoreas als Feind, stellt 
jedoch die Stabilitätsbedrohung auf der koreanischen Halbinsel durch die 
asymmetrische, auf Massenvernichtungswaffen basierende Stärke Nordko-
reas fest. Generell bekräftigt Südkorea seine Position von 2018, dass es alle 
Bedrohungen für die Souveränität, das Territorium, die Menschen und das 
Eigentum Südkoreas als Feind einstuft. Angesichts der angespannten Be-
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ziehungen wegen historischer und handelspolitischer Fragen bezeichnete 
Südkorea Japan nicht mehr wie bisher als Partner, sondern als Nachbar-
land, mit dem man zusammenarbeiten sollte.808 
 

Strategische Streitkräftemodernisierung 

Die strategische Streitkräftemodernisierung Südkoreas beruht in erster Li-
nie auf der Bedrohungslage und weniger auf status-hierarchischen oder 
wirtschaftlichen Faktoren. Die Streitkräftemodernisierung wurde nicht 
durch Wohlstand angetrieben, sondern auch während der Wirtschaftskrise 
1997 und Liquiditätsengpässen fortgesetzt. Im Mittelpunkt stand das Stre-
ben nach mehr Eigenständigkeit und militärtechnologischer Diversifizie-
rung, auch als Absicherung gegenüber einer potenziellen Schwächung des 
US-Bündnisses. Zugleich stellt eine größere Verteidigungsautonomie das 
erklärte Ziel und einen komplementären Faktor zur US-Allianz dar. Wich-
tig war für Südkorea daher die transparente Steuerung des Modernisie-
rungsprozesses. Zentral für die Modernisierung war das anfängliche Be-
schaffungsprogramm für ausländische Rüstungsgüter, ab den 1980er Jahren 
die Lizenzproduktion und schließlich die erfolgreiche Entwicklung der 
einheimischen Rüstungsindustrie und des Forschungssektors. 
 
Seit Jahrzehnten implementiert Südkorea eine stufenweise Verteidigungsre-
form in unterschiedlichen Formen, basierend auf dem Yulgok-
Reformprogramm 1974. 2005 entwickelte Südkorea den grundlegenden 
Verteidigungsreformplan 2020, gefolgt von den Revisionen 2009 und 2011, der 
Verteidigungsreform 2.0 2018, dem Verteidigungsplan 2021-2025 und der Ver-
teidigungsreform 2020. 

Yulgok-Reformprogramm von 1974 

Die militärische Modernisierung Südkoreas geht auf den Vietnamkrieg zu-
rück. 1966 unterstützten die USA moderate Verbesserungen der südkorea-
nischen Streitkräfte im Zuge von deren Teilnahme am Vietnamkrieg. 1971 
folgte ein weiteres großes Modernisierungspaket in der Folge des US-
Abzugs aus Korea. Mit dem Yulgok-Reformprogramm unter Park Chung-
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hee und dem Motto „Eine reiche Nation und eine starke Armee“ begann 
1974 ein konsequenter und langfristiger Modernisierungsprozess. Die Mili-
tärausgaben beliefen sich auf 3,3 % des BIP.  
 
Das Beschaffungsprogramm für Rüstungsgüter verfolgte das Ziel, die 
Streitkräfte von einer personalintensiven in eine technologieintensive Mili-
tärorganisation zu transformieren. Dabei spielten der Erwerb und die Ent-
wicklung von Waffensystemen und Kapazitäten eine bedeutende Rolle. 
Dies betraf anfänglich in erster Linie die Beschaffung von ausländischen 
Rüstungsgütern und Kerntechnologien, später die einheimische (Lizenz-) 
Produktion und Forschung sowie allgemein die Erweiterung bestehender 
Fähigkeiten.809 Die Hälfte des gesamten Beschaffungsbudgets entfiel in den 
1970er Jahren auf die Landstreitkräfte. Seit damals lag der Anteil des Be-
schaffungsbudgets an den gesamten Verteidigungsausgaben im Durch-
schnitt bei 31,8 %. Bis Mitte der 1960er Jahre fungierten die USA als einzi-
ger Lieferant und danach als Hauptlieferant. Die Abwicklung erfolgte groß-
teils in Form von ausländischen Rüstungsverkäufen zwischen den Regie-
rungen und zu einem kleinen Teil als kommerzielle Direktverkäufe. In der 
Anfangsphase des Reformprogramms konzentrierten sich die Investitionen 
auf den Ersatz veralteter Ausrüstung und die Verstärkung der Grenzgebie-
te, beispielsweise mit der Instandhaltung und Modernisierung von Luftab-
wehrraketen und Angriffsschiffen sowie der Beschaffung von F-4-
Kampfflugzeugen. Die südkoreanische Lizenzproduktion begann in den 
1980er Jahren.810 Die programmatischen Grundsätze blieben auch in den 
1990er Jahren bestehen, allerdings mit Veränderungen bei der Lieferanten-
auswahl, der Art der Waffen und Technologien sowie der relativen Ge-
wichtung der Teilstreitkräfte. Denn die Luftverteidigung und Marine ge-
wannen an Bedeutung. 
 
Die Beschaffungsmuster der südkoreanischen Streitkräfte spiegelten alte 
und neue Trends wider. Zum Teil dienten sie der Aufrechterhaltung der 
Verteidigungsbereitschaft gegen die traditionelle bodengestützte Bedro-
hung durch Nordkorea. Wesentliche Aspekte der militärischen Modernisie-
rungspläne zeigten hingegen als natürliche Entwicklung des strategischen 
Denkens eine Verlagerung des Schwerpunkts hin zu künftigen regionalen 
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Eventualitäten und zu einer modernen Machtprojektion. Seine strategi-
schen Ambitionen oder potenziellen künftigen Feinde legte Südkorea nicht 
offiziell dar. Auf das US-Sicherheitsbündnis wirkte sich Südkoreas allmähli-
ches Streben nach Schlüsseltechnologien und einer größeren Unabhängig-
keit insbesondere durch die Suche nach alternativen kommerziellen Be-
schaffungsquellen aus. Die Wirtschaftskrise 1997 belegte zudem die Not-
wendigkeit für den Technologietransfer und die Schaffung von lokalen 
Arbeitsplätzen. Ab den 1990er Jahren bezog Südkorea russische Militärgü-
ter, nicht zuletzt als Bezahlung für ausstehende Schulden Russlands. An-
fangs handelte es sich um logistische Ausrüstung und Kleinwaffen, später 
auch um hochentwickelte Rüstungsgüter. Russland erwies sich bei den 
Kaufbedingungen, den Lizenzvereinbarungen und beim Technologietrans-
fer vergleichsweise flexibel und kostengünstig. Potenzielle Probleme größe-
rer russischer Waffensysteme lagen jedoch in der Unzuverlässigkeit, der 
mangelnden Wartung oder der Integration in bestehende US-Systeme.811 

Verteidigungsreformplan von 2005 

Aus politischen Erwägungen beschloss Südkorea 2005 den umfassenden, 
ehrgeizigen und kostenintensiven Verteidigungsreformplan 2020. Im Mittel-
punkt stand die militärisch-strategische Neuausrichtung mit einer stärkeren 
Gewichtung der regionalen Orientierung. Den dominierenden politischen 
Rahmen bildete die damalige Sonnenscheinpolitik Südkoreas gegenüber 
Nordkorea. Das Motiv der Verteidigungsreform lag in der Notwendigkeit, 
die militärischen Fähigkeiten zu verbessern und zudem der Regierung und 
den Streitkräften eine größere strategische Flexibilität und entsprechende 
regionale Handlungsfreiheit zu verschaffen. Die Wirkfaktoren waren die 
Veränderungen und die zunehmende Komplexität des regionalen Sicher-
heitsumfeldes, das vom grundsätzlich fortbestehenden Nordkorea-Konflikt 
und Chinas Machtzuwachs geprägt wurde. Als der Verteidigungsreformplan 
2020 im Jahr 2005 erstellt wurde, war die Bedrohungslage Südkoreas von 
der Möglichkeit einer nordkoreanischen Invasion bestimmt. Die Verteidi-
gung konzentrierte sich daher auf die Verbesserung der Überwachungs- 
und Waffensysteme.812 
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Zu den Zielsetzungen zählte eine erhebliche Verkleinerung der Streitkräf-
te. Die nachteilige demographische Entwicklung führte zu einem sinkenden 
Anteil an Wehrpflichtigen, deren Anzahl sich von 1977 bis 2025 auf 
220.000 halbiert. Hinzu kam die Verkürzung der Wehrdienstzeit von 26 auf 
18 Monate. Dies bedingte die militärische Professionalisierung. Zur Auf-
rechterhaltung der militärischen Fähigkeiten setzte Südkorea auf einen 
Kompromiss zwischen Technologie und Personal bzw. auf die Kompensa-
tion der Personalreduktion mit fortschrittlicheren Waffensystemen. Dabei 
sollten die Waffensysteme reduziert bzw. zwischen 30 % und 50 % der 
veralteten Waffen ersetzt werden. Die Modernisierung sollte durch Eigen-
entwicklungen und Beschaffung erfolgen. Der Fokus der Qualitätsverbes-
serung lag auf der gemeinsamen Kriegsführung und der Netzwerkzentrie-
rung. Ein zentrales Thema war die Herstellung eines besseren Gleichge-
wichts zwischen den Streitkräften, insbesondere eine Senkung des Anteils 
der Landstreitkräfte von 80 % auf 50 %. Zudem strebte Südkorea die mili-
tärisch-politische und strategische Stärkung der Eigenständigkeit an, ge-
koppelt mit der Aufrechterhaltung der Interoperabilität mit den USA. Eine 
autarke nationale Sicherheits- und Verteidigungshaltung ist in Verbindung 
mit einer institutionalisierten militärischen Führungs- und Kontrollstruktur 
Voraussetzung für Südkoreas potenzielle Übernahme der operativen Kon-
trolle im Kriegsfall von den USA. Aus diesem Grund erfolgten auch die 
Reorganisation und Zentralisierung der Führungs- und Kontrollstruktur. 
Sie diente der Erhöhung der allgemeinen Effizienz und der Stärkung der 
Autorität der Stabschefs.813 
 
Die Herausforderungen des Verteidigungsreformplans 2005 lag in der 
Finanzierung, den inhaltlichen und finanziellen Anpassungen nach politi-
schen oder wirtschaftlichen Krisen sowie in der Vermeidung von Fähig-
keitslücken und Kapazitätsmängeln.814 
 
Zur Finanzierung sollte das Verteidigungsbudget ursprünglich um 11,1 % 
bis 2015 und danach um 7 % bis 2020 erhöht werden. Dies stand im Ge-
gensatz zur damaligen Budgetkürzung der meisten westlichen Länder nach 
dem Ende des Kalten Krieges. Auf Kritik stieß der geplante Budgetanstieg 
insbesondere durch die Relativierung der militärischen Bedrohung durch 
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Nordkorea im Zuge der Sonnenscheinpolitik Südkoreas. Die veranschlagte 
Gesamtsumme belief sich für den Zeitraum von 2006 bis 2020 auf 683 
Billionen KR-Won bzw. 485 Mrd. US-Dollar.815 Südkoreas Verteidigungs-
ministerium senkte jedoch im Oktober 2005 die Geldmittel um 9 %. Der 
ursprünglich vorgesehene relative Anteil von 43% für Investitionen wurde 
beibehalten. Nicht realisiert wurde hingegen die geplante Vervierfachung 
des Budgets für Forschung und Entwicklung sowie Beschaffung auf 20 
Billionen KR-Won bis 2015.816 

Revisionen des Verteidigungsreformplans ab 2009 

Im Zuge der Revision von 2009 wurde der vier Jahre zuvor begonnene 
Reformprozess grundsätzlich beibehalten. Aufgrund des politischen Wan-
dels, der finanziellen Zwänge und der öffentlichen Kritik wurde das Budget 
jedoch gekürzt. Der Revision gingen militärisch-politische Krisen auf der 
koreanischen Halbinsel voraus, insbesondere in Form von militärischer 
Aggression von Seiten Nordkoreas. Zudem hatte die konservative Regie-
rung unter Lee Myung-bak 2008 die liberale Regierung unter Roh Moo-
hyun abgelöst.817 Die Anforderungen an die Streitkräfte Südkoreas hatten 
sich verändert. Zum Zeitpunkt der Entwicklung des Verteidigungsreform-
plans 2020 im Jahr 2005 lag der Schwerpunkt auf der Abwehr einer nord-
koreanischen Invasion. Wegen der Schwächen Nordkoreas wurde nun auch 
einem möglichen Regime- oder Staatszusammenbruch Nordkoreas und 
einer etwaigen Wiedervereinigung große Aufmerksamkeit geschenkt. Die-
ses Szenario erforderte Stabilisierungsmaßnahmen und militärische Kapazi-
täten, die eher auf humanen als technologischen Ressourcen basierten. Da-
her wurde die für 2020 geplante Truppenstärke auf 520.000 Mann erhöht. 
Ein Rechtsrahmen für eine selektive Mobilisierung, damit langfristige Stabi-
lisierungsmaßnahmen in Nordkorea nicht zu einem weitgehenden Stillstand 
der südkoreanischen Wirtschaft führen, bestand nicht.818 
 
Ähnliche militärisch-politische Krisen wie 2009 führten 2011 zu einer er-
neuten Revision der Verteidigungsreform. Der neue Plan 307 im Rahmen 
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der Revision von 2011 sollte den laufenden Reformprozess bis 2030 ver-
längern sowie Elemente ergänzen bzw. teilweise aussetzen. Sowohl die ur-
sprüngliche Verteidigungsreform als auch der neue Plan 307 waren umstrit-
ten und politisiert. Die Herausforderungen lagen in der Budgetkürzung und 
im mangelnden politischen Willen angesichts der Parlaments- und Präsi-
dentschaftswahlen 2012. Hinzu kam die öffentliche Unzufriedenheit mit 
der Wirtschaftspolitik sowie mit der allgemeinen und der militärischen Bü-
rokratie.819 Das komplexe sicherheitspolitische Umfeld erschwerte zuneh-
mend die Umsetzung von groß angelegten, kohärenten Strategiekonzepten, 
wie etwa die nationale Sicherheitsstrategie Global Korea von Lee Myung-bak. 
Die militärischen Provokationen Nordkoreas waren 2010 besonders gravie-
rend. Im März 2010 versenkte Nordkorea das südkoreanische Kriegsschiff 
Cheonan. Dies und der Artillerieangriff Nordkoreas auf die südkoreanische 
Insel Yeonpyeong im November 2010 zeigten die Schwächen Südkoreas 
bei der Prävention, der Reaktionsgeschwindigkeit sowie der Führung und 
Kontrolle auf. Eine Kommission erarbeitete daraufhin kurz- und langfristi-
ge Verbesserungsvorschläge. Dazu zählte die Reduktion von Ineffizienzen 
im Verteidigungsbereich und der Differenzen zwischen dem Militär und 
der Zivilgesellschaft. Die Wehrdienstzeit wurde wieder verlängert, ziviles 
Personal eingestellt und die Teilstreitkräfte neu gewichtet, insbesondere 
durch eine Stärkung der Marine. Ein Nationales Krisenmanagementzent-
rum wurde etabliert und die proaktive Abschreckung verstärkt.820 Die Mo-
dernisierung betraf seit 2010 insbesondere die Kategorien Information, 
Überwachung und Aufklärung (intelligence, surveillance and reconnais-
sance, ISR), weiters Führung, Kontrolle, Kommunikation, Computer und 
Aufklärung (command, control, communications, computers and intelli-
gence, C4I) sowie diverse Kampffähigkeiten.821 
 
2018 setzte Südkorea die Verteidigungsreform 2.0 in Gang. Die drei 
Hauptziele galten den generellen Reaktionen auf Sicherheitsbedrohungen, 
dem Einsatz moderner Technologien zur Stärkung der militärischen Macht 
und der Weiterentwicklung der Streitkräfte auf das Niveau eines Industrie-
landes. Die Militärreform umfasste etwa die Einführung eines dreiachsigen 
operativen Systems, den allgemeinen Truppenabbau, die Neuausrichtung 
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der Streitkräfte und die Budgetaufstockung. Südkorea führte unbemannte 
Aufklärungsdrohnen (RQ-4 Global Hawks) ein. Zudem plante es den Ein-
satz von Aufklärungssatelliten, um seine Fähigkeiten im Bereich Informati-
on, Überwachung und Aufklärung (ISR) zu verbessern. Zur Realisierung 
einer autonomen Verteidigung initiierte Südkorea Programme zum Bau 
eines leichten Flugzeugträgers und eines U-Boots der 4.000-Tonnen-
Klasse.822 

Aufbau der südkoreanischen Verteidigungsindustrie 

Im Zuge eines erheblichen Strukturwandels der Verteidigungsindustrie 
entwickelte sich Südkorea zu einem der weltweit fortschrittlichsten Herstel-
ler von Rüstungsgütern. Südkorea ist in der Lage, den Großteil der In-
landsnachfrage und teilweise auch die Auslandsnachfrage zu decken. Zu 
Beginn befand sich Südkorea in einer vollständigen Abhängigkeit von aus-
ländischer, insbesondere US-amerikanischer Militärtechnologie. Von 1980 
bis 2011 stammten immer noch 80 % der Rüstungsgüterimporte aus den 
USA. In der Folge erkannte Südkorea die Notwendigkeit, eine einheimische 
Rüstungsindustrie aufzubauen. Die rüstungsindustrielle Basis schuf Südko-
rea in den 1970er Jahren, nachdem die USA ihre Truppenpräsenz in Süd-
korea trotz der deutlich steigenden Spannungen mit Nordkorea verringert 
hatten. 
 
Der strukturelle Wandel der Verteidigungsindustrie begann 2005 im Rah-
men des Verteidigungsreformplans 2020 mit einer bürokratischen 
Machtverschiebung innerhalb des Verteidigungssektors. Dies führte zu 
einem Machtverlust der Streitkräfte über die Verteidigungsindustrie. Denn 
die Budgetkontrolle wurde von den Streitkräften, insbesondere der Armee, 
und dem Verteidigungsministerium auf Beamte übertragen. Beispielhaft für 
den strukturellen Paradigmenwechsel ist die Gründung der Behörde für die 
Rüstungsbeschaffung. Der Versuch des Verteidigungsministeriums, seinen 
Einfluss auf die Politik zurückzugewinnen, zog erhebliche Kritik auf sich. 
Der Konflikt zwischen den Beamten und den Streitkräften um administra-
tive Zuständigkeiten und die zentrale Kontrolle über das Beschaffungswe-
sen betraf nicht nur die Interaktion zwischen staatlichen Organisationen 

                                                 
822  MOD ROC 2021. 
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und der Industrie, sondern auch die Planung und Umsetzung der Verteidi-
gungspolitik. 
 
Südkorea verfolgt (sicherheits-) politische und wirtschaftliche Motive beim 
Aufbau der einheimischen Verteidigungsindustrie. Damit kommt es seinem 
grundlegenden historischen Ziel der Autarkie bei der Beschaffung, Produk-
tion und Modernisierung von Highttech-Rüstungsgütern einen Schritt nä-
her. Südkorea möchte das technologische Niveau heben, insbesondere mit 
verstärkten Investitionen in den Forschungs- und Entwicklungssektor. 
Weitere Ziele sind die Diversifizierung der Zulieferbasis und die Erhöhung 
der wirtschaftlichen Rentabilität, vor allem durch Exporte und Marktan-
teilsgewinne. 
 
Die substanziellen Herausforderungen lagen insbesondere im For-
schungssektor und in der Abhängigkeit von ausländischen Kerntechnolo-
gien. Dazu zählten auch die US-Vorschriften für Lieferkontrolle, welche 
die Entwicklung der Rüstungsindustrie Südkoreas stark einschränkten. Zu 
Beginn fokussierte sich Südkorea auf die US-Lizenzfertigung, Reverse 
Engineering und die Herstellung von Kleinwaffen und Munition. Reverse 
Engineering ist die Extraktion von Konstruktionselementen durch die Un-
tersuchung der Strukturen fertiger Systeme. 

Akteure der Verteidigungsindustrie 

Zu den wichtigsten staatlichen Akteuren der Verteidigungsindustrie zäh-
len das Verteidigungsministerium, die Streitkräfte sowie die dem Ministeri-
um unterstellte Behörde für die Rüstungsbeschaffung (Defense Acquisition 
Programme Administration, DAPA), die Behörde für die Verteidigungs-
entwicklung (Agency for Defense Development, ADD) und das Korea 
Institut für Verteidigungsanalysen (Korea Institute for Defense Analyses, 
KIDA). Das Präsidentenamt und das Parlament üben politischen Einfluss 
aus und sind indirekt beteiligt. Als höchste Autorität muss der Präsident 
den Erwerb von Verteidigungsgütern genehmigen, insbesondere bei einem 
direkten Erwerb von ausländischen Lieferanten. 
 
Als primäre Endnutzer spielen die Streitkräfte eine wichtige Rolle bei der 
Vorbereitung von Beschaffungsanträgen, etwa in Bezug auf die erforderli-
chen operativen Fähigkeiten neuer Rüstungsgüter oder das voraussichtliche 
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operative Umfeld für deren Einsatz. Jede Teilstreitkraft verfügt über eine 
Abteilung für Kampfentwicklung mit Verantwortung für die Planung und 
Kommunikation der Anforderungen an neue Waffensysteme. Zudem er-
stellt der Generalstabschef mittel- und langfristige Beschaffungspläne für 
den erwarteten zukünftigen Fähigkeitsbedarf der Streitkräfte. 
 
Das Motiv für die Gründung der Behörde für die Rüstungsbeschaffung 
(DAPA) 2006 war die Erhöhung der Effizienz und der Transparenz des 
Beschaffungsprozesses im In- und Ausland. Die Einbindung der DAPA 
verringerte die traditionelle Dominanz des Militärs, insbesondere der Ar-
mee, und des Verteidigungsministeriums im Beschaffungsprozess. Ihre 
Funktion liegt in der Zentralisierung der Beschaffungsaktivitäten in einer 
einzigen, von Beamten kontrollierten Behörde. Die vorherige Beschaf-
fungsstruktur war dezentralisiert, denn jeder Militärdienst verfügte über ein 
eigenes Beschaffungsbüro, während das Verteidigungsministerium die ad-
ministrative Kontrolle ausübte. Als einzige Regierungsinstitution, die for-
melle Verhandlungen über Preise, Technologietransfers, die lokale Produk-
tion und Kompensationspakete führt, hat die Behörde für die Rüstungsbe-
schaffung eine zentrale Rolle und die Budgethoheit. Die Aufgaben liegen in 
der Verwaltung und Durchführung der Beschaffungsprozesse, aber auch in 
der Förderung der heimischen Industrie sowie der Forschung und Ent-
wicklung. 
 
Die Agentur für die Verteidigungsentwicklung (ADD) verantwortet 
seit 1971 die Forschung und Entwicklung im Bereich der Kern- und Spit-
zentechnologie, insbesondere für strategische Waffensysteme wie Marsch-
flugkörper und ballistische Flugkörper. Dies schließt die Verwaltung und 
die technologische Unterstützung für die Industrie und die Streitkräfte ein. 
Mit der teilweisen Auslagerung der Forschung und Entwicklung im Bereich 
der Verteidigungssysteme an die Rüstungsindustrie als externe Auftrags-
nehmer wurde das bisherige strikte Monopol der ADD schrittweise aufge-
weicht. Ihr Vorteil besteht im Zugang zu etablierten Forschungs- und 
Testeinrichtungen, etwa Großlabors für Raketentechnologie oder präzisi-
onsgelenkte Munition. Die USA förderten mit der Anwerbung und Ausbil-
dung von Forschern den Aufbau der ADD. 
 
Das Korea Institut für Verteidigungsanalysen (KIDA) spielt vor allem 
bei der Planung und Bewertung im Beschaffungsprozess von neuen Waf-
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fensystemen eine zunehmende und beratende Rolle. Dies ist auf das In-
formationsdefizit des Ministeriums und der Streitkräfte zurückzuführen. 
 
Als private Akteure in der Verteidigungsindustrie fungieren in erster Linie 
große Firmenkonglomerate. In Ergänzung ihres zivilen industriellen Kern-
geschäfts spezialisieren sich die Chaebols bzw. ihre Tochterunternehmen 
auf Spezialbereiche, in denen sie zumeist unter Nutzung der zivilen For-
schungs- und Entwicklungseinrichtungen der Muttergesellschaft eine 
Marktdominanz erreichen. Beispielhaft sind Hyundai und Daewoo im 
Schiffsbau, Samsung in der Artillerie und Elektronik oder Hyundai in der 
Panzerproduktion.823 

Politik und Strategie in der Verteidigungsindustrie 

Die Rüstungsindustrie profitierte von der Initiative und der langjährigen 
umfangreichen Unterstützung des Staates. Südkorea verfolgte den stra-
tegischen Aufbau zahlreicher und paralleler Kompetenzen, etwa durch die 
gleichzeitige Vergabe eines Großauftrags und eines Subauftrags an zwei 
unterschiedliche Auftragnehmer. 
 
Zur Beschleunigung der Fortschritte im Forschungs- und Entwick-
lungssektor im Verteidigungsbereich ergriff Südkorea mehrere Maßnah-
men. Beispielsweise die Erweiterung der Lieferantenbasis oder die Bevor-
zugung der einheimischen Rüstungsprodukte durch die Beschaffungsbe-
hörde aus politischen und wirtschaftlichen Gründen. Angestrebt sind zu-
dem Technologietransfers und die gemeinsame Entwicklung von Waffen-
systemen mit unterschiedlichen Ländern und Unternehmen.  
 
Die großen Auftragnehmer der Verteidigungsindustrie engagierten sich 
zunehmend selbst in Forschungs-und Entwicklungsaktivitäten. Zum einen, 
um ihre Abhängigkeit von der oft kritisierten Agentur für die Verteidi-
gungsentwicklung (ADD) zu mindern, und zum anderen, um ihre Wettbe-
werbsfähigkeit auf dem nationalen und internationalen Rüstungsmarkt zu 
steigern. Damit löste sich die traditionelle Trennung zwischen der For-
schung und Entwicklung bzw. der Agentur für die Verteidigungsentwick-
lung einerseits und dem Produktionssektor bzw. den Rüstungsunterneh-

                                                 
823  Korkmaz/Rydqvist 2012. 
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men andererseits allmählich auf. Denn die Industrie übernahm zunehmend 
beide Bereiche. Dabei ist die stärkere Rolle der Industrie im Forschungsbe-
reich des Verteidigungssektors, wie auch viele andere industrielle Entwick-
lungen in Südkorea, das Ergebnis staatlicher Bemühungen. Der Schwer-
punkt der Agentur für die Verteidigungsentwicklung verlagerte sich auf die 
Forschung und Entwicklung in entscheidenden, weiterhin unter staatlicher 
Kontrolle verbleibenden Kerntechnologien der Verteidigung. Die moder-
nen Fähigkeiten der Agentur für die Verteidigungsentwicklung resultieren 
aus ihrem langjährigen Monopol und der Erfahrung sowie ihrem Zugang 
zu den schrittweise etablierten, modernen Forschungseinrichtungen. In 
dieser entstehenden Arbeitsteilung wurden die anderen Forschungsaktivitä-
ten, etwa die Systemtechnik und -integration, an einheimische Rüstungsun-
ternehmen ausgelagert. Sie rekrutierten viele ehemalige Forscher der Agen-
tur für die Verteidigungsentwicklung aktiv.824 
 
Von Anfang an definierte Südkorea strategische Industrien und stattete 
sie mit erheblichen finanziellen und wirtschaftlichen Vorteilen aus, etwa 
über Kompensationsgeschäfte. Dies erleichterte die Kommerzialisierung 
erheblich. Nach der Gründung der Agentur für die Verteidigungsentwick-
lung 1971 als Teil des Industrialisierungsprozesses beschloss Südkorea 
1974 ein Sondergesetz zur Förderung der Verteidigungsindustrie. Damit 
wurden gesetzliche Privilegien gewährt, insbesondere Steuer- und Zoller-
mäßigungen, Konzessionen für Produktionsstätten und Garantien für die 
oligopolistische Marktbeherrschung. Die Schwer- und Chemieindustrie 
wurde 1974 ausdrücklich für Verteidigungszwecke gegründet.825 Als weitere 
strategische Industriesektoren, die auch zum nationalen Wirtschaftswachs-
tum beitragen sollten, wurde der Maschinenbau, der Elektroniksektor und 
der Schiffsbau ausgewählt. 
 
Die ausgewählten Industrien waren als etablierte große Unternehmens-
konglomerate in Familienhand (Chaebols) bereits zuvor in der zivilen 
Produktion und Forschung tätig. In den 1970er Jahren beispielsweise wa-
ren die Chaebols gesetzlich verpflichtet, 70 % ihrer industriellen Kapazität 
für die Rüstungsproduktion einzusetzen. Auf Anweisung der Regierung 
spezialisierten sich die großen Auftragnehmer in der Folge auf verschiede-

                                                 
824  Ebd.. 
825  Ebd.; Moon 1998. 
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ne Bereiche der Rüstungsproduktion. Einerseits untergruben die institutio-
nellen Regelungen teilweise den Wettbewerb und erhöhten die Marktzu-
trittsschranken. Andererseits begünstigten sie das industrielle Fachwissen in 
den einzelnen Produktionsbereichen. 
 
Die Lieferkette der südkoreanischen Verteidigungsindustrie basierte auf 
einer institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Arten 
von Auftragnehmern, die stets von der DAPA ausgewählt wurden. Haupt-
auftragnehmer für Verteidigungsgüter befassten sich hauptsächlich mit der 
Systemintegration, die primären Unterauftragnehmer mit der Produktion 
von Hauptkomponenten und die sekundären Unterauftragnehmer mit der 
Komponentenlieferung. Südkorea unterteilte die Verteidigungsindustrie in 
die zwei Kategorien der großen und der allgemeinen Verteidigungsauftrag-
nehmer. Zu den großen Verteidigungsauftragnehmern zählten Industrien, 
die sich mit der Herstellung von Verteidigungsgütern befassen, insbesonde-
re Präzisionswaffen, Flugzeuge, gepanzerte Fahrzeuge, Marineschiffe, Ra-
dare, elektronische Kriegsführungssysteme und Produkte für die chemi-
sche, biologische und und radiologische Kriegsführung. Die zahlreichen 
allgemeinen Verteidigungsauftragnehmer lieferten Komponenten. 
 
Zur Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen dem zivilen und dem 
militärischen Produktionssektor wurde 2009 das Gesetz über die Förde-
rung von Technologien mit doppeltem Verwendungszweck adaptiert. Die 
dual-use Technologien werden durch Spin-on oder Spin-off-Effekte zum 
oder vom Verteidigungssektor entwickelt. 
 
Die Politik und Strategie der Verteidigungsindustrie umfasste zudem die 
Kompensationspolitik, ausländische Direktinvestitionen und Ausfuhrkon-
trollen. Südkoreas Politik der Kompensationsgeschäfte (Offset Politik) 
zielte seit 1983 in erster Linie auf den Technologietransfer für Spitzentech-
nologie, aber auch auf Exportrechte oder Lizenzproduktionsrechte ab. Die 
staatlichen Vorschriften für Kompensationsgeschäfte bezogen sich auf die 
spezifischen Produktanforderungen und das Auftragsvolumen; 2012 lag der 
Grenzwert des Auftragsvolumens beispielsweise bei 10 Mio. US-Dollar. 
Eine Kompensation war bei mehreren konkurrierenden Bietern in der Hö-
he von 50 % des Auftragswertes fällig bzw. bei nur einem Bieter in der 
Höhe von 30 %. Direkte Kompensationsverträge umfassen den Technolo-
gietransfer und Exportrechte für Komponenten, die in direktem Zusam-
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menhang mit dem zu beschaffenden Waffensystem stehen. Indirekte Off-
sets unterscheiden sich nur darin, dass sie sich nicht konkret auf die be-
schafften Waffensysteme beziehen müssen. Beispielhaft für die Offset Poli-
tik war die Beschaffung von F-16-Kampfflugzeug von Lockheed Martin. 
Der Erfolg zeigte sich im Zugang zu Spitzentechnologie. Die Priorität lag 
auf im Kampf erprobten und technologisch bewährten Sytemen gegenüber 
der Lizenzproduktion.826 
 
Ausländische Direktinvestitionen in die Verteidigungsindustrie sind kaum 
Beschränkungen unterworfen, bedürfen jedoch einer Genehmigung durch 
das Ministerium für wissensbasierte Wirtschaft sowie der Einhaltung der 
geforderten Standards für Produktionsanlagen, Unternehmensfinanzen und 
Sicherheit. Beispielsweise fusionierte 2001 das französische Rüstungsunter-
nehmen Thales mit Samsung Electronics zu Samsung Thales, einem der 
größten Rüstungsunternehmen Südkoreas.827 Die im Voraus einzuholende 
Exportgenehmigung, die Exportkontrolle sowie die finanzielle, materielle 
oder personelle Förderung von Rüstungsexporten verantwortete die 
DAPA.828 
 

                                                 
826  Korkmaz/Rydqvist 2012. 
827  2015 gab Thales seinen 50 %-Anteil an die Hanwha Gruppe ab. 
828  Korkmaz/Rydqvist 2012. 
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Südkoreas Existenz an einer geopolitischen Bruchlinie bewirkte in den ver-
gangenen Jahrzehnten eine dramatische Abfolge historischer Wendungen. 
In der stets präsenten Bedrohung durch externe Ereignisse und Großmäch-
te wurzelt die politische und strategische Kultur Südkoreas mit einem aus-
geprägten Streben nach umfassender Souveränität. Der strategische Wert 
der koreanischen Halbinsel lag in seiner geographischen Brückenfunktion 
zwischen der Kontinentalmacht China und der Seemacht Japan. Als ver-
gleichsweise schwachem Staat kam Korea dabei stets eine strategisch be-
deutende Funktion im regionalen Kräftegleichgewicht zu. Der Koreakrieg 
begann als Bürgerkrieg und resultierte in der Internationalisierung der ko-
reanischen Halbinsel. Dies zeigt, dass die spezifische Entwicklung Südko-
reas und die strategischen Herausforderungen untrennbar mit seiner Ge-
schichte, den unveränderlichen geographischen und den geopolitischen 
Bedingungen verbunden sind. 
 
Die Entwicklungsstruktur Südkoreas wurde von der Politik der Nationsbil-
dung geprägt. Die Muster des Staatsaufbaus waren von Repression und 
ideologischer Polarisierung gekennzeichnet. Das (autoritäre) politische 
Vermächtnis von Park Chung-hee zeigte sich zum Teil im Fortdauern der 
Institutionen seiner Ära bzw. ihre Anpassung an die entstehende Demokra-
tie und die globalisierte politische Wirtschaft. Von Bedeutung sind dabei 
das Wirtschaftssystem, das politische System und das Zwangssystem als 
institutionelle Dimensionen seiner Reformpolitik. Aus den institutionellen 
Bedingungen und Zwängen sowie den politischen Entscheidungen der 
Machthaber resultierte die unausgewogene und an den Firmenkonglomera-
ten (Chaebol) orientierte Modernisierung Südkoreas. Der undemokratische, 
stark zentralisierte und personalisierte Dirigismus führte zur Politisierung 
des Staates und zu Absprachen zwischen dem Staat und den Chaebols. 
Den Entwicklungsstaat restrukturierte Südkorea im Zuge der enormen 
Herausforderungen der Finanzkrise 1997 in einen Post-Entwicklungsstaat. 
 
Südkorea gilt als eine der erfolgreichsten konsolidierten neuen Demokra-
tien. Dennoch war es Jahrzehnte lang von politischen Krisen und struktu-
rellen Problemen geprägt, insbesondere einer anhaltenden systemischen 
Korruption. Die Demokratisierung ist ein Vermächtnis der USA. Doch 
zugleich trugen die Politik und die Entscheidungen der USA in den darauf-
folgenden Jahrzehnten zur Entformung der südkoreanischen Demokratie 
bei. Während die demokratischen Institutionen von außen aufgezwungen 
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wurden, gab es einen innenpolitischen Kampf um die höchste Autorität. In 
der spezifischen politischen Kultur beruhte die Macht in erster Linie auf 
persönlichen Netzwerken und weniger auf Institutionen. 
 
Die formelle und informelle Politik Südkoreas stellt, wie auch in Nordko-
rea, auf der nationalen, internationalen und interkoreanischen Ebene drei 
voneinander abhängige Bereiche in den Mittelpunkt: das Legitimations-
problem, das Identitätsproblem und das Sicherheitsdilemma. 
 
Zu den Merkmalen der politischen Kultur zählen die ideologische Polari-
sierung, der Regionalismus als zentrales Organisationsprinzip der politi-
schen Parteien, der Fraktionalismus des Parteiensystems, die formalistische 
Entscheidungsfindung und die umfassende, ursprünglich patrimoniale Or-
ganisationskultur. Die politische Kultur ist von der soziokulturellen Ent-
wicklung und der historischen Erfahrung geprägt. Der Modernisierungs-
prozess beschleunigte den Kulturwandel und führte zu einer dialektischen 
Vermischung traditioneller (konfuzianischer) und moderner Werte. Bedeu-
tende Elemente der politischen Kultur sind zudem der Dualismus und der 
Egalitarismus. 
 
Die geringe Institutionalisierung der politischen Parteien galt als eines der 
Hauptprobleme für die demokratische Konsolidierung Südkoreas. Sie re-
sultierte aus historischen Gründen, Aspekten der politischen Kultur, der 
starken Position des Präsidenten im institutionellen Regierungsgefüge und 
der utilitaristischen Haltung der Parteivorsitzenden zu den Parteien. Der 
politische, diplomatische, militärische und wirtschaftliche Wettbewerb mit 
Nordkorea reduzierte die Innenpolitik über Jahrzehnte auf eine proameri-
kanische Haltung und schränkte den parteipolitischen Raum auch nach der 
Demokratisierung Südkoreas deutlich ein. Die politischen Folgen eines 
schwach institutionalisierten Parteiensystems in Verbindung mit dennoch 
auferlegten demokratischen Zwängen waren wiederkehrende politische 
Krisen mit erheblichen Auswirkungen auf die politische Führung und die 
Wirtschaftspolitik. Die innenpolitische Konsequenz war die Einschränkung 
der Wahlfreiheit und die Unterdrückung der Opposition. Die Charakteris-
tiken der politischen Parteien umfassten einen schwachen Organisations-
grad, eine lediglich formalisierte Struktur, eine kurze Lebensdauer – und 
damit wenig effektiven Einfluss. Die Parteien dienten der Manipulation der 
Gesellschaft von oben. Sie repräsentierten ihre eigenen Parteiinteressen 
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und politischen Ziele, jedoch keine parteiideologischen Unterschiede. Die 
Militärregierungen genossen jedoch die Unterstützung der USA, etwa 
durch die Bereitstellung erheblicher Ressourcen. In der Folge entwickelten 
sich die Parteien in enger Abhängigkeit von ihren Gründern. Die bestim-
menden Themen der Partei- und Identitätspolitik waren Nordkorea und die 
Rolle der USA auf der koreanischen Halbinsel. 
 
Die Dynamik des politischen Prozesses zeigte sich im tiefgreifenden Wan-
del des politischen Systems und der Beziehung zwischen Staat und Zivilge-
sellschaft. Die Militärregierungen festigten ihre Macht auf der Grundlage 
der organisationsstarken Regierungsbürokratie, über informelle Organisati-
onen und die Manipulation des Wahlprozesses. Der Widerstand gegen die 
staatliche Repression entlud sich in Form einer radikalisierten Arbeiter- und 
Studentenbewegung, mit der sich größere Teile der Mittelklasse solidarisier-
ten. In den späten 1980er Jahren verlor diese Allianz aus Mittel- und Arbei-
terklasse jedoch ihre Bestimmung und es entstanden höchst unterschiedli-
che neue soziale Bewegungen. Die Stärke der Zivilgesellschaft beruhte auf 
einer politischen Kultur, die von einer gewissen Hartnäckigkeit, Wider-
standsfähigkeit, Anpassungsfähigkeit und latenten Mobilisierungsfähigkeit 
gekennzeichnet ist. 
 
Im strategischen Denken vollzog Südkorea einen weitreichenden Wandel. 
Bedeutender Einfluss auf die strategische Ausrichtung und Zielsetzung 
entstammte den politischen Führungspersönlichkeiten. Schlüsselvariablen 
waren Veränderungen des globalen und nationalen Systems sowie Strate-
gieanpassungen der USA gegenüber der Region. Zu den innenpolitischen 
Wirkfaktoren zählte die rasche Wirtschaftsentwicklung, der Demokratisie-
rungsprozess und das wachsende internationale Ansehen. Wegen der au-
ßenpolitischen Polarisierung, vor allem in Bezug auf Nordkorea, gewann 
die öffentliche Meinung an Bedeutung. Die koreanische strategische Kultur 
basiert im Wesentlichen auf der Realpolitik bzw. dem Parabellum-
Grundsatz. Sie wurzelt in externen Quellen, insbesondere der Beziehung zu 
China und Japan, sowie in internen Quellen, vor allem der zivil-
militärischen Beziehung.  
 
Zu den strategischen Kernzielen zählen Sicherheit und Entwicklung. Die 
strategische Priorität weitete Südkorea von der Sicherstellung der Militärun-
terstützung im Kalten Krieg auf das Wirtschaftwachstum bzw. den Ausbau 
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der nationalen Stärke sowie auf die interkoreanische Stabilität aus. Im Zuge 
dessen konzentrierte sich Südkorea auf seine strategische Autonomie, den 
operativen Pragmatismus und die regionale Einflusszunahme, vor allem 
mittels offenen, integrativen Multilateralismus. Die limitierenden realisti-
schen Optionen ermöglichten jedoch nur Prioritätenverschiebungen inner-
halb enger Grenzen. Die größte Herausforderung Südkoreas war stets die 
Gestaltung der (regionalen) Beziehungen. Die Prioritätenreihenfolge ver-
läuft von den USA über Nordkorea bis China, Japan und Russland. Der 
anhaltende Nordkoreakonflikt führte Südkorea in eine verteidigungs- und 
rüstungspolitische strukturelle Abhängigkeit von den USA. Das US-
Bündnis betrachtet Südkorea als essenziell für die nationale Sicherheit. Der 
Grundcharakter der Beziehungen verschob sich von einer asymmetrischen 
zu einer zunehmend gegenseitigen Abhängigkeit. Mit China verbindet Süd-
korea eine wirtschaftliche Abhängigkeit, mit Japan historische und territori-
ale Konflikte. Die Wahl zwischen den strategischen Optionen erforderte 
stets die Koordinierung unterschiedlicher Länder und die Abstimmung 
zweier gegensätzlicher Strategien. Das ist einerseits die Beschwichtigung 
Nordkoreas, indem es von den Vorteilen eines Engagements überzeugt 
wird, und andererseits Druck auf Nordkorea, um die Kosten einer Kon-
frontation zu verdeutlichen. Dies weist eine sicherheitspolitische und eine 
wirtschaftliche Komponente auf. 
 
Ein strategisches Paradoxon ergänzt das grundlegende realpolitische Si-
cherheitsdilemma Südkoreas. Es besteht in der umgekehrten Proportionali-
tät der Handlungsfähigkeit zu den Prioritäten. Denn Südkorea verfügt in-
zwischen über die Fähigkeit zur Übernahme einer konstruktiven Rolle in 
internationalen Angelegenheiten. Dies weckt entsprechende Erwartungen. 
Zugleich erlaubt das komplexe regionale und von Großmächten geprägte 
Sicherheitsumfeld Südkorea nur einen kleinen selbstbestimmten Hand-
lungsspielraum für seine außenpolitischen Ambitionen. 
 
Die komplexe Sicherheitslage ist in Ostasien durch eine Machtasymmetrie, 
die Existenz von Atomwaffen und wirtschaftliche Interdependenz gekenn-
zeichnet. Die sicherheitspolitische Zielsetzung Südkoreas umfasst die mili-
tär-technologische Diversifizierung der einheimischen Rüstungsindustrie, 
die Fortführung der seit zwei Jahrzehnten laufenden Militärreform sowie 
den Ausbau von Sicherheitsallianzen. Die US-Verteidigungsallianz gilt trotz 
der geringen Institutionalisierung als eine der militärisch interoperabelsten 
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bilateralen Beziehungen der USA und verfügt über eine integrierte Befehls-
struktur. Prioritäten- und Budgetanpassungen veränderten Zusammenset-
zung und Anzahl der in Südkorea stationierten US-Truppen. Südkoreas 
Förderung seiner Selbstbestimmung und der Rüstungsindustrie veränderte 
die Bündnisstruktur mit den USA. Die größte Sorge Südkoreas gilt einem 
Rückzug der USA aus der Region, jedoch auch einer potenziellen Involvie-
rung in eine Militärauseinandersetzung der USA mit China. 
 
In die Verteidigungsfähigkeit investiert Südkorea im Rahmen seiner zentra-
lisierten Verteidigungs- und Sicherheitspolitik aktiv. Die langfristige strate-
gische Herausforderung liegt angesichts des instabilen Sicherheitsumfeldes 
in der Aufrechterhaltung ausgewogener Beziehungen zu den USA, zu Chi-
na und anderen regionalen Akteuren. Südkorea möchte die minilateralen 
Kooperationen mit regionalen und internationalen Organisationen auch 
über den Verteidigungsbereich hinaus ausweiten. 
 
Südkoreas Verteidigungshaltung beruht auf dem kombinierten Verteidi-
gungssystem mit den USA auf der rechlichen Grundlage eines Abkommens 
von 1978. Gegenwärtig sind rund 38.500 US-Soldaten in Südkorea statio-
niert. Die Kostenaufteilung ist ein immer wiederkehrendes Thema, 2021 
betrug Südkoreas Kostenanteil ca. 1 Mrd. US-Dollar. Das Kommando der 
Vereinten Streitkräfte spielt bei der Abschreckung gegen die zunehmende 
nukleare und konventionelle Bedrohung Nordkoreas und gegebenenfalls 
bei der Verteidigung Südkoreas eine wichtige Rolle. Die Abschreckungs-
strategie Südkoreas setzt auf Luft- und Raketenabwehr sowie massive Ver-
geltung. Die Kommandos der Vereinten Streitkräfte und der Vereinten 
Nationen unterstützen einander gegenseitig. Das Kommando der Verein-
ten Nationen wird ausschließlich für Missionen eingesetzt, die für das Waf-
fenstillstandsabkommen relevant sind. 
 
Die strategische Streitkräftemodernisierung Südkoreas basiert in erster Li-
nie auf der Bedrohungslage und wurde grundsätzlich auch während Liqui-
ditätsengpässen fortgesetzt. Zentral für die Modernisierung war das anfäng-
liche Beschaffungsprogramm für ausländische Rüstungsgüter, ab den 
1980er Jahren die Lizenzproduktion und Reverse Engineerung sowie 
schließlich die erfolgreiche Entwicklung der einheimischen Rüstungsindust-
rie ab 2005. Reverse Engineering ist die Extraktion von Konstruktionsele-
menten durch die Untersuchung der Strukturen fertiger Systeme. Revisio-
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nen des Verteidigungsplans beruhten teils auf dem politischen Wandel bzw. 
militärisch-politischen Krisen auf der koreanischen Halbinsel, finanziellen 
Zwängen, mangelndem politischen Willen oder öffentlicher Kritik. Die 
Anforderungen an die Streitkräfte verlagerten sich von der Abwehr einer 
nordkoreanischen Invasion auf die Handhabung eines möglichen System-
zusammenbruchs Nordkoreas, etwa Stabilisierungsmaßnahmen. Die drei 
Hauptziele gelten den generellen Reaktionen auf Sicherheitsbedrohungen, 
dem Einsatz moderner Technologien zur Stärkung der militärischen 
Machtprojektion und der Weiterentwicklung der Streitkräfte. 
 
Der strukturelle Wandel der Verteidigungsindustrie begann 2005 im Rah-
men des Verteidigungsreformplans 2020 mit einer bürokratischen Macht-
verschiebung innerhalb des Verteidigungssektors. Dies führte zu einem 
Machtverlust der Streitkräfte über die Verteidigungsindustrie. Seitdem ent-
wickelte sich Südkorea zu einem der weltweit fortschrittlichsten Hersteller 
von Rüstungsgütern. Es ist in der Lage, den Großteil der Inlandsnachfrage 
und einen wachsenden Anteil der Auslandsnachfrage zu decken.  
 
Beim Aufbau der einheimischen Verteidigungsindustrie verfolgt Südkorea 
(sicherheits-) politische und wirtschaftliche Motive. Mit staatlicher Unter-
stützung soll das technologische Niveau gehoben, die Zulieferbasis diversi-
fiziert und die wirtschaftliche Rentabilität erhöht werden, vor allem durch 
Marktanteilsgewinne. Angestrebt sind verstärkte Forschungs- und Entwick-
lungskativitäten durch die Industrie, Entwicklungskooperationen und 
Technologietransfers. Die substanziellen Herausforderungen lagen zu Be-
ginn insbesondere im Forschungssektor und in der Abhängigkeit von aus-
ländischen Kerntechnologien, darunter die US-Vorschriften für Lieferkon-
trolle. Von Anfang an definierte Südkorea strategische Industrien und stat-
tete sie mit erheblichen finanziellen und wirtschaftlichen Vorteilen aus. 
Dies betraf etwa Kompensationsgeschäfte, staatlich dirigierte Lieferketten 
sowie die Förderung von ausländischen Direktinvestitionen oder der zivil-
militärischen Kooperation. Dies erleichterte die Kommerzialisierung der 
Rüstungsindustrie Südkoreas erheblich. 
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